Werbung für Weimar?: Öffentlichkeitsarbeit von Großstadtverwaltungen in der Weimarer Republik by Bonte, Achim
MANNHEIMER HISTORISCHE FORSCHUNGEN
Herausgegeben vom





in der Weimarer Republik
Palatium Verlag
Mannheim
Gedruckt mit Unterstützung des Vereins zur Förderung des
Historischen Instituts an der Universität Mannheim und der
Gesellschaft der Freunde Mannheims und der ehemaligen
Kurpfalz/Mannheimer Altertumsverein von 1859.
ISBN 3-920671-32-5
Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme
Bonte, Achim:
Werbung für Weimar? . Öffentlichkeitsarbeit von Großstadt-
verwaltungen in der Weimarer Republik / Achim Bonte. - Mann-
heim : Palatium-Verl., 1997
(Mannheimer historische Forschungen ; Bd.14)
ISBN 3-920671-32-5 brosch.
© 1997 Palatium Verlag, Karl-Valentin-Str. 5, D-68259 Mannheim,
Germany
Herstellung nach Satz: Llux Datenverarbeitung GmbH, Ludwigshafen
Printed in Germany
Das Logo der Reihe Mannheimer Historische Forschungen geht auf eine
Zeichnung von Nicolas de Pigage (Aufriß des Mannheimer Schlosses, ca.




















Die Aufgaben und Ausgangsbedingungen
großstädtischer Öffentlichkeitsarbeit in der
Weimarer Republik
Zeitgenössische Entwürfe und Erscheinungs-
formen kommunaler Öffentlichkeitsarbeit
Die Entwicklung der materiellen Voraussetzungen
Die Institutionen
Die städtischen Pressestellen (1906 —1933)
Die „Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichten-
und Presseämter" (1921—1932)
Das Engagement des Deutschen Städtetages (1928 —1933)
Das Fachpersonal
Die Medien
Wegbereiter und Widerpart: Die Privatpresse
Bewährungs- und Schlüsselstunden: Öffentliche Rede
Wirksame „Sprachrohre"? Kommunale Zeitschriften
Die neuen Medien als Königsweg? Filme und
Hörfunksendungen

































Die Bewertung der Aufgaben
Der Grundkonflikt: „reine Information" versus
politische Meinungsbildung
Die Inhalte der Meinungsbildung
Kennzeichen der Kommunikationswege
Sprachliche Kommunikation
Politische Symbolik und symbolische Politik
Zusammenfassung
Lokale Gesamtansichten — Kommunale
Öffentlichkeitsarbeit in Düsseldorf und Mannheim
Die Städteprofile
Die Oberbürgermeister und ihre Mitarbeiter
Organisation, Stellenwert und Zielkonzepte
von Öffentlichkeitsarbeit
Grundsignaturen der praktizierten Öffentlichkeitsarbeit
„Arbeiten und nicht verzweifeln!": Durchhalteappelle
und politische Verwirrung in der Amtszeit Köttgens
1919 — 1923
Wer bürgt für die Zukunft? Mutlosigkeit und
politischer Stillstand in der Ära Kutzer 1918 — 1928
„Düsseldorf wieder dem Licht entgegen!":
Zivilisatorischer Fortschritt und politischer




























Unterwegs zur „lebendigen Stadt":
Aufbruchsstimmung und politischer Neuansatz
bei Hermann Heimerich 1928/29
Bankrott der neuen Zeiten: Heimerich und Lehr
in der Wirtschafts- und Staatskrise 1930 — 1933
Indikatoren und Elemente von Politischer Kultur
Die politischen Sprachen und Symbole
Alte und neue Kräfte oder die Spannung zwischen
Ordnung und Freiheit
Elite und „Masse"


























Vorliegende Studie ist die leicht überarbeitete Fassung meiner Dissertation, die
im Sommersemester 1995 unter dem Titel „Kommunalverwaltung und Verfas-
sungswandel. Öffentlichkeitsarbeit von Großstadtverwalrungen in der Weimarer
Republik" von der Fakultät für Geschichte und Geographie der Universität
Mannheim angenommen wurde. Die Arbeit entstand nach längerer Beschäftigung
mit Hermann Heimerich, Mannheimer Oberbürgermeister von 1928 bis 1933 und
1949 bis 1955.
Meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Klaus-Jürgen Matz, danke ich für seine
stete Unterstützungsbereitschaft, Verläßlichkeit und Geduld. Zu danken habe ich
ferner den Mannheimer Historikern Prof. Dr. Wolfgang von Hippel für sorgfäl-
tige wissenschaftliche Begleitung, Prof. Dr. Michael Erbe für unbürokratisches
Handeln in schwieriger Zeit sowie Prof. Dr. Gottfried Niedhart für seine Hilfe bei
der Drucklegung. Wertvolle Ermunterung in einem frühen Arbeitsstadium erhielt
ich von Prof. Dr. Jürgen Reulecke (Siegen) und Dr. Christian Engeli (Berlin),
zwei profunden Kennern der modernen deutschen Stadtgeschichte. Später gab
das Doktorandenkolloquium von Prof. Dr. Ernst Schulin (Freiburg im Breisgau)
wichtige Impulse und Rückhalt.
Die finanzielle Basis für meine Forschungen bildete ein zweijähriges Stipendi-
um des Landes Baden-Württemberg. Die Unterstützung von Herrn Helmut Heu-
ser sicherte den Abschluß. Für namhafte Druckkostenzuschüsse danke ich der
Gesellschaft der Freunde Mannheims und der ehemaligen Kurpfalz - Mannhei-
mer Altertumsverein von 1859 und ihrem Vorsitzenden, Herrn Hansjörg Probst,
sowie dem Verein zur Förderung des Historischen Instituts an der Universität
Mannheim, der die Reihe der „Mannheimer historischen Forschungen" regelmä-
ßig fördert.
Dank schulde ich auch allen Archivaren und Bibliothekaren, die in den letzten
Jahren für mich tätig wurden. Zeitzeugen der angenehmsten Art waren Dr. El-
friede und Frank Hoeber (Philadelphia), die sich intensiv für meine Arbeit inter-
essierten und nützliches Material bereitstellten.
Für vielfältige Anregungen und Korrekturhilfe danke ich außerdem meinen
langjährigen Freiburger Kommilitonen und Freunden Antje Schädel, Stefan Mei-
neke, Matthias Waechter und Siegfried Weichlein. Isabell Maibaum schließlich
hat zum Gelingen der Arbeit sicher am meisten beigetragen. Ihr ist das Werk
gewidmet.
Heidelberg, im Frühjahr 1997 Achim Bonte

I Einleitung
Die Teilhabe aller Staatsbürger am politischen Entscheidungsprozeß zählt zu den
zentralen Grundsätzen einer liberalen Demokratie. Beim Versuch ihrer Realisie-
rung dient bis heute die Idee der Öffentlichkeit als wesentliches Hilfsmittel.
"Öffentlichkeit" entspricht nun aber realiter keineswegs jenem im Zeitalter der
Aufklärung entwickelten Modell einer von unabhängigen Privatpersonen im freien,
vernünftigen Diskurs gewonnenen, dauerhaften und immer zuverlässigen Vermitt-
lungsinstanz zwischen gesellschaftlichen Bedürfnissen und staatlicher Herrschaft,
sondern bezeichnet - wie ihr angebliches Produkt, die "öffentliche Meinung" - eine
von Interessen bestimmte, ständig umkämpfte Kommunikationsleistung, die vor-
wiegend von Politikern, Funktionären und Journalisten vorgeprägt wird und stets
nur eine unvollständige Menge von Gruppenansprüchen und -auffassungen enthält.
Gleichwohl steht sie weiterhin unter dem Anspruch, Forum gesamtgesellschaftli-
cher Diskussion und wichtige soziale Plattform der Kontrolle und Kritik politischen
Handelns zu sein und ist als solche gerade in komplexen Massendemokratien auch
gar nicht zu entbehren. Um soziale Probleme und Kontroversen bestmöglich wider-
spiegeln zu können und für politische Entscheidungen geeignete Richtlinien zu
bieten, sollten indes einige Rahmenbedingungen gelten. Öffentlichkeit sollte er-
stens aus möglichst vielen und unterschiedlichen Quellen gespeist werden. Zwei-
tens müßte sie angesichts des Umfangs und der häufigen Kompliziertheit der an-
stehenden Fragen Lösungsaltemativen hervorbringen, die einerseits strukturieren
und vereinfachen, andererseits gesellschaftlichen Konfliktstoff nicht grob sinnwid-
rig verfälschen oder vollständig verstellen. Nur dann erhielte jeder Bürger die
Chance, an der öffentlichen Meinungsbildung kritisch teilzunehmen. Propagierte
Lösungsvorschläge sollten drittens nie starr, sondern offen für Zweifel und Verän-
derung sein. Obwohl dieser normative Bezugsrahmen einer demokratischen Öf-
fentlichkeit für das fragile Gebäude der Weimarer Demokratie zweifellos eine
besondere Belastung bedeutete, ist er auch dort prinzipiell gültig.'
Nach Gründung der Weimarer Republik erhielten die Beziehungen zwischen
Politik und öffentlicher Meinung eine bis dahin in Deutschland unbekannte Be-
deutsamkeit. Dafür sorgten das neue Verfassungsgebot der Volkssouveränität, aber
auch allein schon ältere Gesellschaftsentwicklungen, die sich in den letzten Jahr-
Vgl. J. HABERMAS, Strukturwandel der Öffentlichkeit. Mit einem Vorwort zur Neuauflage
1990 ([1962], Frankfurt/M. 1990); H. MÖLLER, Vernunft und Kritik. Deutsche Aufklärung im
17. und 18. Jahrhundert (Frankfurt/M. 1986), bes. S.281ff.; E. FRAENKEL, Demokratie und
öffentliche Meinung, in: ZfP N.F. (1963), S.309-328; R. GEIßLER, Massenmedien, Basiskom-
munikation und Demokratie (Tübingen 1973); U. SARCINELLI, Politikvermittlung in der De-
mokratie. Zwischen kommunikativer Sozialtechnik und Bildungsauftrag, in: APuZ, H.50
(1984), S.3-13.
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zehnten des Kaiserreiches bereits spürbar ausgewirkt hatten und jetzt nur starker
zur Entfaltung gelangten. Zu nennen sind hier die vielseitige Medienlandschaft
sowie die fortgeschrittene Bildungsexpansion, der allmähliche Abbau ständischer
Differenzierung und die wachsende Politisierung der Gesellschaft - Bausteine einer
Massenöffentlichkeit, die selbst hartnäckige Gegner des demokratischen Regie-
rungsprinzips kaum länger ignorieren konnten. Daß "öffentliche Meinung" in den
zwanziger Jahren tatsächlich weithin als unumgängliches Thema galt, belegen die
vielen Veröffentlichungen hierzu sowie die beginnende Institutionalisierung publi-
zistischer Forschung, ferner die zahlreichen neugeschaffenen Presseabteilungen bei
Behörden, Verbänden und anderen Organisationen, wobei die behördlichen Stellen
als nahezu vollkommen neues Phänomen nochmals besonders hervortreten.* Zu-
mindest formal stellten sich auch die Leiter der großen städtischen Verwaltungen
relativ rasch darauf ein, nun viel mehr als früher öffentlicher Kritik zu unterstehen,
"immer wieder aufklären und sich rechtfertigen" zu müssen: gab es Ende 1918
lediglich etwa 35 Städte, die wenigstens eine bescheidene Nachrichtenstelle einge-
richtet hatten - die älteste stammte aus dem Jahre 1906 -, so waren es 1926 schon
über 80, darunter 39 der 46 Großstädte.3
Über die von den Großstadtverwaltungen praktizierten Formen als auch über die
zentralen Inhalte öffentlicher Meinungsbildung Aufschluß zu erlangen, ist das Ziel
dieser Studie. Griffen jene Behörden Partizipationsanspruch und Kritik der Öffent-
lichkeit bereitwillig und umsichtig auf oder reagierten sie relativ hilflos oder aber
vornehmlich manipulativ auf ein unausweichliches, doch eher als lästig erachtetes
Zeitphänomen? Welche konkreten Botschaften waren ihnen besonders wichtig und
auf welche Weise transportierten sie sie? Korrespondierten die kommunikativen
Botschaften ungefähr mit der entsprechenden materiellen Politik oder stand beides
in einem unvertretbaren Mißverhältnis? Ließen sie konkurrierende Ansichten zu
oder strebten sie nach absoluter Gültigkeit? - das sind die Fragen, um die es geht.
Zu erreichen ist damit zum einen ein Beitrag zur bislang wenig beachteten Ge-
schichte behördlicher Meinungspflege in der Weimarer Republik, ein Thema, das
gerade im Zuge neuer Politikvermittlungsprobleme und wiederauflebenden politi-
Eine Übersicht über die amtlichen Pressestellen des Reiches, der Länder, Provinzen und
Städte bieten die JAHRBÜCHER DER TAGESPRESSE 3 (1930) und 4 (1932), S.356-359 bzw. 394-
397. Ein erstes "Institut für Zeitungskunde" wurde 1916 an der Universität Leipzig eingerichtet
(1926 erste ordentliche Professur). 1920 folgte das "Institut für Zeitungswissenschaft und
öffentliche Meinung" in Köln, 1925 das "Deutsche Institut für Zeitungskunde" in Berlin. Vgl.
DER PRESSEDIENST, 2. Ausgabe (Stuttgart 1929), S.l-12 (mit weiteren Daten und Angaben). Zu
den Veröffentlichungen vgl. etwa die umfangreichen Bibliographien in O. GROTH, Die Zeitung.
Ein System der Zeitungskunde, Bd.4 (Mannheim u.a. 1930) u. W. BAUER, Die öffentliche
Meinung in der Weltgeschichte (Potsdam 1930).
3 Das Zitat aus: W. SOLLMANN, Presse und Kommunalverwaltung (Köln 1930), S.9. Zu den
Zahlen vgl. Kap. III 1.1.
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sehen Extremismus' in der erweiterten Bundesrepublik - im ersten demokratischen
Nationalstaat nach Weimar - ungebrochene Aktualität besitzt. Darüber hinaus be-
steht die Erwartung, ein recht präzises Bild der politischen Auffassungen und
Werte der leitenden Kommunalbeamten gewinnen zu können. In dieser Perspektive
gilt das Erkenntnisinteresse der Politischen Kultur der Weimarer Jahre.
Gemäß dem Vorschlag Karl Rohes bedeutet Politische Kultur hier "ein mit ande-
ren geteiltes politisches Weltbild", ein Geflecht von Maßstäben, Annahmen und
Prinzipien, mit dessen Hilfe politische Realität sinnlich erfaßt, beurteilt und gestal-
tet wird, nicht etwa schlicht eine Summe von Einstellungen gegenüber einem poli-
tischen System. Erlaubt doch erst dieser breitere Begriff von Politischer Kultur
sicher anzugeben, welche Unterstützung der Weimarer Demokratie wirklich zuteil
wurde, d.h. wer sich nicht nur zeitweise und lediglich nach außen hin "auf den
Boden der Verfassung stellte", sondern ihr in seinem politischen Wirken grundle-
gend entsprach. Die Grundideen von gesellschaftlicher und politischer Ordnung,
Konfliktregelung u.a. als die Bestandteile Politischer Kultur bleiben ihren Trägern
weitgehend unbewußt und selbstverständlich. Sie werden deshalb meist nicht ver-
balisiert und lassen sich nur indirekt erschließen. Verhaltensmuster und Sprachwei-
sen bei der öffentlichen Meinungsbildung scheinen dazu ein sehr brauchbarer Weg
zu sein. Nicht nur politische Lippenbekenntnisse und ernsthafte politische Leitli-
nien auseinanderzuhalten, sondern auch bewußte Einstellungen und Taten von den
viel dauerhafteren, unterbewußten politisch-kulturellen Steuerungen zu trennen,
gelang bisweilen schon hellsichtigen Zeitgenossen. "Loyal gegen die Verfassung.
Dieses Wort ist im Laufe der Jahre für viele Beamte eine Ausrede geworden", pol-
terte z.B. der sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete Julius Leber 1926,
sie tun nichts, was in der Verfassung irgendwie ausdrücklich verboten ist.
Im übrigen aber sabotieren sie die Verfassung, wo sie können, machen
monarchistische Propaganda, bekennen sich zu Schwarz-Weiß-Rot,
schimpfen auf Demokratie und Parlament. Die meisten dieser 'republikani-
schen ' Beamten sind sich ihrer Heuchelei bewußt. Es gibt aber auch solche
Herren darunter, die von ihrem Herrgott so besonders begnadet sind, daß
Zum Begriff der Politischen Kultur vgl. besonders K. ROHE, Politische Kultur und ihre
Analyse, in: HZ 250 (1990), S.321-346 (Zitat S.337), daneben D. BERG-SCHLOSSER/J.
SCHISSLER, Politische Kultur in Deutschland - Forschungsgegenstand, Methoden und Rahmen-
bedingungen, in: Politische Kultur in Deutschland. Bilanz und Perspektiven der Forschung, hg.
v. dens. (PVS, Sonderheft 18, Opladen 1987), S. 11-26; K. SONTHEIMER, Die politische Kultur
der Weimarer Republik, in: Die Weimarer Republik, hg. v. K. D. Bracher u.a. (Bonn 1987),
S.454-464. Zur Forschungsstrategie vgl. etwa C. JANSEN, Professoren und Politik. Politisches
Denken und Handeln der Heidelberger Hochschullehrer 1914-1935 (Göttingen 1992), der
ähnlich arbeitet, den Terminus "Politische Kultur" jedoch meidet (vgl. ebd. S.13 u. 313,
Anm.16)
12 Einleitung
sie das nicht einmal wissen. Über eine Wirkung dieser bewußten oder un-
bewußten Heuchelei sind sich die meisten völlig unklar. Sie legen sich über
die Folgen dieser inneren Schauspielerei, dieser Halbheit im Willen und
Wollen, keine Rechenschaft ab. Zu Anfang kontrollierten sie sich peinlich in
ihren Entschlüssen und Handlungen, später, als der Wind sich etwas nach
rechts drehte, nahmen sie es mit dieser Selbstkontrolle nicht mehr so ge-
nau5
Bessere Kenntnisse über die handlungsleitenden politischen Maßstäbe und Prin-
zipien in den Kommunalverwaltungen der Weimarer Republik und - darüber
vermittelt - über das dort vorhandene systemkonforme Potential ergäben erstens ein
klareres Bild über die Gesamtstärke der demokratischen Kräfte und Tendenzen in
der Weimarer Republik. Zweitens ließe sich genauer abschätzen, wie schädlich die
unverkennbare, vielfach beklagte Einschränkung der kommunalen Selbstverwal-
tung in den zwanziger Jahren wirklich war. Zerstörte die expandierende Zentralge-
walt mit ihrer restriktiven Finanz- und Sozialpolitik tatsächlich Aussichten, "die
Demokratie in den Fundamenten der Gesellschaft zu verankern"? So betrachtet,
versteht sich auch die vorliegende Studie letzten Endes als Beitrag zur alten, aber
unverändert brisanten Frage nach den Überlebenschancen der ersten deutschen
Demokratie.6
Daß es in der Gesellschaft der Weimarer Republik anstelle einer ausreichend
konsensträchtigen Politischen Kultur mehrere unvereinbare Teilkulturen gegeben
hat und bei den meisten Menschen demokratische Ideen und Werte nicht genügend
internalisiert waren, ist bekannt. Bislang immer noch unzureichend sind allerdings
1. Leber im "Lübecker Volksboten" v. 14.5.1926, nach: DERS., Ein Mann geht seinen Weg.
Schriften, Reden und Briefe, hg. v. seinen Freunden (Berlin/Frankfurt a.M. 1952), S.137.
"Schwarz-Weiß-Rot" spielt auf den Flaggenstreit an, der just zu dieser Zeit einen Höhepunkt
erreichte.
Daß es hier längst noch keine Einigkeit gibt, zeigen etwa B. MARTIN, Das Reich als Re-
publik. Auf der Suche nach der verlorenen Größe, in: Deutschland in Europa. Ein historischer
Rückblick, hg. v. dems. (München 1992), S. 185-209 u. E. KOLB, Die Weimarer Republik und
das Problem der Kontinuität vom Kaiserreich zum "Dritten Reich", in: Deutschland in Europa.
Gedenkschnft für A. Hillgruber, hg. v. J. Dülffer u.a. (Frankfurt/M. 1990), S.273-289. Während
Martin die Weimarer Republik als Demokratie betrachtet, die "niemals große Chancen" besaß,
"schon seit 1920 nicht länger funktionierte und die nie gelebt hat" (S.206), betont Kolb, daß
"nicht nur das Kaiserreich und das 'Dritte Reich', [sondern] auch Weimar-Deutschland - mit
seiner ganzen inneren Zerrissenheit, aber auch mit der großartigen Entfesselung vielfältiger
schöpferischer Energien [..] eine deutsche Möglichkeit" gewesen sei, "ein historisch bedeutsa-
mer, zunächst zur Zukunft hin durchaus offener Versuch einer Demokratiegründung" (S.279 u.
277). Die im Haupttext wörtlich zitierte Ansicht bei D. REBENTISCH, Vcrfassungswandel und
Verwaltungsstaat vor und nach der nationalsozialistischen Machtergreifung, in: Wege in die
Zeitgeschichte, hg. v. J. Heideking u.a. (Berlin/New York 1989). Zur Position der Gemeinden
im Weimarer Staatsgefüge vgl. Kap. II.
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differenziertere Einsichten in die Haltung vieler wichtiger Gesellschaftsgruppen
und Führungszirkel.7 Die leitenden städtischen Beamten, die Umfang und Qualität
der kommunalen öffentlichen Meinungsbildung maßgeblich bestimmten, zählen
hier zweifellos dazu. Zwar enthält die Forschungsliteratur überwiegend lobende
Beurteilungen, doch fehlen diesen gewöhnlich sowohl die begriffliche Schärfe als
auch eine überzeugende empirische Fundierung. So gelten z.B. Äußerungen, die
den städtischen Führungskräften einen recht mühelosen Wechsel von der liberalen
Honoratiorenverwaltung des Kaiserreiches zur neuen kommunalen Demokratie
attestieren, ganz gewiß hinsichtlich eines beachtlichen Teils der politischen Ziele,
nicht aber unbedingt für die Genehmigungs- und Zielverwirklichungsverfahren.8
Vielmehr ist von der Tatsache auszugehen, daß die Kommunalbehörden vor 1918
einerseits mit dem Aufbau einer modernen, sozialen Leistungsverwaltung unstreitig
die "'sozialstaatliche' Hauptlast der gesellschaftlichen Entwicklung" übernahmen,
sich andererseits aber auch meist beharrlich bemühten, die kommunale Selbstver-
waltung als Reservat liberaler bürgerlicher Politik nicht nur gegenüber einer kon-
servativen Ministerialbürokratie, sondern ebenso gegen den Partizipationsanspruch
der "Massen" zu verteidigen. Durch den Fortfall der plutokratischen Kommunal-
wahlsysteme zu Beginn der Weimarer Republik war diese "partizipatorisch-
demokratische Blockade" zunächst nur formal beseitigt, zumal es ja der weit
überwiegenden Zahl von Bürgermeistern und Dezernenten der Kaiserzeit zumin-
dest vorläufig gelang, den Systemwechsel ohne Amtsverlust zu überstehen.9 Alle
Behauptungen und suggerierenden Formulierungen, wonach es im Vergleich zu
anderen Exekutivorganen unter der kommunalen Beamtenschaft eine besondere
"Aufgeschlossenheit für die Demokratie" gegeben habe, sind ferner schon deshalb
zu bemängeln, weil bisher lediglich die Verwaltungsarbeit sehr weniger Spitzenbe-
Zu bisherigen Forschungsleistungen vgl. v.a. die beiden von D. LEHNERT U. K. MEGERLE
herausgegebenen Sammelbände Politische Identität und nationale Gedenktage. Zur politischen
Kultur in der Weimarer Republik (Opladen 1989) u. Politische Teilkulturen zwischen Integrati-
on und Polansierung. Zur politischen Kultur in der Weimarer Republik (Opladen 1990).
Vgl. z.B. W. RiBHEGGE, Die Anfänge der kommunalen Demokratie in Düsseldorf, in:
Düsseldorfer Jahrbuch 60 (1986), S.133-164, 143 ("Der Obergang von der älteren Tradition
kommunaler und liberaler Selbstverwaltung in die neue parlamentarische kommunale Demo-
kratie im Jahre 1919 gelang in Düsseldorf erstaunlich gut. Einer der Gründe dafür lag sicherlich
darin, daß die Selbstverwaltung des 19. Jahrhunderts eben nicht von 'obrigkeitsstaatlichem
Denken' geprägt war und die kommunale Beamtenschaft sich in ihrem Selbstverständnis we-
sentlich von der Beamtenschaft der zentralen preußischen Administration unterschied. [...] So
fiel es der Düsseldorfer Beamtenschaft, zumal der Leitung der städtischen Verwaltung nicht
schwer, sich auf die neue Situation einzustellen").
Zur Zwiespältigkeit kommunaler Verwaltung vgl. F. BAJOHR, Vom Honoratiorentum zur
Technokratie. Über die ambivalenten Potentiale städtischer Leistungsverwaltung im Kaiser-
reich und in der Weimarer Republik, in: Zivilisation und Barbarei. Die widersprüchlichen
Potentiale der Moderne, hg. v. dems. u.a. (Hamburg 1991), S.66-82 (die beiden Zitate S.68 u.
75). Zur personellen Kontinuität in den Rathäusern vgl. Kap. II.
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amter gründlich untersucht worden ist.'0 Daß diese nahezu ausnahmslos aus dem
kleinen Lager der engagierten Republikaner stammen, ist ob der größeren Anzie-
hungskraft solcher Persönlichkeiten verständlich, könnte aber zur vorschnellen
positiven Bewertung des Gesamtzustandes beigetragen haben." Eventuell spielte
daneben auch jene in den zwanziger Jahren häufig geäußerte Auffassung eine Rol-
le, Selbstverwaltung und Demokratie befänden sich grundsätzlich in engster We-
sensverwandtschaft oder gar -Übereinstimmung - eine unzulässige Generalisierung,
die bereits damals moniert wurde, aber trotz vermehrter Erfahrungen mit
"demokratiedivergenten Aspekten" des Selbstverwaltungsprinzips selbst heute
noch verbreitet ist.12
Der Entschluß, unter den kommunalen Verwaltungen gerade die etwa fünfzig
großstädtischen näher zu betrachten, ist leicht zu begründen: Zuständig für gut ein
Viertel der Deutschen, fiel ihnen erstens bei der Stabilisierung der Demokratie auf
der unteren Verwaltungsebene die wichtigste Rolle zu. Sie entschieden in ihrem
Einflußbereich sicher nicht allein und eventuell noch nicht einmal vorrangig über
die Akzeptanz des politischen Systems, doch blieb ihr Verhalten andererseits auch
keineswegs belanglos. Schon damals war man sich dessen vollkommen bewußt,
tendierte man häufig sogar zu einer Überbewertung des eigenen Einflusses. "Ob
der Staat für Tausende eine 'häßliche Angelegenheit' ist" - so etwa der Düsseldor-
fer Presseamtschef Klute 1931 -
H. BECKSTEIN (Städtische Interessenpolitik. Organisation und Politik der Städtetage in
Bayern, Preußen und im Deutschen Reich 1896-1923 (Düsseldorf 1991)) macht zunächst die
gleiche Beobachtung, versucht aber dann trotzdem, ein allgemeingültiges Ergebnis zu formu-
lieren (S.327C: „Wahrscheinlich befanden sich auch unter ihnen [den Oberbürgermeistern, A.
B.] manche Vernunftrepublikaner. Aber kein Oberbürgermeister betneb die Restauration des
Obrigkeitsstaates"). Das Zitat nach W. HAUS, Chance, Krise und Sturz der Demokratie im
Berlin der Weimarer Republik, in: Berlin als Hauptstadt in der Weimarer Republik, hgg. v. O.
Busch u. dems. (Berlin 1987), S.161-264, 191 ("Zum demokratischen Engagement dieser Mit-
arbeiterschaft [der Berliner Kommunalbeamten, A.B.] läßt sich Genaues meist nur im Einzel-
fall belegen, doch geben hier viele Quellen Hinweise auf weit mehr Aufgeschlossenheit für die
Demokratie als bei dem 1918 übernommenen Beamtentum des Reiches und Preußens").
Vgl. v.a. Konrad Adenauer. Oberbürgermeister von Köln, hg. v. H. STEHKÄMPER (Köln
1976); C. ENGELI, Gustav Böß. Oberbürgermeister von Berlin 1921-1930 (Stuttgart u.a. 1971);
D. REBENTISCH, Ludwig Landmann. Frankfurter Oberbürgermeister der Weimarer Republik
(Wiesbaden 1975); H. HANSCHEL, Oberbürgermeister Hermann Luppe. Kommunalpolitik in
der Weimarer Republik (Nürnberg 1977). Relativ einsam steht dagegen H. SPRENGER, Heinrich
Sahm. Kommunalpolitiker und Staatsmann (Köln/Berlin 1969).
12 Vgl. W. FROTSCHER, Selbstverwaltung und Demokratie, in: Selbstverwaltung im Staat
der Industnegesellschaft, hg. v. A. v. Mutius (Heidelberg 1983), S.127-147 (Zitat S.139). Als
demokratiedivergente Gesichtspunkte nennt Frotscher u.a. die oft klar dominierende Position
der Verwaltungsbeamten, die höhere Gefahr der Vetternwirtschaft sowie die immer noch gän-
gige Stilisierung politischer Entscheidungen zu reinen Sachfragen. Zur zeitgenössischen Kritik
vgl. TH. HEUSS, Demokratie und Selbstverwaltung (Berlin 1921). Belege einer idealisierten
Beziehung enthält Kap. II.
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hängt davon ab, wie der Staat sich dem einzelnen in der Gemeinde reprä-
sentiert. Berlin und die Reichsregierung bleiben unsichtbar. Das Rathaus
aber liegt im Blickfeld aller.13
Zweitens sahen sich die großstädtischen Behörden angesichts ihrer besonders plu-
ralistischen, konfliktreichen Gemeinden, eines stark professionalisierten, relativ
bürgerfernen Verwaltungsablaufs und weitverbreiteter großstadtfeindlicher Stim-
mungen fraglos am meisten genötigt, sich mit unbequemer öffentlicher Meinung
auseinanderzusetzen.14 Zugleich besaßen sie dazu gewöhnlich die bedeutendsten
Geld- und Personalressourcen. Der gewählte Forschungsansatz ist demnach für die
Großstadtverwaltungen nicht nur besonders interessant, sondern auch eindeutig am
fruchtbarsten.
Das bis heute diskutierte Problem, welches Maß an sozialer und politischer Inte-
gration die kommunale Ebene grundsätzlich überhaupt zu leisten vermag, soll im
Folgenden nicht weiter erörtert werden. Nicht hinreichend zu beantworten ist au-
ßerdem die schwierige Frage, welche konkreten Kommunikationsformen zur Fe-
stigung der Republik am wirksamsten gewesen wären, wie weit z.B. der emotions-
geladenen Rhetorik vieler Systemgegner hätte gefolgt werden dürfen, was durch
eine stärkere Beachtung politischer Symbolik wohl gewonnen worden wäre, und
ähnliches mehr. Vorbeugend klarzustellen ist schließlich noch, daß politische
Kommunikation allein das Schicksal eines Systems zwar beeinflussen, aber natür-
lich nicht entscheiden kann.
Sämtliche bewußten Versuche der Großstadtverwaltungen, das politisch relevante
Denken und Handeln innerhalb der Gesellschaft mittels Kommunikation zu verän-
dern bzw. öffentliche Meinung mitzugestalten, seien sie nun z.B. vorwiegend wer-
bend oder belehrend, eher dogmatisch oder gesprächsoffen, undurchsichtig oder
transparent, werden fortan zusammenfassend als "Öffentlichkeitsarbeit" bezeichnet.
Dieser Ausdruck begegnet in den zwanziger Jahren erst sehr vereinzelt, doch
scheinen die gängigen zeitgenössischen Termini - "Propaganda", "Aufklärung" und
"Agitation" - heute entweder allzu negativ konnotiert und somit irreführend oder
sie erfassen nur eine Teilwirklichkeit und eignen sich deshalb nicht, die vielfältigen
13 H. K.LUTE, Das Verhalten gegen die oppositionelle Presse. Vortrag vor dem Presseaus-
schuß des Deutschen Städtetages v. 6.5.1931, nach: LAB, ADST A 252. Ähnlich z.B. O.
MULERT, Lebendige Kommunalpolitik, m: Frankfurter Zeitung 720 v. 27.9.1929 (aus: LAB,
Nl. Mulert, Nr.42) u. F. ELSAS, Auf dem Stuttgarter Rathaus 1915-1922. Erinnerungen, hg. v.
M. Schmid (Stuttgart 1990), S.218. 1925 betrug der Anteil der Großstädter (d.h. der Bewohner
einer Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern) an der Gesamtbevölkerung 26,8%
(Stadtbevölkerung insgesamt: 64,4%).
MVgl dazu Kap. II.
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potentiellen Formen öffentlicher Meinungsbildung sprachlich zu umschließen.
Während "Propaganda" damals das allgemeine, allerdings sehr unterschiedlich
ausgedeutete Wort für politische und ideologische Werbung war, bezeichnete
"Aufklärung" normalerweise ausschließlich die Vermittlung sachlicher Informatio-
nen. "Agitation" stand dagegen meist für hemmungslose, aggressive Meinungslen-
kung und wurde fast nur pejorativ gebraucht.15 Wortbedeutung und Methoden von
"Öffentlichkeitsarbeit" sind dagegen bis heute ausreichend offen. Entgegen der
landläufigen Auffassung ist der Ausdruck nicht erst nach 1945 geprägt worden.
Schon Mitte der zwanziger Jahre wurde er anscheinend insbesondere in christlich-
protestantischen Kreisen benutzt, vielleicht, um das aus der katholischen Kirche
hervorgegangene Wort "Propaganda" so ganz bewußt zu umgehen. In die großen
zeitgenössischen Lexika war "Öffentlichkeitsarbeit" allerdings noch nicht aufge-
nommen.16 Unter den jüngeren Fachausdrücken kommt der Begriff der "Politik-
vermittlung" der hier definierten "Öffentlichkeitsarbeit" recht nahe. Das Wort sug-
geriert indes, daß politische Sachverhalte und Entscheidungen stets in irgendeiner
Weise erklärt oder zumindest offengelegt werden. Dies aber scheint für die Öffent-
lichkeitsarbeit von Großstadtverwaltungen in der Weimarer Republik keineswegs
sinnvoll, da alle denkbaren Fälle, in denen eine Referenz von öffentlich erzeugtem
Bild und faktischer Politik überhaupt nicht mehr gegeben ist, unberücksichtigt
blieben.17
Das umrissene Thema soll in zwei Arbeitsblöcken beleuchtet werden: Der erste
gilt dem Versuch, einen Gesamtüberblick über Umfang, erwünschte Effekte, Medi-
Vgl. C. DlPPER/ W. SCHIEDER, Propaganda, in: Geschichtliche Grundbegriffe 5 (Stuttgart
1984), S.69-112; K. W. WIPPERMANN, Politische Propaganda und staatsbürgerliche Bildung.
Die Reichszentrale für Heimatdienst in der Weimarer Republik (Köln 1976), bes. S.236-248.
Vgl. die Zeitschrift des Kirchlich-sozialen Bundes, einer von Adolf Stoecker gegründeten
Splittergruppe der evangelisch-sozialen Bewegung, deren Untertitel mit dem 30. Jahrgang 1927
kommentarlos geändert wurde ("KIRCHLICH-SOZIALE BLÄTTER. MONATSSCHRIFT FÜR
KIRCHLICHE SOZIAL- UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT"), außerdem D. KLINGEMANN [General-
Superintendent der Rheinprovinz], Von der gemeinsamen Arbeit an der Öffentlichkeit, in:
Zeitung und Zeit. Festschrift des "Zeitungs-Verlags" zur Hauptversammlung des Vereins Deut-
scher Zeitungsverleger (= ZV 26 v. 25.6.1926; "In der Arbeit an der Öffentlichkeit, in der
Beeinflussung der öffentlichen Meinung liegt das der Kirche und der Zeitung gemeinsame,
gelegentlich auch von beiden umstrittene Gebiet.").
17 Zum Begriff der "Öffentlichkeitsarbeit" vgl. C. HUNDHAUSEN, Werbung um öffentliches
Vertrauen. Public Relations (Essen 1951); A. OECKL, PR-Praxis. Der Schlüssel zur Öffentlich-
keitsarbeit (Düsseldorf/Wien 1976); F. RONNEBERGER/ M. RÜHL, Theorie der Public Relations.
Ein Entwurf (Opladen/Wiesbaden 1992). Zwar bemühen sich viele Autoren, "Öffent-
lichkeitsarbeit" als eine verantwortungsbewußte, undogmatische "Zwei-Wege-Kommum-
kation" festzuschreiben, doch werden diese Versuche immer wieder gestört, nicht zuletzt durch
eine inflationäre Verbreitung des Wortes im öffentlichen Leben. Zum Begriff der "Politik-
vermittlung" vgl. v.a. Politikvermittlung. Beiträge zur politischen Kommunikationskultur, hg.
v. U. SARCINELLI (Stuttgart 1987).
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engebrauch und Kommunikationsformen großstädtischer Öffentlichkeitsarbeit zu
erhalten. Als Medien zu betrachten sind unter anderem die private Presse, Verwal-
tungszeitschriften und öffentliche Redeauftritte, jedoch auch komplette städtische
Festinszenierungen. Die Kommunikationsformen umfassen die Sprache sowie
zeichenhafte Objekte und Handlungen, d.h. Wege symbolischer Sinnstiftung. Das
gewonnene Gesamtbild wird zweifellos unfertig bleiben, doch sollte das erhobene
Material in den meisten Punkten genügen, um es wenigstens als hinlänglich reprä-
sentativ ansehen zu dürfen und eine erste Typologie des Verwaltungshandelns zu
erlauben. Für eine angemessene Bewertung der ermittelten Kommunikationslei-
stungen ist es erforderlich, den eingangs skizzierten normativen Bezugsrahmen
noch zu spezifizieren, d.h. die konkreten Aufgaben, aber auch die Rahmenbedin-
gungen großstädtischer Öffentlichkeitsarbeit in der Weimarer Demokratie näher zu
kennzeichnen. Dies soll unmittelbar zu Beginn des ersten Teils geschehen.
Die kommunalgeschichtliche Literatur fand die Kommunikation zwischen Stadt-
verwaltung und Bürgern bislang nicht weiter beachtenswert. Bereits zum ausführ-
lichsten zählen etwa Dieter Rebentischs knappe Bemerkungen zur Öffentlichkeits-
arbeit der Stadt Frankfurt am Main unter Oberbürgermeister Ludwig Landmann
(1924-1933).18 Der dargebotene Überblick basiert folglich ganz überwiegend auf
zeitgenössischem Material, vornehmlich Fachbüchern und -aufsätzen, Pressearti-
keln, Expertengesprächen und -Schriftwechseln. Wichtige Monographien sind das
1923 erschienene Lehrbuch des Erfurter Pressechefs Herbst und die zeitungswis-
senschaftlichen Dissertationen Schmidts, Kauls und Hagens. Wertvolle Aufsätze
und Notizen erschienen vor allem in den Verbandsblättern von Zeitungsverlegem,
Journalisten und Deutschem Städtetag sowie im außergewöhnlich reich ausgebau-
ten "Magdeburger Amtsblatt", weniger häufig in den zahlreichen kommunalpoliti-
schen Zeitschriften.19 Foren der Fachdiskussion bildeten hauptsächlich die 1921
von engagierten städtischen Presseamtsleitern gegründete "Arbeitsgemeinschaft
städtischer Nachrichten- und Presseämter", in der schon bald nahezu alle Großstäd-
te vertreten waren, daneben der 1928 eingerichtete "Presseausschuß" des Deut-
schen Städtetages. Die ungedruckten Sitzungsprotokolle und Reste des Schriftver-
kehrs dieses Presseausschusses sind Bestandteil der umfangreichen Altakten des
Deutschen und Preußischen Städtetages, als Depositum des Vereins für Kommu-
18Vgl. REBENTISCH, Ludwig Landmaim, S.136-146. Weniges bieten z.B. noch ENGELI,
Gustav Böß, bes. S.219-224 u. HANSCHEL, Oberbürgermeister Hermann Luppe, passim.
19 Vgl. C. SCHMIDT, Der Verkehr der Verwaltung mit der Presse unter besonderer Berück-
sichtigung der Stadtverwaltung (phil. Diss., Leipzig 1921); R. HERBST, Die städtischen Nach-
richtenämter. Aufbau, Einrichtung, Arbeitsgang, kommunale Pressetätigkeit (Berlin 1923); A.
KAUL, Kommunalpolitik und Presse (phil. Diss., Heidelberg [Januar] 1933); H. HAGEN, Städti-
sche Selbstverwaltung und öffentliche Meinung (phil. Diss., Heidelberg 1933). Zu den Zeit-
schriften vgl. das Quellen- und Literaturverzeichnis.
18 Einleitung
nalwissenschaften heute im Landesarchiv Berlin verwahrt und durch vervielfältigte
Findbücher gut erschlossen. Aus der gleichen Provenienz stammen weitere bedeu-
tende Quellen, besonders die Sitzungsprotokolle der Städtetagsvorstände, femer
Sachakten zur Pressearbeit der Berliner Geschäftsleitung, zu themenrelevanten
Mitgliederumfragen u.a.m. Der nach altem Verzeichnis angeblich ebenfalls in das
Landesarchiv gelangte, in Engelis Quellenübersicht noch vermerkte Sonderbestand
"Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichten- und Presseämter" war dagegen nicht
aufzufinden und ist wohl dauerhaft verloren.20 Ein gewisser Ausgleich fand sich im
Nachlaß Walter Schönes, des letzten Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft. Als
Ergänzung zu den gedruckten Protokollen der AG-Jahrestagungen bot dieser, im
Stadtarchiv Leipzig verwahrte Bestand wichtige Rundschreiben, Umfrageresultate
und Briefe, vorwiegend aus den Jahren 1928 bis 1930. In einigen begründeten
Ausnahmefällen sehr gezielt, sonst nur, soweit kurzerhand verfügbar, wurden ne-
ben den genannten Druckschriften und Archivalien für den ersten, synoptischen
Teil der Arbeit auch bereits Zeugnisse aus der unmittelbaren Praxis herangezogen,
also Zeitschriften, Rechenschaftsberichte und andere Veröffentlichungen der
Großstädte. Als relativ ergiebige Traditionsquelle erwiesen sich schließlich noch
die Memoiren von leitenden Kommunalbeamten, namentlich die Erinnerungswerke
der Oberbürgermeister Luppe und Rive sowie des Stuttgarter Rechtsrats und späte-
ren Städtetagsvizepräsidenten Elsas.21
Der zweite Teil der vorliegenden Arbeit dient der empirischen Befestigung und
Verfeinerung der bis dahin gewonnenen Erkenntnisse und Hypothesen mittels vier
ausführlicher Fallstudien. Sie bilden zugleich einen Anfangsbeitrag zu einer wirk-
lich gründlichen Erforschung der aufgeworfenen Fragen. Die Fallstudien wurden so
gewählt, daß die Faktoren, von denen Unterschiede in der Kommunikation mit den
Bürgern entscheidend abhängen könnten, eine möglichst geringe Zahl erreichen.
Überörtliche Vergleiche, aufgrund des speziellen Profils einer jeden Großstadt
grundsätzlich heikel, sollten schließlich nicht unnötig behindert werden. In der
Annahme, daß zwischen den jeweiligen politisch-kulturellen Vorstellungs- und
Deutungsmustem und dem Verhältnis zu politischen Parteien ein grober Zusam-
menhang besteht, schien es andererseits aber sinnvoll, Verwaltungsleitungen mit
differierenden politischen Bindungen auszusuchen, um denkbar verschiedene
Kommunikationstypen bzw. Politische Kulturen näher kennenlernen zu können.
Vgl. V. VlERGUTZ, Deutscher und Preußischer Städtetag, Repositur 142/1, 3 Bde. (Find-
bücher des Landesarchivs Berlin 5 a-c, Berlin 1988); C. ENGELI, Quellen zur Geschichte der
kommunalen Spitzenverbände, in: DaS 5 (1978), S.409-421. Im Findbuch ist der Bestand
"Arbeitsgemeinschaft" nicht mehr erwähnt.
21 Vgl. H. LUPPE, Mein Leben. In Zusammenarbeit mit M. Hemsen-Luppe hg. v. Stadtarchiv
Nürnberg (Nürnberg 1977); R. RJVE, Lebenserinnerungen eines deutschen Oberbürgermeisters
(Stuttgart 1960); ELSAS, Auf dem Stuttgarter Rathaus.
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Diesen Überlegungen gemäß werden die Stadtverwaltungen Düsseldorf und Mann-
heim unter den Oberbürgermeistern Köttgen und Lehr bzw. Kutzer und Heimerich
eingehend betrachtet.22 In ungewöhnlich enger Partnerschaft mit seinem Stellver-
treter Schmid führte der parteilose Oberbürgermeister Emil Köttgen (1875-1925)
die Geschäfte der Stadt Düsseldorf in den ersten Nachkriegsjahren. Nach Köttgens
Ausweisung und Amtsverzicht infolge des "Ruhrkampfes" gelangte 1924 der erfah-
rene Düsseldorfer Beigeordnete Robert Lehr (1883-1956) an die Spitze. Obwohl
seit 1929 Mitglied der DNVP, wurde er wie fast alle Kollegen 1933 aus dem Amt
gedrängt. In Mannheim löste 1928 der Sozialdemokrat Hermarm Heimerich (1885-
1963), bis dahin Bürgermeister in Kiel, den bereits seit 1914 amtierenden, parteilo-
sen Oberbürgermeister Theodor Kutzer (1864-1948) ab. 1933 mußte Heimerich
gleichfalls dem Terror von Nationalsozialisten weichen. Mit zwei parteilosen, von
den Zeitgenossen jeweils als nationalliberal eingestuften Stadtoberhäuptern, und je
einem Mitglied von DNVP bzw. SPD ist das maximale Einstellungsspektrum unter
den Oberbürgermeistern der zwanziger Jahre ausgeschöpft.
Der zweite Untersuchungsteil konnte von der stadtgeschichtlichen Literatur eben-
falls nur spärlich profitieren. Sie erhellte die Hintergründe und enthielt Hinweise
auf denkbare Besprechungspunkte, arbeitete den eigentlichen Forschungsinteressen
jedoch kaum vor. Als die derzeit maßgebenden Gesamtdarstellungen sind für Düs-
seldorf Peter Hüttenbergers gelungenes Buch aus dem Jahre 1989 zu nennen, für
Mannheim Friedrich Walters zweibändiges, 1949/50 publiziertes Spätwerk, in
Inhalt, Stil und Wertungsperspektive inzwischen deutlich veraltet. Mit Oberbür-
germeister Lehrs politischer Biographie beschäftigt sich eine flüssig geschriebene,
indes reichlich unkritische Darstellung Walter Forsts, für Oberbürgermeister Hei-
merichs Amtstätigkeit existiert eine Schrift des Verfassers. Emil Köttgen und
Theodor Kutzer wurden bislang noch nicht intensiv gewürdigt.23 Gegenüber ge-
läufigeren und weniger abstrakten kommunalhistorischen Aspekten wie etwa der
Finanz-, Wirtschafts-, Grundstücks- oder Baupolitik machte die Quellenerschlie-
ßung mehr Mühe. Bemerkenswertes Archivgut lief schließlich nicht so sehr an
bestimmten Stellen zusammen, sondern mußte praktisch in sämtlichen städtischen
Dezernaten und Fachgremien gesucht werden. Während die Aktenüberlieferung in
Mannheim durch schwerste Kriegsverluste empfindliche Lücken aufweist, bieten
die Düsseldorfer Verhältnisse kaum Anlaß zur Klage. Daß das Profil Oberbürger-
22 Zum genauen Auswahlverfahren vgl. Kap. IV 1.
23 Vgl. P. HÜTTENBERGER, Düsseldorf. Geschichte von den Anfängen bis ins 20. Jahrhun-
dert, Bd.3: Die Industrie- und Verwaltungsstadt (20. Jahrhundert) (Düsseldorf 1989); F.
WALTER, Schicksal einer deutschen Stadt. Geschichte Mannheims 1907-1945, 2 Bde.
(Frankfurt/M. 1949/50); W. FORST, Robert Lehr als Oberbürgermeister. Ein Kapitel deutscher
Kommunalpolitik (Düsseldorf/Wien 1962); A. BONTE, Hermann Heimerich, Oberbürgermei-
ster von Mannheim 1928-1933 (masch. Staatsexamensarbeit, Freiburg/Brsg. 1989).
20 Einleitung
meister Köttgens weit unklarer bleibt als das seines Nachfolgers, resultiert vor-
nehmlich aus der Kürze der Amtszeit.
Im Stadtarchiv Düsseldorf gaben vor allem die allgemeinen Verwaltungsakten,
der umfassende Nachlaß Lehr, der Nachlaß Köttgen sowie die ungedruckten Sit-
zungsprotokolle der städtischen Führungszirkel und bedeutendsten Ausschüsse
entscheidende Aufschlüsse, femer die Personalakten, seitens der Archivdirektion in
einigen Fällen dankenswerterweise durchgesehen und im Rahmen des Zulässigen
offenbart. Die Spezialakten des Presse- bzw. Presse- und Verkehrsamtes enthalten
überwiegend Stoff zur Verkehrswerbung und anderen Verkehrsangelegenheiten
und waren deshalb von geringerem Wert. Wichtige Hilfen bedeuteten dagegen
wieder das städtische Amtsblatt und die gedruckten Wortprotokolle der Stadtver-
ordnetensitzungen, weiterhin natürlich die sonstigen offiziellen Verwaltungspubli-
kationen sowie die reiche Lokalpresse, die allerdings nur selektiv ausgewertet wur-
de.24
In Mannheim sind weder ein Amtsblatt noch offizielle Sitzungsprotokolle vor-
handen. Überdies ist ein erheblicher Teil des kommunalen Archivs und der laufen-
den Registratur 1943 verbrannt. Die jüngeren Aktenbestände der städtischen Ämter
und Betriebe enthalten jedoch noch Überlieferungssplitter, die fehlenden Versamm-
lungsprotokolle des Stadtparlaments werden durch eine ausführliche Pressebe-
richterstattung einigermaßen ersetzt. Hinzu kommen zahlreiche private schriftliche
Nachlässe, die aufgrund der hohen Kriegseinbußen vom Stadtarchiv Mannheim seit
Mitte der sechziger Jahre besonders emsig zusammengetragen wurden. Die per-
sönlichen Papiere Oberbürgermeister Heimerichs spielten im vorliegenden Fall mit
Abstand die wichtigste Rolle. Wesentliche Informationen boten darüber hinaus vor
allem die Nachlässe der zeitweiligen Presseamtsleiter Walter und Hofmann, in
geringerem Umfang der schmale Nachlaß Kutzer und weitere Nachlaßbestände.25
Daß speziell die relativ kurze Amtszeit Hermann Heimerichs trotz großer Akten-
verluste hier überhaupt berücksichtigt werden kann, beruht nicht zuletzt auch auf
dem 1929 bis 1932 erschienenen Stadtmagazin "Die lebendige Stadt", das viele
instruktive Artikel enthält und seinerzeit in seiner geschlossenen Konzeption und
fortschrittlichen Ausführung einmalig war.26 Daneben lieferte die Familie Johannes
Höbers, des Pressereferenten Oberbürgermeister Heimerichs, die in den USA er-
mittelt werden konnte, bislang unbekanntes Material, unter anderem Briefe Hei-
* Zum Gesamtbestand des Stadtarchivs vgl. C. LOOZ-CORSWAREM/H. WEIDENHAUPT, Das
Stadtarchiv Düsseldorf. Geschichte und Bestandsübersicht (Düsseldorf 1987).
25 VGL. M.PÖLTL/J. SCHADT, Die schriftlichen Nachlässe im Stadtarchiv Mannheim, in:
Badische Heimat 62 (1982), S.215-225. Ein gedrucktes allgemeines Bestandsverzeichnis steht
für das Mannheimer Stadtarchiv noch aus.
Vgl. dazu bes. Kap. IV 3.
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merichs und Höbers sowie schriftliche Erinnerungen und zeitnahe politische Stel-
lungnahmen des ehemaligen Presseamtsleiters. Die seltene Aufgeschlossenheit der
Familie ermöglichte zudem ein längeres Zeitzeugeninterview - schon wegen der
inzwischen erheblichen Distanz der historischen Ereignisse ein besonderer Glücks-
fall.

II Die Aufgaben und Ausgangsbedingungen großstädtischer
Öffentlichkeitsarbeit in der Weimarer Republik
Mit der fortschreitenden Professionalisierung der kommunalen Selbstverwaltung
- der notwendigen Folge anhaltender Aufgabenvermehrung und steigender fachli-
cher Anforderungen - und dem nachdrücklichen Partizipationsanspruch breiter
Gesellschaftsgruppen an der vordem von einem überschaubaren Honoratiorenzirkel
verhandelten Kommunalpolitik hatten sich bereits im späten Kaiserreich grundle-
gende Triebfedern einer kontinuierlichen städtischen Öffentlichkeitsarbeit heraus-
gebildet: das deutliche Spannungsverhältnis zwischen Experten und Laien, Regie-
rung und Regierten, sowie die wachsende Zahl und Inkongruenz öffentlich erhobe-
ner Forderungen. Öffentliche Information und Meinungsbildung wurden von nun
an auch im Rathaus zu drängenden Themen. Die Konstituierung der modernen
Gemeindedemokratie im Jahre 1919 mit ihrem allgemeinen und gleichen Wahl-
recht und der beschleunigten "Politisierung" bzw. parteipolitischen Durchsetzung
der Verwaltungsgremien besiegelte diesen Trend. "Der [...] Verwaltung steht die
Macht des Parlaments und vor allem die Macht der öffentlichen Meinung gegen-
über" - konstatierte etwa der Mannheimer Oberbürgermeister Heimerich im Früh-
jahr 1930-
Die Verwaltung kann nicht mehr einfach befehlen. Es nützt ihr auch nichts,
eigensinnig auf einem Standpunkte zu beharren; sie muß vielmehr von ih-
rem Piedestal herunter und mitten ins Volk steigen, muß aufklären, gewin-
nen und überreden.1
Welche Inhalte sollten nun aber im Mittelpunkt von "Aufklärung" und "Über-
redung" stehen, wie definierten sich die zentralen objektiven Aufgaben kommuna-
ler Publizistik in der Weimarer Republik? Zu einer passenden Antwort verhilft der
Rekurs auf die vielfältigen, von Zeitgenossen und Historikern schon häufig dia-
gnostizierten Belastungen und strukturellen Defizite dieses politischen Systems.
Aus dem Blickwinkel der Großstadtverwaltungen sollen die wichtigsten Probleme
zunächst jeweils knapp rekapituliert und zu systemgerechten Kommunikationsauf-
trägen geführt werden:
1. die politische Identitätskrise breiter Bevölkerungsschichten und der Mangel an
politischem Konsens
2. der problematische Umbau des Staatsapparates und die Bedrohung der kommu-
nalen Selbstverwaltung
1 H. Heimerich, Die Notwendigkeit der Publizität in der öffentlichen Verwaltung, in: Die
Gemeinde 7 (1930), S.544-549, 545f.
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3. die beharrliche Modernitätsskepsis und die Diskreditierung der großstädtischen
Lebenswelt
Die anschließende Bestandsaufnahme des Führungspersonals sowie des theoreti-
schen Rüstzeugs in den Kommunalbehörden der Republik ergibt einen ersten Ein-
druck von den Realisierungschancen des kommunikativen Programms.2
1. Das jähe Ende des Weltkriegs sowie die daraus resultierende Revolution
stürzten weite Teile des Bürgertums in tiefe Verbitterung. Überzeugt von der
Zwangsläufigkeit des verlorenen Kampfes und den politischen Leitbildern des
Wilhelminischen Obrigkeitsstaates gedanklich eng verbunden, sahen sie sich zu
Beginn der Republik unvermittelt diskriminierenden Friedensbedingungen und
einer chaotischen innenpolitischen Lage ausgesetzt, ökonomisch höchst gefährdet
oder bereits ruiniert sowie durch den Verfall alter Maßstäbe ideell verunsichert.
Daß die immensen Schwierigkeiten der Gegenwart überwiegend nicht durch die
neue demokratische Ordnung verschuldet waren, sondern zu Lasten des alten Re-
gimes gingen, wurde nur selten realisiert. Während man im Bürgertum oft wehmü-
tig zurückblickte und anstelle der schwerfälligen, wesensfremden parlamentari-
schen Demokratie die Wiederherstellung einer strafferen Staatsführung, soziale
Geborgenheit und Orientierungssicherheit wünschte, drängte der radikale Flügel
der Arbeiterbewegung energisch vorwärts. Das Abstoppen der revolutionären Be-
wegung und die blutigen Auseinandersetzungen mit den Regierungstruppen, das
Behauptungsvermögen alter Eliten sowie die Fortdauer zahlreicher sozialer Miß-
stände untergruben hier ebenfalls das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit des neuen
politischen Systems und bewirkten, daß die Republik nicht zur politischen Heimat
wurde. "Wir haben die Firma gewechselt. Aber der Laden ist der alte geblieben" -
der Schlußvers in Tucholskys "Zehn Jahre deutsche "Revolution'" sprach manchem
Arbeiter aus der Seele.3 Die Konstanz mehrerer unversöhnlicher, streng organisier-
ter politischer Weltanschauungen, die die geistigen Fundamente und Konfliktrege-
lungsmechanismen der neuen Verfassung wie Volkssouveränität, Pluralismus und
Parlamentarismus, Toleranz-, Verhandlungs- und Kompromißbereitschaft entweder
verwarfen oder aber eher formal einlösten als tatsächlich internalisierten, blieb auch
Grundsätzliche Hilfe boten H. HERZFELD, Demokratie und Selbstverwaltung in der Wei-
marer Epoche (Stuttgart 1957); G. SCHULZ, Die kommunale Selbstverwaltung in Deutschland
vor 1933, in: Franz-Lieber-Hefte, H.3 (1959), S.14-31; D. REBENTISCH, Die Selbstverwaltung
in der Weimarer Zeit, in: Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Bd.l, hg. v. G.
Püttner (Berlin u.a. 21981), S.86-100; C. ENGELI, Städte und Staat in der Weimarer Republik,
in: Kommunale Selbstverwaltung - Idee und Wirklichkeit, hg. v. B. Kirchgässner/ J. Schadt
(Sigmaringen 1983), S.163-181.
3K. TUCHOLSKY, Zehn Jahre deutsche "Revolution", nach: Ders., Gedichte, hg. v. M. Ge-
rold-Tucholsky (Reinbek 1983), S.622.
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nach dem ersten kritischen Jahrfünft der wunde Punkt der Weimarer Politischen
Kultur. "Was unser öffentliches Wesen von dem älterer Demokratien unterschied" -
so Siegfried Kracauer im November 1932 -
war der Ausfall jedes auch noch so bescheidenen Consensus zwischen den
Angehörigen verschiedener Parteien. Es war, als hätten bei uns die Parteien
die Menschen mit Haut und Haaren geschluckt. [...] Zwischen den Mitglie-
dern der einen und der anderen Partei schien nicht die geringste Gemein-
samkeit des Denkens und Fühlens zu bestehen, und noch die untergeordnet-
ste Sache wurde nach den höchsten Partei- oder Verbandsgrundsätzen be-
handelt4
Diese auffallende Intransigenz der deutschen Parteien und die starke Scheu vor
gemeinschaftlicher politischer Verantwortung wurde von überzeugten Demokraten
schon früh als alarmierend empfunden. "Ich fürchte, daß die Art, wie sich heute die
Demokratie jeglicher Form in Deutschland betätigt, sehr viel rascher in die stärkste
konservative Reaktion hineinführt, als es uns allen miteinander lieb ist", schrieb
etwa der Stuttgarter Rechtsrat Elsas im Februar 1919 an einen Mannheimer Hoch-
schullehrer. Leider mißachteten "unsere guten Deutschen nieder einmal völlig, daß
Demokratie' - übrigens für die Masse gleichbedeutend mit Rüpelhaftigkeit -
[zunächst] nur eine Form" sei, die man nun noch beleben müsse. Ohne die entspre-
chende "politische Moral" werde das neue System wohl schnell zugrunde gehen.5
Da in den hochgradig differenzierten Großstadtgesellschaften besonders ausge-
prägte Interessen- und Ideologiekonflikte herrschten, ein äußerst repressives Ge-
meindewahlrecht diese Konflikte bis 1918 aber noch weitgehend aus der Kommu-
nalpolitik verbannt hatte, erlebten die Großstadtverwaltungen den Umbruch meist
außerordentlich kraß. War die politische Willensbildung vor der Revolution im
allgemeinen durch wenige, oft eng gesinnungsverwandte bürgerliche Fraktionen
nahezu reibungslos verlaufen, wurden die Stadtparlamente seither aus allen sozia-
len Milieus beschickt, folglich mit vielfältigen divergierenden Forderungen und
erregten Debatten belastet, von einer pluralistischen Lokalpresse sorgfältig beob-
achtet und aufgrund der räumlichen Nähe zu ihren Wählern nicht selten auch unter
den Druck der Straße gesetzt. Demgemäß beklagte z.B. der Düsseldorfer Verwal-
S. KRACAUER, Gestern - Heute - Morgen, in: Frankfurter Zeitung v. 9.11.1932, nach:
Ders., Schriften, Bd.5.3, hg. v. I. Mülder-Bach (Frankfurt/M. 1990), S.136-147, 137f.
5 Schreiben Elsas' an Alois Endres v. 7.2.1919, nach: ELSAS, Auf dem Stuttgarter Rathaus,
S. 110. Endres war von 1909 bis 1922 Professor für Verkehrswissenschaft an der Handelshoch-
schule Mannheim.
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tungsbericht 1925/27 in der Nachkriegszeit "Formen der Unruhe, wie man sie sonst
bei der friedliebenden rheinischen Bevölkerung nicht gekannt hatte."6
Das enorme Konfliktpotential und die geringe Identifikation mit Ideen und All-
tagswirklichkeit der jungen Demokratie verlangten die Initiative aller Funktionseh-
ten. Angesichts dauernder Haßtiraden von rechts und links mußte es darum gehen,
die verheerenden politischen Erblasten aus dem Kaiserreich deutlich herauszustel-
len und zugleich die Errungenschaften und Verdienste des neuen Staates etwa im
Bereich der Rechts-, Bildungs- und Sozialpolitik aufzuzeigen. In Auseinanderset-
zung mit den überkommenen politischen Beurteilungsmaßstäben galt es femer,
kontinuierlich für demokratische Werte und Verhaltensmuster zu werben und in
dieser Hinsicht einen neuen nationalen Minimalkonsens zu erreichen. Sicherten den
langfristigen Bestand der Republik doch weder soziale Harmonieparolen noch die
vom alten Regime gerne genutzte Herrschaftstechnik der negativen Integration -
der Aufbau von Feindbildern bzw. die Ausgrenzung von Minderheiten -, sondern
allein überzeugende Konfliktregulierung bzw. die Schaffung eines beständigen,
von einer Mehrheit gestützten Interaktionsverhältnisses zwischen den Politischen
Teilkulturen.7 Unter Berücksichtigung des Faktors, daß politische Ordnungsmodel-
le stets auch sinnbildlich vermittelt und emotional unterstützt, d.h. anschaulich und
"schön" sein mußten, wenn sie gesellschaftlich akzeptiert sein wollten, bedurfte es
zur dauerhaften Etablierung der Republik schließlich auch einer spezifischen Mani-
festation ihrer Identität, also beachteter politischer Symbolik sowie einer republi-
kanischen Festkultur, die den politischen Alltag spürbar und packend unterbrach.
Schon von den Zeitgenossen wurde dieser Punkt oft genug betont. Angeregt von
der Philosophie Theodor Litts (1880-1962) stellte z.B. der renommierte Staatsrecht-
ler Rudolf Smend in seinem 1928 erschienenen Hauptwerk "Verfassung und Ver-
fassungsrecht" das "Sinnprinzip der Integration" ganz in den Mittelpunkt. Wichtig
schien ihm dabei unter anderem die "sachliche Integration". Um überhaupt erlebt
VERWALTUNGSBERJCHT DER STADT DÜSSELDORF 1925/27, S.2. In Düsseldorf regierten
bis 1918 lediglich zwei, in vielen Bereichen einmütige Fraktionen (Z und Nationalhberale).
1919 erhielten dagegen bereits sechs Parteien Mandate (USPD, SPD, DDP, Z, DVP, DNVP).
1924 gesellten sich Vertreter der KPD sowie des gruppenegoistischen Wirtschaftsbundes hinzu
und sorgten für eine weitere Verschärfung der Debatten. Beeindruckende Beispiele für die
Auswirkungen des timokratischen Gemeindewahlrechts nennt H.-W. SCHMUHL, Bürgerliche
Eliten in städtischen Repräsentativorganen, Nürnberg und Braunschweig im 19. Jahrhundert,
in: Bürger in der Gesellschaft der Neuzeit, hg. v. H.-J. Puhle (Göttingen 1991), S.178-198.
Danach waren 1905 in Nürnberg 23,8% der Einwohner bei Reichstagswahlen, 22,9% bei
Landtagswahlen, aber nur 5,5% bei Gememdewahlen wahlberechtigt. In Braunschweig betrug
der Anteil der Gemeindewahlberechtigten zwischen 1893 und 1918 ca. 8-9%, wobei rund 90%
dieser Wähler in der 3. Klasse stimmten.
7 Vgl. bes. D. LEHNERT/K. MEGERLE, Identitäts- und Konsensprobleme in einer fragmen-
tierten Gesellschaft. Zur Politischen Kultur in der Weimarer Republik, in:
Schlosser/Schissler, Politische Kultur in Deutschland, S.80-95.
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zu werden und integrierend zu wirken, so Smend, müsse die Gesamtheit der staatli-
chen Nonnen "gewissermaßen in ein Moment zusammengedrängt, durch dieses
repräsentiert werden."
Das geschieht durch die Repräsentation des geschichtlich-aktuellen Wert-
gehalts im politischen Symbol der Fahnen, Wappen, Staatshäupter (be-
sonders der Monarchen), der politischen Zeremonien und nationalen Feste.
Es geschieht im Lauf der Geschichte durch repräsentative Vorgänge, die
den Sinngehalt der Politik eines Landes anschaulich machen.
Nur mit solcherlei Politik-"Vermarktung" bestand Aussicht, sowohl der von vielen
vermißten prunk- und symbolreichen Monarchie wie der faszinierenden politischen
Ästhetik der bedeutendsten republikfeindlichen Strömungen - Kommunismus und
Nationalsozialismus - erfolgreich Paroli zu bieten.8
2. Die Weimarer Reichsverfassung konstituierte in Deutschland nicht nur eine
pluralistische Demokratie, sondern ermöglichte auch die durchgreifende Zentrali-
sierung der Staatsgewalt. Während sich die Reichsverwaltung bis zum Weltkrieg
im wesentlichen auf die Außen- und Verteidigungspolitik sowie einige Teilaspekte
des Sozial- und Verkehrswesens beschränkt und ihre Ausgaben mit Zöllen, indirek-
ten Steuern und Länderbeiträgen bestritten hatte, mehrte sie entsprechend seit 1919
sukzessive ihre Zuständigkeit und übernahm im Rahmen der Erzbergerschen Fi-
nanzreform 1919/20 auch rasch die Verfugungsmacht über die ertragreichen direk-
ten Steuern.9 Dieser Zentralismus, 1924 bereits an fünfzehn neuen Reichsbehörden
sowie einer dichten Reichs-Auftragsverwaltung mühelos zu erkennen, war allein
schon wegen der enormen Kriegsfolgelasten grundsätzlich unvermeidbar, stellte in
seiner konkreten Durchführung aber hauptsächlich die Gemeinden vor ernste,
letztlich bis heute reichende Probleme. Vor 1914 praktisch nur von den Landesbe-
hörden beeinflußt, sahen sie sich mit einer wachsenden Zahl reichsrechtlicher Re-
gelungen, Verbote und Forderungen konfrontiert - ohne daß die prinzipielle verfas-
R. SMEND, Verfassung und Verfassungsrecht, zitiert nach: Ders., Staatsrechtliche Abhand-
lungen und andere Aufsätze, Berlin a1968, S.162f. Ähnlich wie Smend auch G. RADBRUCH,
Die Aufgaben des staatsbürgerlichen Unterrichts, in: Staatsbürgerliche Erziehung, hg. v. F.
Lampe u. G. H. Franke (Breslau 1926), bes. S.148. Der Eindruck eines grundlegenden Atmo-
sphärenwechsels gegenüber der glanzvollen Vergangenheit mit ihren Paraden, Fürstengeburts-
tagen, Schlachtenfeiern hat in der Erinnerung vieler Zeitgenossen noch nach Jahrzehnten einen
festen Platz. Vgl. z.B. die häufigen Thematisierungen in: ALLTAG IN DER WEIMARER RE-
PUBLIK. Erinnerungen an eine unruhige Zeit, hg. v. R. Pörtner (Düsseldorf u.a. 1990). Zum
Nationalsozialismus vgl. bes. G. PAUL, Aufstand der Bilder. Die NS-Propaganda vor 1933
(Bonn 1990), daneben z.B. P. RBICHEL, Der schöne Schein des Dritten Reiches (München
1991).
Vgl. z.B. U. WENGST, Staatsaufbau und Verwaltungsstruktur, in: Die Weimarer Republik,
hg. v. Bracher u.a., S.63-77.
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sungsrechtliche Kompetenz der Länder für die Kommunalgesetzgebung aufgeho-
ben, den Gemeinden nennenswerter, institutionell gesicherter Einfluß auf die
Reichspolitik eingeräumt oder bei Leistungsvorgaben wenigstens immer für eine
hinreichende Kostendeckung gesorgt worden wäre. Bereitete doch die kommunale
Etatgestaltung seit Inkrafttreten der Finanzreform ohnehin viel Verdruß. Im Kaiser-
reich durch Zuschläge zur Einkommenssteuer finanziell selbständig, arbeiteten die
Gemeinden nun hauptsächlich mit Zuschüssen, die die Länder aus Reichssteuer-
überweisungen an sie weiterleiteten. Da Reich und Länder vorwiegend alleine
verhandelten und den eigenen Haushalten im allgemeinen Priorität zumaßen, wur-
den ihre Belange bei diesem Finanzausgleich selten genügend berücksichtigt.10 Die
labile Finanzsituation ließ die kommunale Selbstverwaltung, d.h. das Recht der
Gemeinden, öffentliche Aufgaben ihres Wirkungsbereiches eigenverantwortlich
wahrzunehmen, schon bald ernsthaft gefährdet erscheinen. "Wir wissen, wie hart
und schwer das Reich es hat" - so etwa der Essener Oberbürgermeister Hans Luther
(1918-1922) vor dem Deutschen Städtetag 1921 -
aber der Kern des Selbstverwaltungsgedankens, daß jede Gemeinde eigene
Verantwortung trägt [...] ist nur möglich, wenn wir wieder erstens zurei-
chende und zweitens selbständige Einnahmequellen haben. Raum ist in der
kleinsten Hütte, aber die Hütte muß ein Dach und vier Wände haben.''
Der Verlust der finanziellen Unabhängigkeit belastete um so mehr, als die Gemein-
den ihr Aktionsfeld während der schwierigen Kriegs- und ersten Nachkriegsjahre
nochmals erheblich erweitert hatten. Fungierten vor allem die Großstadtverwaltun-
gen bereits vor 1914 mit ihren Versorgungs- und Bildungseinrichtungen als maß-
gebliche Wegbereiter des modernen Sozialstaates, kümmerten sie sich seither z.B.
auch um die Kriegsversehrten und -hinterbliebenen und intensivierten sie die Le-
bensmittelbewirtschaftung, die Wohnungsbauförderung sowie die Jugend- und
Erwerbslosenfürsorge. Damit trugen sie wesentlich dazu bei, soziale Spannungen
und Konflikte zu begrenzen und das fragile Gebäude der Republik etwas zu festi-
gen.
Vgl. bes. J. WYSOCKI, Die Kommunalfinanzen in Erzbergers Reformkonzept: Finanzzu-
weisungen statt eigener Steuern, in: Kommunale Finanzpolitik in der Weimarer Republik, hg.
v. K.-H. Hansmeyer (Stuttgart u.a. 1973), S.35-59. Zur Kontinuität der Probleme vgl. die pro-
grammatischen Leitsätze der Hauptversammlungen des Deutschen Städtetages nach 1945.
Dazu z.B. 0 . ZlEBILL, Geschichte des Deutschen Städtetages (Stuttgart/Köln 1955), S.245-252
u. öfter. Wichtige Reichsgesetze waren etwa das Reichsbesoldungssperrgesetz (1920-1926),
das eine an den lokalen Bedürfnissen orientierte Gehaltspolitik ausschloß, und das Gesetz über
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (1927), Grundursache der untragbaren kom-
munalen Soziallasten während der Weltwirtschaftskrise.
"VERHANDLUNGEN DES 5. DEUTSCHEN STÄDTETAGES 1921, S.18.
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Angesichts der offenkundigen Diskrepanz zwischen der mißlichen staatsrechtli-
chen Stellung und der hohen gesamtgesellschaftlichen Bedeutung der Großstädte,
die die kleiner Länder oft weit übertraf, pochten viele Kommunalbeamten auf
grundlegende Reformen. Die Wiederherstellung der alten föderativen Staatsord-
nung war freilich kein realistisches Ziel. Schon sinnvoller schien dagegen die An-
näherung an den dezentralisierten Einheitsstaat, d.h. der Versuch, die traditionellen
Länderrechte zu beschneiden und für die Gemeinden gesetzlich garantierte, unmit-
telbare Beziehungen zum Reich zu erlangen, sie also als Reich und Ländern grund-
sätzlich gleichartige öffentlich-rechtliche Körperschaften zu etablieren und so auch
von den privaten Interessenverbänden eindeutig abzuheben. Die Auffassung einer
prinzipiellen Wesensgleichheit von Gemeinde und Staat hatte der erfahrene Kom-
munalpolitiker und erste Reichsinnenminister der Republik Hugo Preuß allerdings
bereits bei den Beratungen zur Weimarer Reichsverfassung vergeblich propagiert.
Alle Bemühungen um eine Reichsreform, die die Gemeinden aus der konkurrieren-
den Einflußsphäre von Land und Reich herausgeführt hätte, blieben auch später
erfolglos.12 Da es nicht einmal gelang, wenigstens ständige Gesprächsverbindun-
gen zur expandierenden Reichsverwaltung aufzubauen, waren die Kommunen
unbedingt darauf angewiesen, Öffentlichkeit herzustellen, wenn sie im Kampf um
die Wahrung ihres Handlungsspielraums und die Verteilung der knappen Staatsfi-
nanzen nicht permanent unterliegen wollten. Konstant und vernehmlich hatten sie
für ihre berechtigten Interessen und Projekte zu werben und die drohenden Konse-
quenzen von Mißachtungen klar herauszustreichen. Zur Eindämmung von Kritik an
manch unpopulären, aber unvermeidlichen kommunalen Steuer-, Gebühren- und
Sparbeschlüssen galt es ferner, den Bürgern die schwierige Position der Gemeinden
zwischen Reich und Ländern immer wieder zu verdeutlichen, d.h. die letzte Ver-
antwortung für die belastenden Entscheidungen aufzuweisen, zugleich freilich
weiterhin geeignete Vorschläge für Strukturreformen zu machen.
Im Bereich von Wirtschaft und Finanzen ergaben sich auch wegen heftiger und
durchaus wirkungsvoller städtefeindlicher Kampagnen seitens der privatwirtschaft-
lichen Interessenverbände und der Finanzwelt fortwährend besondere publizisti-
sche Herausforderungen. In den ersten Jahren der Weimarer Republik bemühten
sich viele Kommunen, ihre Wirtschaftsbetriebe stärker als zuvor nach ökonomi-
schen Gesichtspunkten zu verwalten und erwerbsorientierte Geschäftserweiterun-
gen vorzunehmen, um nach dem Verlust der früheren Steuerhoheit und ersten bö-
Vgl. W. HOFMANN, Städtetag und Verfassungsordnung (Stuttgart/Berlin 1966), bes. S.65-
102. Zu Preuß' Selbstverwaltungstheorie vgl. S. GRASSMANN, Hugo Preuß und die deutsche
Selbstverwaltung (Lübeck/Hamburg 1965); H. POHL, Weimarer Reichsverfassung und kom-
munale Ebene. Der Ansatz von Hugo Preuß als Bestandsgarantie der gemeindlichen Selbstver-
waltung, in: DaS 13 (1986), S.184-191.
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sen Überraschungen mit den Reichssteuerüberweisungen neue verläßliche Einkünf-
te für eine bewegliche Haushaltsführung zu erschließen. Nach 1923 ließ sich neben
dieser Kommerzialisierung eine gewisse Ausweitung der Geschäftszweige feststel-
len. Gleichwohl entfiel der weitaus größte Teil der kommunalen Unternehmen
weiterhin auf die vier klassischen Bereiche: Verkehrswesen, Wasser-, Gas- und
Elektrizitätsversorgung. Gemeindebetriebe aus anderen Branchen machten weniger
als ein Prozent der gesamten deutschen Wirtschaft aus.13 Doch gerade die relativ
seltenen kommunalen Warenhäuser, Lebensmittelgeschäfte, Wäschereien und Ho-
tels, deren Existenzberechtigung tatsächlich gelegentlich zweifelhaft war, dienten
den Interessenverbänden der Wirtschaft häufig als Anknüpfungspunkt für prinzi-
pielle Attacken. Mit der ständigen Devise, der Staat solle verwalten, aber nicht
wirtschaften, diffamierten sie jeden Versuch zu einer erwerbsorientierten Expansi-
on der öffentlichen Wirtschaft als "kalte Sozialisierung" und protestierten gegen
Steuervergünstigungen, die die Kommunalbetriebe angeblich zu einer übermächti-
gen Konkurrenz werden ließen und so ihre Rationalisierung verhinderten. Wahr-
heitswidrig nährten sie damit die ohnedies verbreitete Vorstellung, Gemeindebe-
triebe arbeiteten meist weniger produktiv und schadeten der Volkswirtschaft mehr
als sie nutzten.14 Den Gegnern der Gemeindewirtschaft lieferte eine lange, von
Reichsbankpräsident Schacht (1923-1930 und 1933-1939) ausgelöste Debatte um
die kommunalen Auslandsanleihen wertvolle Hilfe. Aus Furcht um die gerade
errungene Geldwertstabilität hatte sich Schacht erstmals 1924 gegen die Aufnahme
weiterer Gemeindekredite gewandt. Als er drei Jahre später in eine allgemeine
Polemik gegen "Luxusausgaben" und Mißwirtschaft der Großstädte verfiel, erzielte
er eine enorme öffentliche Resonanz und trug wesentlich dazu bei, daß im existenz-
entscheidenden Sektor der kommunalen Selbstverwaltung vielfach städtefeindliche
Auffassungen die Presse beherrschten.'5
3. Von den Angriffen gegen die vermeintlich notorische Verschwendungssucht
und den stadtplanerischen Größenwahn der Großstädte im Stile Schachts zur globa-
Vgl. G. UPMEIER, Die Kommerzialisierung der Kommunalwirtschaft, in: Kommunale Fi-
nanzpolitik, S.90-99; G. AMBROSIUS, Aspekte kommunaler Untemehmenspolitik in der Wei-
marer Republik, in: AfK 19 (1980), S.239-261. Der angegebene Wert nach: E. FALCK, Kom-
munale Wirtschaftspolitik (Berlin 1932), S.43.
14 Vgl. bes. C. BOEHRET, Aktionen gegen die "kalte Sozialisierung" 1926-1930 (Berlin
1966). Die These vom erdrückenden Wettbewerbsvorteil der öffentlichen Wirtschaft war bei
objektiver Betrachtung nicht zu halten. Abgesehen davon, daß nicht alle Betriebe Steuerbefrei-
ungen erhielten, machten die finanziellen Belastungen, die die Städte ihren Unternehmen zu-
muteten, eventuelle Einsparungen mehr als wett. Eine eingehende Abwägung der Argumente
bei FALCK, Kommunale Wirtschaftspolitik, S.155-183.
15 Vgl. H. SCHACHT, Eigene oder geborgte Währung? (Leipzig 1927); G. UPMEIER,
Schachts Kampf gegen die kommunalen Ausländsanleihen, in: Kommunale Finanzpolitik,
S. 160-171; BOEHRET, Aktionen, S. 172-186.
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len Verurteilung der angeblich maßlos individualistischen, unmoralischen und
ungesunden Großstadtzivilisation war es nur noch ein kleiner Schritt. Derlei Emp-
findungen wurzelten in der überaus raschen sozioökonomischen Umwandlung
Deutschlands von einem Agrar- in einen modernen Industriestaat, die sich mit ihren
vielen technischen Neuerungen, tiefgreifenden sozialen Umbrüchen und veränder-
ten Wahrnehmungs- und Lebensformen in den großen Städten am frühesten und
markantesten ausgeprägt hatte. Sie waren um 1925 deshalb auch keineswegs neu,
sondern hatten bereits seit den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts neben bedeu-
tenden wissenschaftlichen Studien zahlreiche antiurbanistische Pamphlete hervor-
gebracht, in denen sich biologisch-völkische, sozialpsychologische und kulturkriri-
sche Argumentationen vielfältig verbanden. Angesichts der anhaltenden Moderni-
sierung und Liberalisierung des gesellschaftlichen Lebens unter labilen politischen
und ökonomischen Rahmenverhältnissen erhielt die Kritik in der Weimarer Re-
publik indes oft einen äußerst scharfen, geradezu manischen Ton, geriet
"Großstadt" noch mehr zum Sigel für sozialen und kulturellen - und nun auch poli-
tischen Verfall, das vermeintlich unverfälschte, traditionsbewahrende "Land" dage-
gen zum verklärten Gegenbild." "Der allgewaltige Staat sitzt in den Großstädten" -
wütete etwa der "konservative Revolutionär" Edgar Jung (1894-1934):
So wird das seelisch verwurzelte, dem organischen Leben verhaftete Bau-
erntum von Menschen beeinflußt und geleitet, die seinem Wesen innerlich
entgegengesetzt sind. Art und Wille des Landes kommen in Gesellschaft und
Staat nirgends mehr zum Durchbruch. Die Großstadt, eigentlicher Boden
des Individualismus, gibt ihr Gepräge dem ganzen Volke, rücksichtslos über
das entmannte Bauerntum hinweggehend, das mit seiner Arbeit das Volk er-
nähren, mit seinem Blute erhalten, aber nicht mehr durchdringen darf. Die
moderne Demokratie wird so zum Totengräber des Bauern.
Die wilden Invektiven eines Spengler, Jung oder Alfred Rosenberg fanden in der
Großstadtpresse und -literatur zwar nicht selten spöttische Reaktionen, bündelten
jedoch weitverbreitete und tiefsitzende modernitätsfeindliche Stimmungen, die
selbst in eigentlich städtefreundlichen Äußerungen gelegentlich noch hervorschie-
Vgl. bes. K. BERGMANN, Agrarromantik und Großstadtfeindschaft (Meisenheim/Glan
1970); E. PFEIL, Großstadtforschung. Entwicklung und gegenwärtiger Stand (Hannover 21970),
S. 10-25; HAROLD L. POOR, City versus country: urban change and development in the Weimar
Republic, in: Industrielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, hg. v.
H. Mommsen (Düsseldorf 1974), S.l 11-127; G. KORFF, Mentalität und Kommunikation in der
Großstadt, in: Großstadt. Aspekte empirischer Kulturforschung, hg. v. T. Kohlmann u. H.
Bausinger (Berlin 1985), S.343-361. Daß es im späten Kaiserreich neben herber Großstadtkritik
auch ein beachtliches Maß an Großstadtbegeisterung gab, unterstreicht etwa A. LEES, Die
Entfaltung des städtischen Bürgerstolzes im Wilhelminischen Deutschland, in: Stadtgesell-
schaft und Kindheit im Prozeß der Zivilisation, hg. v. I. Behmken (Opladen 1990), S.77-96.
Gleiches gilt natürlich auch für die Weimarer Republik.
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nen und etwa bei Eingemeindungsfragen oder Problemen der Agrarwirtschaft auch
direkt auf die Tagespolitik wirkten. Die Fülle der Freiheiten und Lebenschancen
des Urbanisierungsprozesses zählte hier kaum. Dagegen schien es absolut gewiß,
daß die "dunkle, entzündete, rasende, entgötterte, heimatlose" Großstadt-"Gesell-
schaft" Gesundheit und Volkswohlfahrt schädigte, familiäre Entwurzelung, seeli-
sche Roheit und Sittenlosigkeit begünstigte und so die ersehnte menschliche
"Gemeinschaft", die behagliche, überschaubare Geselligkeit, unwiederbringlich
zerstörte.17 Die Dichotomie von "Gemeinschaft" und "Gesellschaft", eine Parallele
zu den Gegensatzpaaren "Seele" - "Geist", (deutsche) "Kultur" - (westliche) "Zivi-
lisation" und anderen Abgrenzungen, hatte erstmals Ferdinand Tönnies 1887 in
seiner gleichnamigen Schrift eingeführt, freilich noch ohne an die spätere Überhö-
hung des Gemeinschaftsgedankens zu denken. Gemeinschaft beruhte demnach auf
Blutsbande, Nachbarschafts- und Freundschaftsbeziehungen, zu finden in Familie,
Sippe und Dorf. Gesellschaft basierte dagegen auf dem rational bestimmten Inter-
esse der Individuen, wie es in der Großstadt besonders gut zu beobachten war:
Alles vertraute, heimliche, ausschließliche Zusammenleben (so finden wir)
wird als Leben in Gemeinschaft verstanden. Gesellschaft ist die Öffentlich-
keit, ist die Welt. [...] Man geht in die Gesellschaft wie in die Fremde.*1
Großstädtische Öffentlichkeitsarbeit mußte auf den wuchernden Mißmut in zwei-
facher Richtung reagieren. Einerseits war es erforderlich, den kursierenden Legen-
den und Klischees über die verheerenden Folgen des Großstadtlebens mit Fakten
entgegenzutreten. Andererseits galt es, die tatsächlich vorhandenen, nach neueren
Erkenntnissen allerdings erheblich überschätzten Verlust-, Entfremdungs- und
Bedrohungsgefühle der Großstadtbewohner ernstzunehmen und - abgesehen von
den offenkundigen Verbesserungen in der Bau-, Grünflächen- und Verkehrspolitik
und anderen materiellen Politikbereichen während der zwanziger Jahre - auch
kommunikative Hilfen zu entwickeln. Bei prinzipieller Modernitätsbejahung waren
also Maßnahmen gefragt, die vorhandene Kommunikationsbeziehungen und ge-
meinsame Identitätslinien förderten, zu überschaubaren Sozialräumen, Verbunden-
heitsgefühl und Heimatbewußtsein verhalfen: ein sensibles und weites Feld, das
mit intensiven unmittelbaren Bürgerkontakten, periodischen Stadtteilaktionen,
Die zuletzt zitierten Adjektive markieren Textabschnitte bei C. SONNENSCHEIN, Groß-
stadt, in: Deutsche Republik 1 (1926), S.24-27. Zum Vorigen vgl. z.B. O. SPENGLER, Der
Untergang des Abendlandes, Bd.2, Kap.2 ("Die Seele der Stadt") (München 1922); E. JUNG,
Die Herrschaft der Minderwertigen (Berlin 1929, 21930), bes. S. 160-168 (Zitat S.168); A.
ROSENBERG, Der Mythus des 20. Jahrhunderts (München 1930, 115.-118. Aufl. 1937), bes.
S.550-554.
18 F. TÖNNIES, Gemeinschaft und Gesellschaft (Leipzig 1887, KD d. 8. Aufl. 1935, Darm-
stadt 1979), S.3.
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Vereinsförderung, Erneuerung örtlicher Festtraditionen u.a. allerdings auch vielfäl-
tige Zugriffsweisen bot.19
Der kontinuierliche Dialog mit allen Bevölkerungskreisen, deren Information,
dauerhafte Integration und politische Sozialisation im Geiste der neuen pluralisti-
schen Demokratie bedeuteten für die Kommunalbehörden der Weimarer Republik
von vornherein äußerst schwierige Kommunikationsaufgaben. Daß sie überwie-
gend von Beamten gelöst werden mußten, die bereits vor der Revolution tätig ge-
wesen waren, schuf nun ein zusätzliches Handikap. Ein einschneidender Wechsel
in den kommunalen Führungspositionen, wie er 1933 in kurzer Zeit erzwungen
werden sollte, hatte 1918/19 nicht stattgefunden. Folglich arbeiteten im November
1919 in 14 der 24 Großstädte mit über 200.000 Einwohnern unverändert die Ober-
bürgermeister des alten Regimes, in den kleineren Großstädten bzw. unter den
Bürgermeistern und Dezernenten gab es noch mehr Kontinuität.20 Den amtierenden
Führungskräften half während des Umsturzes ihr unbestreitbarer Sachverstand und
das ausgeprägte Interesse der neuen Machthaber an der Wahrung der Verwaltungs-
effizienz, das den Wunsch nach Stellenumbesetzung klar überstieg. Günstig wirkte
zudem der sozialreformerische, "munizipalsozialistische" Kurs der kommunalen
Leistungsverwaltung in den Jahren der Monarchie, eine durchaus erfolgreiche
Verbindung bürgerlich-liberaler Herrschaftssicherung und sozialen Engagements.
Wenigstens ebenso nützlich war die große politische Zurückhaltung, die die kom-
munalen Spitzenbeamten bis 1918 im allgemeinen vor Kompromittierung ge-
schützt und ihnen den Anschein von über den Klassen und Parteien stehenden,
Zur Revision der alten Isolations- und Entwurzelungsthese vgl. z.B. W. KROMER, "Ich
wollt' auch einmal in die Stadt". Zuwanderangen nach Mannheim vor dem Zweiten Weltkrieg
(Heidelberg 1986), der darauf hinweist, daß Neubürger in ortsansässigen Verwandten und
Bekannten oft bereits erste Anlaufstellen vorfanden. Zudem boten gerade die Großstädte be-
sondere Möglichkeiten der Gruppen- und Vereinsbildung, die eine rasche Integration ebenfalls
begünstigten. Eine Gesamtbilanz zieht P. SAUNDERS, Soziologie der Stadt (Frankfurt a.
M./New York 1987), S. 105-111. Demnach ist jeder Versuch, "besondere Muster sozialer Be-
ziehungen mit einem spezifisch geographischen Milieu zu verbinden, ein ausgesprochen un-
fruchtbares Unterfangen" (S.108).
Vgl. W. HOFMANN, Zwischen Rathaus und Reichskanzlei. Die Oberbürgermeister in der
Kommunal- und Staatspolitik des Deutschen Reiches von 1890 bis 1933 (Stuttgart u.a. 1974),
S.57-68. In seiner Übersicht über die 24 größten deutschen Städte (S.67) verzeichnet Hofmann
neun Amtswechsel. Nicht berücksichtigt ist Kiel, wo Oberbürgermeister Paul Lindemann auf-
grund ungeschickter öffentlicher Äußerungen am 4.10.1919 zurücktreten mußte. Ihm folgte
1920 (nicht 1917) Emil Lueken. Vgl. GESCHICHTE DER STADT KIEL, hg. v. J. Jensen/P. Wulf
(Neumünster 1991), S.324. Oberbürgermeister in Chemnitz war Johannes Hübschmann (nicht
Hirschmann). Eine Liste für 18 größere rheinische Städte mit nur vier Absetzungen, Rücktritten
bzw. Pensionierungen enthält W. FORST, Rheinische Städte und ihre Oberbürgermeister, in:
Konrad Adenauer. Oberbürgermeister von Köln. S.556f.
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reinen Verwaltungsfachleuten verliehen hatte.21 In den gefährlichsten Stunden der
Revolution bewiesen viele Behördenchefs überdies Nervenstarke und taktisches
Geschick. So veröffentlichte etwa der Stuttgarter Oberbürgermeister Lautenschla-
ger (1911-1933) am Morgen des 9. November 1918 - noch vor Beginn der Um-
sturzbewegung in seiner Stadt - einen Aufruf, worin er die kommende "Überleitung
in andere staatsrechtliche Verhältnisse" ankündigte und bereits in möglichster
"Ordnung und Ruhe" zu regeln suchte. Zwei Tage später sprach er der neuen Re-
gierung ausdrücklich sein Vertrauen aus und verkündete, "die Stadtverwaltung mit
sämtlichen Behörden .. [werde] auf ihrem Posten bleiben." Auch der Essener Ober-
bürgermeister Luther arrangierte sich rasch mit den örtlichen Revolutionsführern
und überzeugte sie mühelos, daß es im Bereich der gemeindlichen Selbstverwal-
tung praktisch keinen Grund zu Veränderung gebe, "sich ihr revolutionäres Wollen
gar nicht gegen die Stadt Essen, sondern gegen den Staat oder das Reich richtete" -
eine sehr beliebte Deutung, die Staat und Gemeinde indes zu betont auseinander-
hielt bzw. Selbstverwaltung und Demokratie allzu voreilig gleichsetzte.22
Durch Amtsverzicht und Pensionierung nahm die personelle Kontinuität in den
Rathäusern im Laufe der zwanziger Jahre etwas ab, wurden einige wichtige Lei-
tungsstellen sogar mit erklärten Republikanern besetzt. Eine Mehrheit erreichte
diese Gruppe aus Linksliberalen, Zentrumspolitikern und Sozialdemokraten freilich
nie. Sozialdemokratische Oberbürgermeister - und schon gar solche aus klein- und
unterbürgerlichen Elternhäusern wie Hermarm Beims (Magdeburg, 1919-1931)
oder Max Brauer (Altona, 1924-1933) - blieben trotz zahlreicher starker SPD-
Fraktionen in den Bürgervertretungen bis 1933 besonders selten.23 Als typischer
Zur Kommunalpolitik im Kaiserreich sowie zum Selbstverständnis der kommunalen
Verwaltungselite vgl. bes. REULECKE, Geschichte der Urbanisierung in Deutschland, S. 118-
131; D. LANGWIESCHE, Liberalismus in Deutschland (Frankfurt/M. 1988), S.200-211;
HOFMANN, Zwischen Rathaus und Reichskanzlei, bes. S.69-98; DERS., Oberbürgermeister als
politische Elite im Wilhelminischen Reich und in der Weimarer Republik, in: Oberbürgermei-
ster, hg. v. K. Schwabe (Boppard 1981), S.17-38. Der Begriff "Munizipalsozialismus" wurde in
England geprägt und bürgerte sich um die Jahrhundertwende in Deutschland ein. Im Unter-
schied zu England umschrieb er kein umfassendes sozialistisch-reformerisches Programm,
"wohl aber kommunale 'Gemeinwohr-Vorstellungen, die sozialreformensch aufgeladen waren
und privatwirtschaftlichem Profitdenken absagten." (Langewiesche, Liberalismus, S.202).
2 Vgl. dazu unten, S.35-37. Zum Vongen vgl. ELSAS, Auf dem Stuttgarter Rathaus, S.72 u.
75, der zwei Flugblätter des Oberbürgermeisters v. 9.11. u. 11.11.1919 wörtlich zitiert u. BECK-
STEIN, Städtische Interessenpohtik, S.328-330 (Zitat aus Luthers Memoiren S.329) mit weite-
ren Beispielen aus Berlin, Kassel, Köln.
Wohl die wichtigsten Amtswechsel nach 1919 gab es in den Großstädten Nürnberg
(Luppe, DDP, 1920-1933), Berlin (Böß, DDP, 1921-1933), Altona (Brauer), Frankfurt/M.
(Landmann, DDP, 1924-1933) u. Mannheim (Heimerich, SPD, 1928-1933). Zwischen 1918
und 1933 wurden lediglich ca. 20 Sozialdemokraten Oberbürgermeister. Vgl. S. MILLER, So-
zialdemokratische Oberbürgermeister in der Weimarer Republik, in: Oberbürgermeister, S.109-
124, die 19 Fälle aufführt, dabei allerdings München übersieht. Unter den sozialdemokratischen
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Repräsentant des städtischen Behördenchefs erschien daher weiterhin der altgedien-
te, juristisch geschulte Verwaltungskenner, liberal bis freikonservativ, doch ohne
feste Parteibindung, einerseits nicht offen verfassungsfeindlich, doch andererseits
den neuen Verfassungsprinzipien auch nicht unbedingt persönlich verpflichtet. Daß
die aus dem Kaiserreich stammenden Bürgermeister und Dezernenten meist eine
liberale, am Gemeinwohl orientierte Kommunalpolitik vertreten hatten, selten
durch lautstarke monarchistische Propaganda aufgefallen waren und sich 1918
ohne langes Zögern weiter zur Verfügung stellten, machte sie schließlich noch
keinesfalls zu Demokraten. Ihr profiliertes Standesbewußtsein, das Kollegen ohne
juristische Examina und großbürgerlichen Lebenshintergrund nur unwillig ertrug,
die verbreitete Neigung zu einem autokratischen Führungsstil und das zähe Festhal-
ten an einer zunehmend anachronistischen, noch näher zu betrachtenden Selbst-
verwaltungstheorie erlauben eher den umgekehrten Schluß, lassen ihre Eignung als
geistige Wegbereiter und Leitfiguren einer stabilen Massendemokratie zumindest
als zweifelhaft erscheinen. Klare Irritationen angesichts der politischen Neuord-
nung signalisieren manche Rücktritte. Obwohl auch er sich zunächst eilends zur
Republik bekannt hatte, entschloß sich z.B. der Nürnberger Oberbürgermeister
Geßler (1914-1919) Ende 1919, "im Hinblick auf die völlige Veränderung im Rat-
haus (absolute Mehrheit von SPD und USPD im neugewählten Stadtrat)" und die
bevorstehende Kooperation mit einem unerwünschten USPD-Bürgermeister "den
Stuhl des Oberbürgermeisters [...] alsbald zu verlassen". Im Herbst 1927 zog der
Mannheimer Oberbürgermeister Kutzer die gleiche Konsequenz. Als Hauptursache
seines Scheiterns betrachtete er nicht so sehr eigene Verfahrensfehler, sondern
vielmehr die vermeintlich pathologische Streitlust und Uneinigkeit des von politi-
schen Parteien beherrschten Stadtparlaments, den ewigen "Tyrannfen] des bösen
Blutes", dem höchstens noch der "schlaue Taktiker" gewachsen schien - ein Bür-
germeistertyp, den Kutzer offenkundig nicht schätzte.24
Der Unmut der Oberbürgermeister Geßler und Kutzer über den Terraingewinn
der politischen Parteien im kommunalen Bereich wurde selbst von den neuberufe-
nen Beamten häufig geteilt. Er resultierte zum einen aus einer Selbstverwal-
tungsidee, die die Regelung der gemeindlichen Belange hartnäckig zur Sphäre der
Gesellschaft, nicht des Staates rechnete und mithin als völlig unpolitische, von
staatlichen Angelegenheiten streng getrennte Aufgabe begriff. Als unmittelbarer
Ausdruck dieser Idee befand sich der Artikel zur Selbstverwaltung in der Weimarer
Spitzenbeamten befanden sich auch einige, z.B. Dudek (Harburg, 1925-1933) u. Heimerich, die
den traditionellen Ausbildungsweg durchlaufen hatten.
24 O. Geßler nach: HANSCHEL, Oberbürgermeister Hermann Luppe, S.34. Zu Geßlers Ver-
halten im November 1918 vgl. ebd., S.27f. Die folgenden Zitate aus Kutzers Abschiedsrede
nach: NMZ 153 v. 30.3.1928. Ausführlicher zu Kutzer in Kap. IV.
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Verfassung nicht unter den staatsorganisatorischen Bestimmungen, sondern im
Grundrechtsteil, direkte Folgen waren aber auch die tendenzielle Gleichstellung der
kommunalen Vereinigungen mit privaten Interessenverbänden oder das Streben der
Privatwirtschaft, die kommunale Wirtschaft gleichem Recht zu unterstellen.25 Auf
grundsätzlicherer Ebene entsprang das Mißbehagen einem irrigen Gemeinwohl-
und Politikbegriff. Demnach bildete das Gemeinwohl weniger die Resultante eines
permanenten gesellschaftlichen Ausgleichs als eine starr vorgegebene und entspre-
chend geradlinig anzusteuernde Größe. Die Partikularinteressen und der Streit der
Parteien besaßen hier keinen Raum.26
Das Konzept des strikten Dualismus von Staats- und Gemeindeverwaltung, basie-
rend auf liberalen Gedanken Rottecks und Lorenz von Steins und später von Rudolf
von Gneist im obrigkeitsstaatlichen Sinne fortgeführt, hatte dem liberalen Bürger-
tum gegenüber der sich verfestigenden autoritären Staatsgewalt der Restaurations-
zeit ein Feld relativer Bewegungsfreiheit gesichert. Das offensichtliche Ende des
Antagonismus von Obrigkeit und Gesellschaft und die stetig wachsende Verflech-
tung von Staat und Gemeinden machte diese Unterscheidung spätestens nach
1918/19 aber vollkommen sinnlos. Angesichts der dauernden Inanspruchnahme als
Leistungsträger für staatliche Lasten war die Beteiligung der gemeindlichen Selbst-
verwaltung an der gesamtpolitischen Diskussion stattdessen geradezu überlebens-
notwendig, und schon die Komplexität des mehrstufigen parlamentarisch-
demokratischen Entscheidungsprozesses wie der zu lösenden politischen Probleme
ließ auch die Etablierung permanenter kollektiver Interessenorganisationen, politi-
scher Parteien, unvermeidlich werden. Rein sachlich orientiert, also interessenneu-
tral, und zugleich von allen Betroffenen getragen, gleichsam basisdemokratisch -
wie die Theorie der unpolitischen bürgerschaftlichen Selbstverwaltung suggerierte
- war Gemeindeverwaltung im Zeitalter der Industrialisierung und Urbanisierung
ohnedies nie gewesen.
Die heute so oft aufgestellte Behauptung, die Parteipolitik habe vor dem
Kriege in der Gemeinde keine Rolle gespielt, der Bürgermeister sei politisch
unabhängig gewesen
- so ein treffendes Urteil von 1931 -
25 Vgl. HOFMANN, Städtetag und Verfassungsordnung, S.38.
26 Vgl. E. FRAENKEL, Historische Vorbelastungen des deutschen Parlamentarismus, in: VZG
8 (1960), S.323-340.
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ist eine Fabel, die sich darauf stützt, daß der politische Machtkampf durch
das plutokratische Wahlrecht von vornherein zugunsten der herrschenden
Klassen entschieden war?1
Obgleich sich die traditionelle Auffassung empirisch keineswegs mehr begründen
ließ, verteidigten zahlreiche Kommunalbeamte der zwanziger Jahre die Selbstver-
waltung unbeirrt als "schlichte Verwaltungsarbeit", bei der politische Einflüsse und
Überlegungen und die Präsenz politischer Parteien nur schadeten. Unter lebhaftem
Beifall der Delegierten formulierte z.B. der Dresdner Bürgermeister Külz (1923-
1926), ein Mitglied der DDP, als Hauptredner des Deutschen Städtetags 1924 die
eindeutig herrschende Meinung:
Es wird an vielen Stellen in Deutschland innerhalb der Selbstverwaltung
noch das Verwalten mit dem Regieren verwechselt, beides ist aber etwas
ganz Verschiedenes [...] Gewiß, wir leben in einem Zeitalter demokratischer
Orientierung des Gemeinschaftslebens, und es ist durchaus berechtigt und
verständlich, daß man auch die Selbstverwaltungskörper zu Trägern starker
demokratischer Gemeinschaftsideen machen will, aber, meine Damen und
Herren, niemals dürfen die Selbstverwaltungskörpcr zum Tummelplatz par-
teipolitischer Wechselfälle und parteipolitischer Ambitionen werden (stür-
mische Zustimmung).
Im weiteren Verlauf der Tagung fand Külz' Interpretation weit weniger diplomati-
sche Fassungen, endete sie etwa bei dem Düsseldorfer Stadtverordneten Fusbahn
(DVP) in der einfachen, laut gefeierten Formel "Weg mit der Politik, weg mit den
Parteien aus dem Rathause!". Energischen Protest erhoben lediglich die Fraktions-
redner von KPD und SPD, die Berliner Stadtverordneten Dörr und Reuter, wobei
sich Reuter lebhaft dagegen wandte, Selbstverwaltung als "etwas absolut Festste-
hendes, von Gott Gegebenes" zu verklären und auf die unumgängliche "Ent-
wicklung einer wirklichen Gemeindedemokratie" verwies.28 Unzweideutige Ge-
genstimmen kamen bei anderen Gelegenheiten bisweilen noch aus den Reihen des
27 H- Voß, Die Stellung des Oberbürgermeisters. Eine vergleichende kommunalpolit ische
Studie (phil. Diss., Köln 1931), S.36. Vgl. daneben bes. H. HEFFTER, Die Deutsche Selbstver-
waltung im 19. Jahrhundert (Stuttgart 1950), S.372-403; HERZFELD, Demokratie und Selbst-
verwaltung, S.11-16; E. LAUX, Kommunale Selbstverwaltung als politisches Prinzip. Wege der
Diskussion, in: Selbstverwaltung im Staat der Industriegesellschaft, S.51-78; R. KOCH, Staat
oder Gemeinde? Zu einem politischen Zielkonflikt in der bürgerlichen Bewegung des 19. Jahr-
hunderts, in: HZ 236 (1983), S.73-96; W. R. KRABBE, Die deutsche Stadt im 19. und 20. Jahr-
hundert (Göttingen 1989), S. 13-23.
28 VERHANDLUNGEN DES 6. DEUTSCHEN STÄDTETAGES 1924, S.28f. (Külz), 40 (Fusbahn) u.
44, 45f. (Reuter). Vgl. auch Oberbürgermeister Luthers Hauptreferat, in: VERHANDLUNGEN
DES 5. DEUTSCHEN STÄDTETAGES 1921. bes. S.5 u. 10.
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Zentrums und vor allem aus der DDP, die gemessen an ihrem Wähleranteil auffal-
lend viele leitende Kommunalbeamte stellte. "Die Einwohnerschaft", berichtigte
etwa der Berliner Oberbürgermeister Böß (1921-1930) in einem 1928 erschienen
Aufsatz,
übt ihre Herrschaft aus durch die politische?! Parteien, die in allen moder-
nen Demokratien die Vertreter der Bevölkerung sind. Die Meinung, daß
politische Gesichtspunkte aus der Tätigkeit der Gemeinden ausgeschaltet
werden können, ist noch immer verbreitet. Man übersieht, daß in dem de-
mokratischen Staat von heute der Volkswille nicht anders und, wie Beispiele
der Geschichte zeigen, auch nicht besser durchgesetzt werden kann, als mit
Hilfe von Parteien29
In einer Zeit, in der "Politik" ein stark verpöntes Reizwort bildete, vermeintlich
unpolitische bzw. "rein sachliche", "gerechte", ganzheitliche Problemlösungen da-
gegen größtes Ansehen genossen, mußte das Bekenntnis zur "politisierten" Selbst-
verwaltung als eines auf Verhandlung und Kompromiß basierenden Interessenaus-
gleichs schwerfallen. Störend wirkte zudem die damals breit rezipierte plebiszitäre
Demokratieauffassung Rousseaus, wonach alle staatliche Gewalt dem unmittelba-
ren, allgemeinen Volkswillen zukam. Aus dieser Perspektive verursachte die politi-
sche Selbstverwaltung - wie alle politischen Teilgebilde - nur eine irritierende
"Vielherrschaft", die Gefahr der "pluralistischen Zersetzung" des Staatsganzen.30
Gleichwohl gab es zur lokalen parlamentarischen Demokratie keine Alternative.
Verharrten die Kommunalbeamten im vorpolitischen Raum, leugneten sie irrever-
sible Notwendigkeiten und verzichteten auf Gestalfungsmacht. Obendrein versag-
ten sie der neuen staatlichen Ordnung wertvollen Rückhalt und beschnitten deren
Zukunftschance. Denn ohne politische Schulung vor Ort, ohne den Unterbau einer
stabilen demokratischen Selbstverwaltung, die die Partizipationsmöglichkeiten und
Regeln der Demokratie intensiv erfahrbar werden ließ, war gerade unter den un-
29
G. Böß, Gemeindepolitik, in: Zehn Jahre Deutsche Republik, hg. v. A. Erkelenz (Berlin
1928), S.361-368, 362.
Vgl. W. HOFMANN, Plebiszitäre Demokratie und kommunale Selbstverwaltung in der
Weimarer Republik, in: AfK 4 (1965), S.264-281. Das zweite Zitat aus E. FORSTHOFF. Die
Krise der Gemeindeverwaltung im heutigen Staat (Berlin 1932), S.21. Ganz ähnlich formuliert
A. KÖTTGEN, Die Krise der kommunalen Selbstverwaltung (Tübingen 1931), S.26. Vgl. außer-
dem C. SCHMITT, Der Hüter der Verfassung (Tübingen 1931). bes. S.91-93 u. Ders., Verfas-
sungslehre (München/Leipzig 1928), S.273: "Das Volk in einer Demokratie ist immer das
ganze Volk der politischen Einheit, nicht die Wählerschaft einer Gemeinde oder eines Kreises.
Daß die politische Einheit als ein homogenes Ganzes von allen weiteren, in den politischen
Gruppierungen und Organisationen in spezifischer Weise unterschieden wird, ist wesentliche
Voraussetzung der politischen Demokratie." (zitiert nach: LAUX, Kommunale Selbstverwal-
tung, S.55).
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günstigen Rahmenbedingungen der Weimarer Republik auf Dauer tatsächlich kein
demokratischer Staat zu machen: So betrachtet behielten diejenigen Zeitgenossen
recht, die die gemeindliche Selbstverwaltung so gerne als Urzelle und Nährboden
der deutschen Demokratie zu feiern pflegten. Ob die Kommunen diesen Auftrag
durchweg befriedigend erfüllten, quasi unwillkürlich als "beste Schule der staats-
politischen Gesinnung", "wertvollste Ergänzung" und "wichtigster Bundesgenosse"
des demokratischen Staates auftraten, wie man darüber hinaus unterstellte, ist an-
gesichts des Profils des kommunalen Führungspersonals und des verbreiteten poli-
tischen Eskapismus in den Gemeindeverwaltungen allerdings zweifelhaft.31 Abso-
luter Pessimismus scheint freilich ebenfalls unangebracht. Gab es doch neben den
beharrenden Kräften und Konzeptionen auch unübersehbar Signale des Fortschritts,
dauernde Bemühungen um eine konstruktive Eingliederung der gemeindlichen
Selbstverwaltung in die demokratische Republik. Die weitere Analyse muß zeigen,
welches Gewicht dieser Zug erhielt.
31 Vgl. z.B. G. Böß, Demokratie und Selbstverwaltung, in: Selbstverwaltung und Demokra-
tie 1 (1928), S.l-6; O. MULERT, Die Stadtgememde, in: Volk und Reich der Deutschen, Bd.2,
hg. v. B. Harms (Berlin 1929), S.376-396 (Zitate 2 u. 3, S.395); K. ADENAUER, Staat und Ge-
meinden, in: KommunalpoHtische Blätter 21 (1930), S.319-326 (Zitat 1, S.326).

III Zeitgenössische Entwürfe und Erscheinungsformen
kommunaler Öffentlichkeitsarbeit
1 Die Entwicklung der materiellen Voraussetzungen
1.1 Die Institutionen
1.1.1 Die städtischen Pressestellen (1906-1933)
Als der Magdeburger Magistrat im Juli 1906 entschied, bei der städtischen
Rechtsauskunftstelle "versuchsweise ein Preßbüro einzurichten", war dies der
erste Vorstoß zu einer institutionalisierten kommunalen Öffentlichkeitsarbeit. Bis
1913 hatten sich etwa 25 Stadtverwaltungen dem Magdeburger Beispiel ange-
schlossen, während des Krieges kamen noch circa 10 weitere hinzu. Der Zusam-
menbruch des Kaiserreiches verursachte schließlich eine mächtige Gründungs-
welle, die das Nachrichtenbüro nach wenigen Jahren zu einem normalen Bestand-
teil städtischer Verwaltungen werden ließ. So gaben auf eine Bestandsnachfrage
des Deutschen Städtetages Ende 1926 bereits über 80 Städte positiven Bescheid,
darunter 39 der 46 Großstädte.' Die Gründungen der Jahre 1906 bis 1918 galten in
erster Linie als unvermeidliche Antwort auf behördliche Fehlentwicklungen. We-
gen des raschen Ausbaus der kommunalen Leistungsverwaltung und wachsenden
öffentlichen Interesses an kommunalpolitischen Vorgängen war innerhalb der Ge-
meinden zwangsläufig ein höherer Informationsbedarf entstanden. Wollten die
leitenden Beamten nicht länger dulden, daß dieser überwiegend mittels eines zu-
nehmend üppiger wuchernden, unkontrollierbaren Geflechts aus Indiskretionen,
Exklusivmitteilungen, Bestechungen und allerlei anderen Notbehelfen gestillt wur-
de, benötigten sie eine strenge Dienstanweisung, aber wenigstens formell auch
einen vorweisbaren Ersatz. In den Kriegsjahren erzwang dann hauptsächlich der
schwierige Bereich der Lebensmittel- und Brennstoffbewirtschaftung ungewohnt
engen Bevölkerungskontakt, was neben neuen oder verbesserten Pressestellen auch
periodische Pressekonferenzen und besondere Bekanntmachungsblätter hervor-
Obwohl seit 1913 in relativ kurzen Abständen statistische Erhebungen durchgeführt wur-
den, läßt sich vor allem wegen der wechselnden oder lückenhaften Untersuchungsgruppen
keine präzise Entwicklungskurve zeichnen. Die bedeutendsten, jeweils vom DST durchgeführ-
ten Rundfragen starteten am 13.5. 1913, 13.10.1926 u. 30.12.1929. Die genannten Ergebnisse
nach: STAL, Kap. 10, Nr.439, Bd.l (1913) u. LAB, ADST B 4549 I (1926). Die Zahl für die
Knegsjahre ist geschätzt und stützt sich auf einige zuverlässige Gründungsdaten sowie ver-
schiedene Angaben in der zeitgenössischen Literatur. Zweifelsfrei zu den frühesten Gründun-
gen zählen die Nachrichtenstellen in Berlin (1909), Mannheim (1909), Köln (1910) u. Danzig
(1910). Besonders spät folgten z.B. Barmen (1926), Elberfeld (1926) u. Halle (1929). Dresden
war offenbar die einzige Großstadt mit mehr als 200.000 Einwohnern, die bis 1933 ohne spe-
zielle Pressestelle blieb.
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brachte. Während die Behördenleiter nach 1906 allmählich nüchtern kalkulierten,
daß es im Interesse einer seriöseren Presseberichterstattung wie eines möglichst
ruhigen Verwaltungsablaufs am sinnvollsten sei, für die Verbindung zur Öffent-
lichkeit eine spezielle Institution zu schaffen, mehrten sich entsprechende nach-
drückliche Forderungen von Journalisten und Oppositionspolitikern, die mit der
Errichtung von Nachrichtenbüros günstigere Arbeitsbedingungen bzw. wenigstens
"eine Art Legitimierung" ihrer Informationswünsche erhofften.2
Sehr bald mußten sie freilich erkennen, daß mit den städtischen Pressestellen
keine neue Ära begann: Informationen wurden oft lediglich sporadisch und viel zu
spät verbreitet, die wirklich brisanten erfuhr man zudem weiterhin allenfalls unter
der Hand. Wo es den Verwaltungsleitungen einerseits gut gelang, Indiskretionen
einzudämmen bzw. den Nachrichtenfluß zu zentralisieren, die zuständige Stelle
andererseits aber absolut unzulänglich arbeitete, erschien der vorherige Zustand
sogar eindeutig als der günstigere. Gab es doch nun "noch viel mehr Wege zu ma-
chen und mehr Schwierigkeiten und mehr Widerwärtigkeiten zu überwinden [..] als
früher." Oppositionelle Kräfte hatten es nach wie vor besonders schwer. So ver-
mochte sich Wilhelm Sollmann, bis 1914 Lokalredakteur der Kölner sozialdemo-
kratischen "Rheinischen Zeitung", 1930 rückblickend nicht zu erinnern,
daß je auch nur ein Telefongespräch zwischen unserer Redaktion und dem
Nachrichtenamt geführt worden wäre. Erst recht gab es natürlich keine per-
sönliche Fühlungnahme. Bis zum 1. August 1914 hat nie ein Redakteur un-
serer Zeitung mit einem Vertreter der Kommunalverwaltung gesprochen.
Nicht einmal bei Kriegsausbruch wurde die Presse zusammengerufen, ob-
wohl wir in Köln als einer westlichen Grenzfestung mit allen Möglichkeiten
rechnen mußten.
Daß die städtischen Nachrichtenstellen ihrer Informationsfunktion kaum gerecht
wurden, hatte klar benennbare Ursachen:
So z.B. E. FELDHAUS, Vom Unsegen der Presseämter, in: DP 17 (1927), S.542f., 543.
Nachweislich die Einrichtung der Pressestelle mit herbeigeführt hatten Journalisten u.a. in
Magdeburg, Breslau, Stuttgart u. Leipzig. Für Magdeburg ist zudem der Einfluß von Sozialde-
mokraten gewiß. Zur Entwicklung städtischer Publikationen infolge des Weltkrieges vgl. z.B.
die Altonaer Blätter "MITTEILUNGEN ÜBER LEBENSMITTELVERSORGUNG" (1916/17),
"ALTONAER LEBENSMITTELVERSORGUNG" (1917-1919) u. "NACHRICHTENBLATT DER STADT
ALTONA" (1919/20). Wöchentliche Pressekonferenzen gab es z.B. in Stuttgart seit 1916. Vgl.
dazu ELSAS, Auf dem Stuttgarter Rathaus, S.53.
3 SOLLMANN, Presse und Kommunalverwaltung, S.8 (Hervorhebung im Original). Das
vorhergehende kurze Zitat aus N.N., Unzulänglichkeit eines städtischen Nachrichtenamtes, in:
ZV 9 v. 1.3.1912, Sp.l87f., 188. Kritisiert wird das Altonaer Pressebüro. Eine dichte
Dokumentation des ebenfalls unbefriedigenden Beginns der Pressearbeit in Magdeburg bei G.
BADER, Der Nachrichtendienst der Stadt Magdeburg, in: MA 6 (1929), S.317-321.
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1. Kooperationsverweigerung der meisten Beamten
2. geringes verwaltungsintemes Ansehen und unzureichende Handlungsmöglich-
keiten der Pressereferenten
3. mangelnde Anpassung an Ansprüche und Arbeitsweise der Presse
4. ungenügende Kenntnis der breiten Bürgerinteressen
1. In schwer zu erschütterndem Rechtschaffenheits- und Überlegenheitsgefühl
konnten die wenigsten Beamten einsehen, weshalb sie ihre Tätigkeit überhaupt
öffentlich erläutern und rechtfertigen sollten. Sie registrierten ihr Pressebüro daher
höchstens, wenn es sie gegen "ungenaue, unnütze, störende und schädigende Aus-
lassungen" verteidigte, blieben aber sonst völlig passiv. Empfand selbst der Ober-
bürgermeister so, geriet die Nachrichtenstelle rasch zur bloßen Attrappe, vollzog
sich anstelle des erhofften Fortschritts ein groteskes Ausweichmanöver. Folgt man
einer durchaus glaubwürdigen zeitgenössischen Darstellung, fiele z.B. das 1913
gegründete Spandauer Nachrichtenamt zweifellos in diese Kategorie:
Die Leitung desselben hat der Bureaudirektor, der von Presseangelegenhei-
ten keine Ahnung hat und sich auch nicht die Mühe gibt, mit den Spandauer
und Berliner Zeitungen sich ins Einvernehmen über diefiir sie interessanten
und wichtigen Vorgänge in der Stadtverwaltung zu setzen. Da der Oberbür-
germeister die Oberleitung sich vorbehalten hat und er ein erklärter Feind
des Pressewesens im allgemeinen ist (er hat das schon vielfach in der Öf-
fentlichkeit mehr oder minder deutlich zum Ausdruck gebracht), so fallen
auch Anregungen, die der Vorsteher des Nachrichtenamtes von der Presse
erhält, gewöhnlich einfach in den Papierkorb, und die Zeitungen sind dar-
auf angewiesen, mit dem vom Pressebureau ihnen zur Verfügung gestellten
Nachrichtenmaterial sich zufrieden zu geben. [...] Der Verkehr mit den
städtischen Behörden hat ausschließlich nur [sie!] durch das Nachrichten-
amt zu erfolgen. Dieses hat aber nicht einmal direkten Telephonanschluß,
sondern nur Haustelefon, so daß immer eine gewisse Zeit vergeht, ehe man
den Vorsteher des Nachrichtenamtes persönlich erreichen kann!'
2. Falls sie solches je in Betracht zogen, sahen sich die Leiter der Nachrichtenbü-
ros nur selten in der Lage, widersetzliche Beamte zur Kooperation zu verpflichten
oder eigene Recherchen anzustellen, da sie fast immer weitere Dienstaufgaben
hatten, vielfach über einen geringeren Status als ihre Kontrahenten verfugten und
auch wenig Gelegenheit erhielten, an Verwaltungsberatungen und Ausschußsitzun-
N.N., Stadtverwaltung und Presse, in: ZV 12 v. 20.3.1914, Sp.557f, 558. Das
vorhergehende kurze Zitat aus: HERBST, Die städtischen Nachrichtenämter, S.117. Noch
Herbst, 1919-1929 Leiter des Erfurter Nachnchtenamtes und Gründungsvorsitzender der
Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachnchtenämter, bezeichnete dies als eine der zentralen
Aufgaben eines Pressebüros.
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gen teilzunehmen oder regelmäßig mit dem Oberbürgermeister zu sprechen. Nach
einer Umfrage des Deutschen Städtetages vom November 1917 besaßen erst drei
Städte - Berlin, Köln und Hildesheim - einen hauptamtlichen Pressestellenleiter.
Sonst wurden die Geschäfte im Nebenamt geführt.5
3. Konzedierten Spitzenbeamte wie Pressestellenpersonal tatsächlich eine gewis-
se Transparenz des Verwaltungsgeschehens, hinderte meist noch das schwerfällige
Veröffentlichungsverfahren. So wurden Nachrichten aus den einzelnen Ämtern in
den Pressebüros üblicherweise zu sorgfältig durchdachten Mitteilungen verarbeitet,
die anschließend jeweils einem oder gar mehreren Dezernenten zur Genehmigung
vorzulegen waren. Rasche telefonische Auskünfte oder spontane Gespräche, d.h.
Formen, die Nachrichtenaktualität, -Vielfalt und -Verständlichkeit wesentlich förder-
ten, gab es dagegen fast nie.6
4. Zahllose Fehlleistungen entstanden schließlich auch daraus, daß den höheren
Beamten Stimmungslage und Auffassungen der breiten Mittel- und Unterschichten
viel zu wenig bekannt oder nicht verständlich waren. Die Pressestellen redeten
folglich häufig an der Mehrheit vorbei, bearbeiteten nach Ansicht ihrer Kritiker
"Sachen, die nur eine bestimmte Gruppe von Leuten angehen, die Allgemeinheit
aber gar nicht interessieren." Daß sie von Beginn an die kommunalpolitischen Bei-
träge der gesamten lokalen und bedeutenden überörtlichen Presse sorgfältig sam-
melten und emsig in den Rathäusern verbreiteten, vermochte dies nicht zu ändern.
Die Revolution von 1918/19 bewirkte in der Entwicklung der städtischen Presse-
stellen keinen einschneidenden Wandel. Zwar ereigneten sich seitdem offenbar viel
seltener eklatante Benachteiligungen oppositioneller Zeitungen und Stadtverordne-
ter sowie krasse Fälle von Journalistenschelte und Geheimniskrämerei, doch wur-
den die dahinterstehenden grundsätzlichen Probleme nur allmählich und keines-
wegs vollständig behoben. Auffallend passive oder sich verweigernde Oberbür-
germeister gerieten nun freilich noch stärker unter Beschüß und sahen sich häufig
nicht mehr allein mit einer selbstbewußt auftretenden Öffentlichkeit konfrontiert,
sondern auch mit beharrlichen Reformwünschen einiger ihrer Mitarbeiter. Insbe-
sondere die Presseamtsleiter, die die Unzulänglichkeit ihrer Stellung im Verkehr
mit den Journalisten nahezu täglich bitter erfuhren, drängten auf eine größere Of-
Vgl. LAB, ADST B 4549 I.
6Vgl. etwa die Dienstanweisungen für die Nachrichtenämter Köln (1.10.1910), Aachen
(31.12.1912) u. Kassel (19.3.1913), in: HERBST, Die städtischen Nachnchtenämter, S.68-74.
7N.N., Unzulänglichkeit eines städtischen Nachrichtenamtes, Sp.188. Der innere Berichts-
dienst, neben der Presseinformation die zweite große Aufgabe jedes Nachrichtenamts, braucht
hier nicht weiter behandeil zu werden.
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fenheit der Verwaltung und organisatorische Verbesserungen.8 Wie aufreibend und
enttäuschend deren Arbeit selbst Ende der zwanziger Jahre tatsächlich noch sein
konnte, veranschaulicht der Fall des Leipziger Pressechefs und Vorsitzenden der
Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichtenämter Walter Schöne, der engagiert,
aber innerhalb seiner Behörde praktisch einflußlos, laufend auf Desinteresse und
anachronistische Auffassungen stieß. So sandte Schöne z.B. im Oktober 1927 dem
vorgesetzten Dezernenten folgende Notiz:
Über die gestrige Konferenz betr. den Stand der spinalen Kinderlähmung
konnte trotz aller Bemühungen des Nachrichtenamtes nur der zweizeilige
Bericht (Beschluß des Gesamtrates) veröffentlicht werden. Eine weitgehen-
de Information der Presse wurde trotz der Bemühungen des Unterzeichne-
ten abgelehnt. Wie immer in derartigen Fällen ist die Presse über die im
Rathaus stattgefundenen Verhandlungen ausreichend unterrichtet gewesen
[...]. Der Vertreter der Amtshauptmannschaft hat [...] ausführlich über die
im Rathause stattgefundenen Besprechungen berichtet. Es liegt also hier der
Fall vor, daß über die im Rathause stattgefundene wichtige Besprechung die
Tagespresse Berichte einer anderen Behörde bringt, weil die Stadtverwal-
tung die Berichterstattung ablehnt.
Anfang Dezember monierte er eine andere Unsitte:
Heute erschien Herr S. von der 'Neuen Leipziger Zeitung' und übergab vier
Drucksachen, die ihm von der Leitung der Kläranlagen zu Informations-
zwecken übergeben worden waren. Er hatte mit Herrn Direktor M. verein-
bart, daß das Manuskript bei der Kläranlage, gegebenenfalls durch Vermitt-
lung des Nachrichtenamtes, vorzulegen sei, um Unrichtigkeiten und falsche
Darstellungen zu vermeiden. [...] Herr S. wies daraufhin, daß ihm die For-
derung der Vorlegung der Artikel besonders in Bausachen wiederholt ge-
stellt worden sei. Er habe dies auch getan. Das habe aber bei seiner
Schriftleitung zu Unzuträglichkeiten geführt, weil wiederholt auf das Manu-
skript selbst der Genehmigungsvermerk zum Druck von Seiten städtischer
Beamter gesetzt worden war. [...] Beschwert fühlte er sich auch dadurch,
daß sogar Stilkorrekturen vorgenommen worden waren.
Verglichen mit den meisten anderen Kollegen inzwischen deutlich benachteiligt,
hatte Schöne im Februar 1929 wieder einmal Grund zur Beschwerde, wobei er nun
auch Amtsmüdigkeit zu erkennen gab:
Wie bei den Vorgängen im Wohnungsamt eine rechtzeitige Fühlungnahme
und ein Zusammengehen mit der Presse trotz der Vorschläge des Nachrich-
Vgl. dazu das folgende Kapitel.
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tenamtes nicht zustandegekommen ist und sich diese entsprechend auswirk-
te, so ist auch in der Frage des Straßenbahnstreiks ein Zusammenarbeiten
zwischen Verwaltung und Presse nicht möglich gewesen. Das N.-A. hat die
wesentlichen Vorgänge zum Teil erst wie sonst durch die Tagespresse erfah-
ren. [,..] Der Bezirksverein im Landesverband der Sächsischen Presse hat
bereits eine Kundgebung gegen diese Zustände beschlossen. Auf den per-
sönlichen Wunsch des [...] Unterzeichneten ist dieser Protest unterblieben
und es hat eine persönliche Verhandlung stattgefunden. Inzwischen haben
sich die Zustände so gestaltet, daß diese Dinge auch vom Unterzeichneten
nicht mehr verantwortet werden können.
Dank eines Wechsels im Oberbürgermeisteramt erreichte der Leipziger Pressechef
im folgenden Jahr endlich eine entscheidende Verbesserung seiner Arbeitsbedin-
gungen, besonders durch die Teilnahmeberechtigung an den wichtigen Rats- und
Ratsausschußsitzungen.9
Neben der nach 1918 weiterhin unzureichenden Unterstützungsbereitschaft sei-
tens der Behördenspitze beeinträchtigten die Arbeit vieler Pressestellen hauptsäch-
lich in den frühen zwanziger Jahren auch noch die überaus formalistischen, unela-
stischen Informationsmethoden - klare Zeichen bürokratischen Geistes, aber auch
tiefsitzender Verhaltensunsicherheit und Berührungsängste. Besonders absurd
scheinen etwa das Gebot der Erfurter Stadtverwaltung, "Anfragen und sonstige
Anforderungen" auf Pressekonferenzen "nach einem bestimmten Vordruck zu
formulieren" oder die strengen Münchener "Vorschriften für den städtischen Nach-
richtendienst", die "eine direkte Bedienung der Tagespresse [...] nur in dringenden
Ausnahmefällen" vorsahen und die kommentarlose "Übermittlung von Drucksa-
chen und sonstigen Unterlagen" in einem speziellen "Journalistenzimmer" zur Re-
gel machten. Den Kontakt mit den Journalisten belastete ferner die zählebige Idee,
wonach die Presse die behördliche Arbeit grundsätzlich weniger zu kontrollieren,
als vielmehr aufzugreifen und publizistisch zu unterstützen habe, ein Punkt, der
wohl auch an der zitierten Münchener Dienstanweisung mitgewirkt haben dürfte
und uns später noch näher beschäftigen wird.10
Alle Zitate aus: STAL, Kap. 10, Nr.439, Bd.l (Presse-bzw. Nachrichtenamt). Die Personen-
namen sind im Original nicht abgekürzt. Die Zulassung zu den Sitzungen nach Verwaltungs-
Umlauf Nr.18/1930, in: ebd. Das Leipziger Presseamt bestand seit 1922. Am 1.6.1930 löste
Carl Goerdeler (1930-1937) Oberbürgermeister Karl Rothe (1918-1930) ab.
10Vgl. Kap. III 1.3. Zum Vorhergehenden vgl. die ausführliche Beschreibung der Erfurter
Organisation sowie die Münchner Dienstanweisung vom 19.1.1920 in: HERBST, Die städti-
schen Nachnchtenämter, S.32-66 (Zitat S.38, eine Abbildung des Vordrucks auf S.46) bzw.
S.79-81 (Zitate S.80 u. S.79).
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Die Pressevertreter, oft ungleich regsamer und gewandter als die Beamten, be-
antworteten Informationsmißstände in ihren Blättern nicht selten mit gelungenen
Satiren oder ernsten Analysen. Dabei wußten sie im allgemeinen gut zu unterschei-
den zwischen den Leitern der Nachrichtenämter, die meist ihr Möglichstes taten,
Mitte der zwanziger Jahre bereits häufig sogar selbst erfahrene Journalisten waren,
und deren Vorgesetzten, die durch veraltete Vorstellungen und enge Vorschriften
auffielen." Wo sie aufgrund persönlicher negativer Eindrücke generalisierten, das
städtische Presseamt prinzipiell als wertlos oder gar schädlich bezeichneten, hatten
sie allerdings unrecht.
Nachdem schon im Kaiserreich durchaus gewisse Qualitätsunterschiede vorhan-
den gewesen waren, hatte sich das Leistungsspektrum der Nachrichtenämter seit
der Revolution stetig ausgeweitet, gab es in der Weimarer Republik neben prak-
tisch ineffizienten Stellen zahlreiche leidlich funktionierende und selbst solche, die
sich von den üblichen "Blockade- und Dementierapparaten" um 1910 bereits be-
trächtlich unterschieden. Nach gründlicher Auswertung einer Rundfrage des Deut-
schen Städtetages vom Oktober 1926 stellte der Leipziger Presseamtsleiter Schöne
die meisten Ämter freilich noch in die zweite Kategorie Als ihr Merkmal nannte
Schöne das deutliche Bemühen, sowohl innerhalb der Behörde wie gegenüber der
Öffentlichkeit nicht bloß zu reagieren, sondern initiativ zu werden und auch indivi-
duelle Informationswünsche möglichst zu berücksichtigen. Wegen "fehlender In-
formationsbefugnisse" des Pressestellenleiters schien ihm dies jedoch vielfach nicht
zufriedenstellend erreicht. Erst auf der dritten Entwicklungsstufe gelte es als
"Selbstverständlichkeit, daß der Leiter des Presseamts die bestinformierte Persön-
lichkeit innerhalb der Stadtverwaltung" sein müsse. Er nehme deshalb an allen
wichtigen Sitzungen teil und könne eigenständig bestimmen, "was für eine offiziel-
le oder vertrauliche Unterrichtung der Presse vertretbar ist." Behördenspitzen, die
so entschieden, wünschten laut Schöne "nicht lediglich einen Nachrichtenverkehr
mit der Presse, sondern [...] sachkundige journalistische Vertretung der publizisti-
schen Interessen der Stadt."12 Als im Januar 1930 das Resultat einer neuen Städte-
tagsrundfrage vorlag, ließen sich gegenüber 1926 klare organisatorische Fortschrit-
Vgl. z.B. P. MICHAELIS, Der Journalist und die Nachnchtenämter, in: DP 17 (1927),
S.492f; Feldhaus, Vom Unsegen der Presseämter; N.N., Presseämter und Nachrichtenstellen,
in: ZV 41 v. 15.10.1927, Sp.2361-2364; "KONSTANTIN", Der Pressechef, in: Berliner Lokalan-
zeiger 164 v. 7.4.1929 (nach: Der Städtetag 23 (1929), Sp.5O3); F. GOETZ, Die Neugestaltung
des Berliner Nachrichtenamtes, in: DP 19 (1929), S.490-492; A. ARENS, Presseämter, wie der
Journalist sie sieht, in: MA 7 (1930), S.396f.
12 Alle Zitate in W. SCHÖNE, Wirtschaft, Kommunalwirtschaft und Presse. Vortrag auf der
Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichten- und Presseämter 1927, nach:
Verhandlungsbericht über die 6. Jahrestagung in Breslau (Erfurt 1927), S.13-17, 16f. Die Pro-
tokolle der Jahrestagungen der Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichten- und Presseämter
werden künftig zitiert als: VJTAG...
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te feststellen. Zwar bildete die Nachrichtenstelle nur in 15 von 39 Großstädten ein
völlig selbständiges Amt, doch hatten die meisten Oberbürgermeister deren Leiter
inzwischen ihrem eigenen Dezernat unterstellt, was direkten Zugang zum Stadt-
oberhaupt sowie einen handfesten Machtzuwachs bei verwaltungsinternen Zwistig-
keiten verhieß. Zudem blieben lediglich noch drei großstädtische Pressechefs von
sämtlichen Verwaltungs- und Parlamentsausschußsitzungen ausgeschlossen, über-
all teilnahmeberechtigt waren dagegen 30.l3
Organisationsverbesserungen konnten allerdings stets nur dann zu voll befriedi-
genden Leistungen führen, wenn wenigstens der Oberbürgermeister von den Vor-
zügen einer kontinuierlichen, möglichst zeitnahen und umfassenden Informati-
onspolitik wirklich überzeugt war und bei Widerständen im Verwaltungsalltag
jeweils entschlossen Partei ergriff. Wie vertrauliche Mitteilungen von Amtsleitern
bezeugen, reifte bis Ende der zwanziger Jahre selbst in dieser Hinsicht eine positive
Tendenz. So erkundigte sich der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft städtischer
Nachrichtenämter im Februar 1929 per Rundschreiben bei den Mitgliedern unter
anderem nach der Position des Presseamts und seines Personals innerhalb der Ver-
waltung. Der überwiegende Teil der 22 antwortenden Pressechefs erklärte sich mit
den Arbeitsbedingungen im wesentlichen einverstanden oder gar sehr zufrieden,
wünschte sich freilich oft noch, daß einzelne Dezernenten besser mitarbeiteten.
Andererseits wurde bisweilen ausdrücklich darauf verwiesen, daß der Oberbürger-
meister eine bedeutende Stütze sei.14 Manche großstädtischen Nachrichtenämter
erlangten daher auch ein durchaus bemerkenswertes Niveau, arbeiteten mittels
gedruckter periodischer Pressedienste, Pressekonferenzen und -fuhrungen, bereit-
gestellter Photos und Dokumente sowie telefonischer Soforthilfe tatsächlich inten-
siv, relativ zügig und flexibel mit der Privatpresse zusammen und kümmerten sich
zugleich vermehrt um unmittelbare Bürgerkontakte, indem sie Zeitschriften und
Broschüren produzierten oder die damaligen neuen Medien - Film und Hörfunk -
einsetzten. Anerkannt tätig waren z.B. das Berliner Nachrichtenamt nach der Reor-
ganisation von 1929, daneben die Düsseldorfer sowie die Mannheimer Behörde,
die später jeweils noch eingehend zu betrachten sind.15 Großes Lob - selbst seitens
13 Vgl. W. SCHÖNE, Die Lage der Nachnchtenämter. Ergebnis einer Rundfrage. Vorbencht
für die Sitzung des Presseausschusses des DST am 15.2.1930, nach: LAB, ÄDST A 252
(enthält eine tabellarische Zusammenstellung). Von 39 Pressestellen waren 27 unmittelbar dem
Oberbürgermeister zugeordnet, je sechs wurden von besonderen Dezernenten bzw. von den Ver-
kehrs- und Wirtschaftsdezernenten betreut. Keinen Zutritt zu Sitzungen hatten die Presseamts-
leiter in Leipzig, Magdeburg und Nürnberg. Zumindest in Leipzig (1930) und Magdeburg
(Änderung 18.5.1931, Amtsantritt Ernst Reuters 15.5.1931) blieb diese Verfugung aber nicht
mehr lange bestehen. Zu Nürnberg vgl. Kap. III 1.2.
14 Vgl. den Brief v. 22.2.1929 u. den Rücklauf in: STAL, Nl. Schöne, A 2.
Vgl. Kap. IV 3. Zum Berliner Nachrichtenamt vgl. GOETZ, Die Neugestaltung des Berli-
ner Nachnchtenamtes u. H. MEDEFIND, dito, in: DP 19 (1929), S.491f.
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der gewöhnlich sehr anspruchsvollen und kritikfreudigen Presse - erntete auch die
Breslauer Einrichtung. So würdigte etwa ein Vertreter des Deutschen Zeitungsver-
legerverbands im September 1927,
daß [...] das städtische Presseamt und sein journalistisch vorgebildeter
Leiter es verstanden haben, mit den Zeitungen in höchst ersprießlicher Wei-
se zusammenzuarbeiten. Das städtische Presseamt ist seiner Aufgabe, die
Zeitung mit genügenden, brauchbaren und zuverlässigen Nachrichten und
Informationen zu versehen und ihr die Möglichkeit zu geben, an den immer
umfangreicher und schwieriger werdenden Aufgaben unserer Kommune
verständnisvoll mitzuarbeiten, in mustergültiger Weise nachgekommen.
Sogar die Arbeiterpresse schloß sich hier an: genauso wie die sozialdemokratische
"Schlesische Volkszeitung" die Breslauer Stelle als "rühmliche Ausnahme" hervor-
hob, bestätigte die kommunistische "Arbeiter-Zeitung", der Verkehr mit dem städ-
tischen Presseamt sei "im Gegensatz zu anderen Behörden, gegenüber denen wir
uns erst im schärfsten Kampfe durchsetzen mußten [...] stets reibungslos erfolgt."16
Daß solche Spitzenergebnisse im Laufe der zwanziger Jahre möglich wurden und
die Leistungsfähigkeit zahlreicher weiterer großstädtischer Pressestellen zumindest
klar anstieg, war Resultat von verwaltungsinternen Führungswechseln und Lern-
prozessen, daneben aber auch ein Verdienst des Interessenverbandes der städti-
schen Presseamtsleiter sowie der Geschäftsstelle des Deutschen Städtetages, die
unter ihrem Präsidenten Oskar Mulert ebenfalls die fortschrittlichen Kräfte unter-
stützte. Einen gewissen Rückschlag in der großstädtischen Pressearbeit verursachte
die Wirtschaftskrise in den letzten Jahren der Republik, die in allen Verwaltungsbe-
reichen zu empfindlichen Einsparungen zwang. Nachdem Gemeinden wie Lübeck
(1929) und Oldenburg (um 1930) bereits vorangegangen waren, entschieden 1931
anscheinend auch einige Zentren des rheinisch-westfälischen Industriegebietes,
selbständige Nachrichtenämter wieder abzubauen und ihre Aufgaben anderen
Dienststellen mit zu übertragen. Trotz aller notwendigen Personal- und Sachauf-
wandskürzungen wurde das Ressort jedoch offenbar nirgends restlos beseitigt. Eine
vollständige Rückkehr zu den Verhältnissen von 1906 war 25 Jahre danach indes
auch absolut illusorisch.17
Das erste Zitat aus: VJTAG 1927, S.8f. Ebd. (S.8) eine positive Stellungnahme des Verban-
des der schlesischen Presse. Die Stimmen aus der Schlesischen Volkszeitung 201 v. 1.5.1929 u.
der Arbeiter-Zeitung für Schlesien und Oberschlesien 104 v. 6.5.1929 nach: ZEHN JAHRE
STÄDTISCHES PRESSEAMT BRESLAU, in: MA 6 (1929), S.401-404, 404.
17 Vgl. MA 6 (1929), S.164 u. 171 sowie MA 8 (1931), S.741, ferner dre JAHRBÜCHER DER
TAGESPRESSE 3 (1930), S.358f. u. 4 (1932), S.396f., die keine Totalausfälle erkennen lassen. In
erster Linie wohl aus agitatorischen Gründen beschloß der Haushaltsausschuß der Berliner
Stadtverordnetenversammlung im Juni 1931 mit den Stimmen von Wirtschaftspartei, DNVP,
NSDAP u. KPD ebenfalls, das städtische Nachnchtenamt aufzulösen. Es wurde außerdem
50 Die Entwicklung der materiellen Voraussetzungen
1.1.2 Die "Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichten- und Presseämter"
(1921-1932)
Den Anstoß zu einer ständigen Verbindung zwischen den städtischen Nachrich-
tenstellen, wie sie zu jener Zeit z.B. bereits die Statistischen Ämter unterhielten,
gab der Erfurter Pressereferent Richard Herbst (1888-1929). Nachdem er sich vor-
ab einer ausreichenden Resonanz versichert hatte, lud er im September 1921 zu
einer Fachtagung ein, deren 14 Teilnehmer am Ende die Fortsetzung des Kontaktes
beschlossen. Die seitdem jährlich durchgeführten Konferenzen vermitteln ein ge-
treues Bild der allgemeinen Prestigeentwicklung des jungen Sachgebiets: waren bis
1925 nie mehr als 20 Städte vertreten und blieben die zuständigen Beamten noch
weitgehend unter sich, stieg die Beteiligung danach rasch an, erschienen gewöhn-
lich hochrangige Repräsentanten der örtlichen Verwaltungen und prominente Gast-
redner. Den größten Erfolg hatte die letzte Tagung der Arbeitsgemeinschaft, die im



































Mai 1930 trotz knapper Reiseetats noch einmal 40 städtische Pressechefs sowie
über 20 weitere auswärtige Teilnehmer vereinte und mit einer stattlichen, vom
Rundfunk übertragenen Kundgebung schloß.18
geplant, "eine rechnerische Nachprüfung vorzunehmen, inwieweit durch die kostenpflichtige
Abgabe der Nachrichten an die Presse eine Einnahmequelle geschaffen werden könne." (MA 8
(1931), S.509). Der weitere Ereignisverlauf ist nicht bekannt. Vgl. indes R. HUGLE, Das Pres-
seamt als Geschäft. Ein Schildbürgerstreich in Berlin, in: MA 8 (1931), S.516.
18 Vgl. die Tagungsprotokolle 1921 u. 1922 sowie 1924-1930, zur Gründungsgeschichte bes.
VJTAG 1921 u. 1922, S.2. Im Krisenjahr 1923 wurde der Jahresrhythmus durchbrochen. Bei
der Wiesbadener Tagung handelte es sich strenggenommen um eine erweiterte Vorstandssit-
zung, zu der nicht alle Mitgliedsstädte geladen waren. Die Tagung des Jahres 1928 bot einen
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Auf Wunsch der meisten Amtsleiter erhielt die Arbeitsgemeinschaft keinerlei
bindende Organisation, jedoch besaß sie bald vereinsähnliche Züge. So wählten die
Teilnehmer der Jahreskonferenzen regelmäßig einen Vorstand, der sich zuletzt
auch zu speziellen Sitzungen traf, ferner wurden gedruckte Geschäftsberichte ver-
teilt und geringe Mitgliedsbeiträge erhoben, vor allem um die Publikation der Ta-
gungsprotokolle zu finanzieren. Zwischen den Höhepunkten der Verbandsarbeit,
den Jahresversammlungen, kommunizierte man mittels Rundschreiben und nahe-
stehender Zeitschriften. Die Gründung eines eigenen Mitteilungsblattes wurde
zuweilen erwogen, aber nie realisiert. Erster Vorsitzender war bis 1928 Richard
Herbst, den eine wachsende Zahl von Vorstandskollegen umgab. Herbst hatte nach
Tabelle 2 Der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft 1921-1932
Amtszeit Mitglieder
1921-1924 Herbst, Cramer (Köln), Müller (Frankfurt/M.)
1924-1927 Herbst, Cramer, Müller, v. Hoerner (Breslau), Lingnau (Stettin)
1927/28 Herbst, Cramer, Müller, v. Hoerner, Lingnau, Bader (Magdeburg)
1928/29 Schöne (Leipzig, Vorsitzender), Herbst, Cramer, v. Hoerner, Bader,
Lux (Düsseldorf)
1929/30 Schöne, Herbst, Müller, Bader, Taepper (Köln), Lohmann (Berlin),
Theiß (Kassel), Meyer (Nürnberg)
1930 ff. Schöne, Bader, Taepper, Lohmann, Theiß, Kühne (Kiel), Hugle
(Osnabrück)
dem Studium der Rechts- und Staatswissenschaften zunächst im Statistischen Amt
der Stadt Halle gearbeitet. 1919 war ihm die Leitung des gleichen Amtes in Erfurt
besonderen Anreiz, da Köln zur gleichen Zeit seine Presseausstellung (PRESSA) veranstaltete,
auf der sich auch die Arbeitsgemeinschaft mit einem Raum präsentierte. Vgl. dazu VJTAG
1927, S. 18-25 u. 1928, S.4, femer V. CRAMER, Die städtischen Nachrichten- und Presseämter,
in: Pressa. Kulturschau am Rhein, hg. v. d. Internationalen Presse-Ausstellung Köln 1928
(Berlin 1928), S.82-85 (eine Photographie des Raumes im Abbildungsteil, S.76). 1926 wurde
die Versammlung erstmals vom Oberbürgermeister der gastgebenden Stadt begrüßt, seit 1927
war der Deutsche Städtetag vertreten. Auf der Kundgebung des Jahres 1930 sprachen der
Mannheimer Oberbürgermeister Heimerich über "Die Notwendigkeit der Publizität in der
öffentlichen Verwaltung" und der Direktor des Deutschen Instituts für Zeirungskunde Berlin,
Emil Dovifat, über "Kommunalpolitik und Presse im Ausland". An den Beratungen dieses
Jahres nahmen u.a. teil Carlo Mierendorff, damals Pressereferent im Hessischen Innen-
ministerium, ein Vertreter der Pressestelle des Preußischen Staatsministeriums sowie mehrere
Bürgermeister und Oberbürgermeister.
52 Die Entwicklung der materiellen Voraussetzungen
übertragen worden, seit 1920 führte er dort neben anderen Dienststellen das neuge-
gründete Nachrichtenamt.19
Die Arbeitsgemeinschaft fungierte als eine von großstädtischen Pressefachleuten
dominierte und vornehmlich deren Interessen verpflichtete Einrichtung. Die Ober-
bürgermeister und Dezernenten beteiligten sich im allgemeinen nur insofern, als sie
Reisen bewilligten, entstehende Kosten deckten und die Mitarbeiterberichte sowie
die Tagungsprotokolle studierten. Wie stark die Fachvereinigung die Entwicklung
der städtischen Pressestellen begünstigte, ist nicht exakt auszumachen. Ihr unver-
kennbarer Aufschwung und die gerne verbreitete Tatsache, daß immer mehr Stadt-
verwaltungen mit ihr zusammenarbeiteten und ihren Anforderungen genügten,
erzeugten jedoch zweifellos normativen Druck und unterstützten die Argumentati-
on der noch unzufriedenen Presseamtsleiter.20
In den ersten Jahren war die Arbeitsgemeinschaft vornehmlich damit beschäftigt,
einen Bestandsüberblick zu gewinnen, die Gründung weiterer Ämter zu fördern
und "ihren Leitern die autoritative Stellung innerhalb der Verwaltungen [... zu ver-
schaffen], die ihrer verantwortungsvollen Stellung angemessen ist." Dazu verfaßte
sie entsprechende öffentliche Aufrufe, trat auch unmittelbar an zögernde Stadtver-
waltungen heran und warb eifrig Mitstreiter.21 Als sich bei diesen Zielen Fortschrit-
te zeigten, rückte zusehends die Diskussion präziser Verfahrensfragen in den Mit-
telpunkt. Gemeinsam mit dem Anstieg der Mitgliederzahl führte dies zu Spannun-
gen und Fraktionierungen, die mit der Abwahl des Gründungsvorsitzenden im Juni
1928 erstmals deutlich hervortraten.
Wiederholt gab es Vorschläge, die Organisationsstruktur der Arbeitsgemeinschaft stärker
zu fixieren. Vgl. etwa V J T A G 1925, S.4 u. 1929, S.30. Aus Furcht vor Bevormundung, Loyali-
tätskonflikten (besonders der ausgebildeten Journalisten, die überwiegend noch dem Reichs-
verband der Deutschen Presse angehörten) und Unwillen der Vorgesetzten bzw. der Geschäfts-
stelle des Deutschen Städtetages wurden diese aber stets verworfen. Neben den unmittelbar vor
den Jahrestagungen üblichen Zusammenkünften konnten folgende Vorstandssitzungen ermittelt
werden: 11.1.1928 (Berlin, Vorbereitung der ersten Sitzung des Presseausschusses des DST),
24.11.1928 (Kassel), 4 .3. 1929 (Berlin), 16.9.1929 (Erfurt), 14.2.1930 (Berlin). Sitzungsproto-
kolle enthalten L A B , ADST B 4549 II u. STAL, Nl. Schöne, A 1, B d . l . Zu Herbsts Werdegang
vgl. den Nachruf in: M A (1929), S.807.
20 Vgl. z.B. Schönes Reisebericht über die Breslauer AG-Tagung 1927, in: S T A L , Kap. 10,
Nr.439, Bd . l u. den Dank des Chemnitzer Amtsleiters Cichonus für erfolgreiche Unterstützung
in einer wichtigen Organisationsfrage, in: V J T A G 1928, S.28.
21 Die Forderungen nach weiterer Verbreitung und besserer Kompetenzausstattung der
Pressestellen enthält bereits die öffentliche Abschlußerklärung der Gründungsversammlung.
Vgl. V J T A G 1921, S.lSf. (das Zitat S.16). Zu den genannten Leistungen vgl. z.B. den
Tätigkeitsbericht Herbsts, in: VJTAG 1926, S.6f.
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Bezeichnenderweise von einem versierten Journalisten angeführt, dem Düssel-
dorfer Pressechef Hans Arthur Lux (1882-1949), verwarfen die Kritiker die ausge-
sprochen akademischen und unelastischen Ansichten Herbsts, der für die Nachrich-
tenämter eine einheitliche, starre Organisation vorsah und mit Vorliebe Musterein-
richtungen plante sowie Statistiken und Ämterklassifikationen erstellte. Rasche
Anpassung an sich stetig wandelnde Verhältnisse, praxisnahe "geistige Führung",
konnte der pedantische Beamte dagegen nicht bieten. Genau dies schien vielen
Presseamtsleitern nun aber dringlich. Ihre Tagungen wollten sie deshalb auch nicht
länger mit abstrakten Referaten überfrachtet sehen, sondern stärker als Forum ak-
tueller Erlebnisberichte und lebendiger Erörterung nutzen. Erforderte doch die
Leitung eines städtischen Presseamtes nach ihrer Auffassung "keine große Wissen-
schaft", indes viel Flexibilität und Erfahrung." Ob Herbst auch die seit etwa 1925
gängige, schwerfällige Bezeichnung der Arbeitsgemeinschaft maßgeblich prägte,
läßt sich nicht sagen. Für seine Wesensart ist sie freilich charakteristisch. Unter
anderem beruhte sie auf der Auffassung, daß die bestehenden Einrichtungen an-
hand je spezifischer Merkmale in "einfache" "Nachrichtenämter" und weiterent-
wickelte "Presseämter" zu trennen sein sollten.
Der nächste Vorsitzende, der Leipziger Amtsvorstand Walter Schöne (1885-
1943), war wie Herbst kein gelernter Journalist. Nach breitem Studium hatte er
1914 im Statistischen Amt der Stadt Leipzig begonnen und später die neueingerich-
tete Pressestelle übernommen. Nachdem er sich 1922 am Leipziger Institut für
Zeitungswissenschaften habilitiert hatte, hielt er neben seiner Tätigkeit im Rathaus
zeitungskundliche Lehrveranstaltungen ab. 1940 wechselte Schöne ganz zur Uni-
versität und versah eine von der Stadt gestiftete Professur.23 Der neue AG-
Vorsitzende vertrat einen pragmatischeren Arbeitsstil als sein Vorgänger. Vergli-
chen mit Herbst, der zu langen und umständlichen Ausführungen neigte, verstand
er es außerdem besser, Verhandlungen zu führen und seine Positionen anschaulich
darzustellen. Eine klare Wende in der Tagungsplanung, die gerade auch die Leiter
der institutionell bereits ausgereiften Pressestellen befriedigt hätte, brachte seine
Amtsführung jedoch nicht. Während der Magdeburger Tagung vom Mai 1930
ergab sich daher eine ähnliche Situation wie zwei Jahre zuvor, forderte eine jetzt
'So Presseamtsleiter Liebau (Hagen), in: VJTAG 1929, S.17. Zum Vorhergehenden vgl.
v.a. VJTAG 1928, S.28-33 (das Zitat S.32). Ein überliefertes Fragment des Wortprotokolls
dieser Tagung zeigt, wie stark die gedruckte Fassung redigiert worden ist. Übliche Praxis war,
jedem Sprecher die Möglichkeit zu gewähren, seinen Diskussionsbeitrag vor Drucklegung zu
bearbeiten, was wohl meist zu Kürzungen bzw. zurückhaltenderen Formulierungen führte und
den Wert der offiziellen Protokolle bedauerlich vermindert. Das Fragment in: STAL, Nl.
Schöne, A 1, Bd.l (erhalten sind S.58-61).
23 Vgl. REICHSHANDBUCH DER DEUTSCHEN GESELLSCHAFT 2, S. 1697; W. HOLLMANN, Was
uns Walter Schöne war, in: Zeitungswissenschaft 18 (1943), S.284-286; STAL, Findbuch zu Nl.
Schöne.
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noch weit stärkere und selbstbewußtere Gruppe erneut eine entschiedene Korrektur.
Nachdem das "Programmatische geklärt", es weitgehend gelungen sei, die Einsicht
in die Notwendigkeit von Pressestellen zu verbreiten und ihren Leitern die erfor-
derlichen Befugnisse zu sichern, so die Kritiker, müsse man nun endlich einmal
einen merklichen Schritt weitergehen und mittels offener Gespräche über indivi-
duelle Erfahrungen und angewandte Kommunikationstaktiken zu einer echten
"Arbeitsgemeinschaft" gelangen. Dazu schien es 11 Mitgliedern aus Großstädten
sogar zweckmäßig, die Vereinigung zu teilen und kleinere Einheiten "vergleich-
barer Städte" zu bilden, was letztlich nichts anderes bedeutete, als daß sich einige
besonders leistungsfähige großstädtische Ämter verselbständigen und so effizienter
zusammenarbeiten wollten. Nach längeren Verhandlungen gelang es, eine Spaltung
abzuwenden. Vermutlich als Zugeständnis erhielt die progressive Gruppe aber
erstmals die Mehrheit der Vorstandssitze und damit die berechtigte Aussicht, eine
nachhaltige Kursänderung durchzusetzen.24
Die zweite wichtige Kontroverse, die auf der Stuttgarter Jahresversammlung
1929 erstmals zutage trat, betraf die Frage, "ob ein städtisches Presseamt politisch
neutral geleitet werden kann." Hauptsächlich einige neue Mitglieder, insbesondere
Lohmann (Berlin), Taepper (Köln) und Klute (Düsseldorf), erschütterten dort
ernsthaft die lange gehütete Fiktion einer streng sachlichen bzw. unpolitischen
Nachrichtenvermittlung und erzwangen die Umgestaltung der von Schöne im alten
Stil verfaßte Abschlußerklärung.25 Im folgenden Jahr hatte die Gruppe, deren
Vgl. das Protokoll der AG-Tagung 1930, das vermutlich wegen der damit verbundenen
Kosten nicht mehr gedruckt wurde. Eine maschinenschriftliche, unpaginierte Fassung enthält:
STAL, Nl. Schöne, A 1, Bd.4. Die 11, zur Trennung bereiten Mitglieder stammten aus Altona,
Berlin, Dortmund, Düsseldorf, Frankfurt/M., Gelsenkirchen-Buer, Kiel, Köln, Mannheim,
Osnabrück und Stettin. Die Vertreter aus Berlin, Kiel, Köln und Osnabrück saßen seit 1930 im
siebenköpfigen Vorstand. Beachtenswert ist in diesem Zusammenhang auch Schönes aus-
drückliche Zusicherung am Schluß der Konferenz, "auf den künftigen Tagungen würden die
publizistischen Angelegenheiten und aktuelle Fragen im Vordergrund stehen."
25 Vgl. VJTAG 1929, S.28f. Das Zitat bei [Stadtrat] THEIß, Die Aufgaben eines Presseamtes
als Vermittler zwischen Verwaltung und Presse, in: MA 7 (1930), S.305-307, 306. Auslöser für
den Meinungsstreit war die im Februar d.J. erfolgte Neugestaltung des Berliner Nachrichtenam-
tes, die z.T. auf heftige Ablehnung stieß. Die zweite Version der Abschlußerklärung wich von
der ersten wie folgt ab (Hervorhebungen von mir):
I [...]
Neben der einheitlichen Versorgung
der Presse mit Nachrichten tatsäch-
lichen Inhalts unterstützen sie [die
Nachrichten- und Presseämter, A.B.]
die Bestrebungen der Presse nach ei-
ner individuellen Ausgestaltung ih-
res l
II [...]
Die Nachrichten- und Presseämter un-
terstützen die Bestrebungen der Presse
nach einer stärkeren Würdigung
kommunalpolitischer Arbeit und
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Wortführer selbstverständlich auch an der Kritik der allzu formelhaften, trägen AG-
Tätigkeit rege mitwirkten, schon an Terrain gewonnen. Zumindest äußerlich wurde
nun fast durchweg eingeräumt, daß die Gemeindeverwaltung "heute in hohem
Maße politisch eingestellt [sei], so daß der Pressereferent ein politischer Mensch",
wenn auch nicht unbedingt ein "abgestempelter Parteipolitiker" sein müsse.26
Die skizzierten Auseinandersetzungen und ihre Ergebnisse bestätigen den schon
im vorigen Kapitel gewonnenen Befund. Sie bezeugen:
1. die noch Ende der zwanziger Jahre vorhandenen, teils erheblichen Abweichun-
gen hinsichtlich Organisationsformen bzw. Zielvorstellungen großstädtischer
Öffentlichkeitsarbeit,
2. aber auch die Existenz einer recht konstanten, positiven Entwicklungslinie, die -
zumindest für den bislang untersuchten organisatorischen Sektor - lange eine
durchaus günstige Zukunftserwartung erlaubte.
Auf zweiter Ebene verweisen die Argumente und Ausdrucks formen der debattie-
renden Gruppen auf noch unbereinigte, klar divergierende politisch-kulturelle
Steuerungen: wer etwa die eigenen öffentlichen Äußerungen stets als unpartei-
ischen Verwaltungsakt definierte und in den Beziehungen zur Presse fortwährend
"Vertrauen" einforderte, befand sich unstreitig in einer anderen Sphäre als derjeni-
ge, der seine Tätigkeit als selbstverständlichen, indes keineswegs neutralen Beitrag
zum öffentlichen Meinungsstreit ansah und die Presse darin zunächst als selbstän-
dige Größe behandelte. Hierauf wird noch ausführlicher zurückzukommen sein.27
Die Auflösung der Arbeitsgemeinschaft vollzog sich ohne formlichen Beschluß.
Gewiß ist, daß sie bis Ende 1932 praktisch erloschen war. Daß sich die Kontakte
der Presseamtsleiter nach 1930 auf gelegentliche Korrespondenzen beschränkten
So die Zusammenfassung der Verhandlungen seitens des Frankfurter Stadtrats Michel, in:
VJTAG 1930, O.S.
Vgl. Kap. III 2. Ohne einen gewissen beiderseitigen Vertrauensvorschuß, die Annahme,
umfassend und zuverlässig informiert zu werden bzw. auch vertrauliche, vorläufig nur der
persönlichen Information der Journalisten dienende Punkte anschneiden zu dürfen, läßt sich
Pressearbeit natürlich nie durchführen. In den Diskussionen der zwanziger Jahre können die
zahllosen Appelle an das "Vertrauen" der Journalisten aber beinahe als Kennwort für unange-
messene, antiquierte Ansichten gelten. Dies belegen die Tagungsprotokolle reichlich. Vgl. etwa
CRAMER (Köln) 1921: "Das persönliche Verhältnis zu der Presse muß auf unbedingtem Ver-
trauen basiert sein, daher die Forderung nach der Besetzung des Amtes mit einem Journalisten,
der seine Rolle als ehrlicher Makler auffassen muß." (S.6) Besonders naiv PETERS (Wiesbaden)
1924: "Das Vertrauen der Presse muß eine Stadtverwaltung an sich ziehen. Sie muß die Presse-
vertreter über alles, was sie plant oder unterlassen will, auf dem Laufenden halten. Dann wird
es allein dahin kommen, daß jeder Pressevertreter, der etwas schreiben will, sich vorher an das
Nachrichtenamt wendet." (S.6).
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und die Arbeitsgemeinschaft bald zu einem unbedeutenden Zirkel verkümmerte,
beruhte hauptsächlich auf der dramatischen Finanznot der Kommunen, die die
fakultative Beteiligung an Fach- und Verbandstagungen immer mehr ausschloß.
Nachweislich wirksam war daneben der hemmende Einfluß der Geschäftsstelle des
Deutschen Städtetages, die im Zuge der Wirtschaftskrise ihr eigenes Sitzungspro-
gramm beschneiden mußte und Entsprechendes für die Fachvereinigung anstrebte.
Schließlich werden auch die starke Inanspruchnahme der Pressechefs durch die
unpopuläre städtische Steuer- und Sparpolitik sowie die fortwährenden scharfen
Attacken gegen die leitenden Kommunalbeamten eine Rolle gespielt haben. Blieb
doch unter diesen Umständen für offenen Gedankenaustausch und Zukunftspla-
nung meist weder Zeit noch Sinn.28
1.1.3 Das Engagement des Deutschen Städtetages (1928-1933)
Der 1905 gegründete nationale Spitzenverband der Großstädte, der Deutsche
Städtetag, widmete dem Feld der Öffentlichkeitsarbeit lange keine große Aufmerk-
samkeit, sondern verließ sich bei der Verfolgung der Mitgliederinteressen haupt-
sächlich auf gezielte Parlaments- und Regierungsadressen und persönliche Bezie-
hungen zu Parlamentariern, Ministem und Ministerialbeamten. Erst Mitte der
zwanziger Jahre begannen die Städtetagsgremien einzusehen, daß die Trends der
veröffentlichten Meinung politische Entscheidungen wesentlich mitbestimmten
und diskrete Einflußnahmen nicht mehr genügten. Nach wenigen zaghaften und
eher dilettantischen Versuchen des Geschäftsführers Paul Mitzlaff, für den Verband
eine günstigere Öffentlichkeit herzustellen, führte die Berufung Oskar Mulerts zum
"Präsidenten des Deutschen Städtetages" im Dezember 1925 zu einem raschen und
gründlichen Neuansatz.29
Vgl. Protokoll der AG-Vorstandssitzung v. 14.2.30, in: LAB, ADST B 4549/11; VJTAG
1930, o.S.; LAB, ADSTA 252.
Zu Organisation und Politik des DST vgl. bes. HOFMANN, Städtetag und Verfassungs-
ordnung, ferner ZlEBILL, Geschichte des Deutschen Städtetages u. BECKSTEIN, Städtische
Interessenpolitik, S.366-388. Der Verband stand seit 1921 allen Städten und Gemeinden mit
mehr als 10.000 Einwohnern offen, wurde jedoch von den Großstädten geprägt. Die Berliner
Geschäftsstelle, seit 1926 mit bedeutendem eigenen Handlungsspielraum, arbeitete mit dem
Vorstand, seit 1920/21 zusätzlich mit einem "Engeren Vorstand" zusammen. Dieser sollte dem
Vorstand offiziell lediglich zuarbeiten, entwickelte sich realiter aber immer mehr zum eigentli-
chen Entscheidungszentrum. Zu ersten Bemühungen, Öffentlichkeitsarbeit zu organisieren, vgl.
LAB, ADST A 136 u. 315. Sitzungen des Vorstandes bzw. Engeren Vorstandes des DST (u.a.
Beratungen über Teilnehmerkreis bei den Städtetagen und Jahresversammlungen (Apnl/Mai
1925) u. Einrichtung einer Pressestelle (Mai 1925)). Eine Besprechung zwischen Mitzlaff,
Herbst u.a. v. 5.5.1925 macht besonders anschaulich, daß unter Mitzlaffs Führung kein wesent-
licher Fortschritt zu erwarten war, da ihm und seiner Umgebung sowohl echtes Verständnis und
Ideen als auch die notwendigen persönlichen Kontakte fehlten. (Vgl. ADST B 4549 I).
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Mulert, seit 1920 Chef der Kommunalabteilung im Preußischen Innenministeri-
um, war ein äußerst geschätzter Kommunalexperte, der über Führungskraft und
Eloquenz, einen gewaltigen Arbeitseifer und vielfältige hervorragende Kontakte
verfügte. Vermutlich 1926 trat er der DVP bei, engagierte sich dort aber nicht wei-
ter. Um den Großstädten größeren Einfluß auf Gesetzgebung und Aufsichtsbehör-
den zu sichern, bemühte sich Mulert zäh, ihre Interessen in Parlamenten und Ver-
waltungen personell stärker zu verankern und - z.B. durch die Gründung eines
Kommunaldezernats im Reichsinnenministerium - auch staatsrechtlich besser zu
fixieren. Jedoch wies er schon kurz nach Amtsantritt darauf hin, daß außerdem
"eine völlige Umgestaltung des Verhältnisses des Städtetages zur Presse" erforder-
lich sei und die "vielfach geradezu erstaunliche Unkenntnis über Aufgabenkreis,
[...] Organisation und Leistung der Städte" durch systematische "Aufklä-
rungsarbeit" bekämpft werden müsse.30 Bausteine hierzu waren die großzügige
Öffnung der Städtetagskonferenzen für Journalisten, die Einstellung eines speziel-
len Pressereferenten im Frühjahr 1927 und die Bildung eines Presseausschusses
Anfang 1928, ferner der schrittweise Ausbau der Verbandszeitschrift, die Grün-
dung einer eigenen Schriftenreihe und Initiativen im Bereich der Nachrichtenagen-
turen.31 Zum ersten Pressechef des Deutschen Städtetages wurde Wilhelm Spik-
kernagel (1890-1928) bestellt, ein promovierter Philologe, der bereits bei mehreren
Zeitungen sowie in der Presseabteilung der Reichsregierung gearbeitet hatte und
obendrein seit 1924 als Abgeordneter der DVP im Preußischen Landtag saß. Nach
Spickemagels plötzlichem Tod folgte der junge, gewandte Otto Benecke (1896-
1964). Zuvor Pressedezernent und engster Mitarbeiter des Preußischen Kultusmi-
nisters Carl Heinrich Becker, sprachen für Benecke neben überaus positiven Refe-
renzen dessen wertvolle Verbindungen, insbesondere zur Sozialdemokratie.32
LAB, ADST A 315. Sitzung der Engeren Vorstände des DST und des Preußischen Städte-
tages (PST) v. 26.4.1926; Vorbericht für die Vorstandssitzung des DST am 10.12.1926. Zu
Mulerts Reformbemühungen vgl. v.a. HOFMANN, Städtetag und Verfassungsordnung, bes.
S.40-64. Zu Werdegang und Persönlichkeit Mulerts vgl. LAB, Nl. Mulert; HOFMANN, Städte-
tag und Verfassungsordnung, S.41-43; K. JESERICH, Oskar Mulert, in: Persönlichkeiten der
Verwaltung, hg. v. dems. u. H. Neuhaus (Stuttgart 1991), S.391-396.
31 Weitere Fakten nennt ZIEBILL, Geschichte des Deutschen Städtetages, S.267-273. In der
Schriftenreihe erschienen zwischen 1927 und 1932 17 Bände. Vgl. das Titelverzeichnis in: DIE
VERÖFFENTLICHUNGEN DES DEUTSCHEN STÄDTETAGES 1905-1980, erarb. v. D. Blissenbach
(Köln 1980), S.280-282. 1928 unterstützte der DST eine private Nachrichtenagentur ("Gemein-
de und Wirtschaft"). Die Herausgabe eines eigenen Pressedienstes wurde mehrfach erörtert,
aber nie verwirklicht. Einen gewissen Ersatz bildeten die "Mitteilungen aus der kommunalen
Arbeit" (seit Februar 1931), die Informationen und Publikationsmaterial für die städtischen
Presseämter enthielten.
32 Zur Wahl Spickernagels vgl. LAB, ADST A 177 u. A 567. Die Karrieredaten in: WER
IST'S?, Ausg. 8 (1922) u. MA 5 (1928), S.543. Zur Suche nach dem Nachfolger vgl. LAB, Nl.
Mulert, Nr.9. Benecke hatte Jura und Staatswissenschaften studiert (1921 Promotion zum
Dr.jur.) und war 1919/20 Gründungsvorsitzender der "Deutschen Studentenschaft". Er blieb bis
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Präsident Mulerts vorbildliche Sensibilität hinsichtlich des öffentlichen Erschei-
nungsbilds der Großstädte und ihres Spitzenverbands, die sich auch in der minuziö-
sen Planung der bedeutenden Städtetagsveranstaltungen äußerte, wurde im Kreis
der leitenden Kommunalbeamten längst nicht immer verstanden. Dies zeigen z.B.
die erregten Tage des Herbst 1927. Als Mulert sofort nach Bekanntwerden eines
kommunalfeindlichen Memorandums des Reparationsagenten Parker Gilbert auf
eine unverzügliche Zusammenkunft des Engeren Vorstandes drängte, hielt ihn der
Dresdner Oberbürgermeister Blüher (1915-1931) unumwunden für "zu nervös".
Sein Stuttgarter Kollege Lautenschlager (1911-1933) glaubte ebenfalls, daß er sich
zu sehr beunruhige und eine Besprechung nicht so eilig sei. Gilbert solle "doch erst
mit seinem Material herausrücken und den einzelnen Städten sagen, bei welchen
Gelegenheiten sie [...] hätten sparen sollen." Mit "allgemeinen Redewendungen, die
dem Sprachschatz wichtigtuender Handelskammersyndici" entstammten, ließe sich
gewiß wenig ausrichten.33 Nachdem der Städtetagspräsident seinen Terminwunsch
durchgesetzt hatte, bewies er den versammelten Oberbürgermeistern, daß das Me-
morandum auch ohne detaillierte Beweisführung nur allzu bereitwillig aufgegriffen
worden war:
Es hat f...] erneut ein heftiger Feldzug gegen kommunale Wirtschaftsbetäti-
gung und Finanzgebarung eingesetzt. Insbesondere in den den führenden
Kreisen der Hochfinanz und der Industrie nahestehenden Tageszeitungen
wird unter dem Hinweis auf den Inhalt der Note des Reparationsagenten
mehr oder weniger stark die Abdrängung des kommunalen Kreditbedarfs
vom Auslandsmarkt, die Einschränkung der wirtschaftlichen Betätigung der
Kommunen und die Unterstellung ihrer gesamten Finanzgebarung unter ei-
nen Finanzdiktator' oder 'Sparsamkeitsdiktator' gefordert. Offen wird der
Ruf'[...] erhoben, die Selbstverwaltung der Gemeinden zu beseitigen, da sie
sich zu einer geordneten Finanzgebarung bei der Lösung der ihr übertrage-
nen Aufgaben als unfähig erwiesen habe. Daß bei dieser Kritik [...] die alten
Vorwürfe vermeidbarer Luxusausgaben, übertriebenen Besoldungsauf-
wands, unwirtschaftlicher Verschwendung öffentlicher Gelder und ähnli-
ches wiederkehren, ist an dem Gedankenkreis gemessen, dem diese Vorwür-
fe entstammen, beinahe selbstverständlich^
1951 im Dienst des DST, mußte die Presseabteilung jedoch 1933 abgeben. In der frühen Bun-
desrepublik übernahm er hohe kulturpolitische Ämter. An ihn erinnert die 1965 gegründete
Otto-Benecke-Stiftung. Vgl. WER IST WER?, Ausg. 13 (1958); MA 5 (1928), S.791; KUL-
TURVERWALTUNG DER ZWANZIGER JAHRE, hg. V. A. Grimme u. W. Zilius (Stuttgart 1961),
S.139f.
33 LAB, ADST A 177. Schreiben Blühers v. 10.11., Lautenschlagers v. 15.11. 1927. Das
Memorandum des Generalagenten für Reparationszahlungen v. 20.10. 1927 z.B. in: URSACHEN
UND FOLGEN, Bd.6, S.205-214.
31 LAB, ADST A 177. Sitzung der Engeren Vorstände des DST u. PST v. 16.11. 1927.
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Zwei Tage nach dieser Vorstandssitzung fachte Reichsbankpräsident Schacht in
seiner spektakulären Bochumer Rede gegen die kommunalen "Luxusausgaben" die
Kritik an den Gemeinden weiter an. Um nach dem Vorbild der Privatwirtschaft "in
der breiten Öffentlichkeit" wirken und endlich einmal "aus der Abwehrstellung
heraus zum Angriff übergehen zu können", schien es nun noch mehr geboten, sich
umgehend mit den Presseexperten der Mitgliedsstädte bzw. mit ihrer Arbeitsge-
meinschaft in Verbindung zu setzen.
Da vorzugsweise als mißliebige Konkurrenz und Kräftezersplitterung betrachtet,
hatte der Deutsche Städtetag bis zu Mulerts Dienstantritt den Kontakt mit Fach-
und Dezernentenvereinigungen meist hartnäckig verweigert. Seither vollzog sich
aber in diesem Punkt gleichfalls ein merklicher Kurswechsel.35 Bedeutete doch die
alte, rein negative Linie nicht allein Einflußlosigkeit hinsichtlich Organisation,
Zielen und Strategien dieser Verbände, sondern auch den Verzicht auf wertvollen
Sachverstand und Leistungswillen. Als Pressechef Spickemagel im September
1927 den Städtetag erstmals auf einer Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft ver-
trat, war die Beziehung zu den Pressefachleuten hergestellt. Der förmliche Be-
schluß, einen speziellen "Presseausschuß des Deutschen Städtetages" einzurichten,
der am 25. November fiel - circa einen Monat nach Gilberts Querschuß und acht
Tage nach Schachts Bochumer Rede -, band dje Dezernentenvereinigung dann
unmittelbar in die Städtetagsarbeit ein.36 Wie die älteren Fachausschüsse des Spit-
zenverbandes wurde das neue, zwanzigköpfige Gremium teils mit Vorstandsmit-
gliedern, also vorwiegend Oberbürgermeistern, teils mit Sachverständigen besetzt,
im allgemeinen der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft sowie einige weitere städti-
sche Pressechefs. Aufgrund ihrer zahlreichen sonstigen Dienstverpflichtungen, in
manchen Fällen aber wohl auch aus fehlendem Interesse, nahmen die Oberbürger-
meister allerdings kaum an den Sitzungen teil und ließen sich entweder entschuldi-
gen oder durch ihre Pressereferenten vertreten. Satzungsziel des Ausschusses war,
Vgl. LAB, ADST A 136. Vorstandssitzung des DST v. 14.5.1926 ("3. Verhältnis des
Städtetages zu den Fach- und Dezernentenvereinigungen"); ADST A 315. Vorbencht zur Sit-
zung der Engeren Vorstände des DST u. PST v. 10.12. 1926 ("11. Verhältnis zu den Dezernen-
tenvereimgungen"); ADST A 385. Vorbericht zur Vorstandssitzung des DST v. 25.11.1927
("Die Arbeitsgemeinschaft der städtischen Nachnchtenämter ist zum ersten Mal im Herbst
1921 zusammengetreten. Die damals von der Vereinigung angestrebte Fühlungnahme mit dem
Städtetag [vgl. VJTAG 1921, S.13, A.B.] rührte zu keinem Ergebnis. Ein Rundschreiben der
Arbeitsgemeinschaft, das die Städte zur Bildung von Nachrichtenämtem auffordern sollte,
wurde vom Städtetag abgelehnt. Bei den früheren Tagungen war der Städtetag nicht vertreten.
Auf die ergangenen Einladungen wurde regelmäßig eine Absage erteilt.") Die Zitate nach:
ADSTA 177. Sitzung der Engeren Vorstände des DST u. PST v. 16.11.1927 u. 3.12.1927.
36 Vgl. VJTAG 1927, S.10-13; LAB, ADST A 177. Empfehlung des Engeren Vorstands des
DST v. 12.10.1927, "einen besonderen Presseausschuß zu bilden"; ADST A 385. Entsprechen-
der Vorstandsbeschluß v. 25.11.1927. Im gleichen Jahr wurden außerdem Ausschüsse für
Wirtschaft, Städtestatistik, (Fremden-)Verkehr und Sport gegründet.
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die Vorstände im publizistischen Bereich zu beraten und raschere Entschlüsse zu
ermöglichen, was in der Praxis meist einer Vorwegnahme der Verbandspolitik
gleichkam.37
Am 12. Januar 1928 traf sich der Presseausschuß im Berliner Städtetagshaus zu
seiner ersten Besprechung. Nach einleitenden Worten Präsident Mulerts, die die
Zusammenkunft als möglichen Auftakt zu einer "neuen Ära" feierten, stellte Pres-
sechef Spickemagel in längeren Ausfuhrungen unmißverständlich klar, daß der
Städtetag bei der Kooperation mit den Nachrichtenämtern in erster Linie an propa-
gandistischer Hilfe sowie am Zufluß von Informationen interessiert sei und auf die
tägliche Kleinarbeit und örtlichen Probleme der Presseamtsleiter daher nicht einge-
hen könne. Die Repräsentanten der Arbeitsgemeinschaft zeigten sich daraufhin
durchaus bereit, "bei den geistigen Kämpfen der kommenden Zeit" mitzufechten,
verwiesen aber sogleich auch auf die dafür notwendigen Voraussetzungen. Ohne
eine Verbesserung von Ansehen und Kompetenzen der Amtsleiter - so z.B. das
Stettiner Vorstandsmitglied Lingnau - sei in vielen Städten wenig zu erreichen:
Wie der Oberbürgermeister seinen Pressechef behandelt, so wird dieser
auch von der Presse behandelt. [...] Der Städtetag gibt eine Fülle von Ma-
terial heraus, das an den Oberbürgermeister gerichtet ist. Der zeichnet die
Sachen aus und sie verschwinden dann in der Verwaltung.™
Die divergierenden Interessenschwerpunkte von Städtetagszentrale und Pressestel-
lenleitern - einerseits der Wunsch, in großen politischen Streitfragen an publizisti-
37
Zu Mitgliedern des Presseausschusses (im Folgenden PADST) wurden ernannt die Ober-
bürgermeister Ackermann (Stettin), Hipp (Regensburg), Kreutz (Cottbus), Landmann (Frank-
furt/M.), Lukaschek (Hindenburg), Schmidt (Ludwigsburg), Wagner (Breslau), Weitz (Trier),
Senatsrat Zinn (Hamburg), Stadtrat Reuter (Berlin) u. Justizrat Mönnig (Köln), daneben die
Presseamtsleiter Bader (Magdeburg), Brennen (Berlin), Cramer (Köln), Herbst (Erfurt), Lux
(Düsseldorf), Möllhausen (Kiel), v. Ravenstein (Duisburg) u. Schöne (Leipzig). Den Vorsitz
führte Präsident Mulert, sein Stellvertreter war der DST-Pressereferent. Bereits bei der ersten
Sitzung waren viele Oberbürgermeister nicht anwesend. Ackermann verzichtete z.B. schon am
23.1.1928 dauerhaft zugunsten seines Pressereferenten Lingnau, Wagner erschien niemals zu
einer Ausschußsitzung, Heß sich aber auch nicht vertreten. Bei den Zuwahlen zum Presseaus-
schuß ist das Bemühen erkennbar, Veränderungen im Vorstand der Arbeitsgemeinschaft zu
berücksichtigen, eine automatische Anpassung gab es indes nicht. Im Gegensalz zu anderen
Ausschüssen war der Andrang auf eine Mitgliedschaft insgesamt eher bescheiden, so daß fast
jedes Aumahmegesuch - wenn auch nach einer gewissen Wartezeit - erfüllt werden konnte.
Vgl. LAB, ADST A 252 (Sitzungsprotokolle des Presseausschusses) u. A 385 (personelle
Zusammensetzung). Die ersten zehn Fachausschüsse des DST waren im April 1920 gebildet
worden, u.a. der wichtige "Ausschuß für Städtetagsverwaltung", der bald zum "Engeren Vor-
stand" wurde, der Personal-, Finanz-, Sozial-, Schul- u. der Emährungsausschuß (1925 aufge-
löst). Vgl. ADST A 136.
38 LAB, ADST A 252. Sitzung des PADST v. 12.1.1928. Die vorigen Zitate des Frankfurter
Pressedezementen Michel und Präsident Mulerts ebd.
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scher Schlagkraft zu gewinnen, andererseits die Erwartung, für die persönliche
Arbeit ideelle und informatorische Unterstützung zu erhalten - kamen auch in den
folgenden Konferenzen zum Vorschein. Da beide Seiten trotz mancher Enttäu-
schungen von der Zusammenarbeit letztlich klar profitierten, ergaben sich jedoch
kaum ernste Unstimmigkeiten.39 Während es der Berliner Geschäftsstelle seit
Gründung des Presseausschusses gelang, das institutionelle Eigenleben der Arbeits-
gemeinschaft nachhaltig zu beschneiden bzw. mitzuprägen sowie dem Ideal zentral
geleiteter, reichsweiter Publicity-Aktionen wenigstens näherzurücken, registrierten
gerade die Verfechter einer großzügigen städtischen Öffentlichkeitsarbeit z.B.
dankbar, daß schon das Kommunique über die erste Ausschußsitzung den
"Grundsatz einer weitgehenden Publizität" empfahl und für die Pressereferenten
"die Möglichkeit einer allseitigen Orientierung innerhalb der städtischen Verwal-
tung" verlangte.40 Wohl noch willkommener war ihnen das persönliche Bekenntnis
des Städtetagspräsidenten, das dieser kurz nach der ersten Ausschußsitzung - also
gewissermaßen als Ehegeschenk - abgab. In einem Vortrag vor Berliner Journali-
sten, der später eifrig verbreitet wurde, verwies Mulert auf die seit 1918 stark ge-
wachsene Rolle der öffentlichen Meinung bei kommunalpolitischen Rahmengeset-
zen, was nach seiner Ansicht mit einer engagierten Pressearbeit beantwortet wer-
den mu^se. Für das Nachrichtenamt sei darum "der beste Mann gerade gut genug",
auch dürfe es generell keine verwaltungsinternen. Geheimnisbereiche mehr geben.
Neben solcher Argumentationsunterstützung namens des zweifellos bedeutendsten
kommunalen Spitzenverbands leistete die Städtetagszentrale kostbare Informati-
onsdienste, indem sie die Pressestellenleiter aus erster Hand über aktuelle kommu-
Vgl. ebd. Sitzungen des PADST. Zwischen 1928 und 1932 fanden sechs Konferenzen
statt (12.1.1928 Berlin, 31.5.1928 Köln, 4.3.1929 Berlin, 15.2. 1930 Berlin, 4.5.1931 Bonn,
18.11.1932 Berlin). Seitens der Arbeitsgemeinschaft hätte man -besonders in den ersten Jahren
- gerne öfter getagt. Entsprechende Anfragen wiegelte die Städtetagszentrale jedoch regelmäßig
ab, teils aus Arbeitsüberlastung, teilweise aber wohl auch, weil für sie mit der Einbindung der
Arbeitsgemeinschaft in die Verbandsorganisation bereits ein wichtiges Ziel erreicht war. Deut-
lichen Protest gegen die Verbindung mit dem Städtetag, die er vornehmlich als wachsende
organisatorische und gedankliche Knebelung der Arbeitsgemeinschaft empfand, erhob im
Grunde nur der außerordentlich rührige, aber weitgehend isolierte Magdeburger Presseamtslei-
ter Gerhard Bader. Vgl. v.a. StAL, Nl. Schöne, A 1. Korrespondenz Schöne-Bader; G. Bader,
10 Jahre Arbeitsgemeinschaft, in: MA 8 (1931), S.637f.
40 DER STÄDTETAG 22 (1928), Sp.139. Vgl. ferner die Abschlußerklärung der zweiten Sit-
zung (ebd., Sp.623), die für die städtischen Zeitschriften "eine stärkere Berücksichtigung der
journalistischen Forderungen" anriet. Seit 1927 war der DST-Pressereferent bei jeder Jahresta-
gung der Arbeitsgemeinschaft und zumindest teilweise auch bei deren Vorstandssitzungen
zugegen. Mit Konferenzbeiträgen und Briefen griff er erfolgreich in die Tagungsplanung ein
und beteiligte sich an der Lösung von sachlichen Streitpunkten, wobei ihn selbstverständlich
die Interessen seines Verbandes leiteten. Vgl. dazu die Protokolle der AG-Tagungen u. -vor-
standssitzungen 1927-1930 sowie den Briefwechsel Schöne-Benecke/Mulert, in: LAB, ADST
A 252. Propagandistische Teilerfolge beweisen kommunale Eigenpublikationen und von den
Presseämtern inspirierte Artikel in der privaten Tagespresse.
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nalpolitische Probleme sowie Lagebeurteilungen und Lösungskonzepte der Kom-
munalverbände unterrichtete. Seit Februar 1931 geschah dies auch mittels peri-
odisch erscheinender "Mitteilungen aus der kommunalen Arbeit", die aufgrund der
schwierigen Zeitumstände hauptsächlich Finanzfragen behandelten.41 Angesichts
dessen konnte der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft, Walter Schöne, skepti-
schen Presseamtsleitern bereits im Frühjahr 1929 völlig zu Recht eine positive
Bilanz entgegenhalten. Es sei kaum zu verkennen - so Schöne etwa in einem
Schreiben an den Münchner Pressechef Freudenberger - "und geht aus verschiede-
nen Äußerungen von Kollegen auch eindeutig hervor", daß der Kontakt zum Deut-
schen Städtetag "der von den Nachrichtenämtern zu vertretenden Sache von Nutzen
gewesen ist."42 Daß die Städtetagsführung dabei niemals uneigennützig handelte,
vielmehr zunächst stets an die eigenen Ziele dachte, beeinträchtigte dies nicht.
1.2 Das Fachpersonal
Bis 1918 glaubten die leitenden Kommunalbeamten, für ihre neuen Pressestellen
gut bereits vorhandenes Personal heranziehen zu können. Gelegentliche Beschwer-
den von Journalisten über fehlenden Sachverstand werteten sie im allgemeinen als
überzogenes Anspruchsdenken und Querulantentum, besondere publizistische
Initiative, die selbst aus ihrer Sicht journalistische Fähigkeiten unbedingt verlangt
hätte, kam ihnen nicht in den Sinn. Zuständig für Presseangelegenheiten waren
folglich Statistiker, Justitiare oder Vorzimmerbeamte wie etwa der schon bekannte,
völlig unerfahrene Spandauer Bürodirektor. Teils in Absprache mit den örtlichen
Joumahstenvereinigungen wurden dann 1919/20 die ersten Fachkenner verpflich-
tet.43 Einige Jahre später hatten sich in den Großstädten drei Typen von Pressestel-
lenleitern herausgebildet:
1. der altgediente Beamte
2. der erfahrene Journalist
3. der junge Akademiker mit publizistischen Anfangskenntnissen
10 von 12 Nummern der "Mitteilungen" aus dem Zeitraum 23.2.-4.9.1931 in: LAB,
A D S T B 2430 (u.a. "Die finanzielle Lage der preußischen Gemeinden", "Situation der Sparkas-
sen"). Einige Presseämter gaben die Sendungen offenbar direkt und redaktionell unverändert an
die Presse weiter (s. die Anforderungen zusätzlicher Exemplare ebd.). Ob nach dem 4. Septem-
ber weitere Ausgaben erschienen, ist unklar. Mulerts Vortrag nach: 0 . MuLERT, Kommunal -
politik und Presse. Vortrag vor dem Berliner Ortsverein des Reichsverbandes der Deutschen
Presse v. 17.1.1928, in: Der Städtetag 22 (1928), Sp.51-55, 53.
42 STAL, Nl . Schöne, A 2. Schreiben Schönes v. 23.4.1929. Der AG-Vorsi tzende bezog sich
hier speziell auf Mulerts Vortrag vom Januar 1928.
43 U.a. die Redakteure v. Hoerner/Breslau (1919-nach 1928), Cramer/Köln (1920-1929) u.
Lux/Düsseldorf (1920-1929) .
Das Fachpersonal 63
Dem ersten, traditionellen Typ entsprach z.B. der Mannheimer Amtsvorstand
Emil Hofmann (1886-1971). Nach dem Studium der Staatswissenschaften, das er
1910 mit der Promotion abgeschlossen hatte, war Hofmann zunächst beim Statisti-
schen Amt der Stadt Mannheim als wissenschaftlicher Mitarbeiter angestellt, bis er
1915 zum Leiter des Preisprüfungsamtes avancierte. Den zusätzlichen Auftrag, die
Nachrichtenstelle auszubauen, erhielt er 1922, also im elften Dienst- und sie-
benunddreißigsten Lebensjahr. Ende 1928 wurde er vom neuen Mannheimer Ober-
bürgermeister wegen mangelnder Eignung verdrängt und durch einen vierund-
zwanzigjährigen Hochschulabsolventen ersetzt.44 Der Düsseldorfer Pressechef
Hans Arthur Lux (1882-1949) zählte zum zweiten Typ. Ehe er 1920 die Stellung
übernahm, hatte Lux fünfzehn Jahre bei Tageszeitungen gearbeitet, unter anderem
1908 bis 1919 für die "Düsseldorfer Nachrichten" und 1919/20 als Chefredakteur
der "Mecklenburger Zeitung". Anläßlich einer Verwaltungsneuordnung bevorzugte
er 1929 die Leitung des Verkehrsamtes und überließ das kleinere Presseamt dem
Assistenten des Sozialbürgermeisters, der bereits mit speziellen PR-Aufgaben be-
schäftigt gewesen war.45 Vertreter des dritten Typs gab es selten. Aufgrund ihres
Karriereverlaufs und ihrer spezifischen Sozialisation und Lebensperspektive ge-
bührt den jungen Universitätsabgängern gleichwohl eine eigene Kategorie. Hin-
sichtlich ihrer Eignung waren sich die übrigen Pressereferenten ziemlich einig.
Überwiegend bestand die Auffassung, es sei zu mißbilligen, daß etwa
ein junger Nationalökonom, wenn er von der Universität kommt, gleich
Presseamtsleiter wird, nachdem er vielleicht ein Vierteljahr bei der Presse
gearbeitet hat. Die Stellen der Presseamtsleiter, namentlich bei den mittle-
ren und größeren Städten, können nicht Anfangs stellen fiir junge Akademi-
ker sein, sondern die Männer, die diese Posten besetzen sollen, müssen
schon etwas hinter sich haben: entweder eine längere Tätigkeit bei der
Presse, bei der Verwaltung oder einer ähnlichen Organisation.*6
Wenigstens die beiden genauer bekannten Fälle lassen Regelabweichungen aber
nicht rundweg töricht erscheinen, da sowohl Johannes Höber (Mannheim, 1928-
1933) als auch Heinz Klute (Düsseldorf, 1929-1933) ihre geringe Berufserfahrung
durch Intelligenz, Schwung und Einsatzfreude vollkommen ausglichen.
Vgl. STAM, Nl. Hofmann u. ZgS 1/2085. Weiteres zu Hofmann in Kap. IV 3.
45 Vgl. STAD, bes. Personalakte Lux (nach Auskunft Stv. Direktorin StAD). Weitere
Angaben in Kap. IV 3.
6 So der Frankfurter Stadtrat Lingnau, nach: VJtAG 1928, S.26. Lingnau meint hier
vermutlich den Mannheimer Volkswirt Höber.
47 Vgl. dazu Kap. IV 3.
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Um das quantitative Verhältnis der beiden Haupttypen exakt zu bestimmen, fehlt
die erforderliche Datenbasis. Immerhin läßt sich zweifelsfrei feststellen, daß die
langjährigen, ursprünglich fachfremden Beamten in der Summe aller Großstädte
bis 1933 zwar noch die Mehrheit behielten, die Zahl der versierten Journalisten
zumindest bis 1930 aber kontinuierlich wuchs. Ferner zeigt sich eine klare Relation
zwischen Ausbildungsstand und Gemeindegröße: je höher die Größenklasse, desto
wahrscheinlicher, daß das Presseamt von einem Journalisten geleitet wurde.48 Für
die Großstädte mit mehr als 200.000 Einwohnern konnte folgendes Bild ermittelt
werden:
Tabelle 3 Vorbildung großstädtischer Presseamtsleiter um 1929
(Großstädte mit mehr als 200.000 Einwohnern (1929),

































Vgl. bes. die Teilnehmerlisten m VJTAG 1921-1930, ferner G. Bader in: VJTAG 1928, S.
21 (Resultat einer Mitgliederbefragung vom Oktober 1927) u. W. Schöne, Vorbericht für die
Sitzung des PADST v. 15.2.1930, nach: LAB, ADST A 252 (Resultat einer DST-Umfrage an
die Mitghedsstädte mit mehr als 50.000 Einwohnern). Danach wurden im Herbst 1927 14 von
69 (= 20%), Anfang 1930 17 von 57 Ämtern (= 30%) von Journalisten geführt. In den 1930
erfaßten Stadtverwaltungen betrug die Relation zwischen geschulten Journalisten und Beamten
für die Gemeinden mit
4 : 14 (= 29% Journalisten)
9:24 (= 38% Journalisten)
4 :2 .
49Vgl. bes. VJTAG 1921-1930 u. Jahrbuch der Tagespresse 3 (1930), S.358f. Daneben
wurden zahlreiche weitere Nachschlagewerke herangezogen. In Dresden war keine Pressestelle
vorhanden. Da vor allem die Geburtsdaten der Presseamtsleiter wegen des unvertretbaren Auf-
wands nur unvollständig recherchiert wurden, lassen sich Fehlzuweisungen nicht vollkommen
ausschließen. Für eine Einordnung zu fremd blieben der "Direktor des Verkehrs- und Presse-
amts" Dr. Schmidt (Dorrmund, vermutlich Journalist oder junger Akademiker), der "Direktor
der Nachrichtenstelle des Magistrats" Heymuth (Königsberg), der Leiter des "Städtischen
Nachrichten- und Presseamts" "Magistratsrat" Möllhausen (Stettin, wahrscheinlich Journalist)
u. der Leiter des "Städtischen Presseamts" Dr.Dr. Böttger (Wuppertal).




Wie die stadtischen Verwaltungsspitzen die Besetzungsfrage entschieden, ob sie
Presseangelegenheiten neben- oder hauptamtlich bearbeiten ließen, ungeschulten
Beamten oder Spezialisten anvertrauten, indiziert gewöhnlich zuverlässig den dem
Ressort zugemessenen Stellenwert. Sehr vereinzelt entwickelten sich allerdings
Strukturen, bei denen ein erheblicher Teil an publizistischer Initiative das Pressebü-
ro umging. So geriet Öffentlichkeitsarbeit z.B. in Nürnberg weithin zur Chefsache.
Der temperamentvolle demokratische Oberbürgermeister Luppe (1920-1933) woll-
te keinen besonderen Fachmann und er benötigte ihn auch nicht.50
Über die Qualifikation der gelernten Journalisten wurde vornehmlich in den frü-
hen zwanziger Jahren lebhaft diskutiert. Während Amtsleiter mit journalistischer
Praxis und die Vertreter der Privatpresse behaupteten, letztlich könnten nur jene
den Interessen ihres Auftraggebers wie der Adressaten gerecht werden und zwi-
schen Behörde und Presse erfolgreich vermitteln, mahnten Beamte, daß neben
journalistischen Fähigkeiten genausogut profunde Verwaltungskenntnisse erfor-
derlich seien. Meist endeten solche Dispute in der salomonischen Feststellung, es
müsse jeder Anwärter individuell geprüft werden und die glücklichste Lösung sei
"eine Persönlichkeit [..], die über journalistisches Fingerspitzengefühl verfügt und
außerdem von Hause aus zum Verwaltungsmann geboren ist."51 Angesichts der
bekannten Abneigung zahlreicher Rathausbediensteter gegen Medien und Öffent-
lichkeit und der überaus bescheidenen Anfangsausstattung der Nachrichtenbüros,
die zuweilen buchstäblich nur aus Tisch und Stuhl bestand, empfahlen die Presse-
chefs aus der Beamtenschaft zu Recht gute Vertrautheit mit behördlichen Arbeits-
abläufen und Verhaltensmustern, verbrieftes Ansehen und möglichst enge persönli-
che Beziehungen zu anderen städtischen Dienststellen. Indes ließ sich all dies sehr
viel eher erwerben als die ebenso unerläßliche Kontaktstärke, geistige Beweglich-
keit und sprachliches Geschick, worin die geschulten Journalisten gewöhnlich weit
überlegen waren. Einen zusätzlichen Vorteil bedeuteten deren zum Teil vortreffli-
chen Verbindungen zur Presse, die die Freundschaften der Beamten innerhalb des
Rathauses schnell aufwogen. So saß etwa der Düsseldorfer Amtsleiter Lux unge-
achtet seiner behördlichen Anstellung lange im Vorstand des örtlichen Journali-
stenvereins und war auch auf höherer Verbandsebene bekannt und geschätzt.52 Daß
ehemals private Journalisten die reinen Verwaltungsexperten tatsächlich meist
übertrafen, beweisen die objektiven Leistungsniveaus der städtischen Pressestellen:
die anerkannt gut funktionierenden - wie Berlin, Breslau, Düsseldorf, Mannheim -
Vgl. LUPPE, Mein Leben, S.219-221.
51 G. BADER, Verwaltungsmann oder Journalist?, in: ZV 41 v, 11.10.1930. Vgl. außerdem
V J T A G 1921, S.6f., 1922, S.5-7, 1927, S.28 u. 1930, o.S., femer THEIß, Die Aufgaben eines
Presseamtes, S.3O5 u. ELSAS, Auf dem Stuttgarter Rathaus, S.137f.
52 Vgl. STAD, Abt. XXIX, Nr.1069. Zu den schwierigen Startbedingungen vieler
Pressechefs vgl. etwa die hübsche Anekdote v. Hoemers in: V J T A G 1927, S.31.
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wurden fast ausnahmslos nicht von altgedienten Beamten geleitet. Falls die Presse-
amtsleiter je klare politische Einstellungen äußerten, bewegten sie sich zwischen
Sozialdemokratie und deutschnationalem Konservatismus. Die Beschäftigung
linksradikaler Pressechefs war völlig ausgeschlossen, eventuell vorhandene Sympa-
thien für den Nationalsozialismus wurden vor 1933 zumindest nicht offen artiku-
liert. Feste Parteibindungen blieben rar, was schon wegen der verbreiteten Furcht
der Behördenspitzen vor einer "Parteipolitisierung" der Rathäuser auch nicht anders
zu erwarten war. Ausnahmen bildeten vor allem die relativ wenigen linken Presse-
chefs, Lohmann (Berlin, SPD) und Höber (Mannheim, SPD) sowie eine kleinere
Anzahl weiterer Personen.
Zusammenfassend ist festzuhalten, daß sich auch die personellen Voraussetzun-
gen für eine effektive großstädtische Öffentlichkeitsarbeit während der zwanziger
Jahre insgesamt merklich verbesserten, in den einzelnen Gemeinden aber wieder-
um bis zuletzt noch beträchtliche Qualitätsunterschiede herrschten. Analog den
institutionellen Rahmenbedingungen durfte 1930 daher zwar durchaus "ein erfreu-
licher Wandel" bilanziert werden - so DST-Pressereferent Benecke während der
AG-Jahrestagung54 -, doch war gleichzeitig einzuräumen, daß manche Verwal-
tungsleitungen zu dieser Entwicklung wenig beigetragen hatten. Bei ihnen figurier-
te Öffentlichkeitsarbeit weiterhin mehr als lästige Pflichtaufgabe und nebensächli-
cher Auftrag für mangelhaft ausgerüstete Beamte und konnte den eingangs skiz-
zierten Aufgaben folglich schon wegen erheblicher organisatorischer Mängel kei-
nesfalls genügen. Verantwortlich für die jeweilige Organisationsgüte war nach
bisheriger Erkenntnis vor allem die Persönlichkeit des Verwaltungschefs: Wechsel
im Oberbürgermeisteramt führten in Leipzig und Magdeburg unverzüglich zu
wertvollen Kompetenzerweiterungen für die Presseamtsleiter, in Mannheim zur
Ernennung einer fähigeren Kraft. Als begünstigende Faktoren für organisatorische
Fortschritte scheinen daneben besonders hohe Einwohnerzahlen bzw. Arbeitsbela-
stungen sowie das positive Vorbild benachbarter Großstädte gewirkt zu haben.
Letzteres gilt namentlich für die eng kommunizierenden - und bekanntlich oft riva-
lisierenden - rheinischen Städte, wo erfolgreiche Verwaltungsreformen des Nach-
barn zuweilen auffallend rasch nachvollzogen oder von einer kritischen Öffentlich-
keit erwirkt wurden.55
Höchstwahrscheinlich ebenfalls Mitglied der SPD war z.B. Gerhard Bader, der in
Magdeburg unter den sozialdemokratischen Oberbürgermeister Beims und Reuter arbeitete.
Baders Mutter war SPD-Stadtverordnete und Ratsmitglied, sein Vater sozialdemokratischer
Reichstagsabgeordneter, vorübergehend auch Chefredakteur des "Vorwärts".
54VJTAG 1930, o.S.
55 Bei ihrem Ruf nach Neuordnung der städtischen Pressearbeit verwies z.B. die Kölner
Presse gerne auf das leistungsfähigere Düsseldorfer Amt. Vgl. z.B. REORGANISATION IN DER
LEITUNG DES PRESSEDEZERNATS DER STADT KÖLN, in: MA 6 (1929), S.366. Vgl. auch Presse-
1.3 Die Medien
1.3.1 Wegbereiter und Widerpart: Die Privatpresse
Wie allgemein üblich kamen auch die publizistischen Bemühungen der Großstäd-
te hauptsächlich über Presseartikel in Umlauf. Sämtliche direkten Aktionen, meist
teurer, zeitaufwendiger und dazu oft noch von viel zweifelhafterer Effizienz, blie-
ben quantitativ weit dahinter zurück. Angesichts der Erfahrungen mit der überlege-
nen alliierten Propaganda im Weltkrieg und aufgrund zahlreicher anerkennender
Veröffentlichungen der jungen "Zeitungswissenschaft" wurde die Wirkungskraft
der Presse in den zwanziger Jahren normalerweise ausgesprochen hoch einge-
schätzt, galt vor allem die Tageszeitung als "Beherrscherin der öffentlichen Mei-
nung" und "gewaltigstes Volksbildungsmittel".56 Hinsichtlich Arbeitsposition und
Aufgaben der Presse bestand freilich unter Politikern, Verwaltungsbeamten und
Medienvertretern ein stetiger Disput, der den bis heute gängigen Grundkonflikt
zwischen dem Wunsch der politisch Handelnden nach möglichst effektiver Infor-
mationssteuerung und dem Streben der Pressevertreter nach größtmöglicher Nach-
richten- und Redaktionsfreiheit überstieg. Während sich nicht wenige Journalisten
und Verleger gleichsam als vierte, der Exekutive ebenbürtige Gewalt begriffen, als
autonome Vertreter gesellschaftlicher Kräfte, konzedierte die Gegenseite zwar
mehr oder weniger die unabhängige Vertretung öffentlicher Interessen, interpretier-
te die Presse aber im Grunde doch als ein der Politik zugeordnetes Werkzeug. Gern
sprach sie sich daher auch gegen die kommerzielle "reine Nachrichtenpresse" aus
und plädierte stattdessen für die ältere Form der Gesinnungszeitung, die "höhere
Gesichtspunkte" kenne, nicht allen "Zeit- und Modeströmungen" nachjage, sondern
noch "den Mut zum Führen" besitze.57 Schon zeitgenössische Kritiker sahen, daß
chef Lux' Plädoyer für den geübten Journalisten in: VJTAG 1922, S.5: "Die Leiter der großen
westdeutschen Städte haben diese Anschauung ja auch dadurch bestätigt, daß sie nur noch
Journalisten zur Leitung ihrer Presseämter berufen, wie es in den letzten Wochen noch unsere
Nachbarstadt Duisburg getan hat."
56 Die Zitate nach: GROTH, Die Zeitung, Bd.l, S.66 u. 113. Zur Perzeption der alliierten
Propaganda vgl. etwa W. NICOLAI, Nachrichtendienst, Presse und Volksstimmung im Welt-
krieg (Berlin 1920), S. 154-165.
Vgl. E. HUNGER, Über die politische Funktion der Publizität, in: Die deutsche Zeitung.
Ihr Werden, Wesen und Wirken. [1.] Sonderausgabe des "Zeitungs-Verlages" zur Eröffnung
der Internationalen Presse-Ausstellung Pressa (Liegnitz 1928), S.214. Das Vorhergehende bei
[preußischer Ministerpräsident] O. BRAUN, Die Zeitung als Wegbereiter einer neuen Zeit, in:
ZV 26 v. 25.6.1926, S.8. Die Zeitungen der zwanziger Jahre lassen sich einigermaßen einteilen
in Generalanzeiger und Boulevardblätter ("Nachrichtenpresse"), Zeitungen mit deutlicher
ideologischer Tendenz (Gesinnungspresse), sowie reine Partei- und Verbandszeitungen. Letzte-
re sind in diesem Kapitel nicht berücksichtigt. Zur Zeitungstypologie vgl. etwa SCHÖNE, Die
Zeitung und ihre Wissenschaft, S.62-69 u. GROTH, Die Zeitung, Bd.l, S.733-743. Zur Zeitungs-
landschaft im Kaiserreich vgl. T. NlPPERDEV, Deutsche Geschichte 1866-1918, Bd.l (München
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diese Auffassung oft keineswegs uneigennützig entstand, vielmehr auf optimalen
Einfluß zielte und sowohl der Urteilsfähigkeit des "gemeinen Mannes" wie der
Urteilsautonomie der Geschäftspresse das Mißtrauen aussprach. Offenbar haupt-
sächlich in den ersten Jahren der Republik exponierten sich einzelne Amtsträger
mit ihrer Erwartung sogar und bestraften - ganz nach traditionellem Stil - unzu-
gängliche oder allzu kritische Blätter mit Rufmordkampagnen, Informationssperren
oder Anzeigenentzug. Nicht immer waren davon lediglich radikale, parteigebunde-
ne Zeitungen betroffen, die mit ihrer hemmungslosen Agitation tatsächlich oft jedes
Maß sprengten.58
Der generelle Schluß von der Vereinnahmung von Pressemacht auf überlebte
autoritäre Denkmuster wäre allerdings verfehlt. Konnte man doch - wie z.B. der
Journalist und Zeitungswissenschaftler Otto Groth - auch mit dem damals beliebten
plebiszitären Demokratiemodell zum gleichen Standpunkt gelangen:
Unter einer Verfassung, die auf zwei miteinander um die Macht ringenden
Gewalten beruhte und bei der stets [...] der Ausgleich zwischen Regierungs-
und Volkswillen zu suchen war, mußte die Zeitung als eine von Natur aus
demokratische Institution grundsätzlich Wortfihrerin und Verteidigerin der
Volksrechte [...] sein. [...] Im demokratischen Staate, wo sich der Dualismus
zwischen Regierung und Volk auflöst, verschwindet auch der immanente
Gegensatz zwischen Regierung und Presse. Der Nimbus der Zeitung als der
mutigen Vertreterin des Volkswillens gegen Herrschergewalt verblaßt, [...]
sie wird die wichtigste [...] Mittlerin zwischen Regierung und Volk, die im-
mer offene Brücke zwischen beiden59
Wie sehr solche Medienkonzepte auch in den Kommunalverwaltungen kursierten,
ist an zahllosen Verlautbarungen und Publikationen abzulesen. So war etwa auf der
Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft der Presseämter 1924 noch weitgehend
selbstverständlich, daß die Ortspresse "dazu gebraucht werden [müsse], in dem
Sinne des Leiters des Nachrichtenamtes tätig zu sein." Die Presse als "vorzügliches
Sprachrohr", als "dauernd gangbare Brücke zwischen Verwaltung und Bürger-
schaft" - so lautete bei vielen das eigentliche Leitbild.60 Ende der zwanziger Jahre
1990), S .797-811. Zur Bewertung der Presse als Werkzeug der Politik vgl. GROTH, Die Zei-
tung, Bd.4, S.172f. u. öfter, H.-J. MÜLLER, Auswärtige Pressepohtik und Propaganda zwischen
Ruhrkampfund Locarno (1923-1925) (Frankfurt/M. 1991), S.27-32.
58 Beispiele für ernste Konflikte zwischen Stadtverwaltungen und Pressevertretern nennen
u.a. HERBST, Die städtischen Nachnchtenämter , S.90f. u. K A U L , Kommunalpol i t ik und Presse,
S.76f.
59 GROTH, Die Zeitung, Bd.4, S.324.
60 V J T A G 1924, S.6 (weitere aufschlußreiche St immen S.6-9); die beiden letzten Zitate von
I.INGNAU, K o m m u n a l e Nachrichtenämter , in: Staats- und Selbstverwaltung 7 (1926), S.70.
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waren die Formulierungen häufig verbindlicher geworden, doch ließen selbst pres-
sefreundliche Erklärungen erkennen, daß man sich im Umgang mit unabhängigen
Journalisten und Zeitungsverlegern weiterhin schwertat. Ein evidentes Beispiel sind
Städtetagspräsident Mulerts Worte an die versammelte Presse anläßlich der Eröff-
nung der Jahresversammlung des Deutschen Städtetages 1929:
Wir begrüßen es mit aufrichtigem Danke, daß auch zahlreiche Vertreter der
Presse, der Wirtschaft und der Wissenschaft durch ihr Erscheinen ihr Inter-
esse an unserer Tagung und zugleich ihre Bereitwilligkeit bekundet haben,
mit uns zusammenzuarbeiten. [...] Kritik ist uns erwünscht - wir können
daraus lernen -, wenn sie getragen ist von innerem Verständnis für die
Schwierigkeit unserer Lage und unserer Aufgaben. Wir bitten Sie alle, ins-
besondere die Herren Vertreter der Presse, über unsere Verhandlungen zu
berichten und damit zugleich das Verständnis für die kommunalen Fragen
[...] in immer weitere Kreise zu tragen6'
Die unverkennbaren Lenkungsbemühungen zahlreicher Kommunalverwaltungen,
ihre ständigen Aufrufe zu "vertrauensvoller" Mitarbeit, stießen bei Pressevertretern
auf Entrüstung und Spott. Schon aus Rücksicht auf das Leserinteresse waren sie
grundsätzlich durchaus bereit, amtlichen Nachrichten und Artikeln ein Forum zu
bieten, jedoch widersetzten sie sich der Mißachtung ihrer eigenständigen Stellung,
unverschämter Umgangsformen und der Umwidmung ihrer Lokalspalten zum
kostenfreien amtlichen Anzeiger. Nicht die Rolle des städtischen Herolds schien
ihnen angemessen, sondern die eines "Aufsichtsrates", "wobei die Stadtverwaltun-
gen [..] als Geschäftsführer und die Bürger als Aktionäre der Aktiengesellschaft
'Gemeinde'" fungierten.62
Gerade fortschrittlich denkende Kommunalbeamte, die den Journalisten als selb-
ständigen Partner respektierten, hatten ihrerseits allerdings ebenfalls Grund, über
die Gegenseite zu klagen. Zu Recht konnten sie darauf verweisen, daß selbst die
seriöse Tagespresse die "eigentlich politischen Probleme" der Gemeindeverwaltung
stark vernachlässigte, unpolitischen Vorgängen und der Kolportage dagegen brei-
testen Raum gab.63 Gewöhnlich wurde dies dem Sensationsbedürfnis der Leser,
VERHANDLUNGSBERICHT DER JAHRESVERSAMMLUNG DES DST 1929, S.16.
62 A. ARENS, Presseämter, wie der Journalist sie sieht, in: MA 7 (1930), S.397. Femer vgl.
u.a. PRESSEÄMTER UND NACHRICHTENSTELLEN, in: ZV 41 v. 15.10.1927, Sp.2361-2364; E.
FELDHAUS, Vom Unsegen der Presseämter, in: DP 17 (1927), S.542f u. H. GELSAM, Auswüch-
se des amtlichen Nachrichtenwesens, in: ZV 16 v. 20.4.1929, S.815f.
R. LOHMANN, Stiefkind Kommunalpolitik. Zur Behandlung kommunalpolitischer Fragen
in der Tagespresse, in: Der Städtetag 26 (1932), S.344. Vgl. außerdem MULERT, Kommunal-
politik und Presse, Sp.51-55; E. REUTER, Gemeindepolitik und Presse (1928), nach: Ders.,
Schriften, Reden, Bd.2, hg. v. HJ. Reichhardt (Berlin 1973), S.230-237 (Reuter, S.233: "Der
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dem erbitterten Zeitungswettbewerb und dem Mangel an gut ausgebildeten, haupt-
amtlichen Lokalredakteuren zugeschrieben, doch dürfte nicht selten auch die
grundsätzliche politische Reserve der Generalanzeigerpresse oder die verbreitete
Ablehnung speziell der "Politisierung" der kommunalen Selbstverwaltung mitver-
antwortlich gewesen sein. Sogar bei den großen Tageszeitungen waren Journali-
sten, die über Festreportage und Unfallbericht hinaus sachkundige Artikel zu Fra-
gen der Stadtverfassung, der Gemeindewirtschaft oder des Kommunalkredits abzu-
fassen vermochten, offenbar keineswegs selbstverständlich, gab es Redakteure,
die verpflichtet sind, über Kommunalpolitik zu schreiben und beispielsweise
die Umwandlung schwebender Schulden in einen langfristigen Umschul-
dungskredit als neuen Pump' anprangern oder den Reichsrat für eine
Dienststelle halten, die den Oberbürgermeister für die Arbeitsämter verant-
wortlich machen oder die städtische Forstverwaltung filr den staatlichen
Waldbesitz, die Zuschußbedarf und Ausgabe ebensowenig auseinanderhal-
ten können wie Hochbau und Wohnungswirtschaft.6*
Aufgrund der noch vielfach vorhandenen Mißstände in der städtischen Pressearbeit,
wodurch häufig kompetente Gesprächspartner und wichtige Informationen fehlten,
und angesichts der stets knappen Personaletats der Zeitungen ist solches Versagen
leicht zu verstehen. Gleichwohl schwächte es den journalistischen Anspruch, freie
Kontrollinstanz zu sein.
Die Kontakte zur Presse wurden bekanntlich in den eigens geschaffenen Nach-
richtenämtern zentralisiert. Die Verwaltungsspitzen bedienten sich daneben aber
immer wieder auch inoffizieller, teilweise recht fragwürdiger Verfahren, um ihren
Zielen den Weg zu bahnen. So bemühte sich z.B. der Düsseldorfer Oberbürger-
meister Lehr 1926, ein mißliebiges bürgerliches Blatt mit diskreter Hilfe einflußrei-
cher Freunde aus der Industrie wieder gefugiger zu machen. Harmlos scheint dage-
gen, wenn Oberbürgermeister unter den Journalisten über besondere Vertrauens-
Selbstmord in der Ackerstraße, das Ehedrama in Lichterfelde, die Gasexplosion in Dahlem sind
zweifellos Ereignisse von außerordentlicher Bedeutung. Einem Journalisten steht es nicht an,
dagegen zu polemisieren, daß diese Ereignisse mit der von den Lesern und Leserinnen der
großstädtischen Presse gewünschten Ausführlichkeit eingehend tagelang erörtert werden. Aber
doch fragt man sich manchmal, wenn schon diese liebevolle Behandlung der Chronique scanda-
leuse nicht zu umgehen ist, ob es demgegenüber gerechtfertigt ist, daß das Wachstum, die
Entwicklung und die großen Leistungen der eigenen Stadt den Lesern beinahe vollständig
vorenthalten werden.").
64 LOHMANN, Stiefkind Kommunalpolitik, S.344. An der Zahl der Akademiker gemessen,
war der Bildungsstand der Lokalredakteure im Durchschnitt tatsächlich geringer als der von
Politik-, Handels- und Feuilletonredakteuren. Vgl. GROTH, Die Zeitung, Bd.4, S.279. Zur spe-
ziell in Gemeindeangelegenheiten aufkommenden Furcht, zu sehr hervorzutreten (und damit
Leser und Verwaltung gegen sich aufzubringen) vgl. GROTH, Die Zeitung, Bd.2, S.350f.
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personen verfugten, die bevorzugt ihre programmatische Äußerungen druckten und
die Verwaltungspolitik noch in den Jahren der Wirtschaftskrise wohlwollend
kommentierten.65
Der bisherige Versuch, bezüglich der großstädtischen Pressearbeit zu einigen
allgemeinen Aussagen zu gelangen, sollte keineswegs darüber hinwegtäuschen,
daß sich auch hier ein uneinheitliches Gesamtbild abzeichnet. Zwar harten sich die
Verhältnisse gegenüber den Vorkriegs- und Kriegsjahren anscheinend weithin
wenigstens leicht verbessert, erhielten Journalisten gewöhnlich mehr Beachtung
und Verständnis, doch waren die Schnittmengen aus den jeweiligen behördlichen
Absichten bzw. Informationsangeboten einerseits und den journalistischen Ansprü-
chen andererseits durchaus unterschiedlich. Die einer demokratischen Gemeinde-
verfassung angemessene Qualität erreichten die Beziehungen zwischen Behörde
und Presse keineswegs immer. Oft genug blieben sie selbst quantitativ zu gering,
um den Kommunen im Streit der Meinungen und organisierten Interessen den
bestmöglichen Einfluß sichern zu können. Dies um so mehr, als der Entwicklungs-
sprung der amtlichen Pressearbeit durch die Vermehrung konkurrierender Nach-
richtenquellen nicht selten wohl ausgeglichen oder gar übertroffen wurde.
1.3.2 Bewährungs- und Schlüsselstunden: Öffentliche Rede
Unter den Medien, die den Stadtverwaltungen nicht nur indirekt, sondern unmit-
telbar zur Verfügung standen, war die öffentliche Rede das alltäglichste. Häufig
erfuhr sie vielfache und breit gestreute Beachtung, da dem Gesprochenen Presse-
berichte bzw. Textabdrucke folgten. Wie weit besonders gelungene oder inhalts-
schwere Ausführungen bekanntwerden, welches Echo sie hervorrufen konnten,
zeigen z.B. Städtetagspräsident Mulerts programmatischer Vortrag über "Kom-
munalpolitik und Presse" vom Januar 1928 und Oberbürgermeister Heimerichs
kluge Stellungnahme zum Mannheimer Theateretat 1929/30, aber auch Reichs-
bankpräsident Schachts Bochumer Rede, in der er gegen die "Luxusausgaben" der
Großstädte polemisierte.66 Versprach öffentliches Sprechen schon wegen dieser
~ Im Fall des Mannheimer Oberbürgermeisters Heimerich übernahm z.B. Dr. Helmut Cron,
1928-1934 Chefredakteur des parteiunabhängigen "Mannheimer Tageblattes", offenbar eine
solche Position. Zu Düsseldorf vgl. das Schreiben Lehrs an den DNVP-Fraktionsvorsitzenden
im Stadtparlament v. 24.12.1926, in: STAD, Abt. III, Nr.18093.
Vgl. Mulerts Vortrag vor dem Berliner Ortsverein des Reichsverbandes der Deutschen
Presse vom 17.1.1928, Heimerichs Rede vor dem Mannheimer Bürgerausschuß vom
13.12.1929 u. SCHACHT, Eigene oder geborgte Währung. Zu Mulerts Vortrag vgl. bes. das
Rundschreiben der AG städtischer Nachrichten- und Presseämter Nr. 1/29 vom 22.2.1929 nebst
den darauf erfolgten Antworten aus den Großstädten in: STAL, Nl. Schöne, A 2. Heimerichs
Rede erschien nicht nur in der Mannheimer Presse, sondern - z.T. unter dem Titel "Rede für ein
deutsches Theater" und über ein Jahr später - u.a. in den "Hallischen Nachrichten", dem
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beachtlichen Publicitychance reichen Lohn, bot es daneben die Gelegenheit, zwi-
schen Sender und Empfängern engsten Kontakt herzustellen, einmalig intensive
Wirkungen zu erzielen. Den besten Beweis für die Magie des gesprochenen Wortes
lieferte in den Jahren der Weimarer Republik zweifellos der "Führer" der NSDAP,
der während seiner unkonventionellen, gerissen arrangierten Auftritte bekanntlich
selbst überzeugte Gegner nicht unbeeindruckt ließ.67
Nach Redekonstellation und Entstehungshintergrund sind mit Rede, Vortrag und
Bürgerversammlung drei Typen öffentlicher Rede auseinanderzuhalten. Während
sich Reden normalerweise an einen großen, heterogenen Zuhörerkreis richten und
durch ihre emotionale, meinungslenkende Komponente stets Selbstdarstellungs-
und Inszenierungsqualitäten erfordern, finden Vorträge meist vor kleinerem, häufig
auch speziellem Auditorium statt und behandeln das Thema überwiegend argumen-
tativ. Mit Zwischenfragen oder anschließender Aussprache treten zuweilen Dis-
kurselemente hinzu. Dieser Aspekt rückt beim dritten Typ in den Mittelpunkt. Bei
relativ geringer Themafixierung besitzt hier im Idealfall jeder Anwesende die
Chance, mit den Veranstaltern zu sprechen. Analog der Zusammenarbeit mit der
Presse, zählte schon in der Weimarer Republik ein gewisses Maß an Fest- und
Gedenkreden, Reden vor der Bürgervertretung und ähnliches zum überlieferten
Pflichtprogramm kommunaler Verwaltungsarbeit.68 Weit geringer war dagegen der
Zwang zu Vorträgen, völlig freigestellt blieb der Einsatz der Kommunikationsform
'Bürgerforum', wohl eines exklusiven Brauchs demokratischer Systeme. Zahl und
Gestaltung öffentlicher Rede in den einzelnen Großstädten scheinen im wesentli-
chen abhängig von der natürlichen Veranlagung der kommunalen Spitzenbeamten,
von deren Bewertung von Rede und Rhetorik als Mittel der politischen Mei-
nungsbildung sowie - selbstverständlich - vom Stellenwert, den Öffentlichkeitsar-
beit generell erhielt.
Um Bürgermeister zu werden, bedurfte es in Deutschland bis in die Weimarer
Republik nicht unbedingt rhetorischen Talents. Daher ließ mancher Verwaltungs-
leiter des frühen zwanzigsten Jahrhunderts schwere rednerische Schwächen erken-
nen, die im Extrem bis zur totalen Sprachlosigkeit reichten. So pflegte z.B. der
"Magdeburger Amtsblatt", dem "Deutschen Theaterdienst" und in "Anbruch. Monatsschrift für
moderne Musik". Vgl. dazu Kap. IV 4.4.
67 Vgl. etwa die brillante Schilderung des französischen Botschafters Francois-Poncet, in: A.
FRANCOIS-PONCET, Als Botschafter im "Dritten Reich" (1947, Mainz/Berlin 1980), S.129f.
Eine serielle Sprachinhaltsanalyse solcher Reden, z.B. der Begrüßungsreden bei Besu-
chen des Reichspräsidenten v. Hindenburg oder von Bürgermeisterreden anläßlich des Verfas-
sungstages, ergäbe einen interessanten und wertvollen Beitrag zur Erforschung der politisch-
kulturellen Deutungscodes unter der kommunalen Verwaltungsehte. Einige Beispiele enthält
Kap. III 3.1.
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Mannheimer Oberbürgermeister Paul Martin (1908-1913) jede öffentliche Anspra-
che zuvor auswendig zu lernen. Blieb er dann stecken, was - "meist bei bedeutsa-
men Anlässen" - hin und wieder geschah, verließ er "völlig fassungslos seinen
Platz, um stundenlang in der Stadt umherzuirren."69 Auch der Frankfurter Ober-
bürgermeister Ludwig Landmann (DDP, 1924-1933) war mit seiner Kontaktscheu
und einem sehr ruhigen Tonfall keineswegs ein begabter Redner. Daß er sich im
Gegensatz zu ähnlich veranlagten Kollegen bei bedeutenden Anlässen trotzdem
regelmäßig überwand und selbständige, wohldurchdachte Reden hielt, betont das
überragende Gewicht der obengenannten, nicht wesensbedingten Faktoren.70
Hinsichtlich der Bewertung von Rede und Rhetorik standen die politischen Eliten
der zwanziger Jahre noch weithin unter dem Eindruck einer jahrhundertealten deut-
schen Geisteshaltung, wonach häufiges und kunstvolles Reden im öffentlichen
Leben eher verdächtig als verdienstvoll, eher ein Zeichen von Schwäche oder Un-
ehrlichkeit als Ausdruck von Führungsqualität schien. Bismarck, der in den Kanz-
lerjahren niemals außerhalb des Reichstages oder des preußischen Abgeordneten-
hauses eine politische Rede gehalten und die Rhetoriker zeitlebens verachtet hatte,
blieb so auch unter diesem Aspekt meist unbestrittenes Vorbild, nicht etwa August
Bebel oder Eugen Richter, zwei der wenigen bedeutenden politischen Redner des
Kaiserreichs. Reden von "lapidarer Kürze", "tiefem Ernst" oder "eindrucksvoller
Schlichtheit", stets auf Beschlüsse orientierte Parlamentsberatungen ohne "breite
Diskussion" und "Redefreudigkeit" - dies waren noch Mitte der zwanziger Jahre
die Ideale sowohl zahlreicher Führungskräfte wie auch eines Großteils des Publi-
kums."
Die auffallende Mißachtung der Redekunst durch die Deutschen und eine ver-
meintliche rhetorische Unterlegenheit gegenüber Engländern, Franzosen und ande-
ren Nationen hatten schon Denker des achtzehnten Jahrhunderts mit spezifischen
Verhältnissen des öffentlichen Lebens erklärt. Eindringlich hatten sie auf die ver-
breitete politische Unmündigkeit in Deutschland verwiesen, das Fehlen eines poli-
tisch räsonierenden Publikums, die Beherrschung des öffentlichen Lebens durch
Schreibstube und Paradeplatz. Ohne die spannungsreiche Konfrontation von Au-
C. HAGEMANN, Bühne und Wel t . Er lebnisse e ines Theater le i ters (Wiesbaden 1948), S.67.
70 Vgl . REBENTISCH, Ludwig Landmann , S.122-124. Ein Kol lege , der nur in zwingenden
Fällen sprach, sonst schwieg bzw. seine Mitarbeiter delegierte, war z.B. der Mannheimer
Oberbürgermeister Theodor Kutzer. Vgl. dazu bes. Kap. IV 2.
71 Alle Zitate aus Mannheimer Presseberichten (GA 51 v. 31.1.23; GA 137 v. 22.3.23; NMZ
226 v. 17.5.26; NMZ 228 v. 19.5.26). Ähnliche Beispiele ließen sich in allen untersuchten
Städte finden. Überall zu bemerken ist auch, daß der Erfolg oder Mißerfolg von Parlamentssit-
zungen außerordentlich stark nach der Beratungszeit bemessen wird ("Eine vierstündige Debat-
te", "Fünfzehn Punkte in zwei Stunden" u.a.).
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torität und Öffentlichkeit, wie sie zu jener Zeit in Westeuropa zu beobachten war,
schienen ihnen die "Herren" zu selten rhetorisch herausgefordert und - wie auch die
"Knechte" - unzureichend geschult. Der grundsätzliche Zusammenhang zwischen
den politischen Rahmenbedingungen und der Entwicklung politischer Rede ist
seither kaum ernstlich bezweifelt worden. Mithin beklagten auch Redeanleitungen
der zwanziger Jahre, das öffentliche Leben habe in Deutschland "bis vor kurzer
Zeit" nur aus "kurzem Befehl und stummem Gehorchen" bestanden, was zwangs-
läufig "eine sehr einfache Rhetorik" hervorgebracht habe.72
Ohne Zweifel trug die häufige Glorifizierung des schweigenden Machers, des
"Mannes der Tat", anstelle des gewandten, um Zustimmung werbenden Redners
dazu bei, daß sich viele kommunale Führungskräfte in der Weimarer Republik ihrer
Redepflichten eher lustlos entledigten und freiwillige Termine kaum je in Betracht
zogen. Lediglich eine Minderheit, die seit Mitte der zwanziger Jahre allmählich
wuchs, setzte sich davon ab und nutzte bewußt auch den Vortrag, um Bürgerkon-
takte zu stärken, Informationen zu verbreiten und sich für allgemeine politische
Anliegen einzusetzen. "Es wird bei uns nur besser werden", so ein für diese Gruppe
typischer Vortragsabschluß des Kölner Oberbürgermeisters Adenauer (Z, 1917-
1933),
wenn die allgemeine politische Bildung eine tiefere und bessere wird, wenn
derjenige und diejenige, die berufen sind, mit dem Stimmzettel die Geschich-
te des Staates und der Stadt mit zu entscheiden, auch weiß [sie!], was er tut.
wenn er wirklich die Probleme kennt, um die gerungen wird11
Bildeten schon die Stadtverwaltungen, die periodisch Vorträge anboten, keine
sehr große Zahl, gab es Bürgerversammlungen noch weit seltener. Lediglich
"besonders kühne Oberbürgermeister" wagten, kommunalpolitische Probleme in
dieser Form zu erörtern. Einer dieser "kühnen Oberbürgermeister" war der Nürn-
berger Hermarm Luppe (DDP), der sich im Januar 1922 - zwei Tage vor einem
Volksentscheid über die Vereinigung der Städte Nürnberg und Fürth - einer großen
Bürgerversammlung in Fürth stellte und den widerstrebenden Fürthem überlegt
72 E. GEIßLER, Rhetorik. Erster Teil: Richtlinien für die Kunst des Sprechens
(Leipzig/Berlin, 3. Aufl. 1921), S.8. Zum Obenstehenden vgl. W. JENS, Von deutscher Rede
(1965), in: Ders., Von deutscher Rede (München 1969), S. 16-45; P. WENDE, Kommentar zu:
Politische Reden, Bd.l, hg. v. dems. (Frankfurt/M. 1990), S.649-659; E. EPPLER, Kavallene-
pferde beim Homsignal. Die Krise der Politik im Spiegel der Sprache (Frankfurt/M. 1992), bes.
S.11-35. Die genannten Titel enthalten u.a. Zitate von Christian Schubart, Johann Gottfried
Herder und Carl Gustav Jochmann. Vgl. außerdem HABERMAS, Strukturwandel der Öffentlich-
keit, bes. S.122-141.
K. ADENAUER, Die Stadtgemeinde. Ihre Geschichte, ihre Aufgaben. Vortrag vor demKa-
tholischen Frauenbund in der Kölner Bürgergesellschaft am 10.10.1929, nach: Ders., Reden
1917 - 1967, hg. v. H.-P. Schwarz (Stuttgart 1975), S.65 (Hervorhebung im Original).
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und geschickt zuredete. Daß die ermittelten aktiveren Oberbürgermeister fast sämt-
lich einer Partei der Weimarer Koalition angehörten, ist wohl kein Zufall. Es wird
darauf zu achten sein, ob diese doch relativ kleine Gruppe in anderen Medienberei-
chen ebenfalls deutlich hervortritt.7'1
Selbst den aufgeschlossenen Bürgermeistern und Dezernenten mangelte es bei
ihren Reden und Vorträgen oft an den notwendigen rhetorischen Fertigkeiten. Bis
dahin weit mehr von Außenseitern und Neuerern als vom politischen Establishment
gepflegt und wegen ungenügender Praxis im Bereich der Parlaments- und Gerichts-
rede allzusehr von Geistlichen und Gelehrten inspiriert, macht die öffentliche Rede
in rhetorischer Hinsicht freilich auch in der Reichs- und Landespolitik der Weima-
rer Jahre überwiegend einen trostlosen Eindruck. Seltsam abstrakt, fehlt ihr viel-
fach der direkte Adressat. Anstelle des 'Überredens' geht es mehr um das Über-
zeugen', die starke Vorliebe für den belehrenden Ton verleiht den Reden im allge-
meinen viel Ernst und vernachlässigt zu sehr Leidenschaft und Witz. Befangenheit
gegenüber dem suasorischen Element der Rhetorik lassen sogar noch einige zeitge-
nössische Redeanleitungen erkennen, die insgesamt für deren Aufwertung und
Verbesserung eintraten.75 Einen weiteren charakteristischen Fehler, die Kompli-
ziertheit bzw. den "Papiergeruch" zahlreicher Äußerungen, hatte bereits der
Sprachkritiker Carl Gustav Jochmann Anfang des neunzehnten Jahrhunderts mo-
niert.76
Daß die unzähligen Kritiker der gängigen deutschen Rhetorik keineswegs einem
Topos aufsaßen, sondern allenfalls die westlichen Nachbarn überschätzten, läßt
sich an zahllosen Bürgermeisterreden der zwanziger Jahre mühelos nachweisen.
Ausgesprochen typisch ist etwa eine Festrede, die der Mannheimer Oberbürger-
meister Kutzer im Mai 1926 anläßlich der Einweihung des städtischen Schloßmu-
seums hielt. Ihre hohe Repräsentanz und das Problem, Sprache plastisch zu be-
schreiben, rechtfertigt ein längeres Zitat:
Das Zitat aus: H. HEIMERICH, Der Bürger und seine Stadt, in: DLS 2, H.6 (1930/31),
S.182. Die Episode aus Fürth in: LUPPE, Mein Leben, S.60.
75 Vgl. z.B. GEIßLER, Rhetorik, S.12f. ("Wenn [derzeit] im öffentlichen und künstlerischen
Leben gewisse Annäherungen an Verhältnisse des Altertums stattfinden, [...] so wird die Macht
der Rede, wie zumal Griechenland sie kannte, nicht wieder erreicht werden. Sie erscheint uns
dort wie eine ungehemmte Narurkraft, die nuntieferen Kräften des sittlichen Willens weichen
muß")
"Ein Engländer schreibt, als sprach' er zu seinem Volke, zu der Welt; wir aber denken
sogar und sprechen, als war' es Geschriebenes, und müssen dann der Sprache anhören, was nur
der Schrift abgesehen zu werden bestimmt war, Sätze, wie jenes musterhafte 'O du, der du dir
durch die dem Volke verliehenen Rechte unsterbliches Verdienst erworben hast." CG.
JOCHMANN, Schriften (1828), zitiert nach: Eppler, Kavalleriepferde, S.22f. Ähnlich U.J.
KRUSE/B. CHRISTIANSEN, Die Redeschule (Buchenbach/Baden o.J. [!1926]), S.6.
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Post nubila Phoebus. Nach - doch nein, leider müssen wir sagen mitten in -
Tagen schwerer Sorgen, ein Tag der Sonne, der Freude. Wären nicht auch
solche Tage im Leben des Einzelnen wie der Gesamtheiten, wir könnten die
Last und Not nicht tragen, wir würden den Mut zu streben verlieren. Warum
ein Tag der Freude?
Wir gewinnen einmal durch neue oder neugestaltete Sammlungen einen rei-
chen Schatz nicht nur fiir die in unserer Stadt lebendenden Kenner und
Freunde künstlerischer Kunsterzeugnisse, sondern vor allem fiir die unge-
zählten Tausende, welche nach der einförmigen, oft so schweren Arbeit mit
Hand oder Kopf sich nach einer Steigerung der Lebenswerte sehnen. Wir
gewinnen sodann für unsere Stadt ein Zeugnis ihrer Tüchtigkeit und Kraft
[...] Wir gewinnen endlich unserem Schloß, diesem von Karl Philipp und
Karl Theodor erbauten, hochberühmten, erinnerungsreichen Wahrzeichen
unserer Stadt und der Pfalz neue Bedeutung, dem deutschen Volke aber ein
Zeichen seines Geistes [...]
[Aufzählung der in Mannheim vorhandenen Kunst- und Kultursammlungen]
Nach Aufwendung von mehr als 1/4 Million Mark ist das geliebte Schloß
wieder ein prächtiger Rahmen für unsere neu geordneten und vermehrten
Sammlungen geworden. Wir eröffnen heute zum ersten, und zwar in ihren
alten herrlichen Sälen des Ostflügels, doch in anderer Gestalt, die staatliche
Gemäldesammlung mit der zugehörigen graphischen Sammlung; sie ist un-
terstellt der Leitung der Kunsthalle; zum zweiten als selbständiges, einem
städtischen Ausschuß zur Verwaltung übergebenes Institut, das Historische
Museum, jetzt Schloßmuseum genannt, das sich in zwei Abteilungen glie-
dert, deren eine [... usw.]
Wir werden Ihnen ein in der Hauptsache fertiges Museum zeigen, und doch
gilt von diesem Museum, was Tasso von seinem Werke sagt: Tch weiß zu
wohl, noch bleibt es unvollendet. Wenn es auch gleich geendigt scheinen
möchte.'[...]
Bezeichnend sind neben den markierten, akademisch-nüchternen und teilweise
stark verwirrenden Reihungen die Vorliebe für das gelehrte Zitat, das die Rede
auch abschließt, der insgesamt zu komplizierte, "papierene" Satzbau sowie der
Hang zur mehrgliedrigen, oft phrasenhaften Wendung ("Last und Not", "ungezählte
Tausende", "Arbeit mit Hand oder Kopf).
Die flagrante Vernachlässigung des wertvollen Mediums öffentliche Rede durch
die meisten kommunalen Führungskräfte sowie ihr häufiges rhetorisches Versagen
wogen nach 1918 zunehmend schwerer, da Rede und Rhetorik allmählich doch
größere Aufmerksamkeit erfuhren und auch von einer steigenden Zahl von Men-
schen beherrscht wurden. Nachdem der Systemwechsel eine ungebremste Interes-
77NBL v. 16.[?].5.26, in: STAM, Nl Walter, PH, Nr.12 (Hervorhebungen von mir).
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sen-, Meinungs- und Organisationsvielfalt hervorgebracht hatte, mehrte sich die
Erkenntnis, daß "Kanzel und Lehrstuhl nicht mehr die einzigen Orte der Rede
[seien], sondern jeder [..] zu werben, zu fordern, Rechenschaft abzulegen [habe]".
"Wer heute eine fuhrende Stellung will" - so das neue Motto - "der muß das Wort
kennen, das die andern bezwingt."78 Kaum jemand wußte dies besser als Adolf
Hitler. Schon im zweiten Band seiner Kampfschrift, der 1927 erschien, betonte er
den außerordentlichen Wert der auf Wirkung berechneten, leidenschaftlichen Rede
und überzog die ernsten, monotonen Redner der bürgerlichen Parteien mit beißen-
dem Spott. Daß bald darauf zahlreiche Deutsche seiner "unter massenpsychologi-
schen Aspekten vorgetragenen Rattenfänger-Propaganda so geschwind" erlagen,
hatte unter anderem wohl tatsächlich auch mit ihren noch spärlichen rhetorischen
Erfahrungen zu tun, d.h. der schwachen Kenntnis bedeutender Redner sowie der
Tricks und Finessen politischer Rhetorik.79
1.3.3 Wirksame "Sprachrohre"? Kommunale Zeitschriften
Besonders in den relativ stabilen, finanzstärkeren Jahren der Republik gab es in
zahlreichen Stadtverwaltungen auch Überlegungen, eigene Zeitschriften zu grün-
den. Während es manchen Kommunalbeamten dabei hauptsächlich darum ging,
durch die Publikation eines Amtsblattes die häufigen Streitigkeiten bei der Vergabe
der amtlichen Anzeigen zu beenden und gleichzeitig Kosten einzusparen, dachten
andere in erster Linie an den kommunikativen Aspekt. Bestrebt, die Meinungsbil-
dung in ihrer Stadt stärker zu beeinflussen, und manchmal auch sehr unzufrieden
mit der Arbeit der Lokalpresse, sahen sie hier die Chance, "unter allen Umständen
ungehindert und ungekürzt zu Wort zu kommen", sich ein dauerhaftes "Sprach-
rohr" zu schaffen.80
Bei den Zusammenkünften städtischer Verwaltungsleiter und Pressefachleute
löste die Zeitschriftenfrage allerdings regelmäßig Diskussionen aus, da den Befür-
wortern von Neugründungen wenigstens ebensoviele Kritiker gegenüberstanden.
Wohl wissend, daß selbst ein bescheidenes Anzeigenblatt nicht kostenlos verteilt
werden konnte, mahnten diese, die für eine befriedigende Breitenwirkung erforder-
liche Auflagenhöhe werde niemals zu erreichen sein. Auch der eventuell erhoffte
GEIBLER, Rhetor ik , S.9 u. KRUSE/CHRISTIANSEN, Die Redeschu le , S.8.
79 V g l . JENS, V o n deu t sche r R e d e , S.3Of., d e r a l l e rd ings verabso lu t ie r t ; A . HITLER, M e i n
Kampf, Bd.2 (1927, ND München 1935), S.518-537 ("Der Kampf der ersten Zeit - Die Bedeu-
tung der Rede") u. 538-567 ("Der Kampf mit der roten Front"); P A U L , Aufstand der Bilder,
S.120-137.
80 M. MULLER (Frankfurt/M.), Städtische Amtsblätter. Referat auf der AG-Tagung 1926, in:
VJtAG 1926, S.18 u. H. BRENNERT (Berlin), in: Sitzung des PAJDSTv. 31.5.1928 (LAB, ADST
A252) , S.47.
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finanzielle Vorteil sei kaum zu erwarten, viel eher müsse man mit einem kräftigen
Defizit rechnen. Ferner wurde vor Auseinandersetzungen mit örtlichen Journalisten
und Verlegern gewarnt, deren Interessenverbände aus Furcht vor Beschäftigungs-
verlust bzw. nachlassendem Anzeigengeschäft das städtische Engagement verurteil-
ten. Betont nüchtern und nicht ohne Selbstzufriedenheit rieten manche, anstatt
gewagte Experimente zu unternehmen und die privaten Zeitungen zu schädigen,
solle man vielmehr auf bessere Beziehungen zur Ortspresse hinarbeiten, da diese
"ja doch dazu da [sei] aufzuklären." Zudem gebe es schließlich noch "viele Mög-
lichkeiten anderer Art, auf die Bildung der öffentlichen Meinung einzuwirken
(Ansprachen der leitenden Männer, Einwirkung im Stadtparlament)."81 Obwohl die
Gegenseite vor Beginn der Weltwirtschaftskrise stets Beispiele von rentablen städ-
tischen Blättern anfuhren konnte und hinsichtlich des Einspruchs der Privatpresse
zu Recht tadelte, es werde "schwärzer gesehen [..] als notwendig ist"82, gab es
zweifellos Grund zu Bedenken. Besonders stichhaltig war der Verweis auf den
geringen Verbreitungsgrad solcher Medien, der in keinem rechten Verhältnis zum
zu leistenden Aufwand stand. Selbst wenn man berücksichtigt, daß die städtischen
Zeitschriften vor allem in die Hände von Meinungsfuhrern gelangten und die Lo-
kalpresse bisweilen auf Beiträge Bezug nahm, dürften breite Schichten der Stadt-
bevölkerung im Normalfall tatsächlich zu selten erreicht worden sein.
Einige wenige Verwaltungen entschlossen sich indes trotz aller Warnungen, neue
Zeitschriften ins Leben zu rufen oder ältere Mitteilungsblätter auszubauen. Dazu
zählten auffallend viele mit einem sozialdemokratischen Oberbürgermeister. Dies
kann als Beleg der entschieden demokratischen Gesinnung dieser Gruppe gewertet
werden, die sich unter allen Umständen um Publizität und politische Bildung be-
mühte, wäre zuweilen aber - z. B. im Fall Magdeburgs - auch schon allein mit den
besonders mißlichen Arbeitsbedingungen jener Oberbürgermeister hinreichend zu
erklären. Ebenso streitbar wie die "unpolitischen" Kollegen, aber aus Prinzip oder
wegen manch unorthodoxer Ziele von den führenden, bürgerlichen Lokalzeitungen
oft weniger unterstützt, blieb ihnen doch nur die Wahl zwischen kommunikativen
Sonderaktionen und der nahezu kampflosen publizistischen Niederlage.83 Einen
E. HOFMANN (Mannheim), in: VJtAG 1924, S.10 u. A. ZINN (Hamburg), in: Sitzung des
PADSTv. 31.5.1928, S.51. Ablehnend bzw. skeptisch z.B. auch R. HERBST (Erfurt), Die städti-
schen Nachnchtenämter, S.34f.; E. CICHOR1US (Chemnitz), m: VJtAG 1924, S.9; V. CRAMER
(Köln), in: VJtAG 1926, S.27; W. SCHÖNE (Leipzig)/H.A. Lux (Düsseldorf), Stadtische Nach-
nchtenblätter. Referat u. Korreferat auf der Sitzung des PAUST v. 31.5.1928.
82 MULLER, Städtische Amtsblätter. Referat auf der AG-Tagung 1926, S. 1 7.
83 Zu nennen sind v.a. Beims, SPD/Magdeburg ("Magdeburger Amtsblatt", 1924-1933),
Böß, DDP sowie (seit 1928) Pressechef Lohmann, SPD/Berlin ("Amtsblatt der Stadt Berlin",
1860, Neukonzeption 1928), Brauer, SPD/Altona ("Amtsblatt der Stadt Altana", 1920-1933,
daneben "Wohlfahrtsnachrichten", 1924ff.) u. Heimerich, SPD/Mannheim ("Die lebendige
Stadt", 1929-1932, daneben "Blätter für die Wohlfahrtspflege", 1900ff).
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anderen Weg als solche Zeitschriftengründer, der aber dasselbe Motiv besaß, ging
der Nürnberger Oberbürgermeister Luppe. Mit Hilfe einiger finanzkräftiger Partei-
freunde gelang es ihm 1923, neben den bestehenden, überwiegend demokratie-
feindlichen und partikulanstisch orientierten Nürnberger Zeitungen eine neue pri-
vate Tageszeitung - die "Nürnberg-Fürther Morgenpresse" - zu etablieren, die bis
zu ihrer Einstellung im Oktober 1931 wenigstens ein bescheidenes Gegengewicht
bildete und ihm die Möglichkeit gab, seine politischen Ziele öffentlich zu entwi-
keln und zu verteidigen.
Nicht zuletzt wegen der ganz unterschiedlichen Interessen und Zielvorgaben der
Herausgeber bot das kommunale Zeitschriftenwesen der zwanziger Jahre ein au-
ßerordentlich schillerndes Bild. Neben der größten Gruppe, den klassischen Amts-
blättern, die überwiegend schon im Kaiserreich gegründet worden waren, fast nur
amtliche Mitteilungen enthielten und wegen ihrer nüchternen Aufmachung und des
spröden Inhalts keinen publizistischen Gewinn bedeuteten, standen diejenigen, die
sich allmählich formal und inhaltlich der privaten Presse annäherten und zuweilen
sogar Bildberichte oder illustrierte Matembeilagen enthielten. Als modernste und
weitaus attraktivste Form erschienen ferner vereinzelt reine Illustrierte, die aller-
dings meist auf privatem Unternehmungsgeist fußten und von der Stadt allenfalls
unterstützt wurden, weshalb sie bei der Untersuchung städtischer Öffentlichkeitsar-
beit nur ausnahmsweise berücksichtigt werden dürfen.85 Obgleich Pressefachleute
immer wieder forderten, die städtischen Zeitschriften müßten aufhören, "trokene
Bekanntmachungssammlungen" zu sein und stattdessen "das kommunale Leben in
leicht verständlicher Form widerspiegeln"86, blieb die Zahl der Zeitschriften, die
sich grundsätzlich eigneten, bei der öffentlichen Meinungsbildung wenigstens eine
bescheidene Rolle zu spielen, recht gering. Nach einer Rundfrage vom Januar
1930, die ungefähr den Höhepunkt kommunaler Publikationen in der Weimarer
Republik erfaßt, besaßen zwar 29 von 57 Städten über 50.000 Einwohner ein eige-
nes Amtsblatt, doch hatten weniger als zehn einen nennenswerten nichtamtlichen
Teil, eine journalistische Aufmachung und damit einen gewissen Unterhaltungs-
Vgl. LUPPE, Mein Leben, bes. S.145f. u. 283f.; HANSCHEL, Oberbürgermeister Hermann
Luppe, S.74-77. Die "Morgenpresse" erschien 1925 mit sieben Ausgaben pro Woche in im-
merhin 10.000 Exemplaren. Analog der Zustimmung zur DDP ging die Zahl der Abonnenten in
den folgenden Jahren stetig zurück, so daß die Zeitung im Herbst 1931 nicht mehr zu halten
war.
Auszublenden sind "Das Neue Frankfurt" (1926-1931/33) und dessen Nachbildungen -
"Das Neue Berlin" (1929) und "Das Neue Leipzig" (1929-1933) -, die ortsübergreifend für
modernes Bauen und Design sowie für avantgardistische Kunst eintraten, außerdem "Kreis von
Halle" (1930-1932) und "Chemnitz und das Erzgebirge" (1931-1933).
86 G. BADER, Städtische Amts- und Gemeindeblätter, in: Der Städtetag 24 (1930), S.192.
Ähnlich W. SCHÖNE, Die städtischen Nachrichtenblätter, in: Der Städtetag 22 (1928),
Sonderheft "Kommunalpolitik und Presse", Sp.49 u. GROTH, Die Zeitung, Bd.2, S.346.
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wert. Daneben gab es zwei Illustrierte - die Mannheimer "Lebendige Stadt" und
"Leipzig" -, die neben potentiellen Investoren oder Städtetouristen die eigenen
Bürger ansprachen und ausschließlich unter Regie der Stadtverwaltung standen.88
Eines der Amtsblätter, das sich von den üblichen klar abhob, war das im Juli
1924 gegründete "Magdeburger Amtsblatt". Im Geleitwort zur ersten Nummer
verwies der sozialdemokratische Oberbürgermeister Hermann Beims (1919-1931)
in erster Linie auf die mangelhafte Verbreitung und die hohen Publikationskosten
der bisherigen amtlichen Mitteilungen, die die Herausgabe eines eigenen Blattes
quasi unumgänglich gemacht habe. Schließlich sei es nicht länger zu verantworten,
daß Magdeburg unter den Städten gleicher Größenklasse für ein unzureichendes
Bekanntmachungswesen auch noch besonders viel Geld ausgebe. Daneben begrüß-
te es Beims aber auch, daß nun "irrige oder verworrene Darstellungen, die von
parteipolitischer Stellungnahme diktiert sind, in objektiver Weise berichtigt werden
können", daß die Stadt also ein exklusives Forum der Selbstdarstellung erhielt.
Dabei ging es ihm nicht allein um eine Korrektur von verfälschten Fakten, sondern
auch um ein Stück politischer Bildung der Bürger. "In den Irrungen und Wirrungen
einer gewiß nicht rosigen Zeit" sollte durch "anregende kurze Artikel" das
"allgemeine Wissen" vermehrt, "den Suchenden ein Helfer" geboten werden. Ob-
jektiv war das zweite Motiv der Zeitschriftengründung noch wichtiger, als es
Beims' Geleitwort erkennen ließ. Die starke Betonung des finanziellen Aspekts bot
indes den Vorteil, daß selbst der politische Gegner kaum etwas dagegen einwenden
konnte.89
Nachdem das "Amtsblatt" in den ersten beiden Jahrgängen unter der Schriftlei-
tung des Direktors des Statistischen Amtes noch sehr dem Standard geähnelt hatte,
wurden die inhaltlichen Erwartungen des Oberbürgermeisters in den folgenden
Jahren voll erfüllt. Unter großem persönlichen Einsatz verstand es der neue Redak-
teur, Gerhard Bader, die wöchentlich erscheinende Zeitschrift vom Sommer 1926
Das Ergebnis der gemeinsamen Rundfrage des D S T und der AG nach: Vorbench t W.
Schöne für die Si tzung des P A D S T am 15.2.1930, in: LAB, A D S T B 4549 II. Kurze
Zei tschnftenprof i le nach d e m Stand vom Oktober 1927 bietet BADER, Städt ische A m t s - und
Gemeindeblä t te r , S.188-192. Neben den bereits erwähnten Amtsblä t tern aus Magdeburg ,
Al tona und Berl in sind v.a. noch das "Breslauer Gemeindebla t t" und das Frankfurter
"Städtische Anzeigenbla t t" zu nennen.
88 Für "Leipzig" trifft letzteres al lerdings nur für die Jahrgänge 1929/30 und 1930/31 zu.
89 H. BEIMS, Z u m Geleit , in: M A 1 (1924) , S.lf. Zur Ents tehungsgeschichte des Blattes vgl.
das Protokoll der PADST-S i t zung v. 31.5 . 1928, S.53f. u. M A 5 (1928) , S.741f. (Beims über
die DVP-nahe "Magdeburg i sche Zei tung": "Wer den kommuna len Teil des [...] Blattes
während der Jahre der Nachkr iegszei t gelesen hat, wird zugeben müssen , daß d a n n lediglich
Effekthascherei um jeden Preis der leitende Gesichtspunkt war. Eine ems te Würd igung der
zeitl ichen Mögl ichkei ten sucht man vergebens".)
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bis 1931 in Inhalt und Typographie ständig zu verbessern und zu einem zentralen
Instrument der städtischen Öffentlichkeitsarbeit auszubauen. Im nichtamtlichen
Teil der Hefte, der im Vergleich zu den beiden Anfangsjahren merklich anwuchs
und gewöhnlich etwa zwei Drittel der rund 20 Textseiten einnahm, erschienen
außer zahlreichen Beiträgen von Mitarbeitern der Stadtverwaltung viele Aufsätze
namhafter Autoren, die meist aus der großen Tages- und Wochenpresse übernom-
men waren und den kommunalen Rahmen oft deutlich überschritten. Neben den
eher üblichen Tätigkeitsberichten der städtischen Ämter, den Lebenshilfen, Fest-
grüßen und Gegendarstellungen standen z.B. eine Artikelserie des Amtlichen
Preußischen Pressedienstes, die "Organisations- und Arbeitsweise eines preußi-
schen Ministeriums", "Aufgaben und Wirken der preußischen Oberpräsidenten"
und ähnliches thematisierte, sowie erläuternde Aufsätze zur Konstruktion der
Reichsveifassung, zum "Arbeitsmarkt und seiner Organisation" oder zur "Funktion
der Auslandsanleihen". Dokumentierten solcherlei Beiträge bereits indirekt die
Republiktreue der städtischen Verwaltungsspitze, gab es darüber hinaus Artikel, die
wegen ihres klaren Bekenntnisses zu den Grundlagen und Maximen der Republik
eindeutig werbenden Charakter besaßen und ebenfalls von dem Wunsch zeugten,
angesichts einer ungesicherten Gesamtlage nicht im Lokalen zu verharren. Die
Geleitworte des Oberbürgermeisters, wonach das "Amtsblatt" "neutraler Boden"
sei, auf dem "die Parteikämpfe zu schweigen" hätten, trafen unter diesem Aspekt
keineswegs zu. Sie zeigen jedoch, wie sehr Beims davon entfernt war, das Eintre-
ten für die Republik als Ausdruck von Parteilichkeit zu betrachten.90 Durch den
Abdruck von Aufsätzen des preußischen Ministerpräsidenten Otto Braun und ent-
sprechenden Ministerialbeschlüssen bzw. Gerichtsurteilen unterstützte das Blatt
etwa Brauns Kampf um den Schutz der Reichs verfassung und der Staatssymbole.91
Eingehend berichtete es von den jährlichen Verfassungsfeiern in Magdeburg und
lud zum 11. August 1929 in großer Aufmachung zu einem besonderen Volksfest
ein. Am 26. Oktober 1929 erschien ferner ein Aufruf, in dem die leitenden Kom-
munalbeamten und Stadträte der republikanischen Parteien gemeinsam mit Vertre-
tern der preußischen Behörden energisch davor warnten, sich am Volksbegehren
gegen den Young-Plan zu beteiligen, da dies "das Ergebnis jahrelanger mühevoller
Arbeit am Wiederaufstieg Deutschlands zunichte machen würde."92 Gelegentlich
nutzte die Verwaltung das Blatt auch, um Beschlüsse des Stadtparlaments herbei-
zuführen bzw. zu beeinflussen. So veröffentlichte sie z.B. im August 1926 "Wün-
sche des Magistrats an die Stadtverordnetenversammlung", die sich auf verschiede-
Vgl. BEIMS, Zum Geleit, S.2.
91 Vgl. z.B. O. BRAUN, Volk und Verfassung, in: MA 5 (1928), S.544; DERS., Selbstverwal-
tung und innere Konsolidierung, in: MA 7 (1930), S.49C; DERS., Der moderne Staatsbeamte,
in: ebd., S.265f. Zu Braun vgl. auch Kap. III 3.
9 2 DER K A M P F UM DAS VOLKSBEGEHREN. U M WAS GEHT ES?, in: MA 6 (1929), S.763.
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ifl! Die ftoffnung, i>oS die e u r o p ä i f t t n DsIFtr 10t «inficht remmen und endlid) die KriegspryAore überwinden
ne iden , die fln»fl*t, Aa0 dabei da» am deatfa^tn DsiFt cerübte Unte*t perf^aiindtn merdc, geroinnt tägüdi
0 o d t n . O n f e t n t v i d e i a n g j u befd» i e u n i g r o , S t ö r u n g e n f e r n z u h a l t e n , if! d i t g r e £ t fluf.
g ä b e Aer l e b e n d e n ^ i n i t a i i o n , Hm meiden da^u beitragen fann Aas dtntfa^e Öolf öurd) ein per*
fläadige«. den 3eirtetbditnilTen gereJit a e r d t n d t « Dtrhal t tn .
fllle die goten IDiUcn« lind, am t l t abca des deuffi^cn Rtitfie« mit t}erj and Sinn mitzuarbeiten, al/e, die dem
DolFt bitterfte Prufangen trfparen medtten, se rden am H. Rugiifl in Öejahung de« jungen rtpublifani(a>en
S t a a t s « railbelftn, £>ur&> pofitioe Arbeit die großen fragen Atr fejialen. poliHföen, n?irtfAaftlid>cn und
faltnrellca Jnt t r t lTtn ju lof«n. dem eigenen Dolfe 3U dltaen und dtt beiden ju mildern, die Rrmnt, fr>
tpcrbclofigfeit und Kranft t t i tea erzeugen.
flaf dem lUtehom » i rd niagAeborg« flerdlferung am Sonntag, dem I I . Hu^ud. da« j thruäbnge Seflthtn
Atr Rtia^SDerfafTung feiern, t i n r c*te DolFsfeier, gegründet auf fttiaitUige l e i lnahmt . mird dtn TTtagdtburgtrn
Gelegenheit bieten, an dem je l i tagi d t r Aeatfdten Hepublif tnUunchmen.
3 4> r u f t b > * t d u r a > j u d i e T e c J c i 1 n a b m e a u f !
Die Rt id)« ' und <5täat«rtgierungea baben den Otagiftrat beauftragt, das
$e|l j u gellaiten- J A bin ilihtr, iaü dit Qlagdcbarger den Slagifhat in
(iiefer flrbtit unter Hüften a>trden! J * b i t t e a l l e , d i e K ä u f e r m i t
d e n j a r b t n A t r A e u t f d ) e n .H t p u b 11 f 3 u f d > m ü < f t n !
11 0 c r ifl B i l K o m n u n , d e r d a « J e ft j u c i n e c m i i r d i g e n
d e u t f d ) t n K u n d g e b u n g g t R a l t t n t c i l l ! - >I>birbürgtrmeifler.
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dene städtebauliche Maßnahmen bezogen.93 Wohl aufgrund der ausgeprägten Nei-
gung Baders, Sprecher zu sein und Ämter zu haben, fungierte die Zeitschrift seit
1926 auch zunehmend als inoffizielles Mitteilungsblatt der "Arbeitsgemeinschaft
der städtischen Nachrichten- und Presseämter". Nachdem der Vorstand im Frühjahr
1929 Baders Initiative ausdrücklich gebilligt hatte, ging dies so weit, daß Betreffe
der Arbeitsgemeinschaft in den Jahren 1929 und 1930 auf der ersten Seite erschie-
nen und fast jede Nummer Neuigkeiten über Pressestellen anderer Großstädte ent-
hielt. Die Magdeburger Abonnenten dürfte dieser Teil ihres Blattes kaum interes-
siert haben. Erstaunlich ist, daß dennoch an keiner Stelle der Zeitschrift auf diese
Zweckentfremdung eingegangen wird.94
Seit dem Herbst 1931 machte sich die allgemeine Finanznot auch beim
"Amtsblatt" deutlich bemerkbar. Das Polizeipräsidium und das Finanzamt, die sich
bis dahin finanziell beteiligt hatten, zogen sich als Mitherausgeber zurück, der Um-
fang der Hefte verringerte sich nachhaltig, was vor allem auf Kosten des nichtamt-
lichen, redaktionellen Teils ging. In den letzten Monaten seines Erscheinens ließ
das Blatt dann auch die wachsende Resignation und Absetzbewegung im republi-
kanischen Lager erkennen, wodurch dessen systemstabilisierender Impetus endgül-
tig verlorenging. Die letzte von Bader redigierte Nummer, die am 11. März 1933
erschien, enthielt vier Seiten mit amtlichen Bekanntmachungen sowie eine un-
kommentierte Auflistung von Magdeburger Reichstags- und Landtagswahlergeb-
nissen aus den Jahren 1924 bis 1933. Die dramatischen Ereignisse dieser Tage
kamen lediglich in einer kurzen Notiz zur Sprache. Unter der Überschrift
"Oberbürgermeister und Reichspräsident" druckte Bader einen Brief ab, worin
Oberbürgermeister Ernst Reuter (SPD, 1931-1933) Verbrechen der SA schilderte
und den "Herrn Reichspräsidenten und Ehrenbürger der Stadt" bat, ihn und seine
Mitarbeiter vor weiteren Gewalttaten zu schützen.95 Die Auflage des "Amtsblattes"
lag 1933 bei 2.600, 1928 bis 1930 bei 3.000 Stück. Trotz eines relativ geringen
Bezugspreises und intensiver Werbemaßnahmen, die vor allem auf die Geschäfts-
welt zielten, dürfte sie auch in den Jahren zuvor nicht erheblich höher gewesen zu
sein. Eine Kostendeckung ist wohl allenfalls kurze Zeit erreicht worden. Als die
nationalsozialistische Stadtverwaltung die Zeitschrift mit der Ausgabe vom 30. Juni
1933 einstellte, lautete die Begründung, daß die Ausgangsbedingung, die Zeit-
schrift dürfe keine Zuschüsse erfordern, "in den letzten Jahren nicht mehr eingehal-
ten werden konnte."96 Wegen der allmählichen "Gleichschaltung" aller Presseer-
Vgl. M A 3 ( 1 9 2 6 ) , S.477.
94 Vgl. das Protokoll der AG-Vorstandssitzung v. 4.3.1929, in: STAL, Nl. Schöne, A I , Bd.2.
95 MA 10(1933) , S.96.
9 6 M A 10 (1933), S.237. Die Auflagenzahlen nach SPERLINGS ZEITSCHRIFTEN- UND
Z E I T U N G S - A D R E O B U C H 54 (1928), S.481; 56 (1930), S.527; 58 (1933), S.522. 1930 erschien
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Zeugnisse waren die Nationalsozialisten auf ein so bescheidenes Medium wie das
"Magdeburger Amtsblatt" natürlich auch gar nicht mehr angewiesen.
Unter den städtischen Illustrierten nahm die Mannheimer "Lebendige Stadt"
(1929-1932) eine herausragende Position ein. Nur hier hatte sich ein Oberbürger-
meister ein unabhängiges und modernes Medium geschaffen, um den Mitbürgern
politische Informationen und Grundüberzeugungen nahezubringen und Erfolge,
Probleme und Rückschläge der von ihm geführten Verwaltung zu skizzieren.97
Hinsichtlich der Zielgruppen und der behandelten Stoffe stand das Monatsblatt
"Leipzig" der "Lebendigen Stadt" noch am nächsten. 1924 von Walter Schöne,
dem Zeitungswissenschaftler und Leiter des städtischen Presseamtes, gegründet,
erschien es zunächst als Gemeinschaftswerk des Privatmannes Schöne und des
Leipziger Verlages Heinrich Timm, während sich das Rathaus offenbar sehr zu-
rückhielt und dem Projekt lediglich seine "Genehmigung" gab.98 Erst nachdem es
im Frühjahr 1929 zwischen Schöne und Timm zum Zerwürfnis gekommen war und
letzterer eine neue, konkurrierende Zeitschrift herausgab, verstärkte sich das städti-
sche Engagement. Im Geleitwort zum sechsten Jahrgang versprach der Dezernent
für Presse, Verkehr und Wirtschaft, er werde das Blatt "nach Kräften fördern",
damit man "weiterhin für unsere liebe, kraftvolle Stadt Leipzig wirken und ihren
Namen, ihre Leistungen und ihre Zukunftspläne" bekanntmachen könne. Auch ein
neuer Untertitel zeigte an, daß die Stadt ihre Reserve aufgegeben hatte.99 Die
wachsende Finanznot in der Weltwirtschaftskrise, vermutlich verbunden mit be-
sonders drastischem Abonnentenschwund, erlaubte es jedoch nur noch bis zum
Frühjahr 1931 die Zeitschrift fortzuführen, wogegen sich das private Konkurrenz-
produkt, "Das Neue Leipzig", bis 1933 behaupten konnte.
Von Beginn an bot "Leipzig" ein breites Themenspektrum, in dem die Aufgaben
und Probleme der städtischen Verwaltung eher sporadisch vorkamen. Nach dem
Ausscheiden des Verlegers Timm, der sich bei der Konzeption der Zeitschrift durch
Schönes engen Kontakt zum Rathaus anscheinend zu sehr gebunden fühlte, gewann
das "Amtsblatt" neben sechs Tageszeitungen, unter denen die größte, der "Magdeburger Gene-
ralanzeiger", 80.000 Exemplare erreichte. Selbst die kommunistische Tageszeitung "Tribüne"
übertraf die Auflage des städtischen Wochenblattes noch um mehr als das Sechsfache.
Vgl. die Charakterisierung der Zeitschrift in Kap. IV 3.
98 Vgl. den Untertitel der ersten fünf Jahrgänge ("Eine Monatsschrift. Herausgegeben mit Ge-
nehmigung des Rates der Stadt Leipzig von Dr. W. Schöne").
99 Stadtrat Dr. LEISKE, Zum Eintritt in das sechste Jahr, in: Leipzig 6 (1929/30), S.l . Da zur
Geschichte der Zeitschrift kein überliefertes Schriftgut zu finden war, stehen nur die spärlichen,
oft vagen Hinweise in der Zeitschrift selbst sowie im Konkurrenzblatt "Das Neue Leipzig" zur
Verfügung. Es war deshalb vielfach nicht möglich, über Mutmaßungen hinauszugelangen. Der
neue Untertitel lautete "Illustrierte Monatsschrift für Kultur, Wirtschaft und Verkehr. Heraus-
gegeben unter Förderung des Rates der Stadt Leipzig von Dr. W. Schöne".
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dieser Aspekt zwar etwas an Bedeutung, doch standen daneben weiterhin zahlrei-
che Beiträge anderen Gehalts.100 Bevorzugt behandelt wurden die aktuelle städte-
bauliche und kulturelle Entwicklung Leipzigs, das Ausstellungs- und Messewesen
sowie die Stadtgeschichte und die Geschichte berühmter Leipziger und Leipziger
Besucher. Zeitweilig feste Rubriken bildeten z.B. der "Leipziger Kulturspiegel" mit
Terminen und Personalien oder "Von der Leipziger Heimat", in der Geographi-
sches, Legendäres und Historisches geboten wurde.101 Anders als beim "Magde-
burger Amtsblatt" und selbst bei der "Lebendigen Stadt" findet man in den Ausga-
ben von "Leipzig" auch in den Aufsätzen, die die Arbeit der Stadtverwaltung the-
matisieren, fast keine ausgesprochen politischen Inhalte. Zwar publizierten Presse-
chef Schöne und einige Stadträte und Dezernenten regelmäßig, doch widmeten sie
sich nie der Arbeit des Kommunalparlaments und der politischen Parteien, dem
innerstädtischen oder gar allgemeinen politischen Klima und ähnlichen Fragen,
sondern behandelten stattdessen z.B. die "Künstlerische[n] Aufgaben einer Stadt-
gemeinde", "Verkehrswerbung", "Leipzigs Wohnungssorgen" oder "Die Stadt
Leipzig und ihr [bauliches, A.B.] Gesicht". Großenteils bedingte dies zwar bereits
der gedankliche und formale Gesamtentwurf der Zeitschrift, der stark auswärtige
Zielgruppen berücksichtigte und das edel ausgestattete, reich bebilderte Blatt vor-
rangig als Kulturzeitschrift begriff, doch beweist gerade der Vergleich mit der ähn-
lich konzipierten "Lebendigen Stadt", daß zusätzlich auch die Selbstverwaltungs-
idee der Redakteure keine geringe Rolle spielte. Auf kulturellem Gebiet nicht un-
bedingt avantgardistisch, aber doch betont modern, galten in "Leipzig" für den
Bereich der kommunalen Selbstverwaltung noch weitgehend die traditionellen
Nonnen, wonach diese unpolitisch, mithin streng sachlich bzw. überparteilich zu
sein hatte. Mit diesem Kurs lag der Herausgeber auch ganz auf der Linie des partei-
losen Oberbürgermeisters Karl Rothe (1918-1930), der aus seiner Aversion gegen
die Stadtverfassung der Nachkriegszeit nie einen Hehl machte.102 Die Zeitschrift
Zur Gründungsgeschichte des privaten Konkurrenzblattes vgl. N.N. (vermutlich Chefre-
dakteur Adolf Kreiter), Warum das Neue "Leipzig"?, in: Das Neue Leipzig 1 (1929/30), H.l,
vorderer Umschlagrücken. Dort heißt es u.a.: "Wir sind uns [..] bewußt, daß nur dann eine
Zeitschrift Anspruch auf Beachtung hat, wenn sie den dringenden Fragen der Gegenwart nicht
aus dem Weg geht und in den krassesten Fällen noch ihre Unparteilichkeit zu wahren in der
Lage ist. Wir wollen mit dem Neuen Leipzig die unerläßliche freie Meinungstribüne für Leip-
zig schaffen! [...] Schöpferisches soll gefördert - aber Hemmendes unnachsichtlich bekämpft
werden. Neue Ziele und Wege aufzuweisen betrachten wir als eine unserer vornehmsten
Pflichten. "Das Neue Leipzig' vermag diese Absichten vielleicht noch geradliniger zu verwirk-
lichen als irgendeine andere Stelle." (Hervorhebungen im Original)
101 Vgl. auch W. SCHÖNE, Die ersten fünf Jahre, in: Leipzig 5 (1928/29), S.213 ("Die Berück-
sichtigung der aktuellen Probleme und Nöte, Beachtung insbesondere der jüngeren Generation
auf dem Gebiet der Literatur, der bildenden Künste, der Musik gehören zu den wichtigsten
Aufgaben, die der Monatsschrift Leipzig' [...] gestellt sind.")
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konnte so allenfalls dazu beitragen, mehr Sinn für moderne Literatur, bildende
Kunst und Musik zu wecken und den Lokalstolz zu fördern, schied aber für die
planmäßige politische Meinungsbildung völlig aus.
Neben der offenkundigen Nichtbeachtung politischer Themen sind auch die ge-
nauen Inhalte und der Ton der veröffentlichten Beiträge sehr aufschlußreich. Las-
sen doch die fast ausschließliche Berücksichtigung bürgerlicher kultureller Spit-
zenproduktionen wie großer Theater und Symphonieorchester, die gewürdigten
Personen und besprochenen Bücher sowie die durchgehend elaborierte Sprache
klar erkennen, daß sich die Autoren beinahe ausnahmslos an den gutsituierten Bil-
dungsbürger wandten, die Interessen der Arbeiter und des unteren Mittelstandes
dagegen kaum beachteten. Mit diesem Entwurf, der in Leipzig - einer Hochburg
der Arbeiter- und Arbeiterkulturbewegung - besonders begrenzt erscheint, entspra-
chen Herausgeber und Autoren dem antiquierten Gesellschaftsbild einer Honoratio-
renverwaltung, setzten sie sich über den rechtlichen Wandel von der Bürger- zur
Einwohnergemeinde hinweg. Daß die Fortdauer bürgerlicher Hegemonie in städti-
schen Veröffentlichungen keineswegs zwangsläufig war, belegt wiederum der
Vergleich mit der "Lebendigen Stadt". Obwohl auch hier überwiegend bürgerliche
Akademiker publizierten, bemühte man sich doch weit mehr um thematische Popu-
larität, einfachen Stil und Anschaulichkeit. Die Auflage von "Leipzig" belief sich in
den Jahren 1928 bis 1930 auf jeweils 6.000 Exemplare. Die zweite große Schwä-
che kommunaler Zeitschriften, die zur meist ungenügenden formalen und inhaltli-
chen Konzeption stets hinzutrat und deren Entwicklung zu einem ernstzunehmen-
den Faktor der Meinungsbildung, einem wirksamen "Sprachrohr", gewöhnlich
verhinderte, wird an dieser bescheidenen Stückzahl nochmals sinnfällig.103
1.3.4 Die neuen Medien als Königsweg? Filme und Hörfünksendungen
Film und Hörfunk besaßen Mitte der zwanziger Jahre noch keine lange Geschich-
te. 1895 hatten in Berlin und Paris die ersten öffentlichen Filmvorführungen statt-
gefunden, bis 1908 existierten aber kaum ständige Auffuhrungsräume, blieb der
Film für die meisten ein episodisches Jahrmarktsvergnügen. Doch nachdem er
schon in den letzten Friedensjahren ökonomisch, technisch und künstlerisch einen
rasanten Aufschwung genommen hatte und durch den Weltkrieg nochmals ein
kräftiger Entwicklungsschub ausgelöst worden war, verfügten die Lichtspielhäuser
in der Weimarer Republik über ein begeistertes Publikum, das durch ein attraktives
Angebot und erneute Fortschritte - etwa die Einfuhrung des Tonfilms 1927/29 -
dauerhaft gebunden und erweitert wurde. 1928 konstatierte Siegfried Kracauer,
103 Vgl. SPERLINGS ZEITSCHRIFTEN- UND ZEITUNOS-ADREBBUCH 54 (1928), S.366 u. 56
(1930), S 401.
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die Filmfreudigkeit [habe] während der letzten Jahre gewaltig zugenommen
[..]. Unzählige neue Kinos sind entstanden, die sich Paläste nennen, und der
Kreis der eingeschworenen Filmverächter stirbt aus. Von den Arbeitern in
den Vorstadtkinos an bis zur Großbourgeoisie in den Palast-Etablissements
strömen heute dem Film sämtliche Schichten der Bevölkerung zu.'104
Wenn sich auch viele Publizisten und Künstler noch reserviert oder gar ableh-
nend zeigten, zeichnete sich doch für den deutschen Unterhaltungshörfunk bereits
Ähnliches ab. 1928, im fünften Jahr seines Bestehens, empfingen ihn über zwei
Millionen gemeldeter Teilnehmer, im Februar 1932 war trotz der katastrophalen
Wirtschaftslage schon die vierte Million erreicht. Zwar blieb der typischste Hörer
bis 1933 vermutlich der wohlsituierte Großstädter, indes gab es auch einen regel-
mäßigen Landfunk sowie eine rührige Radiobastler- und Arbeiterfunkbewegung.
Zahlreiche öffentlich aufgestellte Empfangsgeräte in Gasthäusern, Sälen, Heimen
und Kliniken boten zudem Gelegenheit, wenigstens hin und wieder Sendungen
mitzuerleben.105
Die hohe Popularität der neuen Medien und die Aussicht, daß Filmbilder, Fun-
kreden und Live-Übertragungen bei vielen Tausenden neuartige, starke Eindrücke
hinterließen, beschäftigten praktisch alle gesellschaftlichen Gruppen und Gesin-
nungsgemeinschaften. So veranstaltete unter anderem die katholische Kirche 1928
einen ersten "Internationalen Filmkongreß" und bildete sich eine "Evangelische
Reichsarbeitsgemeinschaft für Rundfunk", gab es "Arbeiterfiinktage" und einen
"Reichsverband Deutscher Rundfunkhörer", der der DNVP nahestand.106 Auch
1 0 4 S. KRACAUER, Film 1928, in: Frankfurter Zeitung v. 30.11.28, nach: Ders., Das
Ornament der Masse. Essays (Frankfurt/Main 1963), S.295. Zur Frühgeschichte des Films vgl.
J. TOEPLITZ, Geschichte des Films, Bd.l , 1895-1928 ([Ost-]Berlm 1979).
1 Zur Rundfunkgeschichte vgl. etwa H. ANTOINE, Chronik des deutschen Rundfunks, in:
Rundfunk-Jahrbuch 1 (1929), S.18-28. Zur Haltung der Intellektuellen vgl. C. HAGEMANN, Die
künstlerisch-kulturelle Zielsetzung des deutschen Rundfunks, in: ebd., S.121-137 und H.
BAUSCH, Der Rundfunk im politischen Kräftespiel der Weimarer Republik 1923-1933
(Tübingen 1956), bes. S.113. Hörerzahlen in: RUNDFUNK-JAHRBUCH 1 (1929), S.31; W. LERG,
Rundfunkpolitik in der Weimarer Republik (München 1980), S.116 u.524-528. Zum Hörerkreis
vgl. DEUTSCHES RUNDFUNKSCHRIFTTUM. Verzeichnis der im Jahr 1930 erschienenen Bücher
und Zeitschriftenaufsätze, hg. v. d. Reichs-Rundfunk-Gesellschaft, bearb. v. d. Deutschen
Bücherei (Leipzig 1931) sowie die Rundfunkzeitschriften-Übersicht in: RUNDFUNK-JAHRBUCH
1, S.392-397 (ca. 75 deutschsprachige Titel, u.a. "Arbeiterfunk", "Bastelbriefe der Drahtlosen",
"Radio-Amateur" und "Radio für Alle").
106 Vgl. Film und Rundfunk. Zweiter Internationaler Katholischer Filmkongreß. Erster In-
ternationaler Katholischer Rundfunkkongreß. Gesamtbericht hg. v. G. ERNST u. B. MAR-
SCHALL (München 1929). Die weiteren Angaben aus: DEUTSCHES RUNDFUNKSCHRJFTTUM
1930, passim. Zur imaginierten Wirkungsmacht des Kinos - speziell auch für politische Bil-
dung und Propaganda - vgl. z.B. C. MlERENDORFFS eindrucksvolle Jugendschnft "Hätte ich das
Kino!!" (Berlin 1920).
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unter den städtischen Spitzenbeamten regten sich Geister, die sich nicht länger "auf
die Darstellung der kommunalen Leistung in Schrift und Druck allein beschränken"
wollten, sondern ebenfalls "Lichtbild und Film und das lebendige Wort im Rund-
funk" für sich nutzbar zu machen suchten.107 Hinsichtlich des Hörfunks stellte sich
angesichts der Konkurrenz vieler anderer Kräfte freilich zunächst das Problem,
Anteile an den knappen Sendezeiten zu erringen. Selbst bescheidene Filmproduk-
tionen erforderten wiederum - Herstellung und Aufführungen zusammengerechnet
- eine beträchtliche personelle und finanzielle Eigenleistung.
Vor der Aufnahme von Eigenproduktionen stand in den meisten Städten das
Streben, die breite Kinoreformbewegung zu unterstützen und auf die wild wu-
chernde Filmszene der Anfangsjahre regulierend einzuwirken. Bemüht um die
"Bekämpfung des Schmutzes und Schunds im Filmwesen und [.. den] Schutz der
Jugend vor diesem seelischen Gift", schuf der Stettiner Oberbürgermeister Acker-
mann (1907-1930) 1914 als erster eine "Lichtbild- und Vortragsbühne GmbH", die
im erfolgreichen Wettbewerb mit Privatunternehmern als wertvoll erachtete Filme
zeigte und unterhaltende Vorträge bot. Auf Betreiben Ackermanns und einiger
Mitstreiter wurde im April 1918 nach längeren Vorbereitungen der "Bilder-
bühnenbund Deutscher Städte" gegründet, der das Wohlwollen des Deutschen
Städtetages besaß und rasch zahlreiche Kommunen als Mitglieder gewann. In den
folgenden Jahren versuchte der Bund, "auf dem bewährten fruchtbaren Boden
städtischer Bildungspflege" die öffentlichen und privaten Kinos "in den Dienst der
Volks- und Schulbildung" zu nehmen und reine Unterhaltungsfilme wenigstens auf
einen "edleren Geschmack" auszurichten. Dazu erstattete er unter anderem Aus-
künfte und Gutachten, vermittelte Filme und bildete Vorführer aus. Obgleich gewiß
nicht alle die strengen moralischen Wertmaßstäbe Ackermanns vollends teilten,
arbeiteten die städtischen Bild- und Filmstellen, die in den Jahren der Weimarer
Republik in vielen Großstädten gegründet wurden, gewöhnlich eng mit dem Bil-
derbühnenbund zusammen.108 Einen ersten Eindruck von Anspruch und Inhalten
So R. LOHMANN (Berlin), Die Neugestaltung des Berliner Nachrichtenamtes, Sp. 209.
Vgl. auch den Vortrag Oberpostrat BRANDS ("Neuzeitliche Rundfunkfragen mit besonderer Be-
rücksichtigung des kommunalen Berichtsdienstes") während der AG-Tagung 1926 (VJTAG
1926, S.7-13) sowie die Abschlußerklärung auf der AG-Tagung 1929, die auf Initiative Loh-
manns u.a. durchgesetzt wurde ("Die Arbeitsgemeinschaft begrüßt ferner die Anregung, auch
Bildstatistik und Film der kommunalpolitischen Aufklärungsarbeit nutzbar zu machen. Sie
empfiehlt die Einrichtung kommunalpolitischer Stunden im Rundfunk" (VJTAG 1929, S.29)).
In der ursprünglichen Fassung des Vorstandes waren die neuen Medien nicht erwähnt.
108
Alle Zitate aus: F. ACKERMANN, Die Geschichte des Bilderbühnenbundes Deutscher
Städte e.V., in: Der Bildwart 3 (1925), S.385-391. Vgl. außerdem E. ACKERKNECHT, Das
Lichtspiel im Dienste der Bildungspflege. Handbuch für Lichtspielreformer (Berlin 1918); W.
KIRCHBERG, Über die Entwicklung und den den gegenwärtigen Stand der amtlichen Lichtbild-
pflege in Kiel (April 1925), in: Der Bildwart 3 (1925), S.886-890; W. FRONEMANN, Der Kul-
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städtischer Lehrprogramme vermitteln die Auffuhrungslisten dieser Bildstellen. So
zeigte zum Beispiel die Stadt Kiel im Schuljahr 1924 in ihren Schulen folgende
Kurzfilme:
- Moderne Fördertechnik
- Schleswig-Holstein (Landschaftsbild, hervorstechende landschaftliche Kultur-
fonnen, Tierzucht)
- Der stählerne Renner
- Die Entwicklung der Luftschiffahrt
- Kreuz und quer durch Deutschlands Industrie
- Unsere Kinder, unsere Zukunft
- Die öffentlichen und privaten Wohlfahrtseinrichtungen der Stadt Kiel
- Stahlwerk
- Historische Textilindustrie
- Deutscher Großgärtnerei- und Samenbetrieb
- Die Wunder des Amazonenstroms
- Feuerverhütung und - bekämpfung'09
Mit "Die öffentlichen und privaten Wohlfahrtseinrichtungen ..." entstand vermut-
lich einer dieser Streifen in eigener Regie. Über das gesamte Ausmaß städtischer
Eigenproduktionen lassen sich mangels geeigneter Quellen keine exakten Angaben
machen. Offenbar gab es aber in nahezu allen Großstädten zumindest zaghafte
Versuche. Thematisch standen Städtepanoramen, die ganz überwiegend der Wirt-
schafts- und Verkehrswerbung dienten, neben Dokumentationen bestimmter kom-
munaler Arbeitsfelder oder besonderer festlicher Ereignisse. Hinsichtlich der Städ-
teporträts glaubte die Zeitschrift "Der Bildwart" bereits 1924 eine dreistufige Ent-
wicklung feststellen zu können. Danach waren die ersten Kurzfilme "lebende Post-
kartenalben", die die bedeutendsten Sehenswürdigkeiten sowie einige Stimmungs-
bilder zeigten, ohne besonderen Unterhaltungs- oder Aussagewert zu besitzen.
Nach dem Aufkommen kostenloser, geschickter Reklamefilme ließ das Interesse
der Kinobesitzer an dem gebührenpflichtigen, städtischen Material deshalb spürbar
nach. Oft auf Initiative kleiner Filmproduzenten wurden daraufhin Stadtfilme ge-
dreht, die sich durch mehr oder weniger subtil eingestreute Firmenwerbung zwar
selbst finanzierten, aber qualitativ keine Verbesserung bedeuteten. Nach der Wäh-
rungsreform gab es schließlich Ansätze, diese Situation zu überwinden und in Zu-
tur- und Lehrfilm in Frankfurt am Main, in: ebd., S.895-898; H. DELVOS, Werdegang und
Tätigkeit der Düsseldorfer Bild- und Filmstelle, in: ebd. 6 (1928), S. 177-179; OBERBÜR-
GERMEISTER A.D. DR. FRIEDRICH ACKERMANN +, in: ebd. 9 (1931), S.481f. Der Bilderbühnen-
bund fusionierte im September 1924 mit dem Berliner "Deutschen Bildspielbund", der etwa die
gleichen Ziele verfolgte, und nannte sich fortan "Bildspielbund Deutscher Städte".
109 Vgl. KIRCHBERG, Entwicklung und Stand der Lichtbildpflege in Kiel, S.890. Weitere
Listen für die Jahre 1919-1923 ebd.
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sammenarbeit mit erfahrenen Produzenten längere, wirklich attraktive Stadtfilme
zu schaffen. Der erste dieser Art, der Film "Dresden", wurde im Januar 1924 im
Plenarsaal des Reichstages mit großem Erfolg uraufgeführt."0
Für die Bestimmung von Beweggründen und Zielen großstädtischer Öffentlich-
keitsarbeit sind allerdings nicht so sehr die Stadtfilme bedeutsam, sondern vielmehr
die Dokumentationen zu Verwaltungsarbeit und Zeitgeschehen. Bis zum Sommer
1926 hatte etwa die Stadt Duisburg neben ihrem Stadtfilm drei solcher Streifen
hergestellt -je einen Bericht über die "Jahrtausendfeier in Duisburg" 1925 und den
Besuch des "Reichspräsidenten] von Hindenburg im befreiten Duisburg am 18.
September 1925", daneben Bilder von der "Einweihung des Duisburger Stadions
und der Strandbadanlagen" im Juli 1926.'" Da eine Auswertung von Themen,
Bildauswahl und -einstellungen der überlieferten städtischen Dokumentarfilme im
gegebenen Rahmen nicht zu leisten war, können über ihre Qualität - und folglich
auch über ihren konkreten Beitrag zur kommunalen Öffentlichkeitsarbeit - keine
Aussagen getroffen werden. Selbst die besonders wichtige Frage, ob je Filme ent-
standen, die nicht nur politische Vorgänge abbildeten, sondern ganz bewußt Bot-
schaften zu übermitteln suchten, muß deshalb offen bleiben. Dagegen berechtigen
schon allein die vereinzelten Kenntnisse über die jeweils geringe Zahl derartiger
Produktionen, über Aufführungspraxis und Zuschauerecho zu der These, daß der
städtische Film bei der Meinungsbildung sicher nie eine größere Rolle spielte. Um
mehr zu erreichen, hätte es eines vervielfachten Angebots und wohl auch höheren
technischen und künstlerischen Niveaus bedurft - damit eines enormen finanziellen
Einsatzes, der das Leistungsvermögen selbst der engagiertesten Stadtverwaltung
weit überstieg. Mag der städtische Film daher in manchen Städten auch zeitweise
für Gesprächsstoff gesorgt haben und im Einzelfall durchaus nähere Betrachtung
verdienen, bleibt er doch neben den Hauprmedien Tageszeitung und öffentlicher
Rede eine zwar beachtenswerte, aber insgesamt unerhebliche Randerscheinung.
Während die Stadtverwaltungen bei Filmproduktionen relativ selbständig handel-
ten, bedurfte die Beteiligung am Hörfunk des Einverständnisses und der Förderung
des Postministeriums und der Rundfunkgesellschaften. Ohne örtliches Aufhah-
mestudio bestand kaum Aussicht, regelmäßig berücksichtigt zu werden. Als bald
nach Einrichtung der neun Hauptsendeplätze in den Jahren 1923/24 bekannt wurde,
daß für eine hinreichende Hörerversorgung zusätzliche Nebenstationen erforderlich
seien, begann deshalb ein zäher Standortwettstreit von nahezu 100 Mittel- und
Großstädten, den freilich nur sehr wenige, besonders bedeutende, einflußreiche
oder günstig gelegene gewinnen konnten. Daß Gemeinden aufgrund wertvollen
Vgl. DER STADTFILM ALS LEHRFILM, in: Der Büdwart 2 (1924), S.109f.
1 Vgl. VERWALTUNGSBERICHT DUISBURG 1926/27, S.26.
92 Die Entwicklung der materiellen Voraussetzungen
Grundbesitzes oder dergleichen sogar noch Forderungen zu stellen vermochten,
wie dies etwa bei Errichtung des Stuttgarter Funkturms der Fall war, geschah
höchst selten."2
Hatte sich eine Stadtverwaltung die Chance periodischer Beteiligung am Hör-
funkprogramm gesichert, bildeten die allgemeinen Richtlinien der Programmgestal-
tung ein weiteres Hindernis. In Auseinandersetzung mit Kreisen, die den Hörfunk
gezielt für die politische Bildung und den Schutz der Republik einsetzen wollten,
war es dem Rundfunkpionier Hans Bredow im Frühjahr 1926 gelungen, mittels
eindeutiger Organisations- und Programmvorschriften Formen politischer Mei-
nungsäußerung weitgehend auszuschließen. Obwohl doch selbst auch nur scheinbar
unpolitisch, kämpften er und seine Gesinnungsfreunde für den "streng überparteili-
chen", jeder "Politisierung" entzogenen, theaterähnlichen Kulturbetrieb. Für die
Naivität bzw. Scheinheiligkeit dieser "unpolitischen" Rundfunkmacher fand Kurt
Tuchoslsky bereits 1926 deutliche Worte:
Militärmärsche und bebartete Vaterlandsvorträge und körperliche Leibes-
übungenertüchtigung und kölnische Befreiungsfeiern, kurz: Deutsche Volks-
partei, wo sie am finstersten ist. Dazwischen sind Konzessionen an die kla-
rer denkenden Volksgenossen immerhin bemerkenswert. Jedenfalls ist die-
ser schwankende Kahn auf die Dauer nicht in der Balance zu halten, immer
kippt er nach rechts über, und das Ganze ist Lüge. Was wir brauchen, ist
der politische Rundfunk.
Unter dem Einfluß des sozialdemokratischen Reichsinnenministers Carl Severing
(1928-1930) erfolgte trotz fortbestehender anderslautender Rahmenvorschriften
schließlich tatsächlich eine gewisse Öffnung für politische Inhalte, die auch den
Regierungswechsel im Frühjahr 1930 überdauerte. Nicht zuletzt Severings Initiati-
ve hatte die Diskussion um die "Politisierung" des Funks bis dahin schon so weit
verändert, daß es nun kaum noch um den alten Grundsatzstreit ging, sondern haupt-
sächlich um Gestaltungsfragen und die paritätische Beteiligung an den Sendungen.
Mit der prinzipiellen Anerkennung politischer Meinungsbildung und den daraus
resultierenden neuen Diskussionen war in der staatlichen Rundfunkpolitik um 1930
eine Entwicklungsstufe erreicht, die ungefähr für die gleiche Zeit - wie noch zu
zeigen ist - auch in den Konferenzen der höheren Kommunalbeamten und kommu-
nalen Medienfachleute nachgewiesen werden kann. Die letzte und tiefste Zäsur für
"2Zum Kampf um die Sendestellen vgl. LERG, Rundfunkpohhk, S.177-182; S. GRUBE,
Rundfünkpohtik in Baden und Württemberg 1924 bis 1933 (Berlin 1976), S.86-102. Die
Situation in Stuttgart lt. Diskussionsbeitrag H. SCHOCKS während der AG-Tagung 1926, nach.
VJtAG 1926, S.28. Für die Überlassung des Areals hatte sich die Stadt Stuttgart das Recht
vorbehalten, "daß der Rundfunk einmal in der Woche für die Dauer von 25 Minuten zur
Verfügung gestellt werden muß."
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das politische Hörfunkprogramm verursachte die Rundfunkreform vom Juli 1932,
die erstmals seit 1926 auch grundlegende Änderungen in der Organisationsstruktur
beinhaltete. Mit der vollständigen Verstaatlichung des Funks wurde die relative
Unabhängigkeit der einzelnen Gesellschaften in der Programmgestaltung beendet,
boten sich dem Reichskabinett Papen (Juni-November 1932) Eingriffschancen von
bis dahin unbekanntem Ausmaß; der Weg für das "Reichsministerium für Volks-
aufklärung und Propaganda" war so bereits weitgehend geebnet."3
Der zwischen 1928 und 1932 erfolgte Ausbau des politischen Programms be-
scherte den Verfechtern entschlossener systemstabilisierender Werbung und politi-
scher Bildung nur sehr wenig Freude. Zwar gab es nun unter anderem "Auf-
klärungsvorträge" von Reichsministern zum Volksbegehren gegen den Young-
Plan, zwei vielbeachtete Reden Reichskanzler Brünings zur Lage der Nation und
politische Gespräche zwischen Vertretern von DNVP bis SPD, doch hüteten sich
die Programmgestalter in der Regel ängstlich vor allzu deutlichen Worten, d.h.
einer offenen Aufkündigung des Neutralitätsprinzips, und lehnten klar divergieren-
de Vorschläge ab. Angesichts der Intransigenz und Skrupellosigkeit der republik-
feindlichen Kräfte wundert es nicht, daß das damit verfolgte Ziel, dem politischen
Gegner keinerlei Anspruch auf Gegendarstellung zu schaffen und sich den Vorwurf
der Parteilichkeit zu ersparen, nicht erreicht werden konnte. Da sich das matte,
blutleere politische Programm andererseits aber auch keineswegs eignete, der Re-
publik zu größerer Stabilität zu verhelfen, geriet es zum doppelten Fehlschlag. Die
mangelnde Stoßkraft der republikanischen Rundfunkpolitik, für die es auf verwand-
ten Gebieten - etwa bei der Arbeit der "Reichszentrale für Heimatdienst" oder der
Verwendung des "Fonds zum Schutz der Republik" - deutliche Parallelen gibt,
verweist so symptomatisch auf jene schon oft beklagte Machtscheu und interne
Paralysierung der staatstragenden Eliten, für die das Ideal des unverletzlichen,
neutralen Staates, ein formalistisches Demokratieverständnis sowie das unbedingte
Vgl. v.a. BAUSCH, Der Rundfunk im politischen Kräftespiel. Dokument 5, S.201 enthält
die 1926 bis 1932 gültigen "Richtlinien für den Nachrichten- und Vortragsdienst" ("1. Der Rund-
funk dient keiner Partei. Sein gesamter Nachrichten- und Vortragsdienst ist daher streng über-
parteilich zu gestalten.") Vgl. auch die Richtlinien für Vortragsredner des Süddeutschen Rund-
funks, in: GRUBE, Rundfunkpolitik in Baden und Württemberg, Dokument 5, S.230 ("4. Die
Manuskripte dürfen keinerlei Äußerungen oder Wendungen enthalten, durch welche die Moral,
ein religiöses Bekenntnis, eine politische Überzeugung oder die Interessen bestimmter Berufs-
kreise verletzt werden könnten.") Tucholskys Urteil, in: I. WROBEL [D.I. TUCHOLSKY], Der
politische Rundfunk, in: Weltbühne 22 (1926), S.788. Die durch die Rundfunkreform geschaf-
fenen Eingriffsmöglichkeiten nutzten die Reichskanzler Papen und Schleicher hemmungslos
aus. Zwischen Juni 1932 und Januar 1933 gingen 108 offizielle Sendungen der Reichsregierung
über alle deutschen Sender (vgl. BAUSCH. Der Rundfunk im politischen Kräftespiel, S.174).
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Vertrauen in die Kraft der Vernunft stets sehr viel prägender waren als die Einsicht
in die Notwendigkeit kompromißloser Parteinahme."4
Nach Kenntnis der Rahmenbedingungen können sich mit den Hörfunksendungen
der Großstadtverwaltungen keine großen Erwartungen verbinden, da ja auch sonst
recht aktive, politisch interessierte Kommunalbeamte kaum Handlungsspielraum
besaßen. Hinsichtlich ihres generellen Wirkungspotentials und der Aussagekraft
über Stellenwert und Praxis von Öffentlichkeitsarbeit in den einzelnen Verwaltun-
gen lassen sich drei Gruppen von Sendungen unterscheiden: eher zufällige Beteili-
gungen an Dokumentaraufnahmen der Hörfunkgesellschaften, Einzelbeiträge und
feste Sendereihen. Zur ersten Gruppe zählen z.B. Reden Oberbürgermeister Ade-
nauers auf dem Kölner Turnfest 1929 und seines Münchener Kollegen Schamagl
anläßlich einer Schützenbannerübergabe im selben Jahr, aber auch schon die aller-
erste politische Funkdokumentation, die von Tucholsky erwähnte Übertragung der
Kölner Befreiungsfeier vom 31. Januar 1926, während der ebenfalls das Stadtober-
haupt zu hören war. Geplante Einzelaktionen bildeten dagegen Oberbürgermeister
Luppes Reden über die Nürnberger Winterhilfe oder die halbstündige Rede des
Mannheimer Oberbürgermeisters Heimerich über "Die Notwendigkeit der Publizi-
tät in der öffentlichen Verwaltung", die im Mai 1930 über die Sender der Berliner
"Funk-Stunde" ging. Eine gewisse Chance, im Konzert der zahlreichen Körper-
schaften und Parteien nennenswerte Wirksamkeit zu erreichen, bot sich allerdings
wohl nur, wenn Verwaltungen in regelmäßigen, nicht zu fernen Abständen profi-
lierte Beiträge sendeten. Soweit ermittelt werden konnte, war dies lediglich in we-
nigen Großstädten der Fall. Zu erwähnen ist vor allem die Berliner Sendereihe
"Kommunale Stunde", die in monatlicher Folge "Fragen der Verwaltung und der
Kommunalpolitik" behandelte. Sie wurde Anfang des Jahres 1929 mit einem viel-
beachteten Vortrag Oberbürgermeister Böß' eingeleitet, nach dessen Ausscheiden
im November desselben Jahres aber anscheinend auch bereits wieder fallengelas-
sen.115 Detaillierte Aussagen zu Anzahl und Qualität der städtischen Hörfunksen-
Die Sendungen nach: BAUSCH, Der Rundfunk im politischen Kräftespiel, passim. Zur
Geschichte der Sendereihe "Gedanken zur Zeit", die sich von Vorträgen unterschiedlicher
Standpunkte anhand zensierter Manuskripte bis zu authentischen Streitgesprächen entwickelte,
vgl. außerdem LERO, Rundfunkpolitik, S.418-428. Zu einem Antrag Elly Heuss-Knapps, "jede
Woche eine 'Stunde der Regierung' einzurichten, in der [...] der Kanzler oder ein Minister mit
Autorität den Stand der Dinge, die Ziele der Führung, die Phantasie bewegend dartue" und
dessen Ablehnung durch Brüning vgl. TH. HEUSS, Erinnerungen 1905-1933 (Tübingen 1963),
S.357f. Zur Reichszentrale für Heimatdienst vgl. K.W. WIPPERMANN, Politische Propaganda
und staatsbürgerliche Bildung. Die Reichszentrale für Heimatdienst in der Weimarer Republik
(Köln 1976). Zum Republikschutzfonds vgl. G. JASPER, Der Schutz der Republik. Studien zur
staatlichen Sicherung der Demokratie in der Weimarer Republik 1922-1930 (Tübingen 1963),
S.249-259.
Ähnlich wie bei den städtischen Filmen waren Informationen über kommunale Hörfunk-
sendungen nur sehr schwer zu beschaffen - wohl auch ein Beleg ihrer relativen Bedeutungslo-
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düngen sind wegen eines unzureichenden Gesamtüberblicks und mangelnder
Kenntnis der ermittelten Beiträge unmöglich. Daß die Sendungen höchstens in
Ausnahmefällen die streng sachliche Ebene verließen und prononciert politische
Meinungen verbreiteten, darf angesichts der allgemeinen Betriebsrichtlinien jedoch
als sicher gelten. Anders als bei den kommunalen Zeitschriften erlauben die Quel-
len auch keine zuverlässige Eingrenzung der Medienanwender. Eventuell ist es
aber kein Zufall, wenn in den bekannten Dokumenten gerade solche Großstädte
dominieren, die bereits in jenem Bereich durch besondere Betriebsamkeit aufgefal-
len waren.
Abschließend bleibt festzuhalten, daß Film und Funk für die kommunale Öffent-
lichkeitsarbeit keineswegs zur Via regia wurden, sondern allenfalls gelegentliche,
z.T. interessante Alternativen bildeten. Wenn nicht mehr gelang, so beruhte dies
nicht allein auf der zweifellos vorhandenen Gleichgültigkeit, Geistesträgheit oder
übertriebenen Vorsicht vieler Kommunalbeamten. Auch der erforderliche, relativ
hohe finanzielle Einsatz im Filmwesen und die starke Konkurrenz zahlreicher an-
derer Körperschaften sowie hemmende Rahmenbedingungen beim Rundfunk tru-
gen jeweils ihren Teil dazu bei.
1.3.5 Multimediale Verdichtungen: Städtische Ausstellungen, Fest- und Gedenk-
tage
Ausstellungen, d.h. Gewerbe-, Produkt- und Ideenpräsentationen vorwiegend
werbenden und belehrenden Charakters, beinhalteten im verarmten Nachkriegs-
deutschland stets ein besonderes geschäftliches Risiko. Gleichwohl bemühten sich
viele Städte, mit den verschiedensten Themen an die prunkvolle, fortschrittsstolze
Ausstellungstradition des Kaiserreichs anzuknüpfen. Zwischen Inflationsende und
Weltwirtschaftskrise gab es jährlich mindestens eine Großveranstaltung, daneben
zahlreiche Ausstellungen von regionaler Bedeutung. 1927, im Jahr der "Inter-
sigkeit. Die umfangreiche Monatsbibliographie "Deutsches Rundfunkschrifttum" enthält in
ihrem ersten Jahrgang (1930) keine nennenswerten Beiträge zum Thema. Abbildungen der
Redner Adenauer und Schamagl in: RUNDFUNK-JAHRBUCH 1 (1929), S.341 bzw. 157; die
Erwähnung zweier Reden Luppes m: LUPPE, Mein Leben, S.265; eine Ankündigung von Hei-
merichs Vortrag in: FUNK-STUNDE 7 (1930), S.644. Zur "Kommunalen Stunde" vgl. DER
STÄDTETAG 23 (1929), Sp.562-564 (Auszüge aus Boß1 erstem Vortrag) u. LOHMANN, Die
Neugestaltung des Berliner Nachrichtenamts, S.209. Die Programmzeitschnft der Funk-Stunde
AG enthält im Jahrgang 1930 keinerlei Hinweise auf die Sendereihe (vgl. Funk-Stunde 7
(1930)). Neben dem Berliner Sender eröffnete auch das Mannheimer Studio im Januar 1929
mit einem Beitrag des Beigeordneten Cahn-Gamier über "Großgemeinde und Zweckverband"
eine "kommunalpolitische Vortragsreihe". Über deren weitere Inhalte, Turnus und Dauer ist
nichts bekannt (vgl. NMZ 31 v. 19.1.1929). Vage Hinweise existieren femer für Stuttgart und
Erfurt (vgl. VJTAG 1926, S.28).
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nationalen Ausstellung Musik im Leben der Völker" (Frankfurt/M.) und der
"Deutschen Theaterausstellung" (Magdeburg), zählte der Leiter des Deutschen
Ausstellungs- und Messeamtes z.B. 212 weitere Ausstellungen und 35 Messen,
wovon indes nur ein Teil aus städtischen Mitteln finanziert oder gefördert worden
war. Dieser genügte freilich, um in der Öffentlichkeit sowie bei Reichs- und Lan-
desbehörden oft beträchtlichen Unwillen auszulösen. Schienen die zuweilen sehr
aufwendigen, vielfach defizitären Veranstaltungen doch ein erneuter Beleg dafür,
daß die Städte, insbesondere die Großstädte, den deutschen Kredit und die Revisi-
onspolitik untergruben und allesamt an unheilbarer Verschwendungssucht und
Größenwahn litten."6
Gewöhnlich faszinierten die kommunalen Spitzenbeamten bei ihren Ausstel-
lungsplänen gleich mehrere Aussichten, die sie dann mit unterschiedlichem Nach-
druck öffentlich betonten bzw. auch wirklich anzustreben suchten. Zwar rangierten
wahrscheinlich in allen Rathäusern kurzfristige wirtschaftliche Ziele vorn - z.B.
Hebung der Beschäftigung, Belebung des Fremdenverkehrs oder Verbesserung der
Infrastruktur -, doch ging es nicht selten auch stark um Imagepflege und Prestige-
gewinn. In Konkurrenz zu vergleichbaren oder benachbarten Gemeinden sollte eine
Ausstellung reichsweite Schlagzeilen bringen, von wiedererlangter Leistungskraft
zeugen oder verlorene Positionen zurückerobern. Ein drittes Motivbündel, das das
variabelste Gewicht besaß, bildeten ortspolitische und sozialpsychologische Über-
legungen. Hier erhofften sich die Veranstalter z.B., mittels des kollektiven Gro-
ßereignisses 'Ausstellung' die Bürger stärker zu integrieren, Lokalstolz und Lei-
stungswillen zu heben und nicht zuletzt: ihre eigene Tatkraft anschaulich unter
Beweis zu stellen. Mit Verweisen auf "deutsche kulturelle Interessen", das
"Ansehen der deutschen Republik" oder den Ruf der Großstädte wurden manchmal
schließlich auch überlokale politische Beweggründe erkennbar, wobei allerdings
"Weitere bedeutende Ausstellungen waren etwa die "Große Ausstellung Düsseldorf 1926
für Gesundheitspflege, soziale Fürsorge und Leibesübungen" (GESOLEI), die "Internationale
Presseausstellung" (PRESSA, Köln 1928), die Ausstellung "Wohnung und Werkraum"
(Breslau 1929) und die "Internationale Hygieneausstellung" (Dresden 1930). Besonders aktuel-
len Themen widmeten sich z.B. die Ausstellungen "Das Wochenende" (Berlin 1927),
"Deutsche Republik - Demokratie überall in der Welt" [!] (Frankfurt/M. 1929) und "Kunst der
Werbung" (Essen 1931). Zur Zahl der Ausstellungen im Jahre 1927 vgl. J. HERLE, Maßhalten
in der kommunalen Verkehrspolitik, in: Kommune und Wirtschaft. Sonderveröffentlichung der
Kölnischen Zeitung (Köln 1929), S.66. Das Deutsche Ausstellungs- und Messeamt war 1920
unter der Bezeichnung "Ausstellungs- und Messeamt der deutschen Industrie" gegründet wor-
den und erstrebte die Koordinierung von Terminen sowie die Mitsprache bei Planung und
Durchführung von Ausstellungen. Zur Kritik an der Ausstellungspolitik der Großstädte vgl,
z.B. ein Schreiben Reichsaußenminister Stresemanns an den Duisburger Oberbürgermeister
Jarres vom 24.11.1927, in: G. STRESEMANN, Vermächtnis, Bd.3, hg. v. H. Bernhard (Berlin
1933), S.263f. Vgl. auch Abbildung 3, S.98.
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besonders genau bloße Festtagsphrasen von ernsten Vorsätzen und tatsächlichen
Handlungen zu scheiden sind.
In welchem Umfang meinungsbildende Absichten eine Rolle spielten, läßt sich
angesichts der Vielfalt an Ausstellungsobjekten und -runktionalisierungen nicht
generell sagen, sondern muß für jeden Fall eingehend geprüft werden. Was immer
jedoch die Projekte im einzelnen vermitteln und bezwecken sollten: potentiell wa-
ren sie stets Medienereignisse ersten Ranges. Zum Teil viele Wochen lang interes-
sierte sich die Presse ausführlich für Thematik, Veranstalter und Besucher der
Ausstellung, für das bisweilen sehr üppige Rahmenprogramm und die besonderen
Festlichkeiten. Ungewohnt oft gab es Anlaß zu Interviews, Reden und Vorträgen.
Es ließen sich spezielle Ausstellungszeitungen sowie effektvolle Flugschriften und
Plakate herstellen, Zeichnungen, Fotografien und Filme in Umlauf bringen. Ent-
sprechendes Interesse und etwas Geschick vorausgesetzt, konnte den Verantwortli-
chen so ein außerordentlich dichtes Mediennetz gelingen, eine kommunikative
Salve, die ihre Botschaften sicher transportierte und kaum einen Mitbürger ausließ.
Am Beispiel der Düsseldorfer Ausstellung von 1926 werden die Wirkungschancen
des Mediums Ausstellung' später noch konkretisiert werden können." Das Düs-
seldorfer Großereignis veranschaulicht freilich auch, wie das positive Ergebnis für
die kommunale Öffentlichkeitsarbeit durch die.anschließend beinahe regelmäßig
auftretenden Bilanzierungsdebatten allmählich geschmälert wurde. Während die
Kosten des Unternehmens durch Nachtragsetats, Neuverschuldungen oder Steuer-
erhöhungen noch überall bewußt waren, versanken Erfolge und Visionen der Ver-
waltungen im Extrem sehr rasch zu nicht mehr mobilisierbaren, weit entfernten
Schemen.
Den Ausstellungen vergleichbare Gelegenheiten zu multimedialer Meinungsbil-
dung boten die reichsweiten Fest- und Gedenktage, z.B. der Verfassungstag, der
Volkstrauertag, Weltkriegserinnerungstage oder der 80. Geburtstag des Reichsprä-
sidenten, jedoch ebenso zahllose Termine von nur lokaler Bedeutung.119 Obwohl
die Stadtverwaltungen an den nationalen Gedenktagen meist mehrere andere Ver-
Die Zitate nach: H. BEIMS, Zur Deutschen Theaterausstellung in Magedeburg, in: MA 4
(1927), S.326. Vgl. auch DIE ERÖFFNUNGSFEIERLICHKEITEN DER DEUTSCHEN THEATER-
AUSSTELLUNG, in: ebd., S.362-364. Zu Zielen und der volkswirtschaftlichen Bedeutung von
Ausstellungen allgemein vgl. etwa W. MORGENROTH, Ausstellungen, in: Handwörterbuch der
Staatswissenschaften, Bd.2 (Jena, 4. Aufl. 1924), S.47-55 u. R. HAAKE, Das städtische Messe-
und Ausstellungswesen (Stuttgart/Berlin 1938), bes. S.VIf.
118 Vgl. Kap. IV 4.3.
119
Ansätze zu einer Theorie des öffentlichen Festes sowie Fallstudien aus der noch jungen
Fest-Forschung in: Öffentliche Festkultur. Politische Feste in Deutschland von der Aufklärung
bis zum Ersten Weltkrieg, hg. v. D. DÜDING u.a. (Reinbek 1988).
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anstalter zu berücksichtigen hatten und von höherer Stelle Interpretationsmuster
und Durchführungsverordnungen erhielten, verblieb ihnen auch hier noch ein brei-
ter Gestaltungsraum. Gerade die heißumstrittenen Verfassungstage zeigen dies
deutlich. Während sich viele leitende Beamte ganz auf die unvermeidlichen Maß-
nahmen beschränkten, lediglich triste Behördenfeiern organisierten und teilweise
sogar nicht einmal persönlich teilnahmen, versuchten hauptsächlich die Oberbür-
germeister aus den republikanischen Parteien mit Hilfe von großzügiger Reklame,
prominenten Festrednern und Freiluft-, Musik- und Sportveranstaltungen den Tag
zu einem echten Volksereignis, zu integrativen Glanzstunden der Republik zu ma-
chen.
Ein typisches Beispiel für die passive Gruppe bildet Duisburg. Bei den "schlich-
ten", schwunglosen Behördenfeiern trat Oberbürgermeister Jarres (DVP, 1914-
1933) kaum in Erscheinung und überließ Mitarbeitern sowie wenig zugkräftigen
Festrednern das Feld - 1925 einem Vertreter der Düsseldorfer Regierung, 1926 dem
Direktor der Niederrheinischen Verwaltungsschule, 1927 einem Stadtschulrat i.R.,
1928 dem Polizeipräsidenten. Den Kontrast setzte etwa das sozialdemokratisch
geführte Magdeburg, wo 1928 neben der Behördenfeier erstmals eine große Volks-
kundgebung stattfand (bis 1930 fortgesetzt) und - vor allem zwischen 1928 und
1930 - mit Tanz- und Sportveranstaltungen, Fakelzügen, Festbeleuchtungen und
Feuerwerken ein attraktives Rahmenprogramm geboten wurde. Die Festredner
waren fast ausschließlich Prominente, unter anderem der zuständige Regierungs-
präsident (1924) und der Oberpräsident (1930), Reichsinnenminister Severing
(Volksfeier 1928) und Ernst Lemmer, DDP-Reichstagsabgeordneter und General-
sekretär der Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine (1929). Ähnlich engagiert wie
die Magdeburger Oberbürgermeister Beims und Reuter war der Berliner Kollege
Böß. Im gleichen Jahr, in dem die Nachbarstadt Potsdam höchstrichterlich ent-
scheiden ließ, ob die preußischen Gemeinden durch die Staatsregierung verpflichtet
werden konnten, am Verfassungstag die Reichsfarben zu zeigen, ordnete Böß erst-
mals an, "sämtliche Großberliner Straßenbahnen und Autobusse mit Fähnchen in
den Reichsfarben und den Berliner Stadtfarben" zu beflaggen.121
Zum Streit um den Verfassungstag vgl. JASPER, Schutz der Republik, S.229-239 u. be-
sonders LEHNERT/MEGERLE, Identität und nationale Gedenktage. In Preußen und den meisten
anderen Ländern gelang es nie, den 11. August zum gesetzlichen Feiertag zu erheben. Vorstöße
zu einer reichsrechtlichen Regelung scheiterten ebenfalls. Besonders Preußen kämpfte indes
zäh, in seinen Gemeinden auf dem Verordnungswege zu ansprechenden Verfassungsfeiern zu
gelangen. Zu Interpretationsmustem vgl. etwa die Veröffentlichungen der Reichszentrale für
Heimatdienst (ZUM VERFASSUNGSTAG. EINE ZUSAMMENSTELLUNG VON REDEN, ZITATEN,
GEDICHTEN, DATEN NEBST VORSCHLÄGEN ZUR AUSGESTALTUNG VON VERFASSUNGSFEIERN
(Berlin 1928 [u. öfter])). Zu Duisburg vgl. die VERWALTUNGSBERICHTE DER STADT DUIS-
BURG [-HAMBORN] 1924/1925-1930/32, zu Magdeburg vgl. MA 1 (1924) - 10 (1933), passim.
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Angesichts der grundsätzlichen Reserve breiter Bevölkerungskreise, der mäßigen
manifesten Erfolge des neuen Systems und häufiger Kollisionen der Politik mit
Programm und Geist der Verfassung waren Republikfeiern zu keiner Zeit eine
leichte Aufgabe. Um so beachtlicher ist, daß einige wenige Stadtverwaltungen
selbst in den letzten Jahren nicht resignierten, sondern mit beherzten Aktionen
deutliche Signale republikanischen Überlebenswillens setzten. Am gleichen Tag,
an dem die letzte Verfassungsfeier der Reichsregierung unübersehbar zum Lei-
chenbegängnis geriet und man bei sehr vielen anderen Behörden den deprimieren-
den Alltag bereits überhaupt nicht mehr durchbrach, bemühten sich z.B. in Magde-
burg Karl Renner, der erste Kanzler der Republik Österreich, und Oberbürgermei-
ster Reuter, das tief verunsicherte Lager der Republikaner nochmals zu stabilisie-
ren. Nach einer kämpferischen politischen Rede Renners appellierte der Oberbür-
germeister in der dicht besetzten Stadthalle mit erkennbarem Bezug auf den
"Preußenschlag" des Präsidialkabinetts Papen und kursierende Staatsstreichsge-
rüchte an den Reichspräsidenten
Hüter und Wahrer der beschworenen Verfassung zu sein und dafür zu sor-
gen, daß die Grundrechte aller Deutschen, die in dieser Verfassung veran-
kert sind, niemals und von niemandem verletzt werden.
Trotz aller Reglementierungsversuche verliefen auch andere nationale Fest- und
Gedenktage durchaus uneinheitlich und unterstrichen so die ernste weltanschauli-
che Zerrissenheit der Weimarer Gesellschaft, die die Rathäuser keineswegs aus-
sparte.122 Da sich die geistigen Fronten an jenen Gedenktagen im allgemeinen nur
festigten, es eben nicht gelang, z.B. "den Verfassungstag zu einer gemeinsamen,
alle einigenden Feier zu machen", nutzten Oberbürgermeister, die solches als drän-
gende Aufgabe begriffen, mit Bedacht konsensträchtigere unpolitische bzw. ver-
meintlich unpolitische Ereignisse, um ihre politischen Ziele und Überzeugungen
einzubringen. Entsprechend bedeutete etwa der 400. Todestag Albrecht Dürers
1928 für den Nürnberger Oberbürgermeister Luppe längst nicht nur eine willkom-
mene Gelegenheit zur Steigerung des Fremdenverkehrs, beinhaltete das gekonnt
inszenierte Mannheimer Theaterjubiläum 1929 nicht allein eine übliche Folge von
Festkonzerten. Sehr bewußt ging es vielmehr auch um geistige Standortbestim-
mung und Ideenwerbung. "Wir hatten bei der Vorbereitung des 150jährigen Jubilä-
Der Beschluß des Berliner Oberbürgermeisters, in: Tägliche Rundschau 358 v. 3.8.1927, nach:
LAB, ADST B 1407. Zum Flaggenstreit vgl. Kap. III 3.
122 Darauf wird noch zurückzukommen sein. Das Zitat Reuters aus: VERFASSUNGSFEIER
1932, in: MA 9 (1932), S.358. Zur Verfassungsfeier der Reichsregierung vgl. H. V. GERLACH,
Verfassungsfeier-Leichenfeier, in: Weltbühne 28 (1932), S.219-221; F. KÜSTER, Die letzte
amtliche Verfassungsfeier, in: Das Andere Deutschland 8 (1932), S.314f.; F. EVERLING, Die
letzte Verfassungsfeier, in: Berliner Börsenzeitung 337 v. 11.8.32, nach: Ursachen und Folgen,
Bd.7, S. 126-128.
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ums des Mannheimer Nationaltheaters den Wunsch" - so Mannheims Oberbürger-
meister Heimerich -
daß die ganze Mannheimer Bevölkerung daran teilnehmen möchte [...] Wir
hatten den weiteren Wunsch, daß wir mit unseren Veranstaltungen Anschluß
gewinnen an das Lebensgeßihl der Zeit, daß wir nicht beim heutigen Tliea-
ter stehen bleiben, sondern einen, wenn auch gewagten Schritt in ein Zu-
kunftsland tunm
Wie alle übrigen städtischen Medienaktionen, die einen gewissen Finanzaufwand
erforderten, wurden die Feste und Gedenkfeiern nach 1929 zusehends bescheiden-
der. Aus Furcht vor den zunehmenden politischen Ausschreitungen zogen sich die
Verwaltungen nun auch oft wieder mehr in die Säle zurück, erschwerten den Be-
such ihrer Veranstaltungen oder beschränkten sich ganz auf ausgewählte Gäste.
Damit verloren sie an öffentlicher Beachtung und Deutungsmacht - just, als ihre
eingeschworenen Gegner, Nationalsozialisten und Kommunisten, immer stärker
auf die Straße drängten und sich nicht zuletzt mittels je spezifischer Festkalender
aggressiv abgrenzten.
Am Ende des Medienüberblicks können folgende Ergebnisse festgehalten wer-
den:
1. Die Privatpresse bildete eindeutig das wichtigste Medium großstädtischer Öf-
fentlichkeitsarbeit. Im Verkehr mit den Redaktionen verursachten die Kommu-
nalbeamten aus Mangel an Weitblick und Einfühlungsgabe jedoch oft hohe Rei-
bungsverluste, vermochten sie die Chancen des Mediums nicht optimal zu nut-
zen. Die zweite wertvolle Verbindung, die öffentliche Rede, wurde meist stark
unterschätzt und daher vernachlässigt. Ohne Not überließ man hier weitgehend
den Kontrahenten das Feld. Die Versuche mit eigenen Zeitschriften und Filmen
sowie mit dem jungen Hörfunk - lediglich teilweise gelungen und wegweisend -
blieben immer ein Randphänomen. Die vielfältigen Ausstellungen und Festin-
szenierungen schließlich verlangen eine sehr differenzierte Beurteilung. Auf-
grund ihrer geringen Frequenz eigneten sie sich zwar ebenfalls nur als flankie-
H. HEIMERICH, Eröffnungsrede zur Volksfeier v. 23.6.1929, nach: 1779 -1929. Jubilä-
umswoche des Nationaltheaters Mannheim, 22. - 30. Juni 1929. Ein Bericht über die Veranstal-
tungen und ihr Echo, hg. v. Nachrichtenamt (Mannheim o.J. [1929]), S.35 (Hervorhebung im
Original). Näheres zum Mannheimer Theaterjubiläum vgl. Kap. IV 4.4. Das Zitat zum Verfas-
sungstag bei HEIMERICH, Der Bürger und seine Stadt, S.184. Zum Nürnberger "Dürerjahr" vgl.
LUPPE, Mein Leben, S.207-212; HANSCHEL, Oberbürgermeister Hermann Luppe, S.295-299.
An Veranstaltungen gab es u.a. eine große Dürerausstellung, Feierstunden, Tagungen, "Hans-
Sachs-Spiele", "Schembartlauf' und "Büttnertanz auf öffentlichen Plätzen".
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rende Maßnahme, doch konnten sie andererseits psychische Bedürfhisse stillen,
die mit keinem anderen Medium zu befriedigen waren.
2. Die Entwicklung der Kommunikationsmittel machte quantitativ wie qualitativ
zwischen 1919 und 1929 unverkennbar einige Fortschritte: die Beziehungen zu
den Redaktionen spielten sich vielerorts allmählich ein, neue, teils sukzessiv
verbesserte Zeitschriften wurden herausgegeben, Film und Hörfunk entdeckt,
das Stadtfestival als politische Ausdrucksform fand gelungene Realisierungen.
Durch die Notwendigkeit drastischer Einsparungen sowie die deutliche Ver-
schärfung des politischen Tons ging anschließend einiges wieder verloren. Hoff-
nungsvolle Projekte mußten beschnitten oder ganz aufgegeben werden und die
maßlose, allgegenwärtige Hetze der radikalen Opposition trieb nicht selten sogar
zu erneuten Abschottungswünschen vor einer nun zunehmend vergifteten Öf-
fentlichkeit. Als die Staatskrise 1932/33 ihren Höhepunkt erreichte, hatten die
großstädtischen Aktivitäten ihren Zenit folglich schon spürbar überschritten.
3. Bei genauerer Betrachtung zeichnen sich hinsichtlich der Mediennutzung und -
Weiterentwicklung zwei Typen von Verwaltungen ab: ein Grundtyp, weitgehend
nur auf Pressearbeit gestützt und allenfalls mit schwachen Ambitionen, die
Kommunikationsmöglichkeiten zu erweitern, daneben ein Ausnahmetyp, der
sich durch größere Variations- und Experimentierfreudigkeit auszeichnete und
die kommunikativen Neuansätze und Spitzenleistungen im wesentlichen hervor-
brachte. Die Medienübersicht festigt so das bereits im Institutionen- und Perso-
nal-Kapitel gefällte Urteil. Während manche gut und andere wohl wenigstens
noch notdürftig bestanden, waren etliche Verwaltungen allein schon wegen feh-
lender materieller Voraussetzungen keinesfalls in der Lage, den eingangs be-
zeichneten schwierigen Aufgaben großstädtischer Öffentlichkeitsarbeit gerecht
zu werden.
4. wurden gewöhnlich von entschiedenen Befürwortern der neuen politischen Ord-
nung geführt. Mit ihren vorbildlichen Kommunikationsleistungen erfüllten diese
Behördenleiter eine demokratietheoretisch vorgegebene Forderung. Zugleich
konnten sie hoffen, so ihre vielfach gravierende persönliche Benachteiligung
wettmachen zu können. Der ehemalige Tischler und SPD-Funktionär Oberbür-
germeister Hermann Beims, von einflußreichen bürgerlichen Kreisen und deren
Presse als Emporkömmling und "Parteimann" nicht selten im Stich gelassen und
verleumdet, benötigte gegenüber seinen "unpolitischen", studierten Kollegen aus
der bürgerlichen Mittel- und Oberschicht zweifellos größeren Aufwand, um sich
Gehör zu verschaffen. Ebenso der streitbare linksliberale Nürnberger Oberbür-
germeister Hermann Luppe, wohl die prominenteste Symbolfigur der Republik
in Franken.
2. Die Bewertung der Aufgaben
2.1 Der Grundkonflikt: "reine Information" versus
politische Meinungsbildung
Daß die eingangs skizzierte traditionelle Idee der kommunalen Selbstverwal-
tung als einer unpolitischen Regelung bürgerschaftlicher Gemeinsamkeiten städ-
tische Beamte dazu veranlaßte, sich hinsichtlich ihrer öffentlichen Äußerungen
ganz auf sachliche Nachrichtenübermittlung festzulegen bzw. politische Stel-
lungnahmen grundsätzlich auszuschließen, wurde bereits gelegentlich sichtbar.
Erinnert sei an die Kontroverse unter den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft
städtischer Nachrichtenämter 1929/30 oder die redaktionelle Linie der städtischen
Zeitschrift "Leipzig". Dieser förmliche Verzicht auf politische Meinungsbildung
mißachtete den faktischen Übergang der Gemeinde von einer bloß gesellschaftli-
chen Korporation zum Bestandteil des Staates und kultivierte zudem den Gedan-
ken, daß das Gemeinwohl prinzipiell eine unverrückbar vorgegebene, energisch
anzustrebende Größe sei, nicht etwa die Resultante eines permanenten gesell-
schaftlichen Ausgleichsversuchs. Er verkannte mithin die brisanten sozialen
Verteilungskämpfe und politischen Zielkonflikte innerhalb der Stadt und des
Gesamtstaates und verweigerte dringend benötigte behördliche Deutungs- und
Integrationsleistungen. Politisch verfehlt war er somit immer. Sobald die Beam-
ten nur wenig mehr taten als Verordnungen, Termine und Statistiken zu publizie-
ren, war der vermeintlich unpolitische, neutrale Kurs aber auch niemals wirklich
einzulösen. Zugleich moralisch verwerflich wurde er dann, wenn er nicht auf
lauterer Überzeugung beruhte, sondern bewußt manövrierte, den populären und
bequemen Standpunkt "über den Parteien" also wider bessere Erkenntnis bezog.
Wohl auch dank mancher Erfahrung mit den zahlreichen "Fachpolitikern" und
"überparteilichen" Sammlungsbewegungen der Weimarer Republik konstatierte
schließlich nicht nur Carl Schmitt schon Anfang der dreißiger Jahre, es sei
eine typische und besonders intensive Art und Weise, Politik zu treiben,
daß man den Gegner als politisch, sich selbst als unpolitisch (d.h. hier:
wissenschaftlich, gerecht, objektiv, unparteiisch usw.) hinstellt }1A
Wie ebenfalls schon gesehen, regte sich gegen das Konzept einer betont unpoliti-
schen Öffentlichkeitsarbeit in den Rathäusern allerdings auch Widerspruch, gab
es darüber hinaus - etwa in Magdeburg - sogar praktische Beispiele für beherztes
politisches Engagement. Welchen genauen Verlauf nahm nun die Diskussion
4 C. SCHMITT, Der Begriff des Politischen (1932, ND Berlin 1963), S.21, Anm.3.
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zwischen "Traditionalisten" und "Modernen" während der zwanziger Jahre, wie
weit konnte sich die Neuerer-Fraktion durchsetzen?
Zunächst blieb das herkömmliche Bild lange Zeit ziemlich stabil. Ganz im
Sinne des strikten Dualismus von Staats- und Gemeindeverwaltung durfte z.B.
der Leipziger Pressechef Schöne 1924 weithin unangefochten behaupten, die
städtischen Presseämter verfolgten "grundsätzlich eine andere Stellung [..] als die
(politischen) staatlichen Pressestellen." Oberstes Ziel der kommunalen Arbeit
bleibe stets, das allgemeine Vertrauen zu wahren und zu gewährleisten, "daß
politische Brunnenvergiftung ausgeschlossen ist." Und noch der offizielle Beitrag
der Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichtenämter zum Katalog der Kölner
Presseausstellung 1928 wiederholte diese Auffassung. Mit ungebrochener Selbst-
verständlichkeit formulierte der Kölner Amtsleiter Cramer hier:
Die Basis des gegenseitigen Vertrauens durch die Pflege guter Beziehun-
gen zu allen Organen der öffentlichen Meinung zu besitzen, ist das Alpha
und Omega fruchtbringender Arbeitsmöglichkeit des Pressechefs und sei-
nes Amtes, das er im Gegensatze zu Regierungs- und staatlichen Presse-
stellen politisch neutral verwaltet}25
Gegen die herrschende Lehre hatten sich bis dahin lediglich eher vereinzelte
Zweifel erhoben, oft spontan geäußert und tastend. Um die Jahreswende 1928/29
zeigten sich dann allerdings kräftige Signale einer Trendwende und begann eine
lebhafte Diskussion, die die stereotype Version der "reinen" Information nun
relativ schnell zersetzte. Einen offenen Verstoß gegen das Parteilichkeitstabu
bedeutete zum einen die Berufung des jungen Sozialdemokraten Johannes Höber
zum Pressechef der Stadt Mannheim im November 1928. Der neue sozialdemo-
kratische Oberbürgermeister - Hermann Heimerich - bekundete damit, daß ihm
ein politisch engagierter, wenn auch bisweilen bekämpfter Amtsleiter näher lag
als eine vielleicht allseits geschätzte, doch propagandistisch nutzlose Pressestel-
Noch viel mehr Beachtung als der Mannheimer Personalwechsel fand die Re-
organisation des Berliner Nachrichtenamtes, die im Februar 1929 zum Abschluß
kam. Neben zahlreichen technischen Verbesserungen wie verlängerten Betriebs-
zeiten, Abbau überflüssigen Schriftverkehrs und individuellerer Serviceleistung
beinhaltete die Umgestaltung ebenfalls eine bewußte "Politisierung" der Behörde,
125 W. SCHÖNE, Wissenschaft l iche Einstellung und Grundlagen der städtischen Pressearbeit,
nach: VJ tAG 1924, S . l l f , 12; V. CRAMER, Die städtischen Nachrichten- und Presseämter, in:
Pressa. Kul turschau am Rhein, S.82-85, 82f.
126 Vgl . dazu bes . K a p . IV 3, zur Kritik an Höbers Einstellung auch III 1 2 .
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hier nun in Form einer Führungsmannschaft aus Vertrauensleuten der städtischen
"Regierungsparteien". Als Amtschef fungierte demnach ein Sozialdemokrat, der
erfahrene Publizist und Vorsitzende der Berliner Stadtverordnetenfraktion Ri-
chard Lohmann, dessen Stellvertreter sowie zwei weitere Referenten entsandten
die DDP bzw. die DVP und das Zentrum.127 Besondere Brisanz erhielt diese
Organisation nicht zuletzt wegen der begleitenden offensiven Öffentlichkeitsar-
beit Lohmanns, der den Schritt der Reichshauptstadt in Aufsätzen und Diskussi-
onsbeiträgen als umwälzend und wegweisend wertete.I2S Daß zumindest ersteres
zutraf, bewiesen die verzweifelte Gegenwehr von Lohmanns Amtsvorgänger und
das heftige Echo der Berliner Presse. Die streng oppositionellen Blätter kritisier-
ten die Neuordnung scharf als amtliche "SPD-Propaganda", "Futterkrippen-
wirtschaft" und "Kuhhandel" des Magistrats, aber auch außerhalb dieses Lagers
bestand vielfach die Ansicht, die neue Behördenstruktur verletze das "Vertrauen"
der Presse und gefährde die Zuverlässigkeit der übermittelten Informationen. In
das städtische Nachrichtenamt gehörten "Fach- und keine Parteimänner" - so
lautete die klar dominante Parole.129 Der Protest breiter Kreise illustriert die be-
kannte generelle Parteienverachtung der Zeit, indiziert zum Teil aber auch, daß
speziell die Idee einer unpolitischen Kommunalverwaltung längst nicht nur bei
Bei insgesamt 225 Sitzen in der Berliner Stadtverordnetenversammlung entfielen auf:
SPD 73, DDP 21, DVP 14, Zentrum 8. Lohmanns Kollegen waren die Journalisten Dr. Kurt
Zielenziger (DDP), Adolf Zeberin (DVP) u. Erwin Zimmermann (Z). Vgl. die Notiz, in: DP 19
(1929), S.160; R. LOHMANN, Die Neugestaltung des Berliner Nachnchtenamtes, in: ebd.,
S.208-210. Die Mandatsverteilung nach: ENGEL!, Gustav Böß, S.85. Dr.phil. Richard Lohmann
(1881-1935) war neben seinem Amt als Fraktionsvorsitzender im Stadtparlament Mitglied des
Preußischen Landtages sowie Geschäftsführer beim sozialdemokratischen "Vorwärts"-Verlag.
1929 hatte er überdies bereits vielfältige Werke verfaßt, u.a. Dramen, Erzählungen, Romane
und Sachbücher (z.B. "Die Arbeit im Elternbeirat. Ratschläge und Anregungen", 1920; "Vom
Kampfrekord zum Massensport. Umrisse einer Geschichte des Sports", 1925). Nach der natio-
nalsozialistischen Machtübernahme waren sämtliche Schriften verboten. Vgl. DEUTSCHES
LITERATURLEXIKON, Bd.9 (Bern/München 1984), Sp.1635; LISTE DES SCHÄDLICHEN UND
UNERWÜNSCHTEN SCHRIFTTUMS, Ausg. 1938 (Leipzig 1938), S.87.
Vgl. LOHMANNS ersten Aufsatz (Die Neugestaltung des Berliner Nachnchtenamtes) mit
dem bezeichnenden Untertitel "Kritisches und Grundsätzliches zur Frage städtischer Pressestel-
len", ferner DERS., Noch einmal Berliner Presseamt, in: DP 19 (1929), S.530f. u. Lohmanns
Beiträge in VJtAG 1929 u. 1930.
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Alle wörtlichen Belege nach: KAUL, Kommunalpolitik und Presse, S.68-72, der ausführ-
lich aus Ausgaben der deutschnationalen "Kreuzzeitung", der ähnlich gerichteten "Börsen-
zeitung" und der kommunistischen "Roten Fahne" zitiert. Vgl. außerdem H. MEDEFIND, Die
Neugestaltung des Berliner Nachrichtenamtes, in: DP 19 (1929), S.491f.; PROF. MEYER, Vom
Standpunkt des Statistikers, in: ebd., S.492f. Zur Reaktion von Lohmanns Amtsvorgänger, des
Schriftstellers Hans Brennert (1870-1942), vgl. ein Schreiben Lohmanns an Walter Schöne v.
4.4.1929, in: STAL, Nl. Schöne, A 2 ("Der bisherige Direktor des Nachrichtenamtes [...] hat
dem Gedanken der Neugestaltung wie der schließlich gefundenen Form aus innerer Überzeu-
gung den lebhaftesten Widerstand entgegengesetzt."). Bereits im Oktober 1922 hatte die SPD
eine Neuorganisation der Pressestelle und die Ablösung Brennens gefordert. Vgl. dazu F.
LANGE, Groß-Berliner Tagebuch 1920-1933 (Berlin 1951), S.34.
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Beamten weiterhin fest verankert war. Der zähe Kampf der Berliner Rathauspar-
teien um die paritätische Gestaltung der Presseamtsspitze bot andererseits wahr-
haftig kein gelungenes Vorbild demokratischer Willensbildung. Sicher hätte die
Behörde mit lediglich zwei politischen Beamten ebensogut funktioniert. Von
einem seltsamen Politik- und Demokratieverständnis zeugt es zudem, wenn Pres-
sechef Lohmann gerade durch die Berücksichtigung aller kooperationsbereiten
politischen Richtungen eine "völlige Entpolitisierung" des Amtes behauptete.130
Konnte doch die Rathauspolitik sowie der Kurs der kommunalen Öffentlichkeits-
arbeit nie die schlichte Resultante der verschiedenen Parteiauffassungen, sondern
immer nur das Ergebnis politischer Kompromisse sein. Entgegen den Befürch-
tungen der Presse erwiesen sich die vier sämtlich journalistisch erfahrenen Füh-
rungskräfte des Berliner Nachrichtenamtes in der Praxis keineswegs als ausge-
sprochene "Parteimänner", blieb die gleichmäßige und tatsachengetreue Informa-
tionsvergabe auch nach der Umorganisation gewahrt. Bei nüchterner Betrachtung
mußte daher bald zugestanden werden, daß das neue Nachrichtenamt
nach der starken Vermehrung seines Personals [...] ausgezeichnet arbei-
tet. Es steht für jeden Anruf zur Verfügung, sucht die erbetenen Auskünfte
stets schnell zu vermitteln. Es stellt Material aus den verschiedensten
Verwaltungszweigen zusammen und leistet damit der Presse nicht geringe
Dienste.
Während sich die Nachrichtenstreuung also überhaupt nicht geändert hatte und
bewußte Faktenverdrehungen oder -Unterschlagungen offenbar zumindest nicht
öfter vorkamen als in den "unpolitischen" Ämtern, war das Dogma der grund-
sätzlich unparteiischen Nachrichtenvermittlung in Berlin restlos gefallen. Frei-
mütig wurde nun eingeräumt, "daß das Presseamt die Politik der Stadtverwaltung
vertrete", also neben der Faktenübermittlung selbstverständlich auch politisch
meinungsbildend zu wirken versuche - ein klarer Standpunkt, auf den sich auf-
geweckte Lokaljournalisten leicht einstellen, mit dem sie problemlos arbeiten
konnten, solange Nachrichten- und Meinungselemente nicht undurchdringlich
verquickt waren.131
Der Berliner Entwurf einer modernisierten kommunalen Pressestelle provozier-
te auf der 8. Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichtenämter,
die Ende Mai 1929 in Stuttgart stattfand, erstmals eine ausfuhrliche "Poli-
30 Vgl. LOHMANN, Die Neugestaltung des Berliner Nachrichtenamtes, S.208.
131 Stellungnahme Lohmanns nach: VjTAG 1930, o.S. Das vorige Zitat aus: H. MEDEFIND,
Die Neugestaltung des Berliner Nachnchtenamtes, in: DP 19 (1929), S.491f., 491. Im selben
Artikel hatte sich Medefind, ein Redakteur des demokratischen "Berliner Börsenkuner", gegen
das "politisierte" Nachrichtenamt ausgesprochen.
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tisierungs"-Diskussion. Bereits eine Woche zuvor hatte der Hagener Presserefe-
rent Liebau den Leipziger Kollegen und AG-Vorsitzenden Schöne aufgefordert,
das Thema auf die Tagesordnung zu setzen. Lohmanns "überall verbreiteter"
erster Aufsatz über seine Behörde enthalte "so viele angreifbare und für die Ent-
wicklung der statistischen [sie!] Nachrichtenämter [...] verhängnisvolle Äußerun-
gen", daß er ausfuhrlich besprochen werden müsse. In seinem Konferenzbeitrag
nannte der Hagener Pressechef Lohmanns Votum gegen "eine unpolitische Be-
setzung des Amtes" an erster Stelle. Unverblümt bezeichnete er dies als "eine
sehr gefährliche Ansicht, gegen die wir uns wehren müssen." Tatsächlich leiste-
ten mehrere Redner anschließend Schützenhilfe. So betonte z.B. der Oberhause-
ner Beigeordnete Menne, es sei zwar
ohne weiteres zuzugeben, daß auch die Politik in die Stadtverwaltung ein-
gezogen ist. Aber die praktische Handhabung ist doch im einzelnen etwas
anderes. Die Stadtparlamente sind doch nicht so sehr ein Abglanz der
großen Parlamente. Es sprechen doch hier auch berufsständische Interes-
sen mit.
Und der Gelsenkirchener Magistratsrat Große-Boymann sekundierte, man müsse
anerkennen,
daß sich wirklich wenig Grundsätzliches aus unserer ganzen Arbeit her-
ausschälen läßt, und daß das Presseamt eine höchst individuelle [...] Ab-
teilung darstellt}11
Diese keineswegs untypischen Abwehrversuche, die nebulöse Formulierung
eines spezifischen Gemeinde-Politikbegriffs und der Rückzug auf die jeweilige
Einzigartigkeit gemeindlicher Verhältnisse, offenbaren die empfindliche Argu-
mentationsnot der traditionalistischen Fraktion. Unverändert am Ideal des strikt
sachlichen, der Sphäre des Politischen entzogenen Verwaltens orientiert (und
meist wohl auch interessiert), vermochten sie dieses Ideal angesichts einer poli-
tisch wachen Öffentlichkeit, eines selbstbewußt auftretenden, demokratischen
Stadtparlaments und kontinuierlicher Verknüpfungen zwischen Landes- und
Reichspolitik und gemeindlichem Verwaltungsalltag kaum noch zu rechtfertigen.
Die Gegenseite hatte es demgegenüber sehr viel einfacher. Sie hatte akzeptiert,
"daß die Stadtverwaltung nicht mehr nur Verwaltung, sondern auch Regierung"
war, daß es gerade in der gegenwärtigen Krisenzeit ständig darum ging, sich in
den innerstädtischen wie nationalen öffentlichen Diskurs einzuschalten und dabei
auch klare politische Standpunkte einzunehmen. Das Beharren auf der traditionel-
VJTAG 1929, S.16 (Liebau), 24 (Menne) u. 21 (Große-Boymann). Das Schreiben
Liebaus an Schöne v. 18.5.1929, in: STAL, NI. Schöne, A 1, Bd.2.
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len Haltung - dies war hier gewiß - kostete unter den gegebenen Umständen nur
noch Vertrauen und Einflußmöglichkeiten. Entsprechend konterte Lohmann
unmittelbar nach Liebaus Kritik:
Ich glaube, die Auffassung, die mein Herr Vorredner hier vertreten hat
über Politik und Politisierung sollte innerhalb der Kommunalverwaltung
veraltet sein. (Sehr richtig!) Es gibt keine unpolitischen Maßnahmen mehr
innerhalb der städtischen Verwaltungen. Schon die Tatsache, daß [...] un-
sere Stadtverordnetenversammlungen parteipolitisch zusammengesetzt
sind und ihre Entscheidungen nach politischen Grundsätzen und Erwä-
gungen treffen, dürfte dies beweisen.
Daneben versicherte er, daß die Furcht seiner Kritiker vor einem Boykott "poli-
tisierter" Nachrichtenämter absolut unbegründet sei:
Die Oppositionspresse in Berlin, die kommunistische wie die auf der äu-
ßersten Rechten, arbeitet durchaus kollegial und auf dem Verhältnis ge-
genseitigen Vertrauens mit unserer Pressestelle. Ich darf nur daran erin-
nern, daß z.B. die Rote Fahne', die jetzt drei Wochen verboten war, un-
mittelbar vor ihrem Wiedererscheinen einen Redakteur auf die Pressestel-
le sandte, um die für ihn nötigen Feststellungen zu machen}11
Als sich die Arbeitsgemeinschaft der städtischen Presseämter im Mai 1930 in
Magdeburg erneut versammelte, schien der Streit um die politische Dimension
kommunaler Öffentlichkeitsarbeit vollkommen entschieden. Einflußreiche Auto-
ren, wie z.B. der Zeitungswissenschaftler und Journalist Otto Groth, hatten zwi-
schenzeitlich zugunsten der reformerischen Kräfte Stellung bezogen und den
Städten "das Recht und die Pflicht" zugesprochen, "für ihre Absichten und Pläne
[zu] werben." In gewohnt engagierter Weise nahm zu Beginn der Magdeburger
Tagung auch die Pressestelle der Preußischen Staatsregierung offen Partei. Galt
doch ihrem Vertreter, Regierungsrat Harteck, in seinen Grußworten sogar als
"wesentliche Aufgabe jeder amtlichen Pressepolitik, ob sie städtischer oder staat-
licher Natur ist", Sachverhalte zunächst möglichst exakt darzustellen, dann dar-
aus aber auch gegebenenfalls
Ebd., S. 17 u. 18f. Das vorige, kurze Zitat von Pressereferent Forell (Frankfurt/M.), nach:
VJTAG 1930, o.S. Das Verbot des KPD-Organs "Rote Fahne" resultierte aus dem Berliner
"Blurmai", den gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen kommunistischen Demonstranten
und der Berliner Polizei am 1. Mai 1929.
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fest umrissene staatsbürgerliche Forderungen herzuleiten, die der politi-
schen Erziehung und Ertüchtigung des Volkes wie dem Ausreifen seiner
politischen Kritik dienen können.'34
Im Hauptvortrag der Tagung umriß Richard Lohmann nochmals "die politische
Aufgabe städtischer Presseämter". Sein Korreferent, der Osnabrücker Pressechef
Hugle, trat anschließend gleichfalls für eine willensbildende "politische Tätig-
keit" ein und in der nun folgenden Diskussion schworen die Redner dem her-
kömmlichen Bild des unpolitischen Informationsdienstes reihenweise ab. Un-
bestreitbar sei das Presseamt heute ein "politisches Instrument in der Hand der
Stadtverwaltung" war nun zu hören (Theiß/Kassel), gewiß könne es "keinen un-
politischer Pressereferenten" geben (Neitsch/Cottbus), müsse der Pressechef
"politische Aufgaben erfüllen" (Schwahn/Mainz), "ein politischer Mensch" sein
(Michel/Frankfurt/M.). Die Arbeit des Presseamtsleiters "könne nicht im Lavie-
ren um eine neutrale Meinung bestehen", sondern sei darauf auszurichten, "die
Kommunalpolitik der Verwaltung zur Geltung zu bringen" (Kühne/Kiel).135
Da Lohmann seine Auffassung in Magdeburg entschieden zuspitzte, bot sich
nun allerdings neuer Konfliktstoff. Folgte man dem Berliner Sozialdemokraten,
so hatte der städtische Pressechef grundsätzlich "wie jeder andere leitende Beam-
te der Verwaltung parteipolitisch organisiert" zu sein und - dem Pressesprecher
der Reichsregierung vergleichbar - "von seinem Posten zurückzutreten, wenn die
Richtung der kommunalen Politik sich grundlegend ändert". Eine feste Parteibin-
dung schien indes nahezu allen Teilnehmern zu weit zu gehen. Ebenso geschlos-
sen, wie sie die generelle Berechtigung politischer Meinungsbildung anerkann-
ten, lehnten sie dieses Ansinnen ab. Mit seiner Forderung schoß Lohmann auch
tatsächlich über das Ziel hinaus. Zwar entsprach das Bekenntnis zu einer be-
stimmten politischen Partei in besonderer Weise dem Gebot politischer Transpa-
renz sowie der unausweichlichen Annäherung der kommunalen Exekutive an
eine parlamentarische Regierung, doch war eine Parteimitgliedschaft keineswegs
prinzipiell zwingend. Pragmatisch betrachtet, bedeutete sie im Falle strenger
Parteidisziplin oder erheblicher politischer Veränderungen im Stadtparlament
sogar einen durchaus vermeidbaren Verlust an Manövrierfähigkeit, konnte ein
unorganisierter, indes keineswegs "unpolitischer" Amtsleiter die Verwaltungsin-
teressen besser wahrnehmen. Daß ein parteigebundener Pressechef "nicht die
Politik der [gesamten] Stadtverwaltung" vertrete, sondern "die Politik der Frakti-
on, die ihn gewählt oder präsentiert" hatte - wie zahlreiche Kritiker bösartig un-
Zitiert nach: MA 7 (1930), S.449. Das vorige Zitat in: GROTH, Die Zeitung, Bd.2, S.347.
Alle Äußerungen nach: VJTAG 1930, o.S. Die Reden Lohmanns und Hugles sind im
Protokoll nicht abgedruckt. Die Leitsätze der Referenten enthält: MA 7 (1930), S.432f.
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terstellten - wünschte allerdings auch Lohmann nicht. In seinem Schlußwort be-
richtigte er deshalb die "mißverständlichen Auslegungen" seiner Worte und er-
klärte, bei der Betonung der politischen Aufgabe der Presseämter sei "selbst-
verständlich nicht die Politik der Partei, sondern die der Stadtverwaltung ge-
meint" gewesen. Er halte es für unmöglich, "daß ein Behördenleiter bei den heu-
tigen Parteiverhältnissen, die fast überall zu Mehrheitsleistungen zwingen", per-
manent und ungeschmälert den Standpunkt seiner Partei einnehmen könne.136
Wegen Lohmanns provokanter Parteizugehörigkeits-These sollte der Wert der
oben zitierten zustimmenden Äußerungen zum "politisierten" bzw. politisch mei-
nungsbildenden Presseamt eher zurückhaltend veranschlagt werden. Erhebt sich
doch zumindest bei einigen Stimmen der ernste Verdacht rein taktischen Verhal-
tens: um die "extreme" Position des Berliner Pressechefs umzustoßen, votierte
man für die "gemäßigte" Richtung, hastig und ohne echte Überzeugung. Guten
Grund zu dieser Vermutung gibt z.B. die Stellungnahme des AG-Vorsitzenden
Schöne, der - im Wortlaut des Verlaufsprotokolls der Magdeburger Tagung - von
der "Parteipolitisierung" bis zum "unpolitischen", "objektiven" Kurs zurückstreb-
te:
Es sei ein großer Unterschied, ob man von 'Politisierung' oder von
'Parteipolitisierung' spreche. -.. [Schöne] vergleicht die Entwicklung der
Nachrichtenämter mit derjenigen der großen Tagespresse. Die ganze
Entwicklung der großen bürgerlichen Presse gehe ja dahin, eine strenge
formale parteipolitische Bindung an irgendein Programm nicht einzuge-
hen. Auch fllr die Presseamtsleiter handele es sich nicht um parteipoliti-
sche Bindung, sondern nur um die politische Gesamteinstellung.
Nach dieser Differenzierung bemühte sich Schöne am Ende seiner Darlegungen
gewissermaßen um den nächsten Schritt:
Gerade Herr Dr. Lohmann habe früher darauf hingewiesen, daß durch die
verschiedenartige parteipolitische Besetzung des Berliner Nachrichten-
amts eine gewisse politische Neutralität erreicht werde. Er ziehe aus alle-
dem den Schluß, daß die von Dr. Lohmann vertretene Auffassung nur in
einer so großen Stadt wie Berlin ohne weiteres durchführbar sei, daß je-
doch in mittleren Großstädten [...] schon wegen des finanziellen Moments
die Neutralität in einer Persönlichkeit verkörpert sein müsse. Hier trete
mehr die statistische Seite der Arbeit des Presseamtsleiters hervor, der die
Tatsachen feststellt, zwischen Tatsachen und Meinungen unterscheidet07
Ebd. Das vorige Zitat von Stadtrat Theiß (Kassel).
Beide Zitate ebd. Hervorhebungen im Original.
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Trotz manch solcher Defensivkonstruktionen war die skizzierte günstige Ge-
samtentwicklung der Jahre 1928 bis 1930 aber doch existent. Die Stilisierung
kommunaler Publizistik zur bloßen Übermittlung von "Nachrichten tatsächlicher
Art" durfte nun nicht länger auf breite Zustimmung rechnen, stattdessen bahnte
sich in der Bestätigung ihrer meinungsbildenden Komponente ein neuer Konsens
an. Praktisch zum gleichen Urteil gelangten bereits Anfang der dreißiger Jahre
zwei beinahe zeitgleiche wissenschaftliche Untersuchungen. Während die etwas
frühere Arbeit des Heidelberger Doktoranden Alexander Kaul die "Politisierung"
freilich noch vornehmlich als "Entwicklungstendenz" der städtischen Presseämter
beschrieb, durchdachte sein Kommilitone Hermann Hagen bereits das zweite
Problem - faktisch immer schon vorhanden und vor allem auf Bürgermeisterebe-
ne auch bereits vielfältig thematisiert, mit der allmählichen Entlarvung der an-
geblich unpolitischen Position jedoch zunehmend allgemein akut. Daß die Ver-
waltung auf politische Beeinflussung oft gar nicht verzichten könne - so Hagen -
„bedarf angesichts der fast täglichen praktischen Erfahrung keiner Begründung
mehr. Umstritten ist dagegen das Ausmaß und die Richtung, in welcher diese
Einflußnahme zu erfolgen hat."138 Auf dieser Stufe der Überlegungen blieben in
letzter Konsequenz ebenfalls nur zwei Wege: ein konstruktiver, der den strengen
Dualismus von Gemeinde und Staat aufgab, auf die pluralistische Demokratie
einging und ihre Herausforderungen systemgemäß zu meistern suchte, und ein
negativer, der den Systemwandel mißbilligte und auf Umkehr sann.
2.2 Die Inhalte der Meinungsbildung
Hagens Betrachtungen zur gegenwärtigen "Publizitätspolitik" der Städte ließen
an seiner persönlichen Auffassung überhaupt keinen Zweifel. Nach seiner An-
sicht hatte die "übermäßige Unterstreichung des Parteilichen" in den Jahren der
Republik dazu geführt, "den Selbstverwaltungsgedanken Stein'scher Prägung
auszuhöhlen und die Aufteilung in Gruppen, 'Interessentenhaufen' und derglei-
chen zu fördern." Folge die Stadtverwaltung diesem Trend, verstricke sie sich
zwangsläufig in unproduktiven Parteienzwist. Notwendig sei deshalb der entge-
gengesetzte Weg. "Die politische Aufgabe der Presseämter" müsse lauten,
HAGEN, Städtische Selbstverwaltung und öffentliche Meinung, S.17. Vgl. daneben
KAUL, Kommunalpolitik und Presse. Eine Untersuchung über die Beziehungen des
organisierten Nachrichtendienstes der Großstädte zur Tagespresse, bes. S.63-75. Kaul schloß
seine Dissertation zur Jahreswende 1932/33 ab, Hagen wohl im Sommer 1933. Das vorige,
kurze Zitat bei: W. SCHÖNE, Pressedienst, in: Handwörterbuch der Kommunalwissenschaften,
Ergänzungsbd. 2 (Jena 1927), S.1063-1067 (Zitat S.1063).
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an der Entgiftung des gemeindeöffentlichen Lebens mitzuwirken, indem
das Parteiliche bewußt zurückgedrängt und versucht wird, die gemeindli-
chen Angelegenheiten auf ein vernünftiges Maß allgemeinpolitischer
Grundsätze unter starker Betonung des Dienstwillens an der Gesamtheit
zurückzuschrauben.'39
In einem solchen Programm vermochten sich diejenigen Kommunalbeamten
leicht wiederzufinden, die auf das Ideal der "reinen" Information nur sehr zö-
gernd und ohne rechte Überzeugung verzichteten. Wenn die Verwaltung unbe-
dingt deutlich Partei nehmen mußte, dann sollte es in dieser Richtung geschehen,
sollten die Bürger zu mehr Geschlossenheit, Opferbereitschaft und Sachlichkeit
angehalten werden, hatte eine "Politisierung" der Pressearbeit im Grunde der
Rückführung der Gemeinde zu einem unpolitischen Gesellschaftsverband zu
dienen. So entsprach man nicht allein der klassischen Selbstverwaltungsidee mit
ihrer vermeintlich größeren Rationalität und Gemeinwohlorientierung, sondern
pflegte zugleich auch Werte, die im politischen Denken vieler Deutscher generell
noch weit höher rangierten als gekonnte demokratische Interessenverfolgung,
Streit- und Kompromißfähigkeit.
Ein besonders pointiertes Beispiel vordemokratischen Engagements spiegeln
die Lebenserinnerungen des langjährigen Hallenser Oberbürgermeisters Richard
Rive (1906-1933), charakteristischerweise in der sachlich-nüchternen dritten
Person abgefaßt. Schon um die Jahrhundertwende hatte den Breslauer Stadtrat
Rive in seiner Umgebung "eine ausgesprochene Neigung zum Verhandeln und zu
Kompromissen" irritiert:
Es schien beinahe, als wären die führenden Kreise von Altersschwäche
erfaßt und des Glaubens geworden, daß die großen Dinge dieser Welt
nicht durch Kampf, sondern durch Paktieren zu ihrer natürlichen Ord-
nung gebracht werden könnten. Männer von eisenfester, scharfkantiger
Art, die aufrecht ihre amtlichen Wege gingen und unerschrocken ihre Sa-
che verfochten, waren nicht mehr gern gesehen; man bevorzugte konzili-
ante Naturen, die Gegensätze auszugleichen, Brücken zu schlagen und,
wenn es not tat, sich auf den Boden der Tatsachen zu stellen wußten.
Rives Wertesystem ist durch die klaren semantischen Oppositionen mühelos zu
durchschauen ("Kampf vs. "Paktieren"; "eisenfest" vs. "konziliant"). Bezeich-
nend ist weiter die Prämisse einer "natürlichen Ordnung", die entsprechend un-
beugsame "amtliche Wege" verlangt. Unter diesem Blickwinkel konnte die Ge-
meindedemokratie der zwanziger Jahre mit ihrem Zwang zu Diskussion und po-
' HAGEN, Städtische Selbstverwaltung und öffentliche Meinung, S.34f.
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litischem Ausgleich selbstverständlich nur als "Entartung" erscheinen. Rive
stellte sich auch diesem Kampf, verteidigte zäh seine Überzeugungen und focht
beharrlich gegen "illegale Einflüsse von Staat und Parteien und gegen pluralisti-
sche Bestrebungen".140
Die öffentlichen Lagebeurteilungen und Verhaltensappelle vieler Kollegen,
darunter die schon an anderer Stelle erwähnten Oberbürgermeister Külz, Köttgen,
Kutzer, Luther, Rothe, näherten sich gewöhnlich weit weniger radikal, besaßen
aber hinsichtlich des Strebens nach "ganzheitlichen", "vernünftigen" Lösungen
und der Verachtung politischen Streits und politischer Parteien die gleiche Ten-
denz. Mit symptomatischen Metaphern aus dem Sprachschatz der Medizin wurde
der Selbstverwaltung der Nachkriegszeit hier ein düsteres Krankheitsbild erstellt
und anschließend dazu aufgerufen, zur Belebung verschütteter Moral, Überwin-
dung des "Parteigeistes", Gesundung der "Bürgergemeinschaft" und ähnlichem
beizutragen. Bisweilen, wie z.B. im Falle des Berliner Oberbürgermeisters Sahm
(1931-1935), war auch völlig erwiesen, daß sich das Mißbehagen keineswegs auf
den gemeindlichen Bereich beschränkte, sondern den gesamten Weimarer Partei-
enstaat betraf. Dies belegen unter anderem Sahms Rede zur gemeinsamen Ver-
fassungsfeier des Reiches, Preußens und Berlins am 11. August 1931 oder seine
Initiative zur Wiederwahl Reichspräsident Hindenburgs Anfang 1932. Aus der
Kampagne zog er sich folgerichtig zurück, als er sah, daß durch den unerwarteten
Widerstand einflußreicher rechter und die ihm "peinliche" Unterstützung republi-
kanischer Kreise "aus der von mir immer wieder in den Vordergrund gestellten
überparteilichen Aktion etwas anderes geworden war."'41
Genau wie das Beharren auf einer vorgeblich rein sachlichen Linie war ein
"Entgifhmgs-Kurs" im Sinne Hagens vollkommen unfruchtbar. Wer ihn ein-
schlug, hatte gegenüber der passiven "unpolitischen" Haltung die Strategie leicht
verändert, war, provoziert durch beunruhigende Arbeitsbedingungen im Rathaus
RIVE, Lebenserinnerungen, S.47, 325, 344 [u. öfter]. Ausführlichere sprachkritische
Analysen enthält das folgende Kapitel. Zur verbreiteten Vorliebe für klare, geradlinige
Entscheidungsprozesse vgl. etwa P. GAY, Die Republik der Außenseiter. Geist und Kultur der
Weimarer Zeit (1970, ND Frankfurt/M. 1987), S.99-137; D. SCHIRMER, Politisch-kulturelle
Deurungsmuster: Vorstellungen von der Welt der Politik in der Weimarer Republik, in:
Politische Identität und nationale Gedenktage, S.31-60.
141 SPRENGER, Heinrich Sahm, bes. S.233-242 (Zitate Sahms nach: ebd.. S.240 u. 241). Zu
den reichspolitisch aktiven Oberbürgermeistern (Geßler, Jarres, Luther, Bracht u.a.) vgl. bes.
HOFMANN, Zwischen Rathaus und Reichskanzlei. Die Oberbürgermeister in der Kommunal-
und Staatspolitik des Deutschen Reiches von 1890 bis 1933. Zu Külz, Kutzer u. Luther vgl.
Kap. II, zu Rothe Kap. III 1.3, zu Köttgen bes. Kap. IV. Vgl. daneben ROTHE, Fünfzig Jahre im
Dienste einer Großstadt, bes. S.36f. sowie LUTHERS Ennnerungswerke, u.a. Politiker ohne
Partei [!] (Stuttgart 1960).
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und vermehrte "Politisierungs"-Plädoyers in der Öffentlichkeit, stärker aus der
Dekung getreten. Die obsoleten Leitbilder - die Konfrontation von Sachlichkeit
und Politik, Verwaltungseffizienz und Demokratie - blieben dagegen bewahrt.
Nachdrückliche Appelle, Gemeinsinn zu zeigen, vernünftig und ruhig zu bleiben,
scheinen angesichts der vielen politischen Zwangslagen und zahllosen erbitterten
Auseinandersetzungen der Zeit zwar gewiß nur allzu naheliegend und als flankie-
rende Maßnahme auch zweifellos angebracht. Als Hauptbotschaft verstanden,
ignorierten sie aber, daß es innerhalb der Stadt ja nicht auszutilgende politische
Interessengegensätze gab, die auf jeden Fall verhandelt werden mußten. Harmo-
niebeschwörungen allein halfen hier nicht weiter. Oberstes Ziel konnte nicht sein,
politischen Streit um jeden Preis zu vermeiden und auf "eine Abschleifung der
klassenspezifischen, konfessionellen und anderen weltanschaulichen Polarisie-
rungen" zu bauen, sondern es mußte auch in der Gemeinde darum gehen, demo-
kratische Konfliktregelung zu propagieren und vorzuleben.142
Nach aller Erkenntnis zeigten sich zu einer entsprechenden neuen Amtsauffas-
sung indes nur wenige leitende Kommunalbeamte wenigstens ansatzweise im-
stande. Im wesentlichen war es der gleiche Personenkreis, der sich auf den Städ-
tetagen gegen die Pauschalverurteilung der politischen Parteien wandte, die Not-
wendigkeit meinungsbildender Publizistik besonders betonte und bei seiner Öf-
fentlichkeitsarbeit normalerweise durch vorbildliche Organisation und Innovati-
onskraft bestach: die sozialdemokratischen Führungskräfte und manche Partei-
mitglieder von DDP und Zentrum, darunter die bekannten Oberbürgermeister
Beims, Heimerich, Landmann, Luppe, Reuter. Diese Gruppe bewertete die An-
näherung der Kommunalverwaltung an die "Methoden der Staatsverwaltung"
nicht a priori als "Fehlentwicklung". Trotz allen durchaus vorhandenen Machtan-
spruchs billigte sie die Demokratisierung der Gemeindeorgane und bemühte sich
auch, auf tradierte politische Beurteilungsmaßstäbe einzuwirken, aus dem
"autoritätsgebundenen Untertan den [...] Staatsbürger zu schaffen" - ein Konzept,
das über den gemeindlichen Rahmen nun also ohne Bedenken hinausging, Ge-
meinde und Staat als Einheit betrachtete. Ich sah meine Aufgabe darin, dabei
mitzuhelfen, die Menschen zur Demokratie zu erziehen, die uns als Geschenk des
Augenblicks unvorbereitet getroffen hatte", schrieb etwa der Nürnberger Ober-
bürgermeister Luppe (DDP) Mitte der dreißiger Jahre rückblickend. Als einzelne
Lemeffekte galten ihm dabei die "Einsicht in die größeren [politischen] Zusam-
menhänge", der "Wille, auch die Interessen der anderen zu berücksichtigen" und
die Bereitschaft, getroffene Mehrheitsentscheidungen anzunehmen.
142 Vgl. LEHNERT/MEGERLE, Identitäts- und Konsensprobleme in einer fragmentierten
Gesellschaft. Zur Politischen Kultur in der Weimarer Republik, S. 80-95, 93.
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Solche Erziehung fehlte im alten monarchistischen Deutschland vollkom-
men. Der unpolitische Mensch war das Ideal, die politische Opposition
war zur ewigen Negierung verdammt, da sie nie an die Macht kommen
konnte m
Eine dezidiert parteipolitische Note besaß das politische Engagement der Beam-
ten fast nie. Da selbstverständlich auch sie zunächst alle Bürger vertreten, allen
möglichst gerecht werden wollten, blieben sie in dieser Hinsicht bewußt sehr
reserviert. Eine der seltenen Ausnahmen bildete der sozialdemokratische Ober-
bürgermeister Hermann Beims, der zeitweise sogar ein Reichstagsmandat be-
saß.144
Während die restlichen Kollegen an der Selbstverwaltungslehre des späten 19.
Jahrhunderts kaum etwas zu ändern fanden, spürte die fortschrittliche Gruppe
auch, daß es für die Gemeindeverwaltung im demokratischen Staat einer neuen
theoretischen Fundierung bedurfte. Bis zum Ende der Republik gelang es ihr
jedoch nicht, einen ausgeformten Entwurf zu entwickeln. Wie Wolfgang Hof-
mann am Beispiel des Kölner Oberbürgermeisters Adenauer anschaulich macht,
beriefen sich entsprechende Ansätze im allgemeinen ebenfalls auf die überlieferte
Theorie und versuchten aus ihr eine eigene Traditionslinie abzuleiten. Aufgrund
des unverändert hohen Ansehens der Klassiker war dies wohl nötig, wegen des
manifesten Strukturwandels der städtischen Selbstverwaltung - besonders ihrer
anhaltenden Professionalisierung und Parteiendemokratisierung - andererseits
nicht reibungslos möglich. Wie auch Adenauer wertete z.B. der Berliner Ober-
bürgermeister Böß in einem 1929 gesendeten Rundfunkvortrag den merklichen
Rückgang des Larenelements noch als ernste Gefährdung der Selbstverwaltung.
Eine Gemeindeverwaltung, "die nicht von der gesamten Bürgerschaft getragen"
werde, höre schließlich auf, "eine Selbstverwaltung im wissenschaftstheoreti-
schen Sinn des Wortes zu sein." Böß' anschließender Versuch, Realität und
Vorbild zusammenzuhalten, konnte jedoch gewiß niemanden überzeugen: selbst
gegenwärtig seien noch zahlreiche Bürger an den Verwaltungsgeschäften unmit-
telbar beteiligt - so das Berliner Stadtoberhaupt -, die übrigen müßten eben wie-
der stärker dafür interessiert werden.145
' LUPPE, Mein Leben, S.l 12 u. 242. Die vorigen kurzen Zitate aus: O. MOST, Fehlentwick-
lungen in der Selbstverwaltung, in: Zeitschrift für Kommunalwirtschaft 20 (1930), Sp.1443-
1456, 1445; L. LANDMANN, Verbindung der Kulturpolitik mit der Allgemeinen Kommunalpo-
litik, in: Deutscher Kommunal-Kalender 9 (1929), S.171-173, 172.
1920-1924 u. 1928-1931. Unter den sozialdemokratischen Oberbürgermeistern war wohl
nur noch Brauer/Altona ähnlich aktiv. Vgl. E. LÜTH, Max Brauer. Glasbläser, Bürgermeister,
Staatsmann (Hamburg 1972), bes. S.23.
145 BÖß, Großstadt und Selbstverwaltung, in: Der Städtetag 23 (1929), Sp.562-564, 563.
Vgl. auch Böß' Äußerung zur Parteienstaatlichkeit in Kap. II. Vgl. ferner die Analyse eines
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Obschon theoretisch noch ohne schlüssige Autorisation, beschriften die refor-
merischen Kommunalbeamten in der Praxis unstreitig den richtigen Weg. Eine
Mehrheit bildete dieser Kreis allerdings sicher nicht. Für eine exaktere Quantifi-
zierung und für die zweifellos erforderliche Binnendifferenzierung von
"Traditionalisten" und "Modernen" fehlen die nötigen Vorstudien. Erst weitere
Oberbürgermeisterbiographien werden hier Fortschritte erlauben. Bereits der
grobe bisherige Befund widerspricht freilich allen Hypothesen, wonach die
Gruppe der leitenden Kommunalbeamten eine besondere "Aufgeschlossenheit für
die Demokratie" ausgezeichnet habe. Diesen Eindruck suggeriert vielleicht die
oft beachtliche Pragmatik der Oberbürgermeister im Verkehr mit den städtischen
Wahlkörperschaften, die fortschrittliche Sozialpolitik der Städte oder das positive
Beispiel der wenigen, bislang gründlich betrachteten republikfreundlichen Ver-
waltungschefs. Bei Berücksichtigung der politischen Leitbilder der Gesamtheit,
ihrer Konfliktverarbeitung und Wertevermittlung, dürfte die Ansicht indes nicht
bestehen. Und zugestandenermaßen plädierte offenbar tatsächlich kein großstäd-
tischer Verwaltungsleiter öffentlich und explizit für die Restauration des Obrig-
keitsstaates, doch förderten die dauernden Klagen über das miserable Funktionie-
ren der Parteienparlamente, die angeblich "krankhafte" Kritik- und Streitsucht der
Bevölkerung und ähnliches fraglos autoritäre Ordnungsideen. Privat wird sich
eventuell nicht allein der Düsseldorfer Oberbürgermeister Robert Lehr (1924-
1933) noch wesentlich klarer ausgesprochen haben. In einem Brief an einen en-
gen Weggefährten warnte Lehr am Vorweihnachtstag 1926:
Auf dem Wege, auf dem wir jetzt treiben, gibt es keine Gesundung. Der
Parlamentarismus in dieser Form ist unmöglich. Wir müssen wieder eine
erste Kammer haben. Wir müssen erreichen, daß Geist und Leistung do-
minieren und daß dies unwürdige und falsche Regieren der Wählerschaft'
auf vernünftige Grenzen beschränkt wird. Es ist ein weiter Weg bis dahin.
Aber gerade Leute wie Sie sollten diesen Weg zielbewußt gehen und in sol-
chen Fällen nicht aus parteipolitischen und wahltechnischen Gründen
dem Geschrei der Masse opfern, sondern in richtiger Führereigenschaft
sich dem Strom entgegenstellen, wenn er in falsche Bahnen gelenkt
wird.
Grandsatzreferats Adenauers vor der Kommunalpolitischen Vereinigung der Zentrumspartei v.
29.5.1930 in W. HOFMANN, Konrad Adenauer und die Krise der kommunalen Selbstverwaltung
in der Weimarer Republik, in: Konrad Adenauer. Oberbürgermeister von Köln, S.329-354
(S.343-349).
146 Schreiben Lehrs an den DNVP-Stadtverordneten u. Reichstagsabgeordneten Ellenbeck v.
24.12.1926, in: STAD, Abt.III, Nr.18093. Zu den Forschungszitaten vgl. die Einleitung, zu Lehr
vgl. Kap. IV.
Die Inhalte der Meinungsbildung 117
Die mangelnde Bereitschaft unter den Oberbürgermeistern der Republik, über-
lieferte Auffassungen wirklich aufzugeben und eine moderne Gemeindedemo-
kratie zu propagieren und anzustreben, hatte gewiß viele Gründe. Gedenkt man
der vorbildhaften Tätigkeit der vergleichsweise wenigen entschiedenen Republi-
kaner, erhält der weithin versäumte Personalaustausch während der Revolution
einen besonderen Stellenwert. Mehr Oberbürgermeister vom Schlage eines
Beims, Luppe oder Reuter hätten die Situation zweifellos verbessert. Ein Hin-
dernis bildete daneben aber sicher auch die konstant breite Opposition aus einfa-
chen Bürgern, Landes- und Reichspolitikern und maßgeblichen Staatsrechtsleh-
rern speziell gegen eine "Politisierung" der Gemeinden, interpretiert als
"pluralistische Zersetzung" des Staatsganzen, als unkontrollierbares System von
"Großstadtrepubliken". Wer dagegen angehen wollte, focht stets einen schweren
Kampf. Die eklatante Verwahrlosung des politischen Umgangstons in der Wirt-
schafts- und Staatskrise seit 1930 begünstigte die Aufrechterhaltung angeblich
neutraler bzw. überparteilicher Positionen zusätzlich. Sehr nachteilig wirkte wohl
obendrein die unleugbare Leistungsfähigkeit, besonders die sozialpolitische Ef-
fizienz des Beamtenregimes vor 1918. Gerade weil schon die Selbstverwaltung
der Jahrhundertwende in der sozialen Reform so relativ erfolgreich war -so ist zu
vermuten -, fehlten der politischen Reform noch in den zwanziger Jahren Legiti-
mation und Schwung.
Über die Behandlung der eingangs skizzierten weiteren Aufgaben großstädti-
scher Öffentlichkeitsarbeit - den Kampf um Selbstverwaltungsrechte und ange-
messene Finanzausstattung, gegen Invektiven der Privatwirtschaft und Groß-
stadtkritik - läßt sich wenig Generelles sagen. Daß wirtschafts- und finanzpoliti-
sche Stellungnahmen offenbar zahlenmäßig dominierten, kann angesichts der
enormen unmittelbaren Bedeutung dieser Sektoren kaum überraschen. Hier bilde-
ten Gesinnungs-, Vernunft- und Antirepublikaner zudem eine recht geschlossene
Aktionsfront und gab der Deutsche Städtetag wertvolle Anregungen und Argu-
mentationshilfen. Anscheinend weit geringere Beachtung fanden im allgemeinen
der verbreitete Zivilisations- und Großstadtverdruß und andere sozialpsychologi-
sche Phänomene, die im täglichen Verwaltungsgeschäft nicht so konkret spürbar
waren wie rückläufige Reichssteuerüberweisungen oder Kreditverschlechterung.
Daß etwa die rheinischen Städte in diesem Bereich gerade in den Jahren 1928/
1929 besonders aktiv wurden, als großstadtfeindliche Propaganda die langersehn-
te konzertierte Gebietsexpansion zu stören drohte, dürfte typisch gewesen sein.147
Bestimmtere Aussagen werden auch hier freilich erst weitere Detailstudien er-
möglichen.
Vgl. z.B. die Protokolle der Vorstandssitzungen des Rheinischen Städtetages v.
13 10.1928 u. 10.1.1929, in: STAD, Abt.IIl, Nr.61.
3 Kennzeichen der Komtnunikationswege
Sorgfältige Analysen des Kommunikationsverhaltens der leitenden Kommunal-
beamten enthüllen politische Orientierungen und Zielkonzepte, untermauern und
verdeutlichen die bislang ermittelten politisch-kulturellen Divergenzen in den
Rathäusern der Republik. Im sprachlichen Bereich, dem hauptsächlichen Kom-
munikationsfeld, stehen der Sprachinhaltskritik drei Erkenntnisverfahren zur
Seite: die Stilkritik, die auf Schlüsselwörter achtet oder Häufungen von Wörtern
aus demselben Wortfeld registriert, die Kritik des sprachlichen Systems, ausge-
richtet auf Wortumdeutungen und -neuprägungen oder syntaktische Besonderhei-
ten und schließlich die Denkstil-Kritik, die Bewertung von Logik, Bildhaushalt
und Weltbezug der Sprache. Denkmäler und Gedenktage, Titel, Ehrenzeichen
und Flaggen markieren einen zweiten Kommunikationsbereich, das Feld politi-
scher Symbolik. Daß politische Botschaften nicht allein mittels Sprache und
Dingsymbolen, sondern auch durch gezielt gleichnishaftes Handeln verbreitet
werden, hat erst in jüngerer Zeit eingehendes Interesse gefunden. Als
"symbolische Politik" besitzt dieser dritte Aspekt politischer Kommunikation in
der politikwissenschaftlichen Forschung inzwischen einen festen Platz. Termino-
logisch zusammengefaßt sind hier z.B. der demonstrative Nachweis von Macht
und Handlungskompetenz, die drastische Pointierung politischer Alternativen
bzw. die planmäßige Personalisierung politischer Ideen und Programme.148 Im
Folgenden ist beabsichtigt, den empirischen Wert der Sprach- und Symbolanaly-
se aufzuzeigen sowie mit Hilfe je spezifischer Kommunikationsmerkmale die
beiden ideologischen Grundpositionen der Kommunalbeamten, die traditionalisti-
sche, "unpolitische" und die politisch engagierte, republikanische, weiter zu
kennzeichnen. Die spätere Konzentration auf die Oberbürgermeister von Düssel-
dorf und Mannheim wird hierauf aufbauen und dann auch zu differenzierteren
Einsichten führen.
3.1 Sprachliche Kommunikation
In der ersten direkten Volks wähl des Staatsoberhauptes erreichte im April 1925
der 77jährige Paul von Beneckendorff und von Hindenburg, entschiedener Mon-
148 Zu Methoden und Problemen der Sprachkritik vgl. v.a. W. BEUTIN, Sprachkritik -
Stilkritik (Stuttgart u.a. 1976), bes. S. 102-128; H. J. HERINGER, Sprachkritik - die Fortsetzung
der Politik mit besseren Mitteln, in: Ders., Holzfeuer im hölzernen Ofen. Aufsätze zur
politischen Sprachkritik (Tübingen 1982), S.3-34. Zur symbolischen Politik vgl. M. EDELMAN,
Politik als Ritual. Die symbolische Funktion staatlicher Institutionen und politischen Handelns
(Frankfurt/M., New York 1976); U. SARCINELLI, Symbolische Politik (Opladen 1987); T.
MEYER, Die Inszenierung des Scheins. Voraussetzungen und Folgen symbolischer Politik
(Frankfurt/M. 1992).
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archist, ehemals kaiserlicher Generalfeldmarschall und populärster Soldat des
Weltkrieges, die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Schon zu Lebzeiten zum
Mythos verklärt, zur Verkörperung vergangenen Glanzes und verlorener Tugen-
den, legte Hindenburg mit der feierlichen Vereidigung durch den Reichstagsprä-
sidenten seine reaktionäre Gesinnung keineswegs ab. Daß eine zentrale Gestalt
des systemkritischen rechten Lagers ausdrücklich die republikanische Verfassung
zu achten versprach, verlieh der empfindlichen Wahlniederlage der Republikaner
jedoch auch eine positive Seite. Bot sich doch nun die Aussicht, gerade die bis-
lang abseits stehenden "nationalen" Bevölkerungskreise stärker an den neuen
Staat zu binden.149 Hindenburgs ambivalente Stellung als bewunderte Symbolfi-
gur des alten Reiches und oberster Repräsentant der jungen Republik macht Bür-
germeisterreden anläßlich von Besuchen oder "runden" Geburtstagen des Reichs-
präsidenten für den Vergleich politischer Wahrnehmungsmuster und Werte be-
sonders interessant. Die relativ stark konventionalisierte Form solcher Anspra-
chen läßt Akzentunterschiede auch deutlich hervortreten. Zwei Grußadressen der
Oberbürgermeister Landmann (Frankfurt/Main 13.11.1925) und Rothe (Leipzig
2.3.1926) zeigen dies eindrucksvoll.
Mit unverkennbarem Gegenwartsbezug betonte der linksliberale Frankfurter
Oberbürgermeister im üblichen Rückblick auf die geschichtliche Bedeutung der
gastgebenden Gemeinde sogleich, niemals habe sich die Stadt Frankfurt "in eine
rückwärts gewandte Träumerei eingesponnen", sondern sei, "fest gegründet auf
dem Fundament ihrer großen Vergangenheit, im Wellenspiegel der Zeiten stets
jung geblieben." Die Kriegs- und unmittelbaren Nachkriegsjahre zeichnete
Landmann danach als Zeit schwerster Verluste und Prüfungen, wobei er nicht
vergaß, den damaligen Besuch "Ihres Herrn Amtsvorgängers" zu erwähnen, des
von der Rechten vielfach verleumdeten Sozialdemokraten Friedrich Ebert (1919-
1925), laut Landmann "ein kluger und mutiger Staatsmann" und "treuer deutscher
Patriot". In der jüngsten Vergangenheit erblickte der Oberbürgermeister Anzei-
chen einer Besserung der ökonomischen, sozialen und politischen Verhältnisse,
die zu einer optimistischen Zukunftserwartung berechtigten. Nachdem "die poli-
tische Einheit von Reich und Volk" über die dunkelste Ära hinweggerettet wor-
den sei, so Landmann weiter, bürge nun die Persönlichkeit des Reichspräsidenten
dafür, daß dieses "köstliche Erbgut" auch künftig gewahrt bleibe. Im Weltkrieg
habe Hindenburg "deutsches Land vor den Fußtritten der fremden Heere" ge-
schützt, jetzt trotz hohen Alters das schwere Präsidentenamt angetreten. Beiden
Aufträgen sei er aus Pflichtgefühl und "Treue zum deutschen Volke" gefolgt.
Diese stete "Hingabe an das große Ganze", folgerte Landmann, bilde auch die
Gewähr, daß der Reichspräsident die deutsche Republik "vor allen Angriffen,
Vgl. z.B. H.A. WINKLER, Weimar 1918-1933 (München 1993), S.280-284.
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mögen sie kommen von oben oder von unten", schützen werde. Angesichts Hin-
denburgs bekannter politischer Einstellung konnte man dessen keineswegs so
sicher sein, wie es der Frankfurter Oberbürgermeister formulierte. Den Zeitge-
nossen war der Hintersinn der Worte daher auch vollauf bewußt: hier stand weni-
ger eine Gewißheit als ein höflich umschriebener Appell. Den Abschluß der Rede
bildete eine noch deutlichere Aufforderung Landmanns, bis in den Wortschatz
ganz auf den Feldmarschall und seine Gefolgschaft zugeschnitten:
In Treue fest, so stehen Sie vor Ihrem Amte und dem Deutschen Reich, für
dessen Erhaltung, für dessen Schutz und für dessen Staatsform Sie Ihr
Manneswort verpfändet haben. So haben Sie bisher gehandeil, so wird
künftig Ihr Tun sein. Dieser ihrer Treugesinnung soll nunmehr der Ruf
entgegenhallen, zu dem ich die Vertreter der Frankfurter Bürgerschaft
und die Spitzen der Reichs- und Landesbehörden auffordere: des deut-
schen Volkes Repräsentant, des deutschen Reiches Präsident: er lebe
hoch'}"0
Hätte der Oberbürgermeister seine Ansprache nicht selbst durchdacht, sondern
den Entwurf eines Mitarbeiters rundweg übernommen, wäre weder das gegen-
wartsbejahende Fazit aus der Frankfurter Geschichte noch der Name Präsident
Eberts enthalten gewesen und die Rede im Ton sehr viel nationalistischer ausge-
fallen.15' Einen derartigen Text verlas etwa vier Monate später Leipzigs parteilo-
ser, nationalliberaler Oberbürgermeister Rothe, als der Reichspräsident zur Leip-
ziger Messe erschien.
Bereits die gesamte äußere Inszenierung des Besuchstages kontrastierte scharf
mit den Frankfurter Festlichkeiten. Zeigte sich die Frankfurter Innenstadt am 13.
November 1925 in reichem schwarz-rot-goldenem Falmenschmuck und gestaltete
Landmann mit Hilfe der republikanischen Parteien und des Reichsbanners den
Programmablauf "zu einem weithin beachteten Festtag für die Republik"152, ge-
rieten die Stunden in der Messestadt eindeutig zur Machtdemonstration der re-
publikfeindlichen Rechten. "Die Stahlhelm-Parade" titelte die sozialdemokrati-
sche "Leipziger Volkszeitung" anschließend verbittert.
150 Alle Zitate nach: STÄDTISCHES ANZEIGENBLATT FRANKFURT (1925), S.380. Eine Bespre-
chung der Rede enthält bereits REBENTISCH, Ludwig Landmann, S.139f. Daß Landmanns
Botschaft verstanden wurde, belegt ein Protestschreiben einer "Arbeitsgemeinschaft der vater-
ländischen Verbände Schwarz-Weiß-Rot" vom 17.11.1925. U.a. verurteilte man die "grob6
Taktlosigkeit" des Stadtoberhaupts, den "Generalfeldmarschall Reichspräsident" von Hinden-
burg an sein Wort für die "heutige" Staatsform erinnert zu haben. Vgl. ebd., S.140.
Vgl. die Charakterisierung des Entwurfs in: REBENTISCH, Landmann, S.140.
152 Vgl. ebd.. S.139.
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Von dem Gedanken der Republik war gestern nicht ein Hauch zu spüren.
Die "Leipziger Neueste Nachrichten" schreiben triumphierend, daß dem
Reichspräsidenten schwarz-weiß-rote Fahnen entgegengeleuchtet hätten.
'Vaterländische' Verbände [...] haben Spalier gebildet. [...] Soweit wir
aus den Berichten der bürgerlichen Presse ersehen, ist auch in den zahl-
reichen offiziellen Reden kein Bekenntnis zur Republik enthalten.153
Überaus zufriedene Stimmen kamen dagegen aus dem "nationalen" Lager. Als
der kommunistische Reichstagsabgeordnete Wilhelm Koenen während der zwei-
ten Lesung des Haushalts des Reichspräsidenten auf den Leipzig-Besuch einging
und behauptete, Hindenburg sei von Arbeitslosen mit Protesfrufen empfangen
worden, konterte der Redner der DNVP, der Gymnasiallehrer Albrecht Philipp,
Koenen sei gewiß nicht persönlich in Leipzig gewesen. Er schließe zwar nicht
aus, daß hier und da vielleicht ein paar Rufe gegen Hindenburg ertönt seien. Es
müsse aber "zur Ehre des Leipziger Proletariats" festgestellt werden, daß es sich
seinerzeit "in jeder Hinsicht anständig verhalten" habe. "Ich muß als alter Monar-
chist und auch heutiger Monarchist gestehen", fuhr Philipp fort, "daß ich noch nie
einen derartigen Triumphzug eines Monarchen gesehen habe, wie ihn Hinden-
burg in Leipzig gefunden hat."154
Oberbürgermeister Rothes Rede war keineswegs geeignet, reaktionäre Huldi-
gungen an den "Ersatzkaiser" Hindenburg zu behindern. Offenkundig entstammte
sie einer ganz anderen politischen Gedankenwelt als Landmanns Beitrag. Wäh-
rend jener durch die Ausdrückliche Würdigung des sozialdemokratischen Vor-
gängers und andere überlegte Formulierungen die Kontinuität des Präsidentenam-
tes hervorgehoben hatte und durchweg als unbestechlicher Anwalt der jungen
Republik aufgetreten war, blickte Rothe mehr auf die Person als auf dessen au-
genblickliches Amt, gab sich vor Hindenburg auch weit devoter als der Frankfur-
ter Kollege und fand für die neue Staatsform kein gutes Wort. Der Jubel der Be-
völkerung überall, wo der Präsident sich gezeigt habe, so Rothe in dem schon
Tage vor dem Ereignis abgeschlossenen Redemanuskript, beweise deutlich, "wie
dankbar und erfreut die Leipziger darüber sind, daß der Herr Reichspräsident uns
die Ehre des Besuchs erwiesen haben." Und in sehr bezeichnender Reihenfolge
hieß es weiter:
LEIPZIGER VOLKSZEITUNG 52 v. 3.3.1926, in: S T A L , Kap.l, Nr.97, Bd.2. Über die
Vorbereitungen vgl. LEIPZIGER VOLKSZEITUNG 50 v. 1.3.1926 ("Reichskriegertag in kleiner
Auflage") ebd.
154 VERHANDLUNGEN DES REICHSTAGES, 3. Wahlpenode 1924, Stenographische Berichte,
Bd.390, S.6724 u. 6722f. (Koenen).
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Gut deutsch sind [die Leipziger] gesinnt, treu dem Reiche ergeben, treu
zur Verfassung stehend. Darum ehren sie in dem Herrn Reichspräsidenten
den Vertreter des Reichs, den Schirmherrn der Verfassung. Aber sie nei-
gen auch ihr Haupt vor dem ruhmreichen Generalfeldmarschall, dessen
Kriegskunst im Weltkrieg Deutschlands Feinde vom deutschen Boden
ferngehalten hat.
Die "Leipziger Volkszeitung" kritisierte die Rede des Stadtoberhaupts tags
darauf heftig. Namens der sozialdemokratischen Arbeiterschaft Leipzigs erhob
sie besonders "den allerschärfsten Protest" gegen die Äußerung, alle Leipziger
verbeugten sich vor dem ruhmreichen Feldherrn. Zutreffend harte sie ferner regi-
striert, "daß Dr. Rothe dem Wort Republik stets aus dem Wege gegangen ist. Er
hat immer nur vom Reiche gesprochen."155 Die Kritik in der "Volkszeitung"
bezeugt, daß sensible Beobachter sprachliche Eigenheiten und Manipulationen
wie das Vermeiden und Ersetzen von Wörtern oder die plumpe Suggestion ein-
helliger Gemeinschaft durchaus bemerkten. Gleich eine ganze Liste von Beson-
derheiten erstellte z.B. auch der junge Dolf Sternberger für die politische Sprache
des Präsidialkabinetts Papen im Jahre 1932. Sein kurzes "Wörterbuch der Regie-
rung von Papen im Auszug", quasi eine Vorstudie zu Sternbergers "Wörterbuch
des Unmenschen" von 1945, war ebenso wie jenes ohne klaren Maßstab, teils
allzu moralisierend und pauschal, hatte andererseits aber doch einige objektiv-
unzulässige und demokratiefeindliche Wahmehmungsmuster und Leitbilder des
außerparlamentarischen "Kabinetts der Barone" erfaßt. Unter anderem verbuchte
die Liste die Beschreibung politischer und sozialer Vejjj)§ltnisse und Prozesse
mittels biologisch-pathologischer Metaphern ("fressendes Gift des Kulturbol-
schewismus", "organischer Umbau der Wirtschaft"), was weltanschaulich moti-
vierte Ansichten und Maßnahmen zu undiskutierbaren Naturvorgängen erhob.
Daneben verzeichnete sie weitere deterministische ("gottgewollte Regelung")
sowie mythische ("Wiedergeburt des neuen Deutschlands") Auffassungen über
Bewegungsrichtungen und -kräfte von Politik, die ebenfalls vom lästigen Zwang
zur Rechtfertigung dispensieren konnten.156
1 5 5 LEIPZIGER VOLKSZEITUNG 52 v. 3 .3 .1926 (Hervorhebung im Original ) . Ro thes Redetext
in: STAL, Kap.l,Nr.97, Bd.2.
1 5 6 Vgl. D. ST, [= D. STERNBERGER]. "Fressendes Gift" bis "Wiedergeburt", in: Deutsche Re-
publik 6 (1932) , S. 1398-1401 (wieder abgedruckt in: Ders. , Sprache und Politik (Schriften,
B d . l l , Frankfurt a .M./Leipzig 1991), S.25-32); D. STERNBERGER/G. STORZ/W. SÜßKIND, Aus
dem Wör te rbuch des Unmenschen (Hamburg/Düsseldorf, 3.Aufl. 1968). Zur Kritik an S tem-
bergers "moral is ierender Sprachkrit ik" vgl. etwa BEUTIN, Sprachkritik - Stilkritik, S.54-57. Zu
den genannten Wahrnehmungsweisen und Klischees vgl. SCHIRMER, Politisch-kulturelle Deu-
tungsmuster , in: Poli t ische Identität und nationale Gedenktage, S.31-60 u. - ausführlicher -
DERS., Mythos - Heilshoffnung - Modernität . Politisch-kulturelle Deutungscodes in der Wei-
mare r Republ ik (Opladen 1992).
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Der im vorigen Kapitel erwähnte unermüdliche Kampf des Hallenser Oberbür-
germeisters Rive um eine "natürliche Ordnung" sowie die verbreitete Klage über
die "Entartung" der gemeindlichen Selbstverwaltung illustrieren, daß diese
Sprach- und Denkphänomene auch unter den leitenden Kommunalbeamten ge-
bräuchlich waren. Selbst die Anhänger der Republik flüchteten sich zuweilen zu
deterministischen Zukunftserwartungen und Heilsperspektiven, vermehrt in der
Spätphase des Weimarer Staates, als die Realisierung ihrer politischen Kernziele
in immer weitere Ferne rückte. Die eigentlichen Schlüsselbegriffe der Republika-
ner lauteten indes anders. Sie propagierten nicht gläubige Erwartung oder drasti-
schen Wandel, sondern vielmehr Vernunft, umsichtige Entwicklung, schrittwei-
sen Fortschritt. Diese Ideale bestimmten Ludwig Landmanns Hindenburg-Rede.
Vornehmlich wegen des Themas noch sehr viel markanter erscheinen sie in einer
Ansprache des sozialdemokratischen Mannheimer Oberbürgermeisters Heimerich
anläßlich der Einweihung der städtischen "Rhein-Neckar"-Ausstellungshalle am
30. Juni 1930.
Die Koinzidenz dieser Festlichkeit mit dem Tag der vollständigen Räumung
des Rheinlandes durch die allierten Besatzungstruppen war vielleicht tatsächlich
so zufällig wie Heimerich einleitend behauptete. Gleichwohl nutzte er die Gunst
der Stunde zu einer umfassenden politischen Bilanz. Daß die Fertigstellung eines
bedeutenden Bauprojekts und die endgültige "Befreiung" der besetzten Gebiete
zusammenträfen, so der Oberbürgermeister, möge ein Sinnbild dafür sein, daß
alle Bedrängnis es nicht vermocht habe, "unseren Aufstiegswillen und unsere
Organisationskraft" zu lähmen. Nur allzu häufig werde vergessen, welch außer-
gewöhnliche Belastungsproben in der kurzen Zeitspanne der letzten fünfzehn
Jahre bestanden worden seien. Heute sei es an der Zeit, neben den unmittelbaren
Betroffenen der Rheinlandbesetzung auch "an diejenigen zu denken und denen zu
danken, die an der Spitze des Reiches in zwölf harten Jahren für uns tätig gewe-
sen sind": dem derzeitigen Reichspräsidenten Hindenburg, der das Heer geordnet
in die Heimat zurückgeführt habe, den Beteiligten an Waffenstillstand und Frie-
densvertrag, die diese schweren Pflichten auf sich nahmen, sowie den toten Grö-
ßen der Republik - Erzberger, Rathenau, Ebert, Stresemann. Noch sei in der Re-
visionspolitik gewiß nicht alles vollbracht, könne der heutige Festtag wiederum
"nur als Etappe auf dem Weg zu neuen und besseren Lösungen" gelten, fuhr
Heimerich fort. Stets müsse das deutsche Volk aber Konzepte verfolgen, "die
seine Kinder nicht wieder in ein neues Chaos hineinfuhren, sondern in ein besse-
res und glücklicheres Dasein in einem befriedeten und geeinten Europa." Ab-
schließend nutzte der Redner den neuerlichen außenpolitischen Erfolg der Re-
publik zur Mahnung, sich auch im Innern unbeirrt auf "die große gemeinsame
Aufgabe" zu besinnen. Unter geschickter rhetorischer Verknüpfung von demo-
kratischer Staatsidee und deutschem Nationalstolz erläuterte Heimerich:
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Es gilt, das ganze Volk, vor allem die Jugend, zu einem Staate zuführen,
der im Geiste der Weimarer Verfassung auf Freiheit und sozialer Gerech-
tigkeit aufgebaut ist. Diesen Staat, Deutschland, wollen wir mit unserer
ganzen Liebe umfangen. Darum bitte ich Sie, sich mit mir in dem Ruf zu
vereinigen: Unser deutsches Vaterland, es lebe hoch!'51
Die Rede des Mannheimer Oberbürgermeisters war wohlkonzipiert, engagiert
und besonders lebendig. Allerdings enthielt auch sie drei grundlegende Schwä-
chen der republikanischen Propaganda. Typisch war erstens der defensive Stand-
punkt der Ansprache ("Nur allzu häufig wird heute vergessen" usw.), nicht erst in
den dreißiger Jahren, sondern schon seit der Revolution in den Texten der Re-
publikaner eindeutig vorherrschend. Zu selten gelang es, gegenüber den radikalen
Parteien von der ungünstigen Rechtfertigungshaltung zur kraftvollen Offensive
zu finden, deren Gedankenmängel und boshafte Selbstgefälligkeit nachdrücklich
zu diskreditieren. Bezeichnend war zweitens der durchgehend rationale Stil des
Stadtoberhaupts. Heimerich sprach zwar nicht ganz ohne Leidenschaft und rhe-
torische Kunstgriffe ("Diesen Staat, Deutschland, wollen wir mit unserer ganzen
Liebe umfangen" usw.), doch verließ er sich im Prinzip einzig auf die werbende
Kraft seiner Ideen. Damit entsprach der Oberbürgermeister in alter sozialdemo-
kratischer Tradition dem fortschrittsoptimistischen aufklärerischen Modell "bür-
gerlicher Öffentlichkeit", das Öffentlichkeit als unabhängig und vernünftig dis-
kutierendes Publikum interpretierte. Dieses Modell eines freien, fairen Gedan-
kenwettstreits war nicht grundsätzlich obsolet, unterschätzte jedoch in der Rein-
form das Bedürfnis nach Anschaulichkeit und zielklarer "Führung" auch und
gerade in der komplizierten pluralistischen Demokratie. Es mißachtete zudem
den unbezwingbaren Einfluß von gefühlsmäßigen Stimmungen und Einstellungen
auf die Politik, der allein durch die vernünftige, nüchterne Darlegung des Für und
Wider keinesfalls zu beantworten war. In seinen Lebenserinnerungen wertete der
sozialdemokratische Reichspolitiker und Rechtsphilosoph Gustav Radbruch die
damals klar dominierende sachlich-nüchterne Einstellung innerhalb seiner Partei
daher auch als verhängnisvollen Fehler. Zugleich verdeutlichte er freilich noch-
mals die vollkommen ehrenwerten Motive der Sozialdemokratie. "Ich wurde
Sozialdemokrat", bekennt Radbruch,
weil diese Partei eine vernünftige, vorsichtige und redliche, verantwor-
tungsvolle und phrasenlose, nicht zur Unzeit revolutionäre und nicht zur
Unzeit nationalistische Politik trieb, weil sie gerade die Eigenschaften be-
saß, die viele, die nur vermöge dieser Eigenschaften vor der Katastrophe
gerettet worden sind, gern als kleinbürgerlich zu verspotten pflegen. Nur
eine solche nüchterne und glanzlose, völlig unballadeske und unpittoreske
NMV 174 v. 1.7.1930, in: StAM, Best. Hochbauamt, Nr.273.
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Politik konnte Deutschland durch die schwere Zeit nach 1918 hindurchret-
ten. Es gibt Zeiten, in denen die Geschichte nicht aussieht wie ein Kaiser-
manöver, sondern wie eine Aufsichtsratssitzung, wenn nicht gar wie eine
Gläubiger\:ersammlung - und so war es damals.
Allerdings sei übersehen worden, fahrt Radbruch bitter fort, "daß die Welt nicht
durch Vernunft geführt wird, sondern durch Kinkerlitzchen, oder weniger salopp
gesagt, daß jede Politik der Symbole und der Phantasie bedarf." Die Sozialdemo-
kratie habe das Einsichtsvermögen der Menschen zu hoch eingeschätzt und einen
"rührenden Glauben an die Macht von Vernunft und Wissenschaft" gehegt, sei
allzusehr einem Motto der "so naiv unrevolutionären Arbeiter-Marseillaise" von
1864 gefolgt, welches das "Schwert des Geistes" zur überragenden Waffe er-
klärt.158 Sichtlich enttäuscht äußerte sich auch der liberale Demokrat Hermann
Luppe wenige Jahre nach dem Scheitern der Republik. Das Versagen der repu-
blikanischen Strategie erklärte er sich weniger mit der Überschätzung der
menschlichen Vernunft als mit Hilfe des damals gängigen massenpsychologi-
schen Deutungsansatzes. "Ich glaubte an die Möglichkeit, die Menschen zur De-
mokratie zu erziehen" - so der ehemalige Nürnberger Oberbürgermeister in sei-
nen Memoiren -,
verkannte allerdings mit vielen, [...] daß die Beeinflussung der Masse
leichter und schneller geht als die Erziehung der einzelnen [...] Und daß
dann, wenn es einem Volke schlecht geht, wenn es gar von außen furcht-
bar bedrückt wird, die Masseninstinkte stärker sind als alle Einzelver-
nunft.
Oft genug habe er die Menschen daraufhingewiesen, daß sie jeden Bürger zum
Narren erklärten, der sein Vermögen verloren habe und anschließend auf einen
Lotterie- oder Spekulationsgewinn hoffe, "anstatt zu arbeiten und zu sparen", daß
sie eben dies aber "beim deutschen Volke für vernünftig halten und auf irgendein
Scharlatanprogramm und einschlägige Versprechen hereinfallen." Die "Aus-
nützung der Massenpsychose von Rechts und Links" habe jedoch "bald alle, die
Vernunft predigten, zu Predigern in der Wüste" gemacht.159 Mit seinem Bild des
verarmten, auf unermüdliche Arbeit und Sparsamkeit angewiesenen Bürgers
berührte Luppe auch das dritte Grundproblem der republikanischen Position, das
158 G. RADBRUCH, D e r innere W e g . Aufr iß m e i n e s L e b e n s (Göt t ingen 2 1961) , S .130. D ie
dort zitierten Zeilen der "Arbeiter-Marseillaise", 1864 zu Lassalles Totenfeier gedichtet: "Der
Feind, den wir am tiefsten hassen, der uns umlagert, schwarz und dicht, das ist der Unverstand
der Massen, den nur des Geistes Schwert durchbricht. Ist erst dies Bollwerk überstiegen, wer
will uns dann noch widerstehn?".
159 LUPPE, Mein Leben, S.l 12f. Zur schwierigen Beziehung von "Masse" und Elite vgl. Kap.
IV 5.2.
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Heimerichs Text ebenfalls aufwies: das Fehlen eines zugkräftigen, integrations-
stiftenden Zukunftsangebots. Oberbürgermeister Heimerichs angepeilte allge-
meine "Freiheit" und "soziale Gerechtigkeit" hatten manchen Zeitgenossen nie
sonderlich viel bedeutet und schienen zahlreichen anderen selbst in den relativ
stabilen Jahren des neuen Systems noch allzu theoretisch. Die offenkundige Ab-
kehr vom Parlamentarismus und kontinuierliche Rückschritte in der Sozialge-
setzgebung entwerteten das Programm seit 1930 weiter. Im Zuge anhaltenden
Massenelends und erbitterter sozialer Verteilungskämpfe wuchs stattdessen der
Wunsch nach autoritären "Lösungen" - nach einem deutlichen Bruch mit der
glücklosen, kalten Republik.
Innerhalb der wichtigsten staatstragenden Partei, der SPD, gab es nach dem
sensationellen Triumph der Nationalsozialisten in der Reichstagswahl vom 14.
September 1930 verstärkt die Tendenz, mit der herkömmlichen, allzu nüchternen
politischen "Aufklärung" zu brechen und sich die erfolgreichen Propagandame-
thoden des Gegners zu eigen zu machen. Die Verfechter der neuen Werbestrate-
gie - die meist jungen "militanten Sozialisten" um Carlo Mierendorff, Theodor
Haubach, Julius Leber und Kurt Schumacher - versuchten, durch packende Re-
den, neue Gesinnungssymbole (Grußzeichen, Freiheitsruf, die drei Pfeile der
"Eisernen Front") und eindrucksvolle Massenveranstaltungen der suggestiven
Siegesgewißheit der extremen Rechten die Kraft zu nehmen sowie das schwer
angeschlagene Selbstbewußtsein der eigenen Anhänger zu stärken. Damit bauten
sie die bestehenden Defizite an demonstrativem Kampfgeist und gefühlsbetonter
Politikvermittlung ab, befanden sie sich zweifellos auf dem Weg, "bei der Orga-
nisierung der Propaganda den Nationalsozialisten ebenbürtig zu werden."160 Das
weit gewichtigere ideologische "Handikap" der Republikaner konnten und woll-
ten jedoch auch sie nicht beseitigen: die Notwendigkeit einer Umwertung altver-
trauter und zählebiger vordemokratischer Werte unter den Bürgern oder - anders
gewendet - das Festhalten an den Prinzipien von individueller Freiheit und
Gleichheit, politischer Aufrichtigkeit, Toleranz und Kompromißfähigkeit. "Eine
noch so fein durchgebildete und noch so systematisch gehandhabte Methode der
Propaganda muß auf die Dauer versagen" - befand 1932 Sergej Tschachotin, der
exilrussische Psychologe und Fachberater der Republikschutzorganisation
"Eiserne Front" -
W. PYTA, Gegen Hitler und für die Republik. Die Auseinandersetzung der deutschen
Sozialdemokratie mit der NSDAP in der Weimarer Republik (Düsseldorf 1989), S.468-4S5,
485. Vgl. außerdem D. BECK, Theodor Haubach, Julius Leber, Carlo Mierendorff, Kurt Schuma-
cher. Zum Selbstverständnis der "militanten Sozialisten" in der Weimarer Republik, in: AfS 26
(1986), S.87-123.
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wenn die politische Substanz, der sie zum Durchbruch verhelfen soll, nicht
kräftig genug oder vielleicht schon zu alt und ausgeleert ist. Was die Ju-
gend (mit Recht) anzieht, und was ihre Massen in Bewegung setzen kann,
ist die fortreißende neue politische Idee. In den Jahren der Nachkriegszeit
hat sie der Sozialdemokratischen Partei allzusehr gefehlt. '61
Zumindest die demokratischen Grundwerte der SPD wie ihrer verbliebenen bür-
gerlichen Koalitionspartner waren Anfang der dreißiger Jahre indes keineswegs
"zu alt", sondern für die Mehrheit der Deutschen eher zu neu bzw. aufgrund der
erlittenen Niederlagen der freiheitlichen Strömungen seit der gescheiterten Revo-
lution von 1848 immer noch "nicht kräftig genug". "Neu installierte politische
Regime, wenn sie sich auf Dauer als legitime politische Regime etablieren wol-
len, müssen entweder fähig sein, einen politischen Kulturwandel der Bevölkerung
zu bewirken, oder aber in der Lage sein, vor den überkommenen politischen Be-
urteilungsmaßstäben zu bestehen."162 Beides war den Schrittmachern der Weima-
rer Republik nie hinreichend gelungen. Dieses Scheitern, nicht etwa ein grund-
sätzlicher Mangel an Idealen und Zielen, ermöglichte den Untergang.
3.2 Politische Symbolik und symbolische Politik
Anläßlich der preußischen Kommunalwahlen vom 17. November 1929 rief
Ministerpräsident Otto Braun die Gemeinden zu vermehrter Sparsamkeit und
politischer Mäßigung auf. Die "ernsten Mahnungen" bilden zugleich ein geradezu
klassisches Zeugnis der genannten sachlich-nüchternen Grundhaltung unter den
Republikanern. "Es gibt mehrere Methoden, ein Haus zu bauen", begann der
erfahrene Sozialdemokrat. Bei der einen werde die äußere Fassade betont, "die
hygienische Anordnung der Räume und die Berücksichtigung der zweckmäßigen
Lebensgestaltung der Bewohner" indessen vernachlässigt. Die andere betrachte
die Außenseite als das weniger Wichtige. Sie prunke nicht mit Äußerlichkeiten,
sondern wolle "für das Alltagsleben der Menschen, das sich hinter den Mauern
der Fassade abspielt, die besten und menschenwürdigsten Voraussetzungen
schaffen." "Der soziale und demokratische Volksstaat, die junge Republik" - so
der preußische Ministerpräsident - wähle den zweiten Weg. Man habe dem neuen
Staat "gerade von wohlmeinender Seite" zwar oft schon einen "Mangel an äuße-
rem Gepräge und an Repräsentation" vorgeworfen, doch beruhe die "von der
Republik gewollte Einfachheit" auf der richtigen Überlegung, daß diese sowohl
der gegenwärtigen Notzeit als auch den "inzwischen politisch reifer gewordenen
S. TSCHACHOTIN, Die Technik der politischen Propaganda, in: Sozialistische
Monatshefte 38 (1932), S.425-431, 430.
162 ROHE, Politische Kultur und ihre Analyse, S.334.
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Massen des Volkes" angemessen sei. "Prunk und repräsentative Ausstattung"
bedeuteten dagegen doch nur "überlebte Wahrzeichen einer Zeit", die auf solche
Weise "das Urteil urteilsloser Massen" günstig zu beeinflussen suchte.163
Braun und seine Gesinnungsgefährten brachen in diesem Konzept hart mit der
üppigen Selbstdarstellung der gestürzten Monarchie. Sie übersahen dabei, daß
eine allzu schäbige Hausfassade kaum zum Eintreten reizt und der Reichtum des
häuslichen Innenlebens immer auch äußerer Sinnbilder bedarf, um entdeckt und
stets wiedergefunden zu werden. Oder weniger bildhaft: sie verkannten Wert und
Notwendigkeit attraktiver Symbole und repräsentativer Handlungen in schlecht-
hin jedem komplexen politischen System. Im gegenwärtigen Staat sei "die Fülle
seines sachlichen Gehalts" für den einzelnen nicht mehr erfaßbar, hatte ja auch
schon seinerzeit Rudolf Smend hellsichtig verkündet. Angesichts ihrer "Unge-
heuerlichkeit" und fremden Rationalität bedürfe sie vermittelnder und ordnender
politischer Symbole und symbolischer Prozesse, um Identifikation und Zusam-
menhalt überhaupt noch zu ermöglichen.
Die empfindliche ästhetisch-symbolpublizistische Lücke im Propagandakon-
zept vieler Republikaner wurde besonders vom Nationalsozialismus besetzt, der
sich durch spezielle Feste und Riten, Fahnen, Zeichen und Uniformen für seine
wirre, widersprüchliche Innenausstattung eine unverwechselbare und zugleich
fesselnde Außenseite schuf. Fehlte den Republikanern zur problemreichen politi-
schen Realität der Nachkriegszeit im allgemeinen die hilfreiche symbolische
Vermittlung, mißachteten die Nationalsozialisten in anderer Übertreibung den
notwendigen inneren Zusammenhang zwischen Wirklichkeit und Bild und stell-
ten gegen die triste Gegenwart eine verlockende Scheinwelt. Der Nationalsozia-
lismus war die einzige politische Kraft in der Republik, "deren Bild sich der Öf-
fentlichkeit aufdrängte und dem man sich, ob man wollte oder nicht, kaum ent-
ziehen konnte", konstatiert Gerhard Paul in seiner grundlegenden Studie zur NS-
Propaganda vor 1933. "Mit ihrer Bildpropaganda wurden die Nazis die Erfinder
der modernen politischen Wahlwerbung, der der Eindruck der Politik wichtiger
wurde als diese selbst: Imagekünstler.""54
Obgleich den Verfechtern des neuen Staates äußerer Glanz und Symbolpropa-
ganda gemeinhin eher als Nebensächlichkeit oder gar Kinderei erschienen, durf-
ten sie in einigen Punkten nicht passiv bleiben. Überhaupt nicht zu ignorieren war
z.B. das Problem der Staatsflagge, in der Weimarer Reichsverfassung im Grund-
J 0 . BRAUN, Selbstverwaltung und innere Konsolidierung, nach: MA 7 (1930), S.49f, 49.
164 PAUL, Aufstand der
Verfassungsrecht, S.162f.
Bilder, S.119. Zum Vongen vgl. SMEND, Verfassung und
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satz zugunsten von Schwarz-Rot-Gold geregelt, später durch verwässernde Flag-
genverordnungen aber ungeschickt angefacht und von den Nationalsozialisten,
den übrigen Rechtsparteien wie der äußersten Linken ohnehin niemals abge-
schlossen. Dies machte die neuen Farben nicht zum selbstverständlichen Ho-
heitszeichen des Deutschen Reiches, sondern mehr zum Gesinnungsausweis, zur
"Parteifahne" der Weimarer Koalition, und die Beflaggung der Straßen und Ge-
bäude mithin zur dauernden, von der Öffentlichkeit stets aufmerksam registrier-
ten Kraftprobe.165 Die Nationalsozialisten überboten auch hier alle Konkurrenz.
Während sie das eigene Banner so oft als möglich zeigten, mit "Fahnenweihen"
und "Fahnenappellen" kultisch verehrten und in den Parteiliedern, z.B. dem
"Horst-Wessel"- oder dem "HJ-Lied", seine zentrale Integrationsfunktion würdig-
ten ("Die Fahne hoch, die Reihen fest geschlossen" usw.; "Uns're Fahne flattert
uns voran" usw.), verhöhnten und schändeten sie das Symbol der verhaßten Re-
publik bei jeder Gelegenheit. In den dreißiger Jahren forderten sie die Staats-
macht durch spektakuläres Hissen des Parteizeichens auf öffentlichen Gebäuden
zunehmend demonstrativ heraus, prüften damit Schlagkraft und Behauptungswil-
len des "Feindes" und unterstrichen zugleich die eigene Stärke und Verwegen-
heit. Die "Machtergreifungs"-Zeremonien in den Gemeinden im März 1933 ver-
kündeten schließlich ebenso klar das Ende des langen symbolpublizistischen
Tauziehens: anstelle der Reichsflagge wurden auf den Rathäusern das Haken-
kreuzbanner und Schwarz-Weiß-Rot aufgezogen, die Trikolore der Republik
danach bisweilen öffentlich verbrannt.166
Längst nicht alle Amtsträger der Republik waren demgegenüber bereit, für die
verfassungsmäßigen Reichsfarben konsequent einzutreten. Auch unter den städti-
schen Spitzenbeamten gab es nicht wenige, die sogar eher das Gegenteil taten.
Dies beweisen die oft äußerst schleppende Anschaffung der neuen Fahne vom
Beginn bis in die mittleren Jahre der Republik sowie die zahllosen Zurücksetzun-
gen der Reichsflagge gegenüber Stadt-, Provinz- oder Landesfarben an lokalen
" Artikel 3 der Verfassung erklärte Schwarz-Rot-Gold zu den Reichsfarben. Vorgeblich we-
gen der besseren Erkennbarkeit auf See galt für die Handelsflagge allerdings eine Sonderrege-
lung. Sie bewahrte die alten Farben des Reiches, Schwarz-Weiß-Rot, ergänzt durch eine
schwarz-rot-goldene Gösch. Eine Flaggenverordnung Reichspräsident Eberts v. 11.4.1921, die
den leidigen Flaggenzwist eigentlich beenden sollte, begünstigte ihn eher. Neu eingeführt
wurde u.a. eine Handelsflagge mit dem eisernen Kreuz in der schwarz-rot-goldenen Gösch für
Handelsschiffe, deren Kapitäne ehemalige Marineoffiziere waren, sowie eine ebensolche
Reichsknegsflagge. Die zweite Flaggenverordnung v. 5.5.1926, die das Reichskabinett Luther
zu Fall brachte (gleichwohl aber in Kraft blieb), ermächtigte außereuropäische Auslandsmis-
sionen sowie diejenigen europäischen, die von Seehandelsschiffen angelaufen wurden, neben
der schwarz-rot-goldenen Dienstftagge auch die Handelsflagge zu zeigen. Vgl. RGBL. 1921 u.
19261, nach: URSACHEN UND FOLGEN, Bd.6, Nrn. 1510 u. 1512.
166 So z.B. in Mannheim am 9.3.1933. Vgl. STAM, ZgS Sl/1196.
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wie nationalen Festtagen, von den Parteien der Weimarer Koalition gewöhnlich
regelmäßig beanstandet, von den Verantwortlichen aber selten kategorisch abge-
stellt. Noch skandalöser waren Beschlüsse, neben der Staatsflagge die schwarz-
weiß-rote Handelsflagge (Düsseldorf 1926) oder gar die alte Reichsfahne
(München 1931) zu setzen.167 Solche Aktionen konnten schon wegen der dauern-
den Verunglimpfung der Reichsflagge durch die republikfeindlichen Parteien
gewiß nicht als harmlos gelten. Wer die Flagge herabwürdigte, meinte gewöhn-
lich die Republik, dies wußten natürlich auch die Bürgermeister. Man hätte die
Flaggenregelung besser "aus der Verfassung weggelassen", urteilte Otto Braun
rückschauend. Doch nachdem sie nun einmal vorhanden gewesen sei, so folgerte
er richtig, galt es, sie auch unnachgiebig durchzusetzen:
Die kläglichen Versuche, sie zu umgehen, waren dem republikanischen
Staatsgedanken ungemein abträglich. Sie mußten besonders den dem neu-
en Regime noch abwartend Gegenüberstehenden als Schwäche der repu-
blikanischen Staatsgewalt und eine dieser entspringenden Konzession an
das ancien regime erscheinen.16'
Mitte der zwanziger Jahre zog das Kabinett Braun aus den zahlreichen Mißhel-
ligkeiten in den Kommunen die Konsequenz und suchte mit einem Runderlaß,
der Reichsfahne in den preußischen Gemeinden wenigstens am 11. August, dem
Verfassungstag, allgemeine Geltung zu verschaffen und den Staat so vor öffentli-
cher Brüskierung zu schützen. Daraus ergab sich indes ein langer Rechtsstreit
zwischen der Stadt Potsdam und der preußischen Regierung, der für beträchtli-
ches Aufsehen sorgte und viele führende Kommunalbeamte zu bemerkenswerten
Stellungnahmen verlockte. Nachdem das Oberverwaltungsgericht im Mai 1927
einer Klage der Stadt Potsdam und anderer Kommunen mit der Begründung
stattgegeben hatte, weder aus Reichs- noch aus Landesrecht sei eine Verpflich-
tung der Gemeinden abzuleiten, die zur Beschaffung oder Hissung von Reichs-
flaggen verpflichte, konterte die Landesregierung Anfang August mit einer Not-
verordnung, die die gewünschte Beflaggung am unmittelbar bevorstehenden Ver-
16 Zu Düsseldorf vgl. Kap. IV. Zum Münchner Fall vgl. das Protokoll der Sitzung des En-
geren Vorstands des DST u. PST v. 14.7.1931 (LAB, ADST A 7), auf der u.a. über die geplante
Städtetags-Jahresversammlung in München gesprochen wurde. Der Münchner Oberbürgermei-
ster Schamagl machte "bei dieser Gelegenheit darauf aufmerksam, daß nach einem Münchner
Gemeindebeschluß neben der Reichsflagge schwarz-rot-gold auch schwarz-weiß-rot geflaggt
werden soll." Die Mehrheit der Versammelten lehnte eine solche Beflaggung für die Veranstal-
tung des Städtetags freilich ab. Zur Lage in München vgl. auch P. STEINBORN, Grundlagen und
Grundzüge Münchener Kommunalpolitik in den Jahren der Weimarer Republik (München
1968).
168 Zitiert nach: H. SCHULZE, Otto Braun oder Preußens demokratische Sendung (Frankfurt/
M. 1977), S.504. Vgl. auch O. BRAUN, Von Weimar zu Hitler (New York 21940), bes. S.188-
191.
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fassungstag sicherstellen sollte.170 Hierüber erhob sich nun allerdings nur noch
größerer Protest. So forderte etwa die Vereinigung der brandenburgischen Ober-
bürgermeister den Preußischen Städtetag nahezu einstimmig dazu auf, gegen
"den abermaligen Eingriff des Staates in die Selbstverwaltungsbefugnisse der
Städte" vorzugehen. Der Erlaß des Staatsministeriums werde auch deswegen
bedauert, vermerkte ein offizielles Sitzungsprotokoll des Verbandes, da ohne
diesen Rechtsbruch die Vorstellungen der Regierung "viel eher" verwirklicht
würden. Daß am Verfassungstag die Reichsflagge zu hissen sei, stünde doch im
Grunde gar nicht zur Debatte. In Wahrheit bestimmte aber zumindest den Pots-
damer Oberbürgermeister Rauscher bei seinem Widerstand keineswegs allein das
Interesse am Schutz des verfassungsmäßigen Selbstverwaltungsrechts. In einem
Schreiben an den Vorsitzenden der Bürgermeister-Vereinigung vom 8. August
1927 stellte er ausdrücklich fest, er werde niemals bereit sein, in seiner Stadt die
Reichsfahne zuzulassen. Die Tatsache, daß die preußische Staatsregierung an
nationalen Festtagen "entgegen den Gepflogenheiten ihrer Vorgängerin in vorre-
volutionärer Zeit" dazu übergegangen sei, auch die Reichsflagge zu zeigen, sei
nicht hinreichend,
für die preußischen Städte die (wenn auch nur moralische) Verpflichtung
herzuleiten, diesem Vorgehen zu folgen; und das um so weniger, als die
Haltung der Staatsregienmg ganz offensichtlich von parteipolitischen Er-
wägungen beeinflußt ist, denen sich fernzuhalten die Städte als ihre Pflicht
ansehen sollten.
Das Meinungsbild, das Städtetagspräsident Mulert nach der Interventionsforde-
rung der brandenburgischen Bürgermeister bei den Vorständen des Deutschen
und des Preußischen Städtetages einholte, ergab, daß auch Mitglieder dieser
kommunalen SpitzengTemien der rechtlichen Seite der Auseinandersetzung ge-
genüber der politischen unbedingten Vorrang einräumten und gegen die Landes-
regierung einzuschreiten empfahlen.171 In einigen Antworten offenbarte sich
dabei außerdem ebenfalls eine merkliche Reserve gegenüber den neuen Farben
oder aber eine flagrante Verharmlosung der Brisanz der verhandelten Streitfrage.
So vertrat der Königsberger Oberbürgermeister Lohmeyer (1919-1933) die An-
Vgl. dazu und zum Folgenden LAB, ADST B 1407 (mit Urteilen und Gesetzesbestimmun-
gen). Vgl. daneben JASPER, Der Schutz der Republik, S.245.
171 Vgl. die Schreiben der Oberbürgermeister Ackermann (Stettin) v. 12.8., Lohmeyer
(Königsberg) v. 12.8., Rive (Halle) v. 14.8., Adenauer (Köln) v. 15.9.1927. Adenauer, der bis
Mitte September verreist war, hielt das Hissen der Reichsflagge für eine selbstverständliche
Angelegenheit, wollte aber die Form der Durchsetzung durch das preußische Staatsmimstenum
zunächst keinesfalls tolerieren. Er konnte von Städtetagsvizepräsident Elsas jedoch überzeugt
werden, "daß die Angelegenheit [nach bereits erfolgtem Beschluß des Engeren Vorstands v.
13.9., A.B.] nicht nochmals aufgegriffen wird" (Aktenvermerk Elsas' v. 26.10.1927).
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sieht, es könne dem Staat doch "ganz gleichgültig sein [..], ob zur Verfassungs-
feier die Stadtflagge oder die Reichsflagge gehißt" werde. Es komme schließlich
nur darauf an, "daß überhaupt bei dieser Gelegenheit eine Flagge gesetzt wird."
Und der Stettiner Kollege Ackermann gab sich gar überzeugt, "die fortwirkende
Ursache des Flaggenzwistes" sei letztlich nur mittels Verfassungsänderung zu
beseitigen: "durch den Übergang zur verfassungsmäßigen Seeflagge", also zu
Schwarz-weiß-rot. Gegen irgendwelche Maßnahmen der städtischen Spitzenver-
bände votierten der Berliner Oberbürgermeister Böß, der in seiner Stadt stets
anerkannt kompromißlos für die Achtung von Schwarz-rot-gold stritt, sowie der
Magdeburger Kollege Beims. In seiner Begründung vertrat Beims die Auffas-
sung, die eigentlich jedermann hätte teilen müssen. "Die Beflaggung öffentlicher
Gebäude ist die eindeutigste und eindrucksvollste Demonstration des staatlichen
Willens", betonte Beims. Nachdem der Gesetzgeber in zweifellos rechtmäßiger
Weise die Reichsflagge festgelegt habe, könne es nicht der Entscheidung einer
einzelbehördlichen Stelle überlassen werden, wie sie flaggen - und damit "ihre
politische Einstellung ausdrücken" wolle. Die Gemeinde sei ein Glied des Staats-
ganzen und habe die "staatliche Wesensart" selbstverständlich auch dann anzuer-
kennen, wenn der Verwaltungsleiter diese persönlich nicht billige.172 Wohl unter
maßgeblichem Einfluß des Städtetagspräsidenten und seines Stellvertreters, des
Demokraten Fritz Elsas, entschied der Engere Vorstand des Deutschen und des
Preußischen Städtetages am 13. September 1927 schließlich im Sinne des Mag-
deburger Oberbürgermeisters. Dies hinderte die Stadt Potsdam freilich nicht, im
Verein mit der DNVP vor den Staatsgerichtshof zu ziehen. Da die Richter im Juli
1928 die Notverordnung der preußischen Regierung tatsächlich als verfassungs-
widrig aufhoben, errang das Kabinett Braun erst durch ein im folgenden Jahr
verabschiedetes Gesetz wieder die Oberhand, das das Beflaggen sämtlicher öf-
fentlicher Gebäude, auch derjenigen der Körperschaften öffentlichen Rechts (mit
Ausnahme der Religionsgesellschaften), zur Sache der allgemeinen Landesver-
waltung erklärte. Weitere Flaggenverstöße waren damit eindeutig ungesetzlich,
blieben darum aber immer noch nicht aus.
Wie an anderer Stelle schon ausgeführt, gelang auch bei den Verfassungsfeiern
keine einträchtige Manifestation republikanischer Identität, standen neben ernsten
Bemühungen viele, eher aufgezwungene, schwunglose Behördenfeiern, die auf
jede Form der Massenmobilisierung wie Fackelzüge, Sternmärsche, Sport- und
Volksfeste verzichteten und die Republik so in bescheidenster Weise vermarkte-
ten. Meist nur Verdruß verursachten ferner die Gedenksteine und Gedächtnisfei-
ern für die Opfer des Weltkrieges, bisweilen als "undeutsch" und würdelos be-
Vgl. die Schreiben von Böß v. 13.8. u. Beims v. 25.8.1927. Zu Böß' Berliner Tätigkeit
;1. ENGELI, Gustav Böß, S.221-223.
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schimpft, in anderen Fällen als nationalistisch und kriegsverherrlichend ange-
klagt. Ähnlich umkämpft waren die zahlreichen Versuche besonders der Arbei-
terparteien, Straßenbezeichnungen und Denkmäler des monarchischen Deutsch-
land zu entfernen. Gerade in der Frage der Straßen- und Gebäudeumbenennungen
zeigten sich selbst sonst relativ aufgeschlossene republikanische Beamte auffal-
lend unsensibel und lehnten entsprechende klare Wendesignale aus wirtschaftli-
chen (städtische Umrüstungskosten, Belastung des Anliegergewerbes), ge-
schichtsdidaktischen (mahnende Erinnerung) bzw. moralischen (Fairneß, Nach-
sicht gegenüber überwundenen Gegnern) Erwägungen ab. Daß es keineswegs
zweitrangig war, ob etwa die Schaffner der Busse und Straßenbahnen einen be-
lebten Platz der Stadt täglich dutzendfach als "Kaiser-Wilhelm-Platz" oder
"Staatsbürgerplatz" ausriefen, sahen nur wenige ein. Auch hier lieferten die Na-
tionalsozialisten wieder den strengen Gegenentwurf. Sowie sie im Frühjahr 1933
die Möglichkeit erhielten, tilgten sie systematisch alle Erinnerungen an die Re-
publik, ihre geistigen Wegbereiter und sonstige unerwünschte Personen und
würdigten stattdessen vornehmlich die "Helden der Bewegung". So wurden z.B.
in Magdeburg die "Ebert-Brücke" sogleich zur "Adolf-Hitler-Brücke" und die
"Bebel-" zur "Horst-Wessel-Straße" erklärt, indes auch - nomen est omen - die
"Warschauer" zur "Wiener" oder die "Stresemann-" zur "Westpreußen-Straße".'73
Auf der Mitgliederversammlung des renommierten Vereins für Kommunalwirt-
schaft und Kommunalpolitik referierte der erfahrene Verwaltungsfachmann Otto
Most Anfang Oktober 1930 einleitend über "Fehlentwicklungen in der Selbst-
verwaltung". Sein Vortrag bündelte im wesentlichen die gängigen Klagepunkte,
unter anderem die übertriebenen staatlichen Eingriffe sowie die verderbliche
Bürokratisierung und Politisierung der Kommunalverwaltung. In der anschlie-
ßenden ausführlichen Diskussion äußerte der vergleichsweise junge Neußer Bei-
geordnete und nachmalige Flensburger Oberbürgermeister Fritz von Hansemann
(1920-1930 bzw. 1930-1933) dagegen einen sehr unüblichen Gedanken. Wie
manche Vorredner bestätigte er zunächst, daß im Zuge der konjunkturbedingten
Finanzkrise und des Sozialabbaus zwischen Bürgern und Verwaltung eine tiefe
Entfremdung eingetreten sei, die den Kommunalbeamten reichlich Verbitterung,
ja "geradezu Haß" beschere und den Fortbestand der bisherigen lokalen Verwal-
tungsorganisation ernsthaft gefährde. Er müsse nun "unserem Städtetag" vorhal-
ten, fuhr Hansemann fort, daß die vorgeschlagenen Mittel, "um die geistige Ent-
fremdung zu beseitigen, absolut unzureichend sind." Die "schönsten Pressekonfe-
renzen" und sonstigen Darlegungen, "warum und wieso die Städte zu den unge-
heuren Ausgaben gekommen sind, die ihnen häufig zum Vorwurf gemacht wer-
173 Vgl. MA 10 (1933), S.163 u. 193. Das vorige Beispiel ebd. Auf Antrag der
Deutschnationalen erhielt der "Staatsbürgerplatz" 1933 wieder seinen alten Namen "Kaiser-
Wilhelm-Platz".
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den, wie es kommt, daß die Wohlfahrtsausgaben und alles übrige sie so in An-
spruch nehmen", fruchteten nicht. Dies seien Dinge, "die man im Kreise von
Kommunalbeamten und in der Kommunalverwaltung an den Schuhsohlen abge-
laufen" habe, aber "der Masse, die sich von uns entfernt hat", doch niemals nä-
herbringen könne. Sie bleibe abweisend und treibe "in einer gefährlichen Weise
in Lager hinein, die der Selbstverwaltung abhold sind." Wenn man zugestehe,
daß die beschriebene "psychologische Krise" existiere, so der Neußer Beigeord-
nete weiter, müsse man sie nach seiner Auffassung auch mit psychologischen
Mitteln bekämpfen. Neben der größtmöglichen Beteiligung der Bürger am Ver-
waltungsalltag und der Einhaltung "allergrößter Publizität" solle deshalb künftig
realisierbaren Forderungen der Bürgerschaft, "die wir vielleicht als Kommunal-
beamte für falsch und übertrieben halten", mehr entgegengekommen werden. Er
denke dabei "an Sparkommissionen, Kontrolleinrichtungen der Bürgerschaft,
Anhörung von Organisationen aller Art usw." Unter den gegenwärtigen Umstän-
den habe gegenüber der Öffentlichkeit "auch einmal etwas Besonderes" zu ge-
schehen, schloß der Redner, etwas, das aus rein "amtlicher" Perspektive im
Grunde überflüssig, aber jetzt trotzdem erforderlich sei, "um das ganze Institut zu
retten."174
Was Hansemann hier empfahl, waren Akte symbolischer Politik, Handlungen,
die zwar den objektiven Mangel an gangbaren finanzpolitischen Alternativen
gewiß nicht ausräumen, den unausweichlichen drastischen Sparmaßnahmen nicht
die Schärfe nehmen, dennoch aber - quasi allein durch ihre Existenz - öffentli-
chen Vertrauensverlust und Unzufriedenheit eindämmen konnten. Solcherlei
gezielte Publikumsaktionen zählen heute zum selbstverständlichen Repertoire der
Politik. Aufgrund der weithin verlorenen unmittelbaren Erfahrbarkeit und Beur-
teilungsfähigkeit der eigentlichen Entscheidungsabläufe einerseits, des nicht zu
tilgenden psychischen Grundbedürfnisses nach Anschaulichkeit und Orientie-
rungssicherheit andererseits sind sie als Erläuterungs- und Legitimationshilfen
auch prinzipiell unentbehrlich. Sie geraten allerdings dann ins Zwielicht, wenn
der Bezug von inszeniertem Bild und realen Verhältnissen deutlich gebrochen,
das Bild viel weniger Sinnbild als Trugbild wird. Im kritischsten Fall stellt sym-
bolische Politik schließlich "ein Handeln zur Schau, das nichts Wirkliches ver-
dichtet und auf nichts Wirkliches verweist. Scheinhandeln."175
' Alle Zitate nach: ZEITSCHRIFT FÜR KOMMUNALWIRTSCHAFT 20 (1930), Sp. 1466-1468.
Mosts Vortrag ebd., Sp. 1443-1456. Hansemann, promovierter Jurist, Jahrgang 1886, stand bis
zu seinem Eintritt in die kommunale Verwaltungslaufbahn im Landesdienst. 1955-1959 war er
Bezirksbürgermeister in Berlin-Steglitz und Vorstandsmitglied der Berliner CDU. Vgl. WER
IST WER?, 14. Ausg. (Berlin 1961).
MEYER, Inszenierung des Scheins, S.26f.
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Daß die Kommunalverwaltungen um 1931 auch ohne Sparkommissionen - die
es rathausintern oft längst schon gab - und "Kontrolleinrichtungen der Bürger-
schaft" den geringen verbliebenen Handlungsspielraum verantwortungsbewußt
nutzten und folglich keine Überprüfung zu scheuen brauchten, galt unter den
Verantwortlichen als unstrittig. Gleichwohl griff im weiteren Diskussionsverlauf
der Expertentagung bezeichnenderweise kein Redner Hansemanns Vorschlag auf.
Während über politische Symbolik wenigstens geredet wurde, beschäftigte so-
wohl die republikanische als auch die "unpolitische" Fraktion der höheren Kom-
munalbeamten symbolische Politik nicht einmal als Gesprächsthema. In ihrem
Amtsverständnis gab es dafür keinen Platz, mußte solches vielmehr als frivole
Täuschung, als Abweichen vom rechten Weg erscheinen. Gewisse Ausnahmen,
wie z.B. die Begutachtung der Stadtverwaltung Mannheim durch den Reichs-
sparkommissar 1931/32, von Oberbürgermeister Heimerich fraglos nicht zuletzt
initiiert, um Stadtrat und Bürgerschaft zu beschwichtigen, bestätigen nur die Re-
gel.176 Trotz ihrer persönlichen Zurückhaltung kamen indes hauptsächlich gegen
Ende der Republik wohl alle kommunalen Spitzenbeamten mit symbolischer
Politik in Berührung. Während sie selbst nämlich am gewohnten Werbestil fest-
hielten, nutzten gerade die totalitären Parteien z.B. mit der systematischen Iden-
tifizierung bestimmter politischer Probleme und Ideen mit konkreten politischen
Akteuren die hohe Wirksamkeit dieser Vermittlungsstrategie. Ihre überaus starke
Position im Verwaltungsprozeß hatte die Oberbürgermeister immer schon in eine
Führerrolle gedrängt und ihnen seitens der systemfeindlichen Kräfte zahlreiche
Kritik eingetragen. Als im Laufe der Wirtschaftskrise auch die republiktreuen
Rathausfraktionen angesichts ständiger unpopulärer Sparvorlagen zunehmend aus
der politischen Verantwortung flohen und die Festsetzung der unvermeidlichen
Beschlüsse ganz den Beamten überließen, gerieten die Stadtoberhäupter noch
weit mehr ins öffentliche Kreuzfeuer. Hartnäckig stilisierten nun vornehmlich
Kommunisten und Nationalsozialisten die Behördenchefs zu verabscheuenswer-
ten Prototypen des Weimarer Staates, ihre eigenen Führer zu strahlenden Rettern
aus der Not. Kamen jenen alle nur erdenklichen negativen Attribute zu, rekla-
mierten sie für diese sämtliche ersehnten Eigenschaften, Tatkraft, Volkstümlich-
keit, soziales Gewissen, Selbstlosigkeit und ähnliches mehr. Hitler, "der Mann
aus dem Volke", "der Gefreite des Weltkrieges", der mit seinen Gefolgsleuten die
Personalisierungsstrategie am konsequentesten betrieb, gewann sukzessive auch
diese publizistische Schlacht. Am Ende rangierte er als wichtigster Hoffhungsträ-
ger, die Vertreter der Republik vielfach als unehrliche, selbstsüchtige Versager,
zwangsläufige Ausgeburten einer durchweg kläglichen politischen Ordnung.1
Vgl. Kap. IV 4.5.
177 Zur Führerverehrung in der KPD vgl. etwa H. WEHNER, Zeugnis (1982, ND
Halle/Leipzig 1990), S.37f. Ausführlich zur Entwicklung der Kommunalpolitik seit 1930 vgl.
Kap. IV 4.5.
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Gegen die extrem übertriebene, sträflich vereinfachende Zurückführung kom-
plexer Krisenerscheinungen auf vermeintliche Denk- und Charakterfehler des
Führungspersonals kämpften die Verfemten mit sachlichen Repliken, zuweilen
auch auf gerichtlichem Wege. Sehr erfolgreich waren sie damit nicht. Zur wirk-
samen Vereitelung der geschürten Politiker- und Politikverachtung hätte es einer
Verringerung der vorhandenen Angriffsflächen bedurft - etwa im Bereich der
Bürgermeistergehälter, wo sich viele Betroffene durchaus unsensibel verhielten -,
vor allem aber allgemein anerkannter Fairneßregeln und Wertüberzeugungen
unter den politischen Gegnern. Längst nicht genügend verwirklicht war in diesem
Zusammenhang zudem ein Merkmal politischer Reife, das selbst in stabileren
Demokratien noch allzuoft schmerzlich vermißt wird. Nach der Entlassung aus
dem Kaiserreich weit entfernt, eine erprobte "Bürgergesellschaft" (C. Leggewie)
zu sein, beherrschte die Deutschen die Dichotomie von Verwaltung und Verwal-
teten, mangelte das Bewußtsein des je persönlichen Auftrags und der Mitverant-
wortung für den Zustand von Staat und Politik. "Der Staat seid Ihr" - dieser mah-
nende Titel einer von Kommunalbeamten, Reichspolitikern und Intellektuellen
1931 gegründeten politischen Zeitschrift durfte bei der Mehrheit der Bürger noch
keineswegs auf selbstverständliche Zustimmung rechnen.178 Fatal wirkte über-
dies die unzulängliche Erfahrung mit den verführerischen Techniken modemer
öffentlicher Kommunikation, bereits schon hinsichtlich der politischen Rede
negativ vermerkt. Im Dickicht der Deutungsangebote fehlte den meisten sichtlich
die befreiende Distanz, fehlte der geübte "zweifache Blick", der mit den insze-
nierten Bildern "immer auch den Regisseur sieht, der sie bereitet."179
Die genannte Zeitschrift ging bereits im Gründungsjahr wieder ein. Als Herausgeber
zeichneten dreizehn recht unterschiedliche Persönlichkeiten, u.a. der Berliner Bürgermeister
und vormalige Städtetagsvizepräsident Fritz Elsas, der Königsberger Oberbürgermeister Hans
Lohmeyer, Gustav Radbruch, der Osthilfe-Kommissar Schlange-Schöningen, Ricarda Huch
und Thomas Mann. Vgl. H. STUBBE-DA-LUZ, Fritz Elsas - "Der Staat seid Ihr", in: das rathaus,
H.l (1987), S.29-33. Zu Oberbürgermeister-Positionen in der Gehaltsdebatte vgl. z.B. LAB,
ADST A 7, A 140, B 1247/11, B 1578/1, B 1795 b u. Nl. Mulert, Nr. 13. Eine Gehaltsliste veröf-
fentlicht R. MORSEY, Vergleichende Übersicht über die Gehälter der Oberbürgermeister 1914
und 1930, m: Die Verwaltung 6 (1973), S.90-102.
179
MEYER, Inszenierung des Scheins, S.198.
4 Zusammenfassung
Nach der Revolution von 1918/19 bedurfte es in den deutschen Großstadrver-
waltungen bis dahin ungewohnter publizistischer Anstrengungen. Angesichts des
schwankenden Bodens der Weimarer Republik waren zunächst auch sie aufge-
fordert, der neuen Staatsform und ihren politischen Prinzipien breitere gesell-
schaftliche Anerkennung und eine vernünftige Realisierung zu sichern. Der
staatliche Zentralismus mit seiner grundlegenden Bedrohung des kommunalen
Entscheidungsspielraums, der merkliche Abstand zwischen professionahsierter
Ortsverwalrung und Einwohnerschaft sowie die dauernden scharfen Attacken
gegen die Großstadt als Brennpunkt anhaltender wirtschaftlicher und sozialer
Umbrüche stellten weitere bedeutende Kommunikationsaufgaben.
Die diachrone Betrachtung der dafür entwickelten Einrichtungen, des verwen-
deten Personals und der eingesetzten Medien zeigt zwar in der Summe der Groß-
städte bis etwa 1930 kräftige Qualitätsfortschritte, behält aber auf der Ebene der
Einzelfälle einen sehr heterogenen Eindruck, ein Nebeneinander von modernen
und rückständigen Zügen. Etliche Verwaltungen blieben sichtlich so unbeweg-
lich, daß allein schon schwere organisatorische Mängel - z.B. völlig unzureichen-
de Informationsmöglichkeiten der städtischen Pressechefs oder unsachgemäße
Beziehungen zur Ortspresse - jede wirksame Beteiligung am öffentlichen Diskurs
so gut wie unmöglich machten.
Die Beschäftigung mit den jeweiligen Inhalten großstädtischer Öffentlichkeits-
arbeit verdunkelt das Bild weiter. Eng der überlieferten Selbstverwaltungslehre
verpflichtet, wonach die Lokalverwaltung als rein gesellschaftliche Einrichtung
eigenen Regeln folgte, und im übrigen selbst stark mit autoritären Ordnungsideen
befrachtet, sahen zahlreiche Behördenleitungen wenig Veranlassung, den staatli-
chen Neubeginn aktiv zu unterstützen. Im kommunalen Bereich hatte die neue
Demokratie damit nicht nur eine, sondern gleich zwei geistige Barrieren zu über-
winden: erstens die üblichen Vorbehalte gegen das fremde, vermeintlich "un-
deutsche" politische System, zweitens den strengen traditionellen Dualismus von
Gemeinde und Staat, Gemeinde- und Staatsverwaltung, der staatliche Verände-
rungen grundsätzlich fernhielt. Mochten im Reich Parlament und Parteien auch
größere Bedeutung erlangen - so ging die Überlegung - blieb die unpolitische,
sachliche Gemeindearbeit davon doch unberührt. Inwieweit bei dieser Zurück-
weisung des staatlichen Politikbetriebs für den kommunalen Raum die klassische
Selbstverwaltungsidee tatsächlich noch ein ernstes Motiv bildete oder lediglich
ein willkommenes zusätzliches Schutzschild gegen unerwünschte Reformen,
wird kaum zweifelsfrei zu klären sein.
139
Die kommunale Selbstverwaltung als die eigenverantwortliche Regelung bür-
gerschaftlicher Angelegenheiten - ließ sich obendrein immer wieder hören -, habe
die staatliche Entwicklung im Grunde schon vorweggenommen, sei lange bereits
demokratisch gewesen. Indes galt dies bestenfalls dann, wenn man anstelle der
Gesamtemwohnerschaft nur die Bürgergemeinde sah, d.h. die große Mehrheit der
vor 1919 nicht wahlberechtigten Stadtbevölkerung konsequent ignorierte. Sowie
das plutokratische Wahlrecht wegfiel und alle gesellschaftlichen Gruppen teil-
nahmen, konnte das zugrundegelegte Modell einer bürgerschaftlichen Konsens-
demokratie, die weitgehend partei- und konfliktfrei verlief, gerade in den Groß-
städten auch nicht mehr funktionieren. Notwendig war dann vielmehr genau der
Demokratieentwurf, der in den Gemeindeverwaltungen so häufig mißbilligt wur-
de: die von Interessenkonkurrenz, Parteien und Mehrheitsprinzip geprägte Orts-
demokratie als Element der demokratischen Republik.
Andererseits gab es durchaus Gemeinden, die sowohl durch ein modernes,
selbst von sehr kritischen Zeitgenossen gewürdigtes Kommunikationsnetz besta-
chen als auch durch sinnvolle Beiträge zu Schutz und Stabilisierung der Demo-
kratie. Bis Ende der zwanziger Jahre hatten deren Leiter teils sogar so viele Er-
folge registriert, daß sie ernstlich Hoffnung trugen, "aus dem Dilemma der Ge-
genwart", diesem bedrückenden "Halb und Halb von alter und neuer Zeit" all-
mählich herauszufinden - ein beachtenswertes Argument gegen allzu fatalistische
Geschichtsinterpretationen.180 Freilich befand sich diese betont republikanische
gegenüber der eher traditionalistischen Richtung unter den leitenden Kommunal-
beamten trotz einiger konkreter Terraingewinne selbst in den besten Jahren des
Weimarer Staates noch eindeutig im Rückstand. Daß sie bis zuletzt nicht siegte,
ist wohl hauptsächlich mit vier Faktoren zu begründen:
1. dem absolut unzulänglichen Personalaustausch in den Revolutionsmonaten.
Einen gründlicheren Schnitt, politisch damals wohl durchsetzbar, behinderten
das taktische Geschick und der unleugbar hohe Sachverstand der vorhandenen
Amtsinhaber sowie nicht zuletzt auch der empfindliche Mangel an fachkundi-
gen und zugleich reformbereiten Nachfolgern. Eine nachträgliche schrittweise
Korrektur des Versäumnisses auf dem Wege von freiwilligen Rücktritten und
Pensionierungen kam über Anfänge nicht hinaus.
Die Zitate aus: H. HEIMERICH, Neue Wege der Stadtgestaltung. Vortrag auf Einladung
der sozialistischen Srudentengruppe Heidelberg von Februar 1930. Maschinenschriftl. Vor-
tragstext in: STAM, Nl. Heimerich, Nr. 289. Ähnlichen Optimismus empfand zeitweise z.B.
auch Hermann Luppe. Vgl. LUPPE, Mein Leben, passim. Vgl. auch Kap. IV 4.4.
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2. der langen Wirtschaftskrise der frühen dreißiger Jahre, die dem Werben der
Republikaner für die politische und soziale Demokratie zunehmend die sachli-
che Basis beschnitt und manch positive Initiative durch Sparzwang, Ar-
beitsüberlastung und die außerordentliche Erhitzung des Meinungsklimas un-
terbrach. Gerade Politische Kulturmuster fordern jedoch stets "kontinuierliche
kommunikative Praxis": Fällt die "Aufführungspraxis" aus, "verliert auch die
'Partitur' ihre Wirksamkeit."18'
3. den keineswegs durchweg verfehlten Leistungen der traditionsstolzen, angeb-
lich unpolitischen Gemeindeverwaltung, die zwar einerseits die Partizipation-
schancen der breiten Bevölkerung kaum förderte, andererseits aber deren ma-
terielle Bedürfhisse und Wünsche niemals außer acht ließ und Demokratisie-
rungsabsichten damit entgegenwirkte. Der kräftige sozialreformerische Zug re-
sultierte vermutlich in erster Linie aus der außergewöhnlichen Praxisnähe
kommunaler Verwaltung, daneben aus einem Gesellschaftsbild, das sozialen
Vorrang und Fürsorgeverpflichtung untrennbar verband. Denkbar scheint indes
auch eine bewußte Demokratisierungsblockade. Die weiterhin stark von bür-
gerlichen Beamten und Honoratiorenpolitikern geprägte kommunale Lei-
stungsverwaltung gerät in dieser Perspektive gleichsam in Analogie zu Bis-
marcks Sozialpolitik - zur bürgerlichen Variante einer "Revolution von
oben."182
4. schließlich der eklatanten politischen Rückständigkeit des untergegangenen
Deutschen Kaiserreiches, dessen Defizit an liberalen und demokratischen
Grundsätzen den weiteren Geschichtsverlauf sicher nicht determinierte, die
Erziehung der Deutschen zur Demokratie in den unruhigen Jahren der ersten
Republik aber doch von vornherein zu einer gigantischen Aufgabe werden
ließ.
Die Kommunikationsstile der leitenden Kommunalbeamten bestätigen im
sprachlichen Bereich klar widerstreitende politische Leitbilder und Auffassungen.
Dabei wird auch deutlich, daß das Festhalten an einer staatsfernen, unpolitischen
kommunalen Selbstverwaltung und die Geringschätzung demokratischer Grund-
sätze in aller Regel zwei Seiten einer Medaille ausmachten. Während die
"Traditionalisten" den örtlichen Verwaltungsprozeß bevorzugt als schlichte Erfül-
lung undiskutierbarer gesellschaftlicher Sachzwänge zeichneten und so inner-
A. DÖRNER/K. ROHE, Politische Sprache und Politische Kultur. Diachron-kulturver-
gleichende Sprachanalysen am Beispiel von Großbritannien und Deutschland, in: Sprache statt
Politik? Politikwissenschaftliche Semantik- und Rhetonkforschung, hg. v. M. Opp de Hipt u. E.
Latniak (Opladen 1991), S.38-65, 4L
182
Vgl. dazu vor allem Kap. IV 4.3 (Oberbürgermeister Lehrs frühe Amtsjahre).
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städtische Herrschafts- und Konfliktdimensionen kurzerhand unterschlugen,
achteten die Demokraten darin mehr das politische Geschäft, die veränderliche
Willensentscheidung. Hielten erstere Staat und Gemeinde, Politik und Selbstver-
waltung sorgsam auseinander und behandelten sie kompromittierende politische
Reizwörter beharrlich als Tabuwörter - wozu zuweilen selbst "Republik" gerech-
net wurde -, stellten sich die Spitzenbeamten neueren Typs ihrer allgemeinen
Mitverantwortung und begaben sich ohne Scheu auf das Feld der großen Politik.
Im wichtigen symbolpublizistischen Bereich konnten weder die konservative
noch die fortschrittliche Gruppe gegen die systematische Bildpropaganda der
radikalen Parteien bestehen. Einige Initiativen von republikanischen Oberbür-
germeistern beschriften den richtigen Weg, waren aber gewöhnlich allzu verhal-
ten und blieben die Ausnahme. Das für alle unumgängliche Minimalprogramm an
Beflaggungen, politischen Zeremonien und Festen zeigt wiederum den Mangel
an gemeinsamen politischen Grundüberzeugungen unter den Spitzenbeamten
sowie ihre unterschiedliche Integrationsfähigkeit in die junge Republik: wer die
verfassungsmäßigen Staatsfarben möglichst mied, angeordnete Verfassungsfeiern
stets lieblos gestaltete oder ihnen gar regelmäßig fernblieb, hielt ganz offensicht-
lich Distanz.
Als Gesamtresultat ist festzuhalten, daß nicht nur die Einwohnerschaft, sondern
auch die großstädtische Funktionselite gegensätzlichen Verfassungskonzepten
anhing. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung war die Spannbreite an Entwürfen
nach aller Erkenntnis allerdings deutlich geringer, kamen linksextremistische
Gedanken nie, schroff reaktionäre allenfalls selten vor. Als geeignete Repräsen-
tanten einer liberalen Demokratie können andererseits lediglich einige imposante
Einzelpersönlichkeiten gelten, nicht sämtliche Beamte oder auch nur eine Mehr-
heit derselben. Die weitere Analyse wird die unterschiedlichen Spielarten groß-
städtischer Öffentlichkeitsarbeit zweifellos noch veranschaulichen. Dabei ist zu
beachten, ob die bislang gebotene Grobeinteilung der verantwortlichen Kommu-
nalbeamten in eine breite traditionsorientierte und eine geringere fortschrittliche
Strömung eventuell verfeinert werden kann.

IV Lokale Gesamtansichten -
Kommunale Öffentlichkeitsarbeit in Düsseldorf und Mannheim
1 Die Städteprofile
Am Beginn der Suche nach den geeigneten Studienobjekten stand die Überle-
gung, daß für die ausgewählten Stadtverwaltungen gleiche objektive Ausgangs-
bedingungen herrschen sollten, um die Zahl der denkbaren Ursachen für unter-
schiedliche Öffentlichkeitsarbeit nicht unnötig zu vergrößern. Demnach schien es
z.B. wenig sinnvoll, das hastig gewachsene Ackerbürgerstädtchen Bochum mit
der vorindustriellen Zentralstadt Hannover oder das Verwaltungs- und Dienstlei-
stungszentrum Erfurt mit der klassischen Industriestadt Nürnberg zu vergleichen,
da in beiden Fällen eben bereits die sehr verschiedenen Entwicklungsgeschichten
und Wirtschafts- und Bewohnerstrukturen den Charakter der jeweiligen politi-
schen Kommunikation wesentlich mitbeeinflussen konnten. Aus demselben
Grund durften die Städte auch keine markanten Sonderprobleme aufweisen, wie
sie unter anderem für die Reichshauptstadt, die drei hansischen Stadtstaaten oder
die zusammengewachsenen Ruhrgebietsstädte auszumachen sind.1
Selbst bei genauester Prüfung ist eine völlige Übereinstimmung der Untersu-
chungseinheiten freilich nie zu erreichen, weil jede Großstadt schon in der Sum-
me ihrer statistisch erfaßbaren Merkmale ein unverwechselbares Profil besitzt.
Hinzu kommen jeweils schwer zu kalkulierende Besonderheiten, wie Ortstradi-
tionen oder spezielle Beziehungen zum Umland bzw. zu den übergeordneten
Gebietskörperschaften. Ein weiteres Problem beeinträchtigt die Methode der
Städteauswahl nach genetischen und funktionalen Gesichtspunkten - und über-
haupt jede überlegte Auswahl - noch mehr. Wie etwa neuere Veröffentlichungen
zur Geschichte lokaler Arbeiterbewegungen im Deutschen Kaiserreich klar zei-
gen, kann die Perzeption der objektiven Rahmenbedingungen, die Einschätzung
der Gewichtigkeit und des Umfangs der gestellten Aufgaben trotz ähnlicher so-
zialer und ökonomischer Strukturen stark differieren. Entsprechend dürfte die
Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltungsleitungen ebenfalls nicht nur von realen
Arbeitsbedingungen und politischen Maximen, sondern auch von einem je spezi-
fischen Aneignungsprozeß der Wirklichkeit abhängig gewesen sein, der in den
Öuellen indes selten exakt nachzuvollziehen ist.2 Trotz dieser Unsicherheitsfak-
Zur Städtetypologisierung vgl. KRABBE, Die deutsche Stadt im 19. und 20. Jahrhundert,
S.69-77; P. SCHÖLLER, Die Großstadt des 19. Jahrhunderts - ein Umbruch der Stadtgeschichte,
in: Die Stadt. Gestalt und Wandel bis zum industriellen Zeitalter, hg. v. H. Stoob (Köln/Wien
21985), S.287-289.
Zur Problematik vgl. K.-H. SIMON, Probleme vergleichender Stadtforschung, in: Soziolo-
gische Stadtforschung, hg. v. J. Friedrichs (Köln 1988), S.381-409; P. SCHÖLLER, Die deut-
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toren, die bei der Aufstellung von Thesen über die Ursachen unterschiedlicher
Öffentlichkeitsarbeit Vorsicht geboten sein lassen, wurde mangels Alternativen
am eingangs beschriebenen Auswahlverfahren festgehalten, da es doch immerhin
die Ausschaltung zusätzlicher, vermeidbarer Fehlerquellen sicherte.
Nach Abzug der Orte mit unverkennbaren Sonderproblemen fiel die Wahl in-
nerhalb der verbliebenen Gruppe auf die beiden Industriestädte und traditionellen
zentralen Orte Düsseldorf und Mannheim. In Berücksichtigung der Ausgangshy-
pothese, wonach die Parteizugehörigkeit bzw. die politischen Einstellungen der
maßgebenden Verwaltungsmitarbeiter den Charakter von Öffentlichkeitsarbeit
beeinflußt, besaßen die genannten Städte in den Jahren der Weimarer Republik
mehrere Oberbürgermeister unterschiedlicher politischer Prägung. Weiter schien
reizvoll, daß jede im Geltungsbereich eines anderen Gemeindeverfassungsrechts
lag. So ließ sich prüfen, ob sich eventuell auch differierende Willensbildungspro-
zesse auf die Kommunikation mit den Bürgern auswirkten. Während in Düssel-
dorf die rheinische Bürgermeisterverfassung galt, ein Einkammersystem mit
extrem starker Stellung des Verwaltungschefs, mühten sich die Mannheimer
Kommunalpolitiker mit einem schwerfälligen Zweikammersystem, das neben
dem vertraulich beschließenden Stadtrat einen öffentlich tagenden Bürgeraus-
schuß vorsah, der in bestimmten Fällen den Entscheidungen des Rates zuzustim-
men hatte. Der Oberbürgermeister, der beiden Gremien vorsaß, konnte sich auch
bei diesem Verfassungstyp eine recht starke Position verschaffen, mußte jedoch
grundsätzlich mehr Überzeugungsarbeit leisten als sein Düsseldorfer Kollege.3
Düsseldorf und Mannheim bilden natürlich längst nicht die einzig denkbare
Kombination von Untersuchungseinheiten. Daß gerade diese Fälle genauer be-
trachtet werden, beruht nicht zuletzt auch auf ganz persönlichen Motiven. Zum
einen gab eine Studie über die Tätigkeit der Mannheimer Stadtverwaltung unter
Oberbürgermeister Heimerich überhaupt erst die Anregung zu dieser Untersu-
chung, zum anderen versprach die Quellen- und Forschungslage im Fall Düssel-
dorfs vergleichsweise günstige Arbeitsbedingungen.
Welches Profil besaßen nun die beiden Großstädte, wo lagen ihre Gemeinsam-
keiten und Unterschiede? Bevölkerungsstatistisch nahmen Düsseldorf und Mann-
heim unter den 45 deutschen Großstädten des Jahres 1925 mit etwa 432.000 bzw.
sehen Städte (Wiesbaden 21980), S.19-22. Zum genannten Beispiel vgl. A. v. SALDERN, Arbei-
terradikalismus - Arbeiterreformismus. Zum politischen Profil der sozialdemokratischen Par-
teibasis im Deutschen Kaiserreich. Methodisch-inhaltliche Bemerkungen zu Vergleichsstudien,
in: IWK 20 (1984), S.483-498.
3 Einen grafischen bzw. tabellarischen Überblick über die wichtigsten Merkmale der ver-
schiedenen Gememdeverfassungstypen bieten Von, Die Stellung des Bürgermeisters, S.164-
180 bzw. K. JESER1CH, Die deutsche Gemeinde (Stuttgart/Berlin 1938), S.77.
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247.000 Einwohnern den 10. und 21. Rang ein. Sieht man einmal vom jeweiligen
Gebietsumfang ab und zieht stattdessen einen Zehn-Kilometer-Radius um die
Großstadtmittelpunkte, wodurch vergleichbare Räume entstehen und auch die
vielfältige Verzahnung von Stadt und Nachbargemeinden mitberücksichtigt wird,
rücken sie näher zusammen. Stadt und Umland Düsseldorf rangieren dann mit
rund 543.000 Menschen auf dem 13. Platz, die Agglomeration Mannheim liegt
mit 433.000 Personen an 17. Stelle.4 In der Zeit der Hochindustrialisierung und
Verstädterung Deutschlands hatten sich die Orte ganz ähnlich entwickelt. Sie
waren in die Phase sehr raschen Wachstums bereits als stabile Mittelstädte einge-
treten, hatten also nicht als Flecken oder Industriedörfer begonnen wie etwa
Mannheims Nachbarstadt Ludwigshafen, Gelsenkirchen oder (Duisburg-)Ham-
born. Ihr Aufschwung in den Jahren zwischen 1871 und 1914 war sehr stark,
jedoch nicht explosiv, und zeigte beachtliche Kontinuität.5 In der Nachkriegszeit
gab es dagegen nur noch bescheidene Zuwächse. Daß sich die Bevölkerungszah-
len auch in der Weimarer Republik weiter erhöhten, beruhte weniger auf Gebur-
tenüberschüssen oder zeitweiligen Wanderungsgewinnen als auf bedeutenden
Flächenerweiterungen. Während Düsseldorf im August 1929 im Rahmen der
großen Eingemeindungsaktion im Westen in einem Zuge fast 50 qkm Fläche
hinzugewann, gemeindete die Stadt Mannheim 1929/1930 sechs Dörfer bzw.
Gemarkungen mit rund 38 qkm Gesamtfläche ein.6
Hinsichtlich der Summe der Lebendgeborenen im Verhältnis zur Einwohner-
zahl stand Mannheim in den zwanziger Jahren meist deutlich vor Düsseldorf. Die
entsprechenden Werte hatten um 1900 jeweils um mehr als 20 pro mille höher
gelegen, aufgrund der ebenfalls größeren Sterbeziffern waren die Geburtenüber-
schüsse der Wilhelminischen Zeit indes nicht ganz so weit von den Nachkriegs-
werten entfernt. Die unterschiedlich starken Geburtenraten schlugen sich in der
Statistik der Haushalts großen nieder. Während 1925 in Düsseldorf durchschnitt-
lich 3,9 Personen in einem Familienhaushalt lebten - exakt der Mittelwert für alle
Falls nicht ausdrücklich anders vermerkt, stammen die aufgeführten Daten jeweils aus dem
STATISTISCHEN JAHRBUCH DEUTSCHER STÄDTE (ab 1934 u.d.T. STATISTISCHES JAHRBUCH
DEUTSCHER GEMEINDEN), dessen erster Jahrgang 1890 erschien. "Vgl. zusätzlich" weist darauf
hin, daß neben der zitierten Quelle auch die Jahrbücher herangezogen wurden. Zu den Bevölke-
rungszahlen Vgl. zusätzlich DIE BEVÖLKERUNG DES DEUTSCHEN REICHES NACH ERGEBNISSEN
DER VOLKSZÄHLUNG 1925 (Statistik des Deutschen Reiches Bd. 401, Berlin 1930), Teil I,
S.62f. u. II, S.507. Die Statistiken des Deutschen Reiches werden künftig zitiert als: StatDR.
5 Vgl. zusätzlich DIE ENTWICKLUNG DER GEMEINDEN MIT 20.000 UND MEHR EINWOHNERN
SEIT 1871, in: StatDR 401, II, S.514-518. Harnborn (heute Duisburg-Hambom) hatte z.B. 1871
etwa 2.000, 1910 aber bereits 102.000 Einwohner.
Besonders die Eingemeindung in Düsseldorf führte natürlich zu gewissen Veränderungen
in der Wirtschafts- und Sozialstruktur der Stadt. Vgl. dazu v.a. H. JACHMANN, Düsseldorf in
der Weltwirtschaftskrise (phil. Diss., Düsseldorf 1988), S.7-96. Für den gewählten Unter-
suchungsgegenstand sind diese aber belanglos.
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Großstädte -, waren es in Mannheim 4,1. Hier bestanden noch über 17% aller
Haushalte aus mehr als fünf Menschen.7
Abbildung 5 Geburtenüberschüsse aus dem Zeitraum 1900 -19338
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Wie bei den Geburtenüberschüssen wurden auch bei den registrierten Wande-
rungsgewinnen nach 1918 nie mehr die beeindruckenden Zahlen der zurücklie-
genden Jahrzehnte erreicht. Um die Jahrhundertwende waren in einem Jahr zu-
weilen 10.000 Menschen hinzugekommen, bis sich diejenigen, die in der Stadt
geboren waren, schließlich sogar in der Minderheit befanden: so stammten nach
der Zählung vom Juni 1907 in Düsseldorf und Mannheim 58% der Bevölkerung
nicht aus der Zählgemeinde.9 Einige Daten mögen veranschaulichen, in welchem
Umfang die Zuzugsgewinne (und die Mobilität im ganzen) im Vergleich zur
Vorkriegszeit abnahmen:
Vgl. BERUFSZÄHLUNG 1925. DIE HAUSHALTUNGEN UND FAMILIEN NACH IHRER BE-
RUFLICHEN UND SOZIALEN GLIEDERUNG (StatDR 407), S.ll f., 136f. u. 1601
Ab 1926 sind ortsfremde Geborene bzw. Gestorbene nicht mehr berücksichtigt. Die Zahlen
für 1920 nach VERWALTUNGSBERICHT DER STADT DUSSELDORF 1919-1921, S.l u. MANNHEI-
MER STATISTISCHES TASCHENBUCH 3 (Mannheim 1931), S.22.
9 Vgl. DIE BEVÖLKERUNG NACH HAUPTBERUF UND GEBÜRTIGKEIT. GROßSTÄDTE (StatDR
210, II), S.4, 240 u. 368.
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Abbildung 6 Wanderungsgewinne und - Verluste aus dem Zeitraum 1881-1935
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Abbildung 7 Mobilitätszahlen aus dem Zeitraum 1881 - 193210
Zuzüge (Personen)











Zu beachten ist, daß in den Statistiken nur gemeldete Zu- und Weggezogene erfaßt sind.
Vor allem für die frühe Zeit muß von einer hohen Dunkelziffer ausgegangen werden. Die
Mobilitätskennziffern in R. HEBERLE/F. MEYER, Die Großstädte im Strome der Binnenwan-
derung (Leipzig 1937), S.142.
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Summe der An- und Abmeldungen auf je 1.000 der Bevölkerung
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Da sich die Umzugshäufigkeit innerhalb der Stadtgrenzen ebenfalls erheblich
verringerte, darf von einer spürbaren Konsolidierung der Gemeinden ausgegan-
gen werden, wenn auch neuere Forschungsarbeiten wieder nachdrücklich darauf
verweisen, daß es selbst in den Spitzenjahren der Wanderungsbewegung neben
den hochmobilen, überwiegend jungen und ledigen Menschen immer eine sehr
viel größere, intakte "zweite Welt" aus ortsstabilen gegeben hat." Diese Festi-
gung der Gemeinden bot den Verwaltungen ungewohnte Chancen, verstärkt die
Verbesserung von Wohnverhältnissen, Erholungsmöglichkeiten und Infrastruktur
anzugehen sowie auf die politischen Werte und Meinungen der Mitbürger kräfti-
ger einzuwirken.
Für das Wohlbefinden der einzelnen Großstadtbewohner war wohl nie so sehr
die absolute Zahl der Mitbürger ausschlaggebend wie vielmehr die Dichte der
Bevölkerung im städtischen Raum. Geht man von der Relation von Bevölke-
rungszahl zu bebauter Fläche aus, verfugte Mannheim stets über die größere Be-
völkerungsdichte. Erwartungsgemäß war auch die Wohnraumbelegung etwas
höher, die allerdings auch in Düsseldorf noch leicht über dem Mittelwert der
Großstädte lag. Zwar war in beiden Städten die Wohndichte gegenüber der Vor-
kriegszeit geringfügig gesunken, doch entfielen 1925 auf jede Wohnung mit ei-
nem Wohnraum immer noch zwei, auf jede Zwei-Zimmer-Wohnung drei Be-
wohner. Im Verlauf der Weltwirtschaftskrise kam es zudem wieder zu einer er-
Vgl. etwa S. BLEEK, Mobilität und Seßhaftigkeit in deutschen Großstädten während der
Urbanisierung, in: GG 15 (1989), S.5-33. Ähnlich schon HEBERLE/MEYER, Die Großstädte im
Strome der Binnenwanderung, bes. S.21-36 u. 50f. Für Düsseldorf in den Jahren 1895 - 1905
errechnet Bleek rund 75% Seßhafte (d.h. Einwohner, die ihren Wohnort zwischen 1895 und
1905 nicht gewechselt hatten). Die ältere Forschung war meist von weit geringeren Werten
ausgegangen.
Tabelle 4 Düsseldorfer Umzugszahlen aus dem Zeitraum 1905 -1933 (Personen)
1905 132.064 1924 45.572 1928 61.198 1933 125.381
1910 125.402 1926 58.817 1931 96.162
In Mannheim wurden diese Daten offenbar erst nach 1918 erarbeitet.
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heblichen Verschlechterung des erreichten Standes.12 Die Durchschnittswerte
zum Wohnkomfort ermöglichen den groben Vergleich zwischen den Städten,
verstellen aber den Blick auf die Unterschiede innerhalb der einzelnen Gemein-
den. Die folgende Grafik aus der Industriestadt Chemnitz zeigt, wie eklatant diese
sein konnten. Sie bezeugt daneben die weitgehende soziale Segregation, die das
städtische Wohnen grundsätzlich kennzeichnete.
Abbildung 8 Wohnverhältnisse im Chemnitzer Arbeiterbezirk Sonnenberg
und im Villenvorort Kaßberg (1925)13

















Sonnenberg zählte zu jener Zeit rd. 44.000 Einwohner, Kaßberg nur etwa 29.000.
Unberücksichtigt bleibt die Quadratmeterfläche der Wohnräume sowie deren
Ausstattung (Toilette, Gas, Elektrizität, Wasser usw.), was den Gegensatz zwei-
fellos noch verschärfte.
Hinsichtlich ihrer Alterstruktur lösten sich Düsseldorf und Mannheim ebenfalls
vom Durchschnitt der Großstädte. Sie besaßen beide einen deutlich höheren An-









Tabelle 5 Personen pro ha bebauter Fläche (Häuser, inkJ. Höfe und Hausgärten)






Zur neueren Forschung vgl. A. MIELCK, Wird der Stadtbewohner durch die Dichte in der
Stadt beeinflußt? Ein neuer Ansatz zu einer umstrittenen Frage, in: DaS 13 (1986), S.42-53.
Zur Wohnraumbelegung vgl. zusätzlich ALBACHARYS MARKTZAHLEN FÜR REKLAMEVER-
BRAUCHER (Berlin 1929), S.132. 1950 entfielen auf jeden Wohnraum 1,2 Personen, 1972 0,7
und 1987 0,5. Vgl. DATENREPORT 1989. ZAHLEN UND FAKTEN ÜBER DIE BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND, hg. v. Statist. Bundesamt (Bonn 1989), S.128.
Nach G. RICHTER, Zur Herausbildung und Ausprägung der Kommunalpolitik der KPD in
Chemnitz (phil. Diss., Leipzig 1981), S.144.
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für das gesamte Reichsgebiet. Daß dieser überhaupt nur in Ausnahmefällen von
Großstädten erreicht oder gar überschritten wurde, diente Großstadtkritikern be-
kanntlich häufig als Argument für die angebliche Lebensfeindlichkeit dieser
Siedlungsform. Die Daten über die Altersverteilung zeigen auch, welcher Perso-
nenkreis bestimmte historische Ereignisse und Perioden jeweils schon bewußt
miterfahren hatte. Setzt man ein Mindestalter von 15 Jahren an, so waren z.B.
1925 noch rund 16% der in Düsseldorf Lebenden Zeitzeugen des Regierungsan-
tritts Wilhelms II. Etwa 30% hatten die deutsche Welt- und Flottenpolitik um
1900 erlebt, ungefähr 55% besaßen klare Erinnerungen an das Ende der
"Friedenszeit" im Jahre 1914. Als der große Krieg nach hoffnungsvollem Beginn
mit der Niederlage endete, stand ein gutes Drittel der Menschen jenseits der 30.
Bei der Bewertung der Chancen politischer Sozialisation in der Weimarer Re-
publik sind solche Berechnungen stets zu berücksichtigen.
Abbildung 9 Altersstruktur am 16.6.192514
(in % der Wohnbevölkerung)
60 und älter
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In ihren ökonomischen Verhältnissen lassen die ausgewählten Städte weitere
Gemeinsamkeiten erkennen. Jeweils auf vergleichsweise geringem Niveau, wa-
ren die Zahlen der hauptberuflich Erwerbstätigen in Relation zur Gesamtbevölke-
rung im Jahre 1925 nahezu identisch.15 Ihre Verteilung auf die einzelnen Wirt-
1 Vgl. STATDR 401,1, S. 174 u. 178-291 sowie II, S.576-579.
15 Tabelle 6 Die hauptberuflich Erwerbstätigen am 16.6.1925
(in % der Wohnbevölkerung)
Düsseldorf 53,1
Mannheim 53,6
0 der Großstädte 57,0
Vgl. dazu u. zum Folgenden BERUFSSTATISTIK NACH DER ALLGEM. BERUFSZÄHLUNG V. 5.
JUNI 1882 (StatDR 2), S.22*f, 309 u. 397; BERUFS- UND BETRIEBSZÄHLUNG V. 12. JUTv'I 1907,
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Schaftsabteilungen belegt, daß die Düsseldorfer Wirtschaft schon 1882 einen
recht hohen Industrialisierungsgrad erreicht hatte. Mannheim befindet sich dage-
gen mit ca. 52% Erwerbstätigen im sekundären Wirtschaftssektor noch knapp
unter dem Mittelwert der Großstädte. Wie die beachtliche Beschäftigtenzahl in
Handel und Verkehr verrät, war die Stadt an Neckar und Rhein zu jener Zeit noch
eher dem Handel verschrieben. Erst der Ausbau des Oberrheins für die Groß-
schiffahrt um die Jahrhundertwende, der den Mannheimer Hafenumschlag rasch
verringerte, zwang zu vermehrtem Engagement bei Industrieansiedlungen. 1907
lag die Stadt hinsichtlich der Zahl der Erwerbstätigen im industriellen Bereich
bereits über dem Mittelwert der Großstädte, 1925 hatte sie schließlich auch Düs-
seldorfüberrundet, wo man freilich ebenfalls überdurchschnittlich blieb.Obgleich
der industrielle Bereich klar dominierte, unterschieden sich beide Städte noch
deutlich von reinen Industriestandorten wie Chemnitz, Duisburg(-Hamborn) oder
Essen und hatten eher das Profil einer multifunktionalen Stadt. Besonders in Düs-
Abbildung 10 Hauptberuflich Erwerbstätige nach Wirtschaftsabteilungen
am 16.6.192516





A Landwirtschaft, Gärtnerei und Tierzucht, Forstwirtschaft und Fischerei
B Industrie und Handwerk
C Handel und Verkehr
D-F Öffentliche und private Dienstleistungen
Abt. 6: Großstädte (StatDR 207), S.4, 193 u. 309; BERUFSZÄHLUNG 1925. DIE BERUFLICHE
UND SOZIALE GLIEDERUNG DER BEVÖLKERUNG IN DEN DEUTSCHEN GROßSTÄDTEN (StatDR
406), S.433-448, 673-688 u. 721-736; BERUFSZÄHLUNG 1933. BERUFLICHE UND SOZIALE
GLIEDERUNG IN DEN GROßSTÄDTEN (StatDR 457), S.l/30, 2/55, 3/27,4/5 u. 4/7.
Die entsprechende Statistik für 1933 zeigt einen allgemeinen Rückgang des sekundären
Wirtschaftssektors und eine zunehmende Bedeutung des Dienstleistungsbereichs an. Wohl als
Folge der Wirtschaftskrise ist außerdem die Abteilung A (Landwirtschaft, Gärtnerei) jeweils
leicht gewachsen.
152 Die Städteprofile
seldorf, das sich angesichts einiger wichtiger Konzernzentralen und Verwal-
tungsstellen gern als "Schreibtisch des Ruhrgebiets" verstand, gab es einen recht
kräftigen Verwaltungs- und Dienstleistungszweig, dessen wirtschaftliches Ge-
wicht höher war, als sein Anteil an der Beschäftigtenzahl suggeriert.
Nach dem Handel bildete der Maschinen-, Apparate- und Fahrzeugbau in den
zwanziger Jahren jeweils die wichtigste Wirtschaftsgruppe. Während im Düssel-
dorfer Maschinenbau, dem bedeutendsten in ganz Rheinland-Westfalen, vor al-
lem Metall- und Steinbearbeitungsmaschinen für die Berg- und Hüttenwerke des
Ruhrgebietes sowie Zahnräder und andere Maschinenteile gefertigt wurden, pro-
duzierte die Mannheimer Branche Werkzeug- und Landmaschinen, Nähmaschi-
nen, Maschinen für die Nahrungsmittelindustrie - also vorwiegend Massengüter
des elastischen Bedarfs. Daher wurde das wesentlichste industrielle Standbein
Mannheims in konjunkturellen Krisenzeiten stets überaus stark und besonders
rasch geschädigt. Für die Düsseldorfer Wirtschaft, die insgesamt vielfältiger war,
verdient noch die volkswirtschaftlich bedeutsame eisen- und stahlverarbeitende
Industrie, und hier vor allem die Röhrenindustrie, spezielle Erwähnung.
Die rege Industrieproduktion führte in beiden Städten zu einem hohen Anteil an
Arbeitern unter der Gesamtzahl der Erwerbstätigen, was viele bisherige Befunde
- etwa die Daten über Wohnverhältnisse und Altersstruktur - gut erklärt. Die
Sozialstruktur blieb aber jeweils noch ziemlich ausgewogen: in Mannheim stan-
den z.B. den rund 55.000 Arbeitern 40.000 Angestellte und Beamte gegenüber.
Hinzu kamen ca. 15.000 Selbständige sowie 7.500 Hausangestellte. Anders sah
es dagegen in den obenerwähnten Industriestädten aus. So betrug der Arbeiteran-
teil an der Beschäftigtenzahl z.B. in Chemnitz rund 57%, der Mittelstand war
entsprechend schwach repräsentiert.18
Aus den vorhandenen Lohn- und Einkommensteuerstatistiken geht hervor, daß
die Düsseldorfer Bürger auf lange Sicht über die größere Wirtschaftskraft verfüg-
ten. Zwar hatte Mannheim 1928 weit mehr Lohnsteuerzahler, doch stammten die
neu Belasteten ganz überwiegend aus niedrigen Lohngruppen. Eine gute Be-
l 7 v g i . GEWERBLICHE BETRJEBSZÄHLUNG 1925. Textband (StatDR 418), S.lO8f. u. I45f.
Zur Industriestruktur Düsseldorfs vgl. F.-W. HENNrNG, Düsseldorf und seine Wirtschaft. Zur
Geschichte einer Region. Bd.2 (Düsseldorf 1981), S.561-675 u. JACHMANN, Düsseldorf in der
Weltwirtschaftskrise, S.28-87. Zu Mannheim vgl. F. WALTER, Schicksal einer deutschen Stadt,
Bd.2, S. 109-132.
18 Der Mannheimer Arbeiteranteil an der Summe der Erwerbstätigen belief sich demnach
auf 47% (Düsseldorf: 50%). In der Gesamtzahl der Erwerbstätigen sind in diesem Fall mithel-
fende Familienangehörige und Beschäftigte ohne Beruf und Berufsangabe (wohl meist Hilfsar-
beiter und Dienstpersonal) jeweils nicht enthalten. Vgl. STATDR 406, S.100, 437, 676, 724.
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schäftigungslage und hohe Tarifabschlüsse hatten in diesem Jahr dazu geführt,
daß viele Arbeitnehmer mit bescheidenen Einkommen besteuert werden konnten.
1926 lagen dagegen fast 40% der Mannheimer Lohnsteuerpflichtigen unterhalb
der Mindesteinkommensgrenze.











Die Lohnsteuerstatistik für das Jahr 1932 macht deutlich, wie sich die soziale
Schere in der Zeit von Weltwirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit überall
noch weiter öffnete. Die Zahl der Steuerzahler war drastisch zurückgegangen;
wegen starker Schädigung gerade der unteren steuerpflichtigen Lohngruppen
erwirtschafteten gleichzeitig diejenigen, die überhaupt noch Steuern entrichteten,
ein höheres Durchschnittseinkommen als 1926 oder 1928 (s. Abbildung 12).
In der Einkommensteuerstatistik rangierte die Stadt Düsseldorf stets leicht vor
Mannheim, womit ihre ökonomische Überlegenheit untermauert wird. Hinsicht-
lich des Durchschnittseinkommens der Veranlagten besaßen allerdings beide
Großstädte einen vergleichsweise günstigen Wert, da die skizzierten Wirt-
schaftsstrukturen jeweils eine kleine Schicht von sehr reichen Fabrikanten und
Rentiers hervorgebracht hatten. Neben den Spitzenverdienern existierte vor allem
Vgl. Der Lohnsteuerabzug vom Arbeitslohn im Jahre 1926 (StatDR 359), S.56-67; desgl.
1928 (StatDR 378), S.5-7 u. 64-67; desgl. 1932 (StatDR 492), S.40f„ 103, 105 u. 121. Die
Lohnsteuerstatistik wurde für 1926 erstmals angefertigt, dann erst wieder für 1928 bzw. 1932.
Unbesteuert blieben Arbeitnehmer mit einem Jahreseinkommen bis 1.200 RM. Steuerbefreit
waren Pflichtige, die zwar ein Jahreseinkommen über 1.200 RM hatten, aber nach Abzug der
Freibeträge die Mindesteinkommengrenze unterschritten.
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in Düsseldorf noch eine relativ breite Mittelschicht, die sich einen gewissen
Wohlstand bewahrt oder erworben hatte.20
Abbildung 12 Verteilung der Steuerbelasteten auf die einzelnen
Einkommensgruppen 193221
(am Beispiel Düsseldorf, in %, jeweils ohne Werbungskosten u. Sonderleistungen)
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Ein Blick auf die Schulsituation der Düsseldorfer und Mannheimer Jugendli-
chen stützt dieses Ergebnis. Obwohl in Düsseldorf ein höheres Schuldgeld erho-
ben wurde, besuchten hier in den mittleren Jahren der Republik etwa 21% der
Heranwachsenden eine weiterführende Schule, in Mannheim hatte nur ca. 14%
diese Chance. Bezeichnend für die Sozial- und Einkommensstruktur einer Ge-
meinde sind auch die Zahlen über die beschäftigten Hausangestellten, die in Düs-
seldorf und Mannheim 1925 jeweils über 6% der hauptberuflich Erwerbstätigen
mit Beruf und Berufsangabe ausmachten. In einer Industriestadt wie Chemnitz
betrug dagegen der gleiche Wert lediglich 3,6%. Auch hinsichtlich der Ärztever-
sorgung gab es zwischen Düsseldorf, Mannheim und den reinen Industriestandor-
ten beträchtliche Unterschiede. Entfielen in Düsseldorf und Mannheim auf einen
praktizierenden Arzt 1927 rund 1.200 Einwohner, so waren es in Chemnitz ca.
1.900. Ein Zahnarzt mußte statistisch 13.000 Chemnitzer, aber nur etwa 5.000
Düsseldorfer oder 4.000 Mannheimer betreuen.
Zu den Einkommensteuerzahlen, die für 1926 - 1929 u. 1932/33 vorliegen, vgl. zusätzlich
DIE EINKOMMEN- UND KÖRPERSCHAFTSTEUER VERANLAGUNGEN FÜR 1926 UND 1927 (StatDR
375), S.89-103; desgl. für 1932 und 1933 (StatDR 482), S.34-45.
21 Die Zusammensetzung der versteuerten Einkommen mißachtet JACHMANN (Düsseldorf in
der Weltwirtschaftskrise, S 21). Er gelangt daher zu dem "überraschenden" Ergebnis, daß "der
einzelne Lohnsteuerzahler .. [1932] gegenüber 1928 um 100 bis 200 RM jährlich mehr
[verdiente]."
Düsseldorf und Mannheim 155
Weiteren Aufschluß über die jeweilige Grundsituation der ausgewählten Städte
- und damit über die Rahmenbedingungen städtischer Öffentlichkeitsarbeit - soll
nun eine Analyse der Gemeindewahlen erbringen. Nach den bisherigen Erkennt-
nissen kann kaum überraschen, daß die Arbeiterparteien in beiden Großstädten
gewöhnlich sehr starke Zustimmung erfuhren. Zu keiner Zeit lag ihr gemeinsa-
mer Stimmenanteil unter 35%. Den meisten Zuspruch fanden sie im Mannheim
der frühen Republik, wo in der ersten Kommunalwahl im Mai 1919 der Spitzen-
wert von knapp 53% erreicht wurde, stets den geringeren Anhang besaßen sie in
Düsseldorf. Während die Kommunisten in beiden Fällen überaus viele Wähler
hatten, verfugten die Sozialdemokraten am Niederrhein nur über eine vergleichs-
weise kleine Gefolgschaft. Mit Ergebnissen zwischen rund 9% und 16% der
Stimmen rangierten sie weit hinter dem dominierenden Zentrum und der KPD. In
Mannheim war die SPD dagegen die wichtigste politische Kraft, deren Stimmen-
anteil ungefähr dem summierten Resultat der beiden nächstplazierten Parteien
entsprach, des Zentrums und der KPD.22
Stimmen die Wahlergebnisse der beiden Städte hinsichtlich der machtvollen
Repräsentanz der Arbeiterparteien überein, so unterscheiden sie sich andererseits
sehr wesentlich, wenn die implizite Akzeptanz der demokratischen Republik das
Kriterium bildet. Neben der KPD repräsentierten in Düsseldorf die DNVP und
der gruppenegoistische Wirtschaftsbund, der der NSDAP lange ein beachtliches
Wählerreservoir vorenthielt, einen bedeutenden zweiten systemkritischen Wähle-
ranteil, so daß sich das Lager der Weimarer Koalition auch im Düsseldorfer
Kommunalparlament bereits seit Mai 1924 dauernd in der Minderheit befand. Ein
Blick auf das Düsseldorfer Zentrum, dessen politisches Urteil längst nicht immer
dem der Berliner Zentrale entsprach, verdüstert das Bild weiter. Fühlten sich
doch führende Köpfe des Düsseldorfer Ortsverbandes, der in der katholischen
Großstadt bei Kommunalwahlen stets einen Stimmenanteil von über 26% ein-
warb, "in der Zusammenarbeit mit den bürgerlich-nationalen Gruppen [...] oft
wohler als bei den eigenen christlichen Gewerkschaftlern."23 Die Folge war, daß
das Düsseldorfer Parteiensystem häufig nicht wie üblich in drei, sondern in zwei
Die Wahlergebnisse nach: DOKUMENTATION ZUR GESCHICHTE DER STADT DÜSSELDORF,
Bd.6, hg. v. Pädagogischen Institut der Landeshauptstadt Düsseldorf, (Düsseldorf 1985), S.102;
G. GEMEIN, Die DNVP in Düsseldorf 1918-1933 (phil. Diss., Köln 1968), S.198f.; E. HOF-
MANN, Die Gememdewahlen in Mannheim 1911-1930 (Mannheim 1932).
RJBHEGGE, Die Anfänge der kommunalen Demokratie in Düsseldorf, S.141. Grundlegend
vgl. W. STUMP, Geschichte und Organisation der Zentrumspartei in Düsseldorf 1917-1933
(Düsseldorf 1971). Zur Religionsgliederung der Bevölkerung vgl. S T A T D R 401, II, S.622. In
Mannheim waren die beiden großen Konfessionen nahezu gleich stark.
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Lager gespalten schien: "eine starke revolutionäre Linke, die KPD, und eine
weitgehend antirepublikanische Rechte, DVP/DNVP und rechtes Zentrum."24






Weitaus günstiger als in Düsseldorf war die Lage in Mannheim, wo eine mäch-
tige SPD, das Zentrum sowie die recht gut vertretene DDP bis 1933 die absolute
Mehrheit der Mandate im Bürgerausschuß behielt. Hatten diese Parteien 1919
noch 71,8% der Stimmen auf sich vereint, sank ihr Wert bis zur letzten Gemein-
dewahl vom November 1930 allerdings auch hier bis auf 49,9%. Wie die Schau-
bilder zeigen, wurde die NSDAP, die in Düsseldorf und Mannheim lange eine
außergewöhnlich schwache Position einnahm, im Düsseldorfer Kommunalparla-
ment nie, in Mannheim erst seit November 1930 eine einflußreiche Größe. Die
Resultate der Reichstagswahlen entsprechen hinsichtlich des Wählerreservoirs
der Parteien ungefähr dem eben skizzierten Bild.2
Daß Mannheim für die Jahre der Weimarer Republik ungewöhnlich günstige
politische Rahmenbedingungen vorzuweisen hat, beruht keineswegs nur auf einer
vorteilhaften Sozialstruktur und Konfessionsverteilung, sondern auch wesentlich
HUTTENBERGER, Düsseldorf, S.318.
25 W e g e n erhebl icher Störungen wurde die erste Kommuna lwah l im rechtsrheinischen Teil
der Stadt wiederhol t . Vgl. VERWALTUNGSBERICHT DÜSSELDORF 1914-1918, S.13.
26 Vgl . die Ergebnisse in: DOKUMENTATION ZUR GESCHICHTE DER STADT DÜSSELDORF,
Bd.6, S.99; GEMEIN, Die DNVP m Düsseldorf, S.198f; E. MATTHIAS, Die Mannheimer Sozi-
aldemokraten und der Bruch der badischen Koalition am 30. November 1932, in: IWK 15
(1979), S.442.
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auf seinen besonderen politischen Traditionen. Im Gegensatz zu anderen deut-
schen Landschaften herrschte in Baden noch eine sehr lebendige Erinnerung an
die Revolution von 1848/49, die sich im Großherzogtum mit unvergleichlicher
Massenwirksamkeit und Radikalität vollzogen hatte und selbst nach ihrer Nieder-
schlagung die Landespolitik nachhaltig prägte. So dominierte die liberale Bewe-
gung mit Beginn der sechziger Jahre des 19. Jahrhunderts für Jahrzehnte die ba-
dische Politik und zeigte sich auch gegenüber der aufstrebenden Sozialdemokra-
tie außergewöhnlich offen. Während es nach den Worten des Parteisekretärs
Johannes Stelling in Preußen bis 1914 ausgeschlossen blieb, "daß ein Sozialde-
mokrat auch nur einen Nachtwächterposten bekleiden konnte", gab es in Baden
durchaus sozialdemokratische Gemeindevertreter. In der Arbeiterstadt Mannheim
zogen bereits 1878 die ersten Sozialdemokraten in den Bürgerausschuß ein, 1884
wurden zwei zu Stadträten ernannt. Auf dem Gebiet der Landespolitik erregte der
"Badische Großblock" (1905-1913), ein Wahlbündnis zwischen Nationallibera-
len, Linksbürgerlichen und Sozialdemokraten gegen Zentrum und Konservative,
reichsweites Aufsehen.27
Zu den politischen Traditionen Badens vgl. P. BRANDT/R. RÜRUP, Volksbewegung und
demokratische Neuordnung in Baden 1918/19. Zur Vorgeschichte und Geschichte der Revolu-
tion (Sigmaringen 1991), S.15-25; H. FENSKE, Der liberale Südwesten. Freiheitliche und de-
mokratische Traditionen in Baden und Württemberg 1790-1933 (Stuttgart 1981). Das Zitat aus
J. STELLING, Geleitwort zum Kommentar zu den Kommunalpolitischen Richtlinien der SPD,
hg. v. P. Hirsch (Berlin 1929), S.4. Zur frühen kommunalpolitischen Tätigkeit der SPD vgl. IM
DIENST AN DER REPUBLIK. DIE TÄTIGKEITSBERICHTE DES LANDESVORSTANDES DER SPD, hg.
v. J. Schadt (Stuttgart 1977), S.45-51.
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Die jahrzehntelange politische Koexistenz und Kooperation zwischen Sozial-
demokraten und Bürgerlichen erklärt, weshalb es unter diesen häufig geringere
Berührungsängste und größere Verständnisbereitschaft gab als anderswo. Die
daraus resultierende lange Erfolgsgeschichte der SPD macht verständlich, wes-
wegen sich die badische Mehrheitssozialdemokratie im November 1918 außeror-
dentlich zurückhaltend verhielt und ihr zahlreiche Wähler noch in den kritisch-
sten Phasen der Republik treu blieben. Das liberale politische Klima in Mann-
heim wurde vor allem von Neubürgern dankbar registriert. So erinnerte sich etwa
der langjährige Bürgermeister Richard Böttger, ein gebürtiger Thüringer, bei
seiner Ankunft in Mannheim im Jahre 1897 habe ihn besonders "die unbe-
schränkte Rede- und Versammlungsfreiheit" beeindruckt.
Weder in geschlossenen noch in öffentlichen Versammlungen fand eine
polizeiliche Überwachung statt. Die preußische Pickelhaube als Symbol
politischer Macht war aus meinem Gesichtskreis verschwunden.
Auch Oberbürgermeister Hermann Heimerich bekannte in seiner Etatrede des
Jahres 1951, eine "seltene Aufgeschlossenheit für die Probleme der Gegenwart"
und ein reger "Geist der Toleranz" seien ihm sehen positiv aufgefallen, als er
1928 das Amt des Oberbürgermeisters erstmals angetreten habe.28
Ebenfalls nicht allein mit statistischen Daten ist die politische Konstellation in
Düsseldorf zu erklären. Wie kam es, daß sich hier die Klassengesellschaft trotz
ähnlicher objektiver Lebensverhältnisse sehr viel strenger abzeichnete als in
Mannheim, woher rührte die ungleich größere politische Radikalität der Arbeiter-
schaft? Ein wesentliches Erklärungsmoment bildet zweifellos das Fehlen eines
kräftigen, koalitions- bzw. verständigungsbereiten Flügels im bürgerlichen Lager.
Hinzu traten das repressive Kommunalwahlsystem und wohl auch der Einfluß
zahlreicher Ruhrindustrieller, die anstelle ihrer Produktionsorte das elegantere,
besser gelegene und zudem steuerlich günstige Düsseldorf als Wohnsitz wählten
und hier durch ihren Lebensstil und die Einflußnahme auf die lokale Politik po-
larisierend wirkten. Bis zur Revolution 1918/19 hatte eine freikonservativ-
nationalliberale Oligarchie ungefährdet die Richtlinien der Düsseldorfer Kom-
munalpolitik beherrscht. Das Stadtparlament war dank des Dreiklassenwahlrechts
eine reine Honoratiorenversammlung geblieben, die nur aus zwei Fraktionen
bestand, Nationalliberalen und Zentrum.29 Da sich im Bürgertum keine nennens-
werten reformerischen Kräfte formierten, die brennende soziale Fragen aufgriffen
R. BÖTTGER, Kleine Reise in die Vergangenheit. Manuskript (ca. 1952), in: StAM, Nl.
Böttger, Nr.l; H. HEIMERICH, Mannheimer Etatreden 1950-1955 (Mannheim o.J. [1955]), S.20.
Vgl. die Tabelle zur Sozial Struktur der Düsseldorfer Stadtverordnetenversammlung nach
der Wahl von 1912 in: HÜTTENBERGER, Düsseldorf, S.220f.
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und den politisch Entmündigten Mitsprachechancen schufen, bezogen zahlreiche
Düsseldorfer Arbeiter schon früh extreme Positionen und schlössen sich während
des Krieges der Liebknecht/Luxemburg-Richtung an - ein Kausalzusammenhang,
den bereits viele Zeitgenossen erkannten.30 In den Kriegsjahren antwortete das
Establishment auf Protestaktionen gewöhnlich mit rigorosem Polizeieinsatz, was
die Gegensätze weiter verschärfte. Wie sich die damalige Lage aus Sicht der
städtischen Oberschicht darstellte, ist in den Erinnerungen des damaligen Ober-
bürgermeisters nachzulesen:
Immer mehr wurden die Anzeichen bemerkbar, daß das vorbereitet wurde,
was später als der Dolchstoß in den Rücken des Heeres' bezeichnet wur-
de. Die politische Polizei hat damals getan, was in ihren Kräften stand,
um diese Bewegung im Auge zu behalten und die Zentralstellen zu unter-
richten. Greiftiare Unterlagen zum Einschreiten waren nicht immer zu
erlangen. Wo aber die große Not des Vaterlandes und die drohende
schwerste Gefahr es erforderten, wurde [dennoch] zugegriffen [...]. Die
wenigen damals in diese Verhältnisse Eingeweihten ahnten wohl, daß es
gerade in Deutschland zu einer großen Katastrophe kommen müsse, wenn
es diesen Elementen gelingen würde, ihr verbrecherisches Ziel zu errei-
chen31
Nach dem Zusammenbruch des Kaiserreiches setzte sich der Konflikt fort, als die
revolutionäre Linke im Januar 1919 mit einem blutigen Aufstand zur "zweiten
Revolution" ansetzte und die Reichsregierung im Verein mit den traditionellen
Mächten Ende Februar scharf zurückschlug. Eine merkliche Annäherung der
beiden Lager wurde danach nie mehr erreicht:
Die Rechte konnte die Niederlage, den Verfall ihrer vor dem Krieg so be-
quemen Überlegenheit nicht verwinden; für sie waren gleichsam naturge-
gebene Verhältnisse in Unordnung geraten. Die Linke wollte den Abbruch
des Gangs der Revolution nicht hinnehmen; sie konnte es kaum ertragen,
daß die im Krieg geschlagene Rechte wieder die Geschicke der Stadt be-
So hielt z.B. der sozialdemokratische Stadtverordnete Gerlach, in der Debatte gewöhnlich
besonnen und vermittelnd, im März 1919 der politischen Rechten vor, es sei "nicht von unge-
fähr, daß ausgerechnet in Düsseldorf mit seiner reaktionären Verwaltung solche Strömungen
sich geltend gemacht [.. hätten], wie wir sie in der letzten Zeit erlebt haben. [...] Sie dürfen,
wenn Sie über spartakistische Unruhen und Übergriffe sich beklagen, sagen: Mea culpa, mea
maxima culpa." Nach: STENOGRAPHISCHE VERHANDLUNGSBERICHTE DER STADTVERORDNE-
TEN-VERSAMMLUNG ZU DÜSSELDORF 1919 (künftig zitiert als VStVD), S.21.
A. OEHLER, Düsseldorf im Weltkrieg. Schicksal und Arbeit einer deutschen Großstadt
(Düsseldorfer Jahrbuch 33, 1927), S.97. Eine Beurteilung aus sozialdemokratischer Sicht in:
VStVD 1919, S.5 (Stadtverordneter Saupe).
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stimmen sollte. Beide Seiten mißtrauten sich zutiefst, unterstellten sich ge-
genseitig jede denkbare Infamie12
Die äußerlich so elegante, mondäne Großstadt Düsseldorf litt damit weit mehr als
Mannheim an der Fragmentierung ihrer Einwohnerschaft - ein Problem, das die
Arbeit der Stadtverwaltung erheblich belastete und ein besonderes Maß an
Kommunikationsfähigkeit und Integrationsvermögen erforderte.
32 HUTTENBERGER, Düsseldorf, S.318. Zur Chronologie der Revolution in Düsseldorf vgl. S.
LlPSKI, Düsseldorf während der Revolution 1918-1919. Quellensammlung (Dokumentation zur
Geschichte der Stadt Düsseldorf, Bd.2, Düsseldorf 1982), S.68-81.
2 Die Oberbürgermeister und ihre Mitarbeiter
An der Spitze der Düsseldorfer Stadtverwaltung herrschte zwischen 1914 und
1924 wenig Beständigkeit. Neben zwei Oberbürgermeisterperioden standen zwei
längere Vakanzen und eine mißglückte Oberbürgermeisterwahl. In Mannheim
verlief der Übergang vom Kaiserreich zur Republik dagegen personell ohne gro-
ßen Bruch. Erst 1928 wechselte hier der Verwaltungschef.



























Oberbürgermeister Adalbert Oehler (1860-1943) hatte sich während des Krie-
ges den "Alldeutschen" angeschlossen, deren radikal-chauvinistische Ziele öf-
fentlich vertreten und die wachsende Kriegsmüdigkeit und Systemverdrossenheit
mit aller Macht bekämpft. Vor der Stadtverordnetenversammlung hatte er noch
im Oktober 1918 die Friedensresolution und den Parlamentarisierungskurs des
Reichstages getadelt, im November die Revolution als unheilvolles "Fieber" kri-
tisiert. Trotz klarer rechtlicher Bindungen kam für die Linke eine Weiterbeschäf-
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tigung Oehlers daher von vornherein nicht in Frage. Nachdem der Oberbürger-
meister gleich zu Beginn des Spartakistenaufstandes auf die linke Rheinseite zur
belgischen Besatzungsmacht geflohen war und so das rechtsrheinische Düssel-
dorf widerstandslos den Revolutionären und ihrem Oberbürgermeister Schmidt-
chen überlassen hatte, rückte dann auch das bürgerliche Lager spürbar von ihm
ab. Als nach der Niederschlagung der Erhebung über die Zukunft des Stadtober-
hauptes beraten wurde, traten nicht einmal die Deutschnationalen nachdrücklich
für Oehlers Verbleiben ein. Wer "in entscheidender Stunde seinen Posten ver-
ließ", durfte gerade bei den kompromißlosen, auf Standfestigkeit und Ehrerhalt
bedachten Konservativen selten auf Verständnis hoffen. Nach einigen Verhand-
lungen stimmte Oehler darum im Juni 1919 seiner Pensionierung zu.33
Der erste Beigeordnete Karl Geusen (1859-1926), der das Oberbürgermeister-
amt von März bis November 1919 verwaltete, war seit 1900 Leiter des städti-
schen Tiefbauwesens. Seine Vertretung versah er mit Ernst, doch besaß er offen-
bar keinerlei Ambitionen auf eine ständige Übernahme der Spitzenposition. Wäh-
rend der zweiten Geschäftsfuhrungszeit 1923/24 schien dem Vierundsechzigjäh-
rigen auch nicht unrecht, daß vor allem der wesentlich jüngere, ehrgeizige Stadt-
kämmerer Robert Lehr bedeutende Leitungsfunktionen erhielt. Politisch galt
Geusen als nationalliberal, besonders bemerkenswerte politische Stellungnahmen
oder ein geschlossenes eigenes Führungsprogramm brachte der recht populäre,
humorvolle Beigeordnete nicht hervor. Anläßlich seines Todes würdigte Lehr
Geusens Takt und überlegene Ruhe. Die weiter genannten Tugenden - "Klugheit,
Weitblick, stille und feste Pflichterfüllung, selbstlose Opferbereitschaft" - zeich-
Zu Oehlers Herkunft und Karrieredaten vgl. REICHSHANDBUCH DER DEUTSCHEN GE-
SELLSCHAFT, Bd.2, S.1348f. Zu Perzeption und Kommentierung der Umbruchsphase vgl. die
Parlamentsreden "Vaterländische Ansprache" v. 8.10.1918, in: VSTVD 1918, S.95, "Nach der
Revolution" v. 26.11.1918, in: ebd., S.121-123 u. "Jahres-Schlußansprache" v. 17.12.1918, in;
ebd., S.138f. sowie Oehlers Rechtfertigungsschrift "Meine Beziehungen zur Revolution in
Düsseldorf (Düsseldorf, Februar 1919). Als der Oberbürgermeister am 19.1.1919 auf die
rechte Rheinseite zurückkehrte, um seinen Mut zu beweisen und an den Wahlen zur National-
versammlung teilzunehmen, wurde er von Passanten beschimpft und tätlich angegriffen,
schließlich durch den Vollzugsausschuß des Arbeiterrates bis 24.1. außerhalb Düsseldorfs
gefangengesetzt. Am 25.1. nahm Oehler daraufhin Urlaub "auf unbestimmte Zeit". In der ersten
Sitzung der neugewählten Stadtverordnetenversammlung v. 28.3.1919 kam der Fall Oehler
sogleich zur Sprache. Vgl. VSTVD 1919, S.2-7 (mit den Standpunkten der Fraktionen, das Zitat
aus der Rede des DNVP-Stadtverordneten Lepper, S.6). Zur weiteren Behandlung der Angele-
genheit vgl. ebd., S.127f. u. 212-215. Nach seinem Ausscheiden lehrte Oehler bis 1930 öffent-
liches Recht an der Hochschule für Staats- und Verwaltungswissenschaft in Detmold und an
den Verwaltungsakademien in Hannover und Düsseldorf. Sein Widerwille gegen die republi-
kanische Verfassung ging dabei selbst in die wissenschaftlichen Schriften ein. Vgl. z.B. A.
OEHLER, Verfassung und Verwaltung der deutschen Gemeinde und Gemeindeverbände
(Leipzig 1929), bes. S.23 u. 45.
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nen ein vollkommenes Muster eines vorbildlichen Beamten und charakterisieren
mehr das Ideal des Autors als die angesprochene Person.34
Anfang Oktober 1919 hätte Karl Geusen sein Mandat beinahe schon niederle-
gen können, da am 30. September mit dem prominenten DDP-Nationalversamm-
lungsmitglied und Kasseler Oberbürgermeister Erich Koch(-Weser) (1875-1944)
ein neues Stadtoberhaupt gewählt worden war. Wahrscheinlich auch wegen der
zu erwartenden Auseinandersetzungen mit dem mächtig widerstrebenden Düssel-
dorfer Zentrum, der weitaus stärksten Rathauspartei, lehnte Koch den Ruf jedoch
ab und wechselte als neuer Innenminister und Vizekanzler stattdessen ganz in die
Reichspolitik. Die Wahl des engagierten Demokraten Koch, der sich im wesentli-
chen mit den Stimmen von DDP, SPD und USPD gegen einen Zentrumskandida-
ten durchsetzte, zeigt, welch fortschrittliche Personalentscheidungen kurz nach
der Revolution noch möglich waren. Wohl schon wenig später, gewiß aber seit
dem 4. Mai 1924, dem zweiten Kommunalwahltermin seit Gründung der Repu-
blik, wäre ein solch "linker" Kandidat in Düsseldorf kläglich gescheitert.35
Mit der Amtseinführung Emil Köttgens (1875-1925) verfügte Düsseldorf seit
dem 2. Dezember 1919 wieder über ein reguläres Verwaltungsoberhaupt. Aus
einer wohlhabenden Dortmunder Fabrikantenfamilie stammend, hatte Köttgen
mit dem Studium der Rechts- und Staatswissenschaften, der abschließenden
Promotion und dem allmählichen Aufstieg in verschiedenen Stadtverwaltungen
einen bewährten Karriereweg für kommunale Spitzenbeamte zurückgelegt. Von
1901 bis 1911 stand er als juristischer "Hilfsarbeiter" bzw. Beigeordneter im
Dienst der Stadt Barmen, danach war er Bürgermeister in Dortmund. Aus beiden
Orten besaß Köttgen hervorragende Zeugnisse. So bescheinigte ihm z.B. der
Barmer und spätere Magdeburger Oberbürgermeister August Lentze eine profun-
de Fachkenntnis, Fleiß und Ausdauer, daneben allseits freundliches, gewandtes
Auftreten und waches sozialpolitisches Interesse. Damit - so Lentze in einem
Empfehlungsschreiben von 1906 - eigne sich Köttgen vorzüglich "zur Leitung
der Verwaltung eines bedeutenden Gemeinwesens." "Die Stadt, die ihn wählt",
schloß Lentze, "ist sicher nicht betrogen." Als Köttgen 1919 Dortmund verließ,
Vgl. STAD, Geschichtskartei, s.v. Geusen; VSTVD 1919, passim; HÜTTENBERGER, Düs-
seldorf, bes. S.362. Lehrs Nachruf in: Amtsblatt der Stadtverwaltung Düsseldorf (künftig zitiert
alsASTD) 16(1926), S.61.
" Koch wurde mit 44 von 84 Stimmen gewählt. Gegenkandidat war der Beigeordnete Josef
Wilden, später Syndikus der Düsseldorfer Industrie- und Handelskammer, der 40 Stimmen
erhielt (Mandatsverteilung seit 13.3.1919: Z 33, USPD 23, SPD 11, DDP 8, DNVP 7, DV? 2).
Vgl. VSTVD 1919, S.334. Zu Kochs Ablehnung vgl. die Debatte in der Düsseldorfer Stadtver-
ordnetenversammlung v. 7.10.1919, in: ebd., 1919, S.352-355, daneben DN 465 v. 4.10.1919
(u. öfter), VZ 224 u. DT 256 v. 4.10.1919, DT 257 v. 5.10.1919.
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urteilten sogar die örtlichen Journalisten sehr ähnlich. Gelobt wurden insbesonde-
re der hohe Sachverstand des Ausscheidenden, sein starkes soziales Empfinden
und wiederum auch "allzeitige Liebenswürdigkeit und Zuvorkommenheit" gegen
alle, die mit ihm verhandelten. Ideologisch hatte sich Kotigen um 1909 selbst als
"national" denkend gekennzeichnet, "ohne mich einer bestimmten politischen
Partei angeschlossen zu haben". Die Dortmunder Zentrumszeitung rühmte 1919,
der Bürgermeister sei immer "ein politisch unbeschriebenes Blatt" geblieben:
Als Politiker oder Parteimann ist er in Dortmund niemals aufgetreten; nur
seiner Berufsarbeit und dem Wohle der Stadt galten nicht nur seine
Dienstzeit, sondern auch die freien Stunden. Er konnte mit allen Parteien
fertig' werden. Auch gegenüber dem Zentrum war er stets gerecht.
Und die sozialdemokratische "Westfälische Volks-Zeitung" bestätigte, Köttgen
habe "in allen Parteien, auch ganz besonders bei der Sozialdemokratie [...] großes
Vertrauen genossen."36 Der Ruf Köttgens, ein erfahrener und zugänglicher und
zugleich konsequent überparteilicher Beamter zu sein, trug fraglos dazu bei, daß
ihn die Düsseldorfer Stadtverordnetenversammlung am 28. Oktober 1919 in sel-
tener Einmütigkeit wählte.
Im Verlauf der gut dreijährigen, weithin von militärischer Besatzung, sozialem
Elend und schweren Parteikämpfen gezeichneten Amtszeit Köttgens verlor des-
sen Persönlichkeit allerdings merklich an Glanz. Gerade im Lager von DVP,
rechtem Zentrum und DNVP, das Köttgen trotz aller ehrlichen Ausgleichsbemü-
hungen immer als primäre politische Stütze betrachtete, ließ sich die Ansicht
ablesen, daß der neue Verwaltungschef zwar vielleicht einen trefflichen zweiten,
jedoch keinen optimalen ersten Bürgermeister abgebe. Sein bemerkenswert höfli-
ches, auf Versöhnung gestimmtes Wesen erschien hier nun bevorzugt als Mangel,
als Lauheit und Kraftlosigkeit, eine Einschätzung, die durch die labile Gesundheit
Köttgens in diesen Jahren nur noch bestärkt wurde.37 Daß der Unmut der Rechten
dennoch kaum über einige Anspielungen hinauswuchs, verdankte Köttgen vor
Zu Köttgens Werdegang vgl. STAD, Nl. Köttgen, bes. Nrn. 3 u. 6. Zeugnisse Lentzes v.
22.11.1902 u, 17.11.1906, in: Nl. Köttgen, Nr.3. Ein undatierter Lebenslauf Köttgens (um
1909) mit der genannten politischen Selbsteinschätzung und Angabe des Privateinkommens
(neben dem Beamtengehalt ca. 10.000 Mark jährlich) ebd. Die Dortmunder Presseberichte
(Dortmunder Zeitung 517 v. 29.10.1919, Tremonia 297 [Zentrum] v. 29.10.1919, Westfälische
Allgemeine Volks-Zeitung [SPD] 254 v. 30.10.1919), aus: Nl. Köttgen, Nr.23.
37 Bei der Oberbürgermeisterwahl vereinte Köttgen 71 von 84 möglichen Stimmen. Vgl.
VSTVD 1919, S.376. Zur Bewertung Köttgens vgl. z.B. Rheinisch-Westfälische Zeitung 60 v.
22.1.1924 (in STAD, Nl. Köttgen, Nr.25 gleich dreifach enthalten), DN v. 2.2.1924, DLZ v.
4.2.1924. N.W., Oberbürgermeister Dr. Emil Köttgen, in: Alt-Düsseldorf. Zeitschrift des Hei-
matbundes Alt-Düsseldorf [Jg. 1925], aus: STAD, Nl. Köttgen, Nr.26. Zur Chronologie der
Besatzungsjahre vgl. Kap. IV 4.1.
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allem Carl Christian Schmid (1886-1955), seinem seit Januar 1920 amtierenden
Stellvertreter.
Schmid, als Sohn eines höheren Justizbeamten in Osnabrück geboren, hatte vor
seiner Wahl zum Düsseldorfer Bürgermeister in der preußischen Ministerialver-
waltung gearbeitet. Nachdem ihn die französische Besatzungsmacht im Januar
1923 im Zuge des "Ruhrkampfes" - des passiven deutschen Widerstands gegen
die französisch-belgische Besatzung (11. Januar - 26. September 1923) - aus Düs-
seldorf ausgewiesen hatte, erhielt er rasch wieder wichtige Aufgaben in Berlin.
Zunächst "Reichskommissar für den Ruhrkampf', dann "Generalkommissar für
Rhein und Ruhr", wurde er im Juni 1926 schließlich zum Staatssekretär des
Reichsministeriums für die besetzten Gebiete ernannt, ein Amt, das er bis zur
Auflösung des Ministeriums im Oktober 1930 wahrnahm. Als DVP-Abgeordne-
ter saß Schmid daneben von 1924 bis 1928 im Preußischen Landtag, anschlie-
ßend bis Juli 1932 im Reichstag. Als aktiver Nationalsozialist und neuer Düssel-
dorfer Regierungspräsident kehrte er im Mai 1933 an den Rhein zurück.38 Da
Schmid ein überaus streitbarer und robuster Charakter war, empfand ihn die Düs-
seldorfer Rechte als gelungene Ergänzung zu ihrem vermeintlich allzu konzilian-
ten Oberbürgermeister. "Dr. Köttgen und Bürgermeister Schmid: Beide Namen
sind ein Programm" befand etwa die "Düsseldorfer Lokalzeitung" im Februar
1924 rückschauend. "Für Düsseldorf werden sie stets eine Einheit bilden, wie den
Alten das glänzende Paar der Dioskuren". Und mit deutlicher Sympathievertei-
lung hieß es weiter, Köttgen habe immer wieder versucht, "die Gegensätze unter
den Parteien auszugleichen und sie zu gemeinsamer Arbeit [..] zusammenzufas-
sen." Angesichts der schwierigen Zeitumstände und der Verhältnisse im Stadtpar-
lament sei dies jedoch nie leichtgefallen. Daher habe ihm sicher geholfen,
in den schwülsten Kampfstunden einen so forschen Kämpfer wie Bürger-
meister Schmid zur Seite zu haben. Der fürchtete den Kampf nicht, küm-
merte sich nicht darum, ob es Beulen und Schrammen gab, und er führte
selber als Debatter eine Klinge, die in jeder Beziehung von gutem Stahle
39
Vgl. REICHSHANDBUCH DER DEUTSCHEN GESELLSCHAFT, Bd.2, S. 1651 f.; MDR. DIE
REICHSTAGSABGEORDNETEN DER WEIMARER REPUBLIK IN DER ZEIT DES NATIONALSO-
ZIALISMUS, hg. v. M. Schumacher (Düsseldorf 1991), S.494f.; H. ROMEYK, Düsseldorfer Re-
gierungspräsidenten 1918-1945, in: Rheinische Vierteljahrsblätter 44 (1980), S.236-299 (278-
288). Auf Empfehlung des Düsseldorfer Gauleiters war Schmid rückwirkend zum 1. Mai 1932
in die NSDAP aufgenommen worden. Wegen der jüdischen Abkunft seiner Ehefrau wurde er
1937 aber wieder ausgeschlossen und im November 1938 auch aus dem Amt getrieben.
WDLZ v. 4.2.1924. Sehr ähnlich z.B. auch die DN v. 2.2.1924. Zu Schmids Charakter und
politischer Einstellung vgl. außerdem seine Einführungsrede v. 20.1.1920, in: VSTVD 1920,
S.12f. oder ebd. 1922, S.173-182 u. 187-200 (Angriffe gegen Schmid sowie dessen Entgegnung
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Obgleich sich Schmid in der Düsseldorfer Zeit offenbar noch keiner Partei ange-
schlossen hatte, trat seine politische Einstellung markanter hervor als die des
Oberbürgermeisters. In den Parlamentsdebatten stand er meist klar auf Seiten der
bürgerlichen Rechten und lieferte sich mit den Arbeiterparteien zahlreiche schar-
fe Wortgefechte. Aufgrund seiner ungeschminkten Ausdrucksweise und betont
"nationalen" Haltung nicht erstaunlich, zählte Schmid nach Beginn des "Ruhr-
kampfes" auch zu den ersten Düsseldorfer Beamten, die die französische Gen-
darmerie verhaftete und auswies. Drei Wochen später traf den weit maßvolleren,
von Nationalisten sogar als franzosenfreundlich verleumdeten Oberbürgermeister
allerdings das gleiche Schicksal. Weil er sich geweigert hatte, eine Bekanntma-
chung der französischen Militärbehörde zu veröffentlichen, wurde er am 19. Fe-
bruar 1923 aus einer Sitzung heraus festgenommen und noch am selben Tag aus
der Stadt gebracht.40 Damit oblag erneut Karl Geusen die Pflicht, an die Spitze
der Stadtverwaltung zu treten.
Daß die Besatzungsmacht Bürgermeister Schmid im Gegensatz zu fast allen
ausgewiesenen Beamten nach dem Abbruch des Ruhrkampfes nicht wiederkeh-
ren ließ, ist durch seine exponierte Stellung während des Konflikts ausreichend
plausibel. Für Oberbürgermeister Köttgen, dem ebenfalls hartnäckig die Rück-
kehr verwehrt wurde, gilt dies dagegen keineswegs. Wie schon Zeitgenossen
vermuteten, wird die Entscheidung von interessierten Düsseldorfern, genauer:
maßgeblichen Vertretern der bürgerlichen Parteien, diskret beeinflußt worden
sein. Ob auch Köttgens späterer Nachfolger beteiligt war, muß offen bleiben.
Einige Indizien sprechen jedoch dafür. Angesichts der erwiesenen Aussichtslo-
sigkeit, demnächst wieder arbeiten zu können, willigte Köttgen im Januar 1924
schweren Herzens ein, freiwillig aus dem Amt zu scheiden. Nach der Wahl des
neuen Stadtoberhauptes erhielt er endlich die Erlaubnis, nach Düsseldorf einzu-
reisen. Bald darauf starb er, krank und verbittert.41
nach Straßenaktionen anläßlich der Ermordung Außenminister Rathenaus) bzw. S.227f.
(energischer Einspruch Schmids gegen Verwaltungskritik der Linken).
40Vgl. DN 69 v. 20.2.1923; VSTVD 1923, S.23-25. Der Hinweis auf Beschuldigungen sei-
tens nationalistischer Kreise in: VZ v. 11.1.1924.
41 Zu den zeitgenössischen Mutmaßungen vgl. etwa VZ v. 11.1. u. 6.2.1924, RHEINISCH-
WESTFÄLISCHE ZEITUNG 60 v. 22.1.1924, DER MITTAG 30 v. 5.2.1924, Stadtverordneter Ber-
ten (SPD) in der Stadtverordnetensitzung v. 5.2.1924, in: VSTVD 1924, S.23, daneben bes.
einen privaten Brief Schmids an Köttgen v. 21.6.1924. Schmid berichtet dann über sein ver-
gebliches Bemühen, seine und Köttgens Rückkehr weiterhin offen zu halten. "Nach allem, was
ich höre" - fährt Schmid fort - "sind wir seit fast einem Jahre einem ebenso gerissenen wie
rücksichtslosen Intrigenspiel ausgesetzt gewesen, das ja nun leider mit Hilfe des bürgerlichen
Parteiklüngels zum letzten angestrebten Erfolge gefuhrt hat. [...] Hoffentlich wird den Düssel-
dorfern trotz allem Interesse an der Erhaltung eines modus vivendi doch das Einzigartige und
Üble ihres Verhaltens uns gegenüber [...] nachdrücklichst hinter die Ohren geschrieben, wie es
auch von mir mehrfach schon geschehen ist. Es wird doch einen tollen Eindruck machen, wenn
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Kurz nach Köttgens Amtsverzicht hatten sich DNVP, DVP, DDP und Zentrum
in geheimen Verhandlungen schon auf den Finanzdezernenten Robert Lehr
(1883-1956) als neuen Düsseldorfer Oberbürgermeister geeinigt. Trotz der Ein-
wände Reichsinnenminister Jarres' und Carl Schmids, die eine Neubesetzung der
Position für grundsätzlich übereilt hielten und trotz erbitterten Widerstands des
örtlichen Wirtschaftsbundes und der Parteien der Linken, die den präsentierten
Kandidaten wegen dessen bisheriger Finanzpolitik bzw. wegen Lehrs politischer
Grundeinstellung und Verhalten im Weltkrieg zurückwiesen, wurde der langjäh-
rige Beigeordnete am 6. Juni 1924 mit 39 von 65 gültigen Stimmen zum Verwal-
tungschef gewählt und am 12. Juli in die Stelle eingeführt. Dieser Parforceritt
unterstrich den kräftigen Rechtsruck im Düsseldorfer Stadtparlament infolge der
Kommunal wählen vom 5. Mai 1924 und signalisierte darüber hinaus den festen
Willen der Rechten, nach Köttgens Ausscheiden zu einer härteren Gangart zu-
rückzufinden.42
Für Robert Lehr selbst bedeutete die Wahl die glückliche Vollendung einer
zeitweise durchaus Ungewissen Karriere. Aus einer preußischen Offiziersfamilie
stammend und durch seine Ehe mit einer westfälischen Unternehmerstochter
recht vermögend, war Lehr nach Jurastudium, Promotion und Referendarsausbil-
dung sowie kurzer Tätigkeit bei der Stadt Rheydt im Januar 1913 als "juristischer
demnächst die übngen Herren sämtlich wiederkehren und lediglich wir ausgenommen bleiben."
(STAD, Nl. Köttgen, Nr. 17) Ein Gesuch der Stadtverwaltung an General Simon, den Komman-
deur des Brückenkopfs Düsseldorf, Oberbürgermeister Köttgen heimkehren zu lassen, beant-
wortete jener am 19.11.1923 ablehnend. Dabei verwies Simon auf den schlechten Gesundheits-
zustand Köttgens, der ihn schon früher gezwungen habe, die Bürde seines Amtes den Beige-
ordneten aufzulasten. Unter jenen gebe es nach seiner Auffassung zudem durchaus würdige
Nachfolger für den Ausgewiesenen. In der Gruppe der Beigeordneten hatte Finanzdezement
Lehr zweifellos den engsten Kontakt zu Simon, da er die Stadt im deutsch-französischen Wirt-
schaftsrat vertrat, mit dessen Hilfe nach Beendigung des Ruhrkampfes die Düsseldorfer Wirt-
schaft wieder in Gang gebracht werden sollte. Dieser Tätigkeit widmete er "fast seine ganze
Arbeitskraft" (Schreiben Geusens an General Simon v. 16.11. 1923, beide Briefe in: STAD, Nl.
Köttgen, Nr.11). Überhaupt wuchs Lehr während der zweiten Geschäftsführung Geusens in
eine Kronprinzenstellung. Er verwaltete ein zentrales Dezernat, verfugte über große Erfahrung,
Ehrgeiz und eine starke Persönlichkeit. Daß er seine engen Beziehungen zu französischen
Militärs und seine langjährigen, außergewöhnlich guten Verbindungen zu Düsseldorfer Indu-
strie- und Finanzkreisen genutzt haben könnte, um Köttgens Rückkehr zu hintertreiben, liegt
deshalb nahe.
Zur Kandidatenwahl der Rechten vgl. GEMEIN, Die DNVP in Düsseldorf, S.139. Zur Op-
position gegen den Wahlakt vgl. das Schreiben Carl Schmids an den DVP-Abgeordneten Fus-
bahn v. 3.6.1924, in: ST AD, Nl. Köttgen, Nr.17 sowie den verlesenen Brief des Reichsinnen-
ministers, in: VSTVD 1924, S.130 (Sitzung v. 6.6.1924). Zum Widerstand gegen den Kandida-
ten vgl. bes. ebd., S.126-134, zur tumultuanschen Wahl Robert Lehrs ebd., S.134f. Neben Lehr
bekamen die Stadtverordneten Ochel (KPD) 18, Saupe (SPD) 5 und Wilms (DVP) 3 Stimmen
(Sitzverteilung seit 4.5.1924: Z 21, KPD 19, DNVP 12, DVP 7, SPD 6, WB 6, DDP 3, USPD
!)•
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Hilfsarbeiter" ins Düsseldorfer Rathaus gelangt. Keine zwei Jahre später durfte er
den im Weltkrieg getöteten Polizeidezernenten im Beigeordnetenkollegium erset-
zen, wurde er Chef der größten kommunalen Polizei in Preußen und wichtigster
Mitstreiter Oberbürgermeister Oehlers im Kampf gegen schwindende Kriegsmo-
ral und systemfeindliche Umtriebe. Der 9. November 1918 unterbrach diesen
steilen Aufsteig und schien zunächst sogar ganz ins politische Abseits zu leiten.
Aufgrund seines rigorosen Vorgehens während des Krieges erlitt der Polizeide-
zernent schon in den ersten Revolutionstagen allerlei Repressalien, Anfang Janu-
ar 1919 sah er sich schließlich genötigt, Oehler über den Rhein zu folgen. Als er
sich Ende Februar wieder zum Dienst meldete, wagte der Beigeordnete Geusen
nicht, den schwer belasteten Kollegen aufzunehmen, sondern verwies auf die
Zuständigkeit des neu zu wählenden Stadtparlaments. In dessen erster Sitzung am
28. März 1919 gingen die Redner der Arbeiterparteien nochmals hart mit Lehr ins
Gericht. So beschuldigte der sozialdemokratische Stadtverordnete Saupe den
beurlaubten Dezernenten, er habe sich nach Lage der Polizeiakten in den Kriegs-
jahren doch "sehr auffällig betätigt". Immer wieder seien durch ihn Menschen,
"die nach seiner Meinung politisch anrüchig waren, aus ihren Familien herausge-
rissen und ins Gefängnis befördert" oder an die Front geschickt worden. Ja, Lehr
habe "sein Amt in einer Weise ausgeführt, wie es sonst wohl kaum ein Beigeord-
neter in Deutschland getan hat." Beigeordneter Lehr - so folgerte Saupe deshalb -
"ist für uns und wahrscheinlich auch für die Mehrheit der Stadtverordneten-
Versammlung erledigt."43
Stand demnach noch zu erwarten, er werde das gleiche Schicksal nehmen wie
Oberbürgermeister Oehler, profitierte der Polizeidezernent in den nächsten Wo-
chen vom Rückgang des revolutionären Eifers, von der allmählichen Erholung
und inneren Neuformierung bei den ihm außergewöhnlich verbundenen Konser-
vativen und wohl auch vom Rücktritt des offenbar schlechter verankerten Vorge-
setzten und formell Hauptverantwortlichen, Adalbert Oehlers. Im Juni 1919 kam
ein Untersuchungsausschuß der Stadtverordnetenversammlung mehrheitlich zu
dem Schluß, einer Wiederbeschäftigung Lehrs stehe nichts mehr im Wege. Als
neuer Stadtkämmerer debütierte er am 15. Juli 1919 vor der Bürgervertrerung.
Bis zur Oberbürgermeisterwahl vom 6. Juni 1924 gelang es Lehr dann, aus dem
Kreis der übrigen Dezernenten deutlich herauszutreten und sich für höhere Auf-
gaben zu empfehlen. Daneben pflegte er seine guten Kontakte zu einflußreichen
4 Zu Lehrs Karriereweg vgl. STAD, Nl. Lehr, daneben bes. FORST, Robert Lehr u.
HÜTTENBERGER, Düsseldorf, S.363-366 (u. öfter). Das Zitat aus: VSTVD 1919, S.5, ebd. ein
negatives Votum des Stadtverordneten Berten (USPD). Lehrs eigene Schilderung seiner Arbeit
(VStVD 1917, S.20) und die schon zitierte Stelle aus Oehlers Weltkriegsennnerungen (vgl.
oben, S.159) stützen Saupes Vorwürfe.
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Geschäftsleuten, Politikern und Regierungsbeamten des konservativen Düssel-
dorf.
Daß Lehr hinsichtlich seiner politischen Einstellung stets der entschiedenen
Rechten zuzurechnen blieb, erhellt unter anderem aus seiner Schriftführertätigkeit
für den monarchistisch gesinnten, von den vornehmsten Damen der Stadt domi-
nierten "Vaterländischen Frauenverein" - ein Ehrenamt, das er noch als Oberbür-
germeister beibehielt. Ohne seine grundsätzliche Abneigung gegen politische
Parteien damit aufzugeben, beantragte er 1928 auch die Mitgliedschaft in der
DNVP, da ihm der Anschluß an eine einsatzstarke politische Organisation spe-
ziell zur Erreichung der Düsseldorfer Eingemeindungsziele nicht länger zu ver-
meiden schien. Mit diesem Schritt folgte er überdies vielen wichtigen Bekannten
und Gönnern, z.B. den Industriellen Helmuth und Ernst Poensgen, Karl Haniel
und Ernst Lueg. Politisch klar gebunden fühlte sich Lehr durch seine Parteizuge-
hörigkeit allerdings nie, was bisweilen zu ernsten Auseinandersetzungen mit
deutschnationalen Funktionären führte.44
Ohnehin war Oberbürgermeister Lehr eine auffallend selbständige, energische
und schlagfertige Persönlichkeit, im Prinzip ein Mann ganz nach dem Geschmack
der politischen Rechten. Er wich keiner Aufgabe und keinem Konflikt aus und
war zugleich umsichtig, fleißig und ausdauernd, umfassend gebildet und auftritt-
sicher. Sehr treffend ließ er einen zeitweiligen Mitarbeiter freilich auch "an einen
General in Zivil denken [..]:
kühl und reserviert, straff in der äußeren Erscheinung und immer tadellos
gekleidet. Nie hat ihn jemand unbeherrscht oder salopp gesehen.
Der offenkundige Mangel an Gelöstheit und menschlicher Wärme, gepaart mit
einem recht exklusiven Lebensstil, entfernte Lehr vom geläufigen Ideal des zwar
energischen und achtunggebietenden, doch ebenso umgänglichen und volkstüm-
lichen Oberbürgermeisters und trug ihm häufig Kritik ein. Sein dauernder Hang
zu einsamen Entscheidungen erzeugte weiteren Unwillen, den gelegentlich selbst
die konservativen Rathausparteien - DVP, DNVP und Zentrum - öffentlich kund-
taten. Den Vorwurf der Autokratie konnten sich gerade die konstitutionell beson-
ders stark gerüsteten rheinischen Oberbürgermeister sehr schnell einhandeln. Und
kaum einer der "großen" Bürgermeister der Zeit - ob Adenauer, Jarres, Beims,
Zu Lehrs Parteieintritt und den Meinungsverschiedenheiten mit DNVP-Funktionären vgl.
bes. GEMEIN, Die DNVP in Düsseldorf, S. 187-193 u. 66-72. Zum Profil der Partei vgl. auch
HÜTTENBERGER, Düsseldorf, S.310-313. Mit einem Verweis auf sein Schriftfuhreramt im
Vaterländischen Frauenverein verteidigte Lehr 1926 den besonderen Empfang für die ehemali-
ge Kronprinzessin Cecilie, als diese die Gesolei-Ausstellung besuchte. Vgl. dazu Kap. IV 4.3.
170 Die Oberbürgermeister und ihre Mitarbeiter
Brauer oder Luppe - blieb davon verschont. Im Falle Lehrs war der Tadel jedoch
meist vollauf berechtigt. Als Lehr in der ersten Haushaltsdebatte unter seiner
Führung im Januar 1925 entsprechenden Ermahnungen von DNVP-, DVP- und
SPD-Stadtverordneten die gespielte Besorgnis entgegenstellte, er sei zuweilen
bereits "zu sehr Wachs in Ihren Händen", erzielte er darum auch nur allgemeine
Heiterkeit.45
Anders als Oberbürgermeister Köttgen hatte Lehr einen furchtlosen, unemp-
findlichen Kampfgehilfen vom Schlage Carl Schmids niemals nötig. Für den
verstorbenen ersten Beigeordneten Geusen rückte im Oktober 1926 nach zähen
Verhandlungen der Sozialdezernent Gustav Reuter nach. Der frühere Gewerk-
schaftssekretär gehörte dem Zentrum an und war im Mai 1920 als erster
"politischer" Beigeordneter gemeinsam mit Anna Siemsen (USPD) und Heinrich
Jäker (SPD) in die Düsseldorfer Verwaltungsspitze gekommen. Doch weder zu
ihm noch zu einem anderen Kollegen entwickelte Lehr ein engeres Verhältnis,
insgesamt herrschte unter den Beigeordneten ein frostiges, unkollegiales Klima.
So mußte der Oberbürgermeister in einer Beigeordneten-Konferenz vom Frühjahr
1932 z.B. auch auffordern, angesichts scharfer Angriffe gegen seine Person und
die Stadtverwaltung vor der Öffentlichkeit mehr Geschlossenheit zu wahren und
den außerdienstlichen Kontakt zu radikalen Oppositionspolitikern zu meiden.46
Das erste Zitat aus: W. HENSEL, Robert Lehr, in: Christliche Demokraten der ersten Stun-
de, hg. v. d. Konrad-Adenauer-Stiftung (Bonn 1966), S.211-241, 211. Lehrs summarische
Replik auf Beiträge der Fraktionen in: VSTVD 1925, S.35: "Meine Damen und Herren! Dann
hat Herr Schotte [SPD] [...] an mich den Wunsch gerichtet, nicht zu sehr autokratisch zu sein.
So habe ich ihn wenigstens verstanden (Zuruf Dr. Fusbahn [DVP]: Ich war vorsichtiger! Hei-
terkeit). Aber Sie haben dasselbe auch einmal durchklingen lassen. [...] Ich glaube aber, daß
dieser Vorwurf einer übertriebenen Autokratie wirklich von mir nicht verdient ist (Zuruf Ger-
lach [SPD]: Die Betonung liegt auf 'übertrieben'!) Meine Herren, der rheinische Oberbürger-
meister muß, selbst wenn er mit einem größeren Maße demokratischen Öls gesalbt ist, als es
zufällig mir passiert ist, doch immer etwas Autokrat sein. Das liegt in der ganzen Rheinischen
Städteordnung begründet, das gibt der Verwaltung und ihm die erforderliche Stoßkraft. Daß
aber ein Übermaß in der Beziehung bei mir vorhanden ist, das habe ich bisher nicht feststellen
können. Im Gegenteil, meine Herren, Sie haben ja gesehen, wie wir uns bei jeder Gelegenheit
bis ins einzelne aussprechen. Ich habe sogar manchmal die Besorgnis gehabt, ob ich nicht zu
sehr Wachs in Ihren Händen bin (Heiterkeit)." Beispiele für Lehrs Charakter- und Führungsei-
genschaften geben die folgenden Kapitel.
Die national liberalen und konservativen Kräfte lehnten den Aufstieg von "Parteileuten"
weiterhin prinzipiell ab. Wie zuletzt auch Geusen, führte Reuter fortan den Titel "Bürger-
meister". Zur Stimmung im Beigeordnetenkollegium vgl. bes. W. HENSEL, Dreimal Kommu-
nalpolitik 1926 - 1964 (Köln/Berlin 1970), S.16. Hensel erinnert sich dort u.a., die jüngeren
höheren Beamten hätten bisweilen darüber gesprochen, "wieviel Kraft und Zeit die leitenden
Beamten wohl aufwenden müßten, um Unterwasserschüsse anzubringen oder abzufangen."
Lehrs Mahnung in: STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 162 (Sitzung v. 4.4.1932). Zum Presse-
amtspersonal vgl. grundsätzlich Kap. IV 3.
Mannheim 1919-1928 171
Obgleich Lehr der DNVP, also dem Koalitionspartner der NSDAP angehörte
und sich u.a. durch einen mitunterzeichneten Wahlaufruf ausdrücklich zur neuen
"Regierung der nationalen Erhebung" bekannt hatte, drängten ihn die Düsseldor-
fer Nationalsozialisten im April 1933 unter demütigenden Umständen aus dem
Amt. Einundsechzigjährig, startete er 1945 in seine zweite politische Wirkungs-
zeit. Er wurde Mitbegründer der CDU, Oberpräsident der britisch besetzten
Nordrheinprovinz, später Landtagsabgeordneter, Mitglied des Parlamentarischen
Rates sowie des Bundestages und schließlich - von 1950 bis 1953 - der zweite
Innenminister der Bundesrepublik Deutschland. Robert Lehr starb am 13. Okto-
ber 1956 in Düsseldorf.47
Unter den vier interessierenden Oberbürgermeistern - Köttgen, Lehr, Kutzer,
Heimerich - war der erste Mannheimer, der bayrische Geheime Hofrat Dr. Theo-
dor Kutzer, 1918 bei weitem der älteste. 1864 als Lehrerssohn in Am-
berg/Oberpfalz geboren, war Kutzer nach glänzenden Schul- und Studienleistun-
gen 1890 zur Stadtverwaltung München gestoßen. 1892 avancierte der junge
Jurist dort zum stimmberechtigten Magistratsmitglied, zwei Jahre später trat er an
die Spitze des städtischen Finanzreferats und gestaltete damit erstmals das Res-
sort, in dem er bis zu seinem Tode den Rufeines überragenden Fachmanns behal-
ten sollte. Aus Interesse für das rheinische Industriegebiet und dem Kalkül, "in
Preußen rascher als in Bayern eine leitende Stellung zu erlangen", wechselte
Kutzer 1899 auf eine Beigeordnetenstelle nach Düsseldorf, ergriff aber schon im
Herbst 1901 die Gelegenheit, als Stadtoberhaupt von Fürth nach Bayern zurück-
zukehren. Am 3. Dezember 1913 wählte ihn schließlich der Mannheimer Bür-
gerausschuß zum Oberbürgermeister und ließ den knapp Fünfzigjährigen so in
den exklusiven Kreis der großstädtischen Verwaltungschefs einrücken.48
Diesen absoluten Gipfel der kommunalen Laufbahn hatte sich der genaue,
nüchterne Beamte mit scharfem Verstand und stupendem Wissen, Erfahrung,
Fleiß und Beharrlichkeit redlich erarbeitet. In den folgenden Jahren wußten ihn
auch die Mannheimer deshalb zu loben. Das ruhige, introvertierte Wesen, das den
Oberpfälzer außerdem auszeichnete, erregte dagegen bald Anstoß. Bewirkte es
doch, daß der Oberbürgermeister nur ungem repräsentierte, überhaupt wenig
unter Menschen ging und bei den Pflichtterminen gewöhnlich verschlossen und
Der Wahlaufruf in: STAD, Abt. III, Nr.18095 (mit Lehrs Vermerk v. 28.2. 1933: "Die
Mitunterzeichnung ist erfolgt"). Zu Lehrs Vertreibung vgl. bes. FORST, Robert Lehr, S.254-
268, zu den Kriegs- und Nachkriegsjahren HENSEL, Robert Lehr, S.225-238.
Vgl. STAM, Nl. Kutzer, bes. Nrn. 1 u. 5-8. Das Zitat aus einem Lebenslauf Kutzers vom
November 1913 (wohl für die Bewerbung in Mannheim verfaßt), in: Nl. Kutzer, Nr.l. Zur
Fürther Zeit vgl. auch E. AMMON, Kutzer, in: Anhang zu H. Mauersberg, Wirtschaft und Ge-
sellschaft Fürths in neuerer und neuester Zeit (Göttingen 1974), S.168-170.
172 Die Oberbürgermeister und ihre Mitarbeite
ungelenk auftrat. Daß er obendrein kein geschickter Redner war, wurde andern-
orts bereits demonstriert. "Der Mannheimer will einen Oberbürgermeister haben,
der sich zeigt, der aus sich herausgeht, der redet, der sich populär macht", resü-
mierte mithin ein "führender" Kommunalpolitiker der DVP anläßlich Kutzers
Pensionierung. "Das war Oberbürgermeister Dr. Kutzer nicht gegeben." Ein
"inniges Verhältnis" zwischen Stadtoberhaupt und Bürgerschaft sei daher auch
nie, eine "gewisse Herzlichkeit nur sehr allmählich" entstanden.49
Hinsichtlich seiner politischen Grundhaltung bezeichnete sich Kutzer 1913
selbst als Liberaler, ohne allerdings einer entsprechenden Partei anzugehören.
Dieses Bekenntnis zum politischen Liberalismus hatte ihm bei der Wahl zum
Mannheimer Oberbürgermeister zweifellos genutzt und konnte im liberalen Kli-
ma der badischen Metropole auch mühelos reifen. Eine bemerkenswert fort-
schrittliche Gesinnung bewies Kutzer im Herbst 1917, als er den Entwurf einer
neuen badischen Städteordnung vorlegte, der unter anderem anstelle der beste-
henden Klassenwahl das allgemeine und gleiche Wahlrecht vorsah (ab 25 Jahren,
mit geringen Vorbehalten und Pluralwahlrecht für Alteingesessene). In weiteren
entscheidenden Punkten dachte der Oberbürgermeister allerdings überaus tradi-
tionell. Obwohl er z.B. mit seinem Verfassungskonzept ein wichtiges politisches
Votum abgegeben hatte, begriff er sich stets als neutraler Verwalter. Das Vor-
dringen der Parteien in den kommunalen Bereich lehnte er hartnäckig ab.50
Kutzers Eintreten für eine gewisse Demokratisierung der kommunalen Selbst-
verwaltung, eine besonnene, unauffällige Amtsführung während des Weltkrieges
sowie sein wertvoller Sachverstand gaben ihm in den Revolutionstagen eine rela-
tiv gesicherte Stellung. Als er im März 1919 anbot, sich angesichts der neuen
Machtverhältnisse vorzeitig Neuwahlen zu stellen, entschied der Stadtrat, "von
dem Anerbieten keinen Gebrauch zu machen." Im September 1922 bewilligte
dann der Bürgerausschuß mit großer Mehrheit eine zweite, neunjährige Amtspe-
riode. Offenkundig herrschte auch zu diesem Zeitpunkt noch die Meinung vor,
der Oberbürgermeister besitze zwar eine spröde Natur, genüge aber im wesentli-
NMZ 152 v. 29.3.1928. Vgl. ferner z.B. GA441 v. 25.9.1922, GA 48 v. 29.1.1924, GA 56
v. 2.2.1924, NMZ 279 v. 20.6.1925, HAGEMANN, Bühne und Welt, S.67; H. HEIMERICH, Le-
bensennnerungen eines Mannheimer Oberbürgermeisters. Aus dem Nachlaß hg. u. bearb. v. J
Schadt (Stuttgart u.a. 1981), S.60 (bzw. eine schärfere Wertung in: StAM, Nl. Heimench, Nr.
70). Zu Kutzers Rednergabe vgl. das Textbeispiel oben, S.76.
50Die persönliche Standortbestimmung in: Lebenslauf vom November 1913 (StAM, Nl.
Kutzer, Nr.l). Zu Kutzers Städteordnung vgl. GA 428 v. 13.9.1917 u. 533 v. 14.11.1917 Das
Reformpaket wurde allgemein beachtet, ging damals aber vielen nicht zuletzt im Wahlrechtstell
noch entschieden zu weit. Zu Kutzers Amtsverständnis und Parteienbild vgl. die folgenden
Kapitel.
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chen doch den gehegten Erwartungen.51 Nachdem im Frühjahr 1924 die stürmi-
sche Gründungsphase der Republik endlich überstanden schien und der Gestal-
tungsraum der Politik wieder spürbar wuchs, wandelte sich diese Stimmung in-
des, geriet das langjährige Stadtoberhaupt zunehmend in Bedrängnis. Zum einen
gesellte sich nun zu den alten Klagen der massive, vor allem vom Bürgertum
vorgetragene Vorwurf, der Geheimrat treibe eine überängstliche, schwerfällige
Wirtschafts- und Finanzpolitik, lasse bei der Stadtentwicklung die kraftvolle
Initiative vermissen und gefährde somit Lebensqualität, Wirtschaftspotential und
Ansehen Mannheims. Zum andern gelangte die notdürftige Herrschaftsstrategie
des Oberbürgermeisters zusehends an ihr Ende. Aus Überzeugung parteilos und
dazu ohne Charisma und rhetorisches Geschick, fiel es dem Verwaltungschef im
Parteienparlament der zwanziger Jahre immer schwerer, seine Politik der Diago-
nale - das Regieren mit schwankenden Mehrheiten, mit Augenblickskonzessionen
und Rücktrittsdrohungen - erfolgreich fortzusetzen. Niedergeschlagen und ent-
kräftet beantragte der Dreiundsechzigjährige schließlich am 10. Oktober 1927 die
vorzeitige Pensionierung, um einem Jüngeren Platz zu machen. Gefragt sei heute
der "Taktiker", der "mit List und Schläue die Menschen gewinnt", bemerkte Kut-
zer in seiner Abschiedsrede bitter. Darauf aber verstehe er sich nicht. Da der
altgediente Erste Bürgermeister Robert Ritter (1862-1937) ebenfalls ausschied,
konnte jetzt, rund zehn Jahre nach der Revolution, eine durchgreifende Erneue-
rung der Mannheimer Verwalrungsspitze erfolgen.52
Aufgrund einer ungewöhnlich glücklichen Konstellation gelang es der Sozial-
demokratie hierbei, den Oberbürgermeister zu stellen. Sie bildete im Mannheimer
Bürgerausschuß die stärkste Fraktion, besaß durch die Vakanz zweier Ämter die
Möglichkeit zum personellen Kompensationsgeschäft und sie verfügte zudem
über einen Kandidaten, der nicht nur die üblichen fachlichen Anforderungen an
einen kommunalen Verwaltungsleiter bestens erfüllte, sondern sogar nach sozia-
ler Abkunft und persönlichem Lebensstil noch den klassischen Standard einhielt.
Sohn eines hohen bayrischen Justizbeamten, hatte Hermann Heimerich (1885-
1963) Rechtswissenschaften und Volkswirtschaft studiert, in Jura promoviert und
sich 1912 zunächst als Anwalt in Nürnberg niedergelassen. Seit 1911 Mitglied
Vgl. GA 241 v. 27.5.1919 u. GA441 v. 25.9.1922.
Zur öffentlichen Leistungsbewertung des Oberbürgermeisters vgl. z.B. Die deutsche Ge-
meinde. Spezial -Korrespondenz für kommunale Tagesfragen 7 v. 24.1.1928 (in: ST AM, Nl.
Heimench, Nr. 120); NMZ 152 v. 29.3. u. 153 v. 30.3.1928 (dort auch Kutzers Abschiedswor-
te), VSt [SPD] 89 v. 30.3.1928 mit einer bemerkenswert versöhnlichen u. NMZ 175 v.
14.4.1928 [DVP] mit einer sehr kritischen Würdigung. Zu Führungsstil und Verhandlungstaktik
vgl. bes. Kap. IV 4.2. Das Pensionierungsgesuch in: STAM, Nl. Kutzer, Nr. 10. Theodor Kutzer
starb am 26. Februar 1948 in Fürth.
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der SPD, wurde er 1914 daneben zum Nürnberger Stadtverordneten gewählt,
1916 in eine führende Position im Lebensmittelamt berufen. Im März 1919
wechselte Heimerich dann vollständig in die Nürnberger Kommunalverwaltung
über und trat als erster Sozialdemokrat die Stelle eines hauptamtlichen Stadtrates
an. In diesem Rang erwarb er sich große Verdienste um die Organisation der
städtischen Sozialfürsorge, die von zahlreichen anderen Kommunalverwaltungen
fortan als vorbildlich betrachtet wurde. Mitte der zwanziger Jahre entschloß sich
Heimerich, seine Karriere in einer anderen Stadt fortzusetzen - nicht zuletzt we-
gen ständiger persönlicher Angriffe der Nürnberger Nationalsozialisten unter
Julius Streicher, die ihn nach eigenem Bekunden tiefer trafen als seinen ebenfalls
verleumdeten Vorgesetzten, Oberbürgermeister Hermann Luppe. Nachdem zwei
Bewerbungen in Berlin und Breslau an den örtlichen Parteiverhältnissen geschei-
tert waren, wählten ihn die Kieler Bürger im März 1925 zum zweiten Bürger-
meister. Wie in Nürnberg sicherte sich Heimerich dort rasch großen Respekt.
"Ziel seines Strebens" war es jedoch, "Oberbürgermeister einer rheinischen In-
dustriestadt zu werden." Während er eine Offerte Konrad Adenauers, als sein
Stellvertreter nach Köln zu kommen, aus Furcht vor Differenzen noch ausge-
schlagen hatte, nahm er das Kandidaturangebot der Mannheimer SPD deshalb
gerne an. Am 30. Januar 1928 wurde er erwartungsgemäß mit den Stimmen von
SPD, Zentrum und DDP zu Theodor Kutzers Nachfolger gewählt. Die freie Bür-
germeisterstelle errang der Emmendinger Baurat und Landtagsabgeordnete Wil-
helm Büchner (1880-1960), der Favorit des Zentrums, das damit erstmals in der
nun weitgehend "politisierten" städtischen Führungsspitze verankert war.53
Mit der Mannheimer Wahl hatte der zweiundvierzigjährige Sozialdemokrat die
kommunale Beamtenlaufbahn etwa im gleichen Alter vollendet wie seine partei-
losen, "bürgerlichen" Kollegen (s. Tabelle 8). Vor 1918 wäre eine solche Karriere
nicht denkbar gewesen, danach brauchte es neben tadellosen Fähigkeiten im-
merhin noch besonders günstige Umstände.
Zu Heimerichs Werdegang vgl. v.a. STAM, Nl. Heimerich, bes. Nrn. 17f.; HE1MERJCH,
Lebenserinnerungen; HERMANN HEIMERICH. EINE FREUNDESGABE ZUM 21. DEZEMBER 1960
(Frankfurt/M. 1960) (im Folgenden zitiert als: Fs. Heimench). Die genannte Zielformulierung
Heimerichs nach: HEIMERICH, Lebensennnerungen, S.59f. Zur Arbeit in Nürnberg vgl. LUPPE,
Mein Leben, S.51, 78 u. öfter; S. KRAUfl, Kommunale Wohlfahrtspolitik in der frühen Weima-
rer Republik am Beispiel der kommunalpolitischen Tätigkeit Dr. Hermann Heimerichs in
Nürnberg (masch. Magisterarbeit, Erlangen-Nümberg o.J. [1984]). Zu den näheren Umständen
der Oberbürgermeistenvahl vgl. BONTE, Hermann Heimench, S.l 1-17. Wie bei den Düsseldor-
fer Beigeordneten- und Bürgermeisterwahlen bekämpfte die bürgerliche Rechte - in Mannheim
insbesondere die mächtige DVP - die "Parteibuchkandidaten" energisch. (Die Sitzverteilung im
Bürgerausschuß seit 14.11. 1926: SPD 37, Zentrum 18, KPD 16, DVP 16, DDP 8, WP 6,
DNVP 3, Sonstige 4.) Dem sozialdemokratischen Oberbürgermeister standen drei Bürgermei-
ster zur Seite, 1. Stellvertreter Dr. Otto Walli (parteilos, 1919-1945), 2. Sozialbürgermeister
Richard Böttger (SPD, 1926-1933) und 3. der Techniker Wilhelm Büchner (Z, 1928-1933).
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Tabelle 8 Karriereverlauf bei den Oberbürgermeistern




































Heimerich war über die Jugend- und Freidenkerbewegung zur Sozialdemokra-
tie gestoßen. Begeistert für alles, "was mit dem Wort Freiheit verbunden war"
und früh auch an sozialen Fragen interessiert, suchte der rührige, idealistische
Großbürgerssohn hier die Grundlage für eine neue Geistes- und Lebensverfas-
sung. Soziale Aufgaben und kulturreformerisches Engagement im weitesten Sin-
ne bildeten dementsprechend noch in der Oberbürgermeisterzeit Schwerpunkte
seiner Tätigkeit. Im Auftreten wirkte der Spitzenbeamte freilich keineswegs als
Sozialdemokrat, schien er selbst nahen Beobachtern "nicht in den Rahmen zu
passen". Gleich seinem Düsseldorfer Kollegen Lehr galt er gemeinhin als stolz,
herrisch und unnahbar. Die wohl gelungenste Würdigung Heimerichs, Hans
Reschkes Gedenkrede vom Januar 1963, zeichnet einen hochgeistigen, rastlosen
und schwierigen Mann, zupackend und verletzlich, ideensprühend und ungedul-
dig, der trotz unermüdlicher Arbeit am Menschen und unzähliger gesellschaftli-
cher Kontakte "immer irgendwie einsam" blieb. Dauernd voller Pläne und ständig
aktiv, pochte er im Rathaus stets auf bedingungslosen Einsatz und vorbildliche
Leistungen, verfuhr dabei bisweilen auch ungerecht und überhart - bis hin zur
radikalen Ablehnung mancher Personen. War er so sicher "kein bequemer Chef,
wußte er andererseits doch um den Wert qualifizierter, anregender Mitarbeiter.
Begründetem Rat und Widerspruch verschloß er sich nicht.55
Für die Altersberechnung wurde im Zweifel der Zeitpunkt der Wahl (nicht der Amtsein-
rührung) als maßgebend erachtet. Den Titel "Oberbürgermeister" trug Kutzer in Fürth erst seit
1908. Die Stadt hatte damals ungefähr 60.000 Einwohner.
Zu Heimerichs Charakter und Fühnmgsstü vgl. bes. R. ZORN, Heimench ein großer Bür-
germeister, in: Fs. Heimerich, S.15-22; H. RESCHKE, Hermann Heimerich, in: MH (1963,1),
S.16-19 u. - teils wortgleich - DERS., Hermann Heimerich zum 75. Geburtstag, in: Fs. Heime-
rich, S.7-10; J. HAHN, Hermann Heimerich. Worte ehrenden Gedenkens, in: MH (1986,1), S.l-
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Oberbürgermeister Kutzers sorgfältige Personalpolitik setzte Heimerich fort,
indem er - notfalls auch ohne Rücksicht auf Stellenpläne und alte Gewohnheiten -
vornehmlich junge, begeisterte Kräfte hinzuzog. Zu seinen engeren Gesprächs-
partnern zählten Pressechef Höber und Stadtsyndikus Cahn-Garnier, aber ebenso
kooperationswillige Persönlichkeiten aus Industrie, Handel und Kultur. Wie
Hermann Heimerich seine Führungsaufgabe wahrnahm und welche Ideale ihn
dabei trieben, illustriert seine Beschreibung der Nürnberger Jahre sehr gut. In
Mannheim blieb er dem grundsätzlich treu:
Im übrigen hat einen wesentlichen Beitrag zu dem erzielten Erfolg der
Team-Geist geleistet, den es mir in meinen Amtern herzustellen gelang. An
jedem Montag vereinigte eine Beamtenkonferenz alle Abteilungsleiter
meines Ressorts zu einer gemeinsamen freien Diskussion. Hier [...] wurde
der einheitliche Weg gefunden, nach dem die ganze Arbeit sich auszurich-
ten hatte. Ein Sonderproblem war es, eine Brücke herzustellen zwischen
den älteren städtischen Beamten, die bisher brave Routinearbeit geleistet
hatten und den jungen vorwärtsdrängenden [...] Kräften, die ich [...] über-
all eingesetzt hatte. Sie kamen zum wesentlichen aus der Jugendbewegung
und trugen die Ideale dieser Bewegung in sich. Es war ein rechtes Wagnis,
Freizeiten für das Personal des Wohlfahrtsreferates zu veranstalten, bei
dem sich die ältere und die jüngere Generation zusammenfanden. Diese
Freizeiten wurden von Zeit zu Zeit [an Wochenenden, A.B.] abgehalten.
Für die Ansprache am Sonntagvormittag wurde immer eine bedeutende
Persönlichkeit gewonnen [...]. Am Abend wurde ein großes Feuer ange-
zündet; die jüngere Generation zeigte ihre Volkstänze und sang fröhliche
Lieder. Alkohol und Nikotin waren verpönt.56
Mit äußerst gewandten Umgangsformen sowie einem ausgeprägten Sinn für Re-
präsentation und effektvolle Inszenierungen hob sich Oberbürgermeister Heime-
rich günstig von Theodor Kutzer ab, sein rhetorisches Geschick übertraf das der
meisten amtierenden Kollegen. So lobte etwa das "Mannheimer Tageblatt" schon
an der Antrittsrede des neuen Stadtoberhaupts neben einer "ungemein deutli-
chen", dialektfreien Sprechweise den klaren, vorbildlichen Aufbau, die "Neue
3. Vgl. auch die Auskunft E. HOEBERS v. 18.10.1992 ("He was in some ways a very nice per-
son but he was also a somewhat autocratic person. Was he very formal? Quite formal, he was
quite formal [...]. The feeling one got m meeting him. He thought, when he Said "This is to be
done', ü is to be done. He had a sense ofhis. ofthe importance ofhis own posilion? Well, he
certainly did have [...]. The socialist ideology did not include [...] his personal manners with the
people who worked for him,"). Das Bemühen des Mannheimer Oberbürgermeisters um eine
leistungsstarke Verwaltung fand auch bis nach Düsseldorf Beachtung. So feierte die
"Düsseldorfer Lokalzeitung" im Mai 1930 überschwenglich "den aufgehenden Stern, die
Kanone' unter den Oberbürgermeistern jüngerer Generation", der als erster "mit der Verwal-
tungsreform im Kiemen, im eigenen Rathaus begonnen" habe (DLZ 22 v. 31.5.1930).
56 HEIMERICH, Lebensennnerungen, S.45f.
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Mannheimer Zeitung" bei anderer Gelegenheit vier Wochen später wiederum
"die frische, ungekünstelte, einfache Art des Vortrags". Diese Qualitäten sowie
Heimerichs unleugbares Bemühen, trotz Zugehörigkeit zur SPD "ein Bürgermei-
ster für alle [...] und gerecht gegen alle" zu sein, bewog auch im Frühjahr 1928
bald manchen Vertreter des rechten bürgerlichen Lagers, den noch im Wahl-
kampf geübten prinzipiellen Widerstand vorläufig aufzugeben.57
Als einer der wenigen Oberbürgermeister, die sich permanent und nachdrück-
lich zur Republik bekannt hatten, wurde Heimerich 1933 umgehend aus dem Amt
getrieben. Nachdem er die Jahre der Diktatur als Beratender Volkswirt und Wirt-
schaftstreuhänder in Berlin zugebracht hatte, kehrte er 1945 wieder auf die politi-
sche Bühne zurück. Zunächst Leiter des Oberregierungspräsidiums Mittelrhein-
Saar, der ersten deutschen Regionalverwaltung unter amerikanischer Obhut, ge-
lang es ihm nach einigen Schwierigkeiten im August 1949, sein früheres Amt
nochmals anzutreten. Beinahe siebzigjährig, schied er im Sommer 1955 aus der
Mannheimer Kommunalverwaltung aus. Hermann Heimerich starb am 5. Januar
1963 in Heidelberg.58
Hermann Heimerich, Theodor Kutzer, Robert Lehr und Emil Köttgen - vier
Oberbürgermeister der Weimarer Republik mit vergleichbarem sozialen Hinter-
grund und analogem Karriere verlauf, doch von sehr unterschiedlichem Naturell:
in Düsseldorf der konziliante und vornehme Köttgen und der zielbewußte, ener-
gische Lehr, in Mannheim der penible, ehrliche Kutzer und der schöpferische,
kraftvolle Heimerich. Vier Oberbürgermeister zudem mit unterschiedlicher poli-
tischer Einstellung und abweichenden Lebenshöhepunkten. Während Kutzer und
Köttgen gestandene Beamte des Wilhelminischen Kaiserreiches waren, d.h. die
fortschrittsoptimistische Blüte der deutschen Großstadtentwicklung und die kon-
sensreiche Honoratiorenverwaltung noch voll durchkostet hatten, erreichten Lehr
und Heimerich erst nach 1918 den Zenit ihrer Schaffenskraft. Das "Spiel mit den
Parteien" - seit der Revolution um einige unbequeme Teilnehmer vermehrt - und
der beständige Einfluß einer breiten, differenzierten Öffentlichkeit zählten zu
ihren Einstiegserfahrungen. Wie im Folgenden zu sehen sein wird, brachte sie das
zu einem prinzipiell selbstverständlicheren, geübteren Umgang mit Parteien und
Vgl. MT 108 v. 20.4.1928 (dort auch das letzte Zitat aus Heimerichs Antrittsrede) u.
NMZ 224 v. 14.5.1928, daneben die bereits behandelte Rede zur Einweihung der städtischen
"Rhein-Neckar-Halle" (oben, S.123f.).
Zu Heimerichs Absetzung vgl. BONTE, Hermann Heimerich, S. 122-129. Zu seinem wei-
teren Lebensweg und der zweiten Amtspenode vgl. v.a. FS. HE1MERJCH. Eine eingehende
Studie zur zweiten Amtszeit, mit Hilfe von Heimerichs reichhaltigem Nachlaß gut herzustellen,
steht bislang noch aus.
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Öffentlichkeit. Deren Rolle und Rang dann im einzelnen festzulegen, blieb frei-
lich ein Zweites.59
39 Das kurze Zitat bei: HEIMERICH, Lebensennnerungen, S.63.
3 Organisation, Stellenwert und Zielkonzepte von Öffentlichkeitsarbeit
Für den notwendigen Diskurs mit der dynamischen Öffentlichkeit der Nach-
kriegsjahre war der älteste Oberbürgermeister der vorgestellten Vierergruppe -
Theodor Kutzer - durch sein scheues, introvertiertes Wesen von vornherein
schlecht gerüstet. Viele seiner Aussagen und Handlungen verraten indes, daß ihm
nicht allein Veranlagung, sondern auch das rechte Verständnis fehlte. Gelegent-
lich tätig wurde Kutzer in ausschließlich defensiver Absicht, zu Verhütung und
Abwehr von öffentlicher Verwaltungskritik, die er im Grunde immer nur als lä-
stige Einmischung kenntnisloser Laien empfand. So bat er z.B. im August 1925
die städtischen Dienststellen mißgelaunt, das Nachrichtenamt zu unterstützen, da
die gegenwärtige "Geneigtheit, die Gemeindeverwaltung für alles Mögliche ver-
antwortlich zu machen und ihr Versäumnisse zu unterstellen", zu stärkerem Ein-
greifen zwinge.60 Eine Öffentlichkeitsarbeit, die aus der Not gewissermaßen eine
Tugend machte, konsequent die Initiative suchte, planmäßig und großzügig in-
formierte und so die brisanten Themen absteckte, kam Kutzer dagegen nicht in
den Sinn. Für den beachtlichen Zeichengehalt bestimmter Situationen, Orte und
Entscheidungen entwickelte er kein Gespür, die Dringlichkeit seiner Präsenz bei
besonderen Anlässen sah er niemals ein. Da der Oberbürgermeister tagelang nicht
zum Vorschein kam, konnte sich z.B. im November 1918 das Gerücht aufbauen,
er sei aus der Stadt geflohen. Ein Dementi des Rathauses trat dem Gerede entge-
gen.61 Ein weiterer Vorgang aus dieser Zeit scheint für Kutzers Gesamteinstel-
lung geradezu gleichnishaft. Nachdem am 4. Januar 1919 Erwerbslose das Rat-
haus gestürmt und den Stadtrat zur Erhöhung der Unterstützungssätze genötigt
hatten, forderte der Oberbürgermeister jüngere Wachleute sowie "zur Bewachung
geeignete Hunde" an und ließ die Nebeneingänge verriegeln. Während dies in
anderen Städten noch durchaus Parallelen besaß, war es zweifellos selten, daß die
Eingänge für Personal und Publikum erst im November 1920 und erst auf aus-
drückliches Bitten der eigenen Mitarbeiter wieder geöffnet wurden.62
Kutzers ausgeprägte Abneigung gegen den drängenden Einfluß der Öffentlich-
keit und seine häufige Unterschätzung dieses Faktors bei der politischen Wil-
lensbildung äußerten sich auch noch beim letzten Großprojekt seiner Amtszeit,
der Elektrizitätsausstellung 1929, das nicht zuletzt aufgrund einer völlig unzurei-
Vgl. Rundverfiigung des Oberbürgermeisters v. 20.8.1925, in: S T A M , Best. Maschinen-
amt, Nr. 1.
61 Vgl. G A 5 3 9 v. 18.11.1918.
62 Vgl. S T A M , Best. Hauptverwaltung, Zug. 21/1969, Nr. 289 (Erinnerungen des Oberver-
waltungsrats Paul Händel an den 4. Januar 1919) u. Best. Hochbauamt, Nr.220 (Hausakten
Rathaus N 1).
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chenden publizistischen Begleitung scheiterte63, sowie in der vieldiskutierten
"Gobelin-Affäre", die die erste Jahreshälfte 1926 weitgehend überschattete, ja in
der Presse sogar als "Sensation des Jahres" gehandelt wurde. An deren Beginn
stand der unkluge städtische Ankauf dreier alter französischer Gobelins mit Mo-
tiven aus dem Leben Caesars, die für 72.000 RM von einem römischen Kunst-
händler feilgeboten worden waren. Den Kauf - zur Ausschmückung des Bür-
gerausschußsaales gedacht - hatten der Stadtrat sowie der Vorstand und die mei-
sten Fraktionsführer des Bürgerausschusses Ende Januar 1926 ordnungsgemäß
genehmigt, die Bürgerschaft blieb zunächst uninformiert. Als sich die Stadtver-
waltung zwei Wochen später aber genötigt sah, "verschiedene Artikel in auswär-
tigen Zeitungen" öffentlich zu kommentieren, geriet die Neuanschaffung rasch
zum Stadtgespräch. In den Lokalteilen und Leserbriefspalten der Mannheimer
Presse fanden sich nun zahlreiche erboste Proteste, die neben der Kaufsumme
und dem Herstellungs- und Erwerbungsort auch die unpassenden Motive der
Wandteppiche beanstandeten. Weshalb kein örtlicher zeitgenössischer Künstler
beauftragt worden sei, hieß es da etwa, was ausländische Firmen den deutschen
voraus oder was wohl Caesar und die Mannheimer Stadtverordneten gemeinsam
hätten. Nachdem zusätzlich bekanntgeworden war, daß die Stadt lediglich drei
Stücke einer vierteiligen Serie erworben hatte und die Gobelins nicht ohne klei-
nere Umbauten im Sitzungssaal aufgehängt werden könnten, war der Skandal
perfekt.
Kutzer und seine Mitarbeiter reagierten darauf mit absolutem Stillschweigen.
Damit bewirkten sie jedoch nur die Verschleppung des Disputs. Ungeachtet der
früheren Zustimmung ihrer Fraktionsvorsitzenden machten sich schließlich wäh-
rend der Haushaltsdebatte Mitte Mai 1926 Stadtverordnete nahezu aller Parteien
zu Anwälten des Bürgerprotestes und belasteten die Beratung des 40 Millionen-
Etats der Stadt durch eine zweistündige lebhafte Aussprache. Der Oberbürger-
meister verwies hierbei schlicht auf den zweifelsfreien materiellen und kunsthi-
storischen Wert der erworbenen Werke und sah für die ganze Aufregung nicht
den geringsten Anlaß. Nach deutlichen Worten des Mannheimer Handelskam-
merpräsidenten und DVP-Abgeordneten Lenel ließ er sich vielmehr sogar zu
ungewohnt leidenschaftlichen und bezeichnenden Entgegnungen hinreißen, worin
er seinen Kritikern ein Mal durchweg "krankhafte Verirrung" attestierte, ein and-
res Mal von einer böswillig "geschürten Entrüstung" sprach. Die Vernunft, das
schien Kutzer jedenfalls klar, stand auf seiner Seite. Und allein auf die Vernunft,
nicht auf öffentliche Stimmungen, kam es ihm immer an. Die grobe Provokation
der Stadtverordneten endete damit, daß die Mehrheit zwar den entsprechenden
Vgl. dazu Kap. IV 4.2.
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Haushaltstitel genehmigte, die Gobelins jedoch an das städtische Schloßmuseum
überwies.64
Daß Oberbürgermeister Kutzer die Notwendigkeit einer intensiven Kommuni-
kation mit den Bürgern nie recht erfaßte, beweist auch der mangelhafte Betrieb
des Mannheimer Nachrichtenamtes. Als "literarisches Büro" im Herbst 1909
eröffnet, zählte es zu den ältesten Einrichtungen seiner Art, blieb wie die anderen
frühen Gründungen zunächst freilich äußerst bescheiden: Dem zuständigen Be-
amten, Friedrich Walter (1870-1956), oblagen noch zahlreiche weitere Dienst-
aufgaben, Presseinformationen ergingen grundsätzlich nur schriftlich und der
damalige Verwaltungsleiter behielt sich vor ihrem Versand zudem eine letzte
Genehmigung vor. "Vereinfachend" und "erleichternd" - wie Oberbürgermeister
Martin 1909 behauptete - war das neue Informationsverfahren somit lediglich für
die Verwaltung, die ihre Kontaktzone festlegte und öffentlichen Druck eindämm-
te, keinesfalls aber für Presse und Öffentlichkeit. Obgleich Bürovorstand Walter
bald nach Oberbürgermeister Kutzers Amtsantritt gewisse Verbesserungen an-
kündigte und der Weltkrieg manches auch herbeizwang, stieg das Leistungsni-
veau der Pressestelle bis 1922 nicht nachhaltig an. Als dann der langjährige lei-
tende Mitarbeiter des Statistischen bzw. des Preisprüfungsamtes, Emil Hofmann
(1886-1971), Walters Arbeit fortsetzte, steigerte sich zwar spürbar der Umfang
der Aktivitäten, die ungünstigen Rahmenbedingungen und der bürokratische
Zuschnitt des Mannheimer Nachrichtenamtes dauerten jedoch immer noch fort.65
Hofrnann war zweifellos strebsam und pflegte auch wertvolle persönliche Be-
ziehungen zu einigen Journalisten, arbeitete aber umständlich und phantasielos,
besaß einen antiquierten Schreibstil und überholte Leitvorstellungen. Welche
Rolle er der Presse vornehmlich zudachte, zeigt z.B. ein grundlegender Aufsatz
Der Kaufbetrag wurde auf drei Haushaltsjahre verteilt, was den Stadtverordneten während
der Etatberatungen 1926/27 einen Ansatzpunkt gab. Zum Vorigen vgl. u.a. NMZ v. 15.2.1926
(erste Stellungnahme der Stadtverwaltung), NMZ 86 v. 20.2., NMZ 96 v. 26.2., NMZ 98 v.
27.2.1926 (Proteste), NMZ 100 v. 1.3.1926 (erster Verteidigungsversuch eines Mitverantwort-
lichen, des DVP-Fraktionsvorsitzenden Moses), NMZ 210 v. 7.5.1926 (Besichtigung der
Gobelins durch die Presse), NBL 251 v. 19.5. u. NMZ 228 v. 19.5.1926 (Berichte über die
Bürgerausschußsitzung v. 18.5.1926). Vgl. auch WALTER, Schicksal einer deutschen Stadt,
Bd.2, S.48f. Walter hatte die Teppiche seinerzeit entdeckt und zum Kauf empfohlen.
65 Vgl. STAM, Best. Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerke, Nr.48 (Dienstanweisung für das
literarische Büro v. 30.9.1909, Mitteilung Oberbürgermeister Martins über dessen Gründung v.
6.10.1909. Rundschreiben Walters "Die Ausdehnung des städtischen Nachrichtendienstes betr."
V. 26.3.1914); Nl. Walter, Nr. PH 21 (Dienstvertrag Walters v. 3.2.1910. Walter war neben
seiner Tätigkeit als Pressereferent Vorstand des Stadt- und des Theaterarchivs sowie Verwalter
der Zentralbibliothek und der städtischen Sammlungen); STAL, Kap. 10, Nr.439, Bd.l
(Ergebnisse der Rundfrage des DST v. August 1913); VERWALTUNGSBERICHT MANNHEIM
1919/20, S.45 (das Nachnchtenamt im Weltkrieg).
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über den Verkehr zwischen "örtlicher Obrigkeit [!]" und Einwohnerschaft vom
März 1924. Die Weitergabe von Nachrichten an die Presse habe in letzter Zeit
auch deshalb stark zugenommen, ist da zu lesen,
weil die Kommunen die Mittel für Verwaltungsberichte, statistische Ab-
handlungen und sonstige literarische Arbeiten nicht mehr aufbringen kön-
nen. An deren Stelle treten nun die kostenlosen Veröffentlichungen des
Nachrichtenamts.
Über Hofmanns Stil spottete im Oktober 1927 ein Artikel der "Neuen Mannhei-
mer Zeitung": "'Das Städtische Nachrichtenamt teilt mit' heißt es. Es klingt wie
aus der Kanzlei eines Duodezfürsten vor mehr als hundert Jahren."66 Während
der ungeschickte Geschäftston und die naive Inanspruchnahme der Presse gewiß
auch Hoftnann anzulasten waren, wurden die hemmenden Rahmenbedingungen
des Nachrichtenamtes allein durch Theodor Kutzer verschuldet. Völlig korrekt
beklagte Hoftnann in der Rückschau "fundamentale Unzulänglichkeiten", die
"schlechterdings nicht von mir, sondern nur vom früheren Herrn Oberbürgermei-
ster hätten behoben werden können." So zog z.B. der Pressereferent zwischen
1922 und 1927 mindestens dreimal um, gelangte allerdings nie ins eigentliche
Rathaus nach N 1, erhielt die auswärtigen Zeitungen von dort erst nach mehreren
Wochen und durfte an keinerlei Führungsbesprechungen teilnehmen. Mitteilun-
gen aus den einzelnen Dienststellen flössen zugleich nur spärlich und die Unter-
stützung des Oberbürgermeisters gegenüber unkooperativen Beamten beschränk-
te sich im Prinzip auf das eingangs erwähnte "Ersuchen" vom August 1925, dem
Nachrichtenamt "weitestgehend" zu helfen. Daß das Amt unter diesen Umständen
kaum Respekt gewann, vielmehr als machtlos und unwichtig galt, kann kaum
überraschen.67
66 Vgl. E. HOFMANN, Aufgaben des städtischen Nachrichtenamtes, in: NMV 61 v. 2.3.1924
(Zitat 1) u. NMZ 485 v. 20.10.1927 (Zitat 2). Zur Behandlung der Presse vgl. außerdem die
Rundvertugung des Dezernatsleiters Ritter v. 26.11. 1923, worin auf Anregung des Nachnch-
tenamtes dazu aufgefordert wird, anstelle kostenpflichtiger Inserate vermehrt den Weg der
"redaktionellen Notiz" zu wählen. Zu Hofmanns Ausdrucksweise vgl. z.B. auch "Städte-Staat-
Wirtschaft", in: NMZ 7 v. 6.1.1927 - ein im Rahmen der Städtetags-Kampagne lancierter,
jedoch absolut nüchterner, von Zahlen überhäufter Artikel. Zu Hofmanns Werdegang vgl. auch
oben, S.63.
Hofmanns Klage und einige der erwähnten Mißstände nach einem Schreiben an Oberbür-
germeister Heimerich v. 14.12.1931, in: STAM, Nl. Hoftnann, Nr.l. Der Verfasser betont darin
auch, daß er das Nachrichtenamt nach 1922 trotzdem "einen bedeutenden Schritt vorwärts
gebracht" habe. Zuvor habe man von dessen Existenz "sowohl innerhalb wie außerhalb der
Verwaltung kaum etwas gewußt." Laut einem internen Bericht des Leipziger Presseamtsleiters
Schöne hatte sich Hofmann offenbar schon auf der Breslauer AG-Tagung 1927 beschwert. Ins
offizielle Protokoll kam der Ärger nicht (Vgl. STAL, Kap. 10, Nr.439. "Nach dem Ergebnis der
Aussprache hatte ich den Eindruck, daß Leipzig wohl eine der wenigen führenden deutschen
Großstädle sei, die auf dem Gebiete der Organisation des Nachrichtendienstes noch zurück
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Die Öffentlichkeitsarbeit der Ära Kutzer bot sonach ein überaus trostloses Bild.
Sie war zu begrenzt, zu unsensibel und träge und sie gründete auf irrigen Voraus-
setzungen. Besagten doch Presse- und Bürgerteilnahme nicht a priori Bedrohung
und Hindernis, war öffentliche Meinung nicht generell unsachlich und die Ver-
waltungsposition sachlich und bedeutete Pressearbeit nicht nur ein gelegentliches
Nebengeschäft, sondern eine dauernde zentrale Führungsaufgabe. Da Oberbür-
germeister Kutzer allzuoft versäumte, den Standpunkt der Verwaltung hinrei-
chend zu erläutern und ihre Leistungen transparent zu machen, vermochten seine
Gegner leicht einen Eindruck zu erzeugen, der den tatsächlichen Bemühungen
nicht voll gerecht wurde. Der resignative Rücktritt Kutzers bezog daraus ein we-
sentliches Motiv.
Im Vergleich zu seinem Mannheimer Kollegen trat der Düsseldorfer Oberbür-
germeister Köttgen außerhalb des Rathauses fraglos geschliffener auf. Durch eine
kluge Personalentscheidung und die Einladung der Dienststelle zu allen wichti-
gen Verwaltungskonferenzen und Parlamentsausschußsitzungen ermöglichte er
seinem Presseamt zudem effizienteres Arbeiten. Im Prinzip dachte Köttgen über
Öffentlichkeit und öffentliche Meinung jedoch ähnlich wie Kutzer, wertete er
ebenfalls noch nach veralteten Kategorien. So stellte der Oberbürgermeister in
seiner Einleitung zur Haushaltsdebatte 1921 etwa ausdrücklich fest, von un-
freundlicher Pressekritik lasse er sich "nicht im geringsten beeinflussen:
Ich bin nicht da, um Reklame für die Stadtverwaltung zu machen, um Pro-
grammreden zu halten und um unreife Dialoge zur unrechten Zeit vorzu-
bringen, weil andere Leute ungeduldig sind. Ich bin vielmehr der Mei-
nung, daß die Stadtverwaltung am besten ist, die in aller Ruhe, mit Zähig-
keit und ohne Aufsehen ihre Pflicht und Schuldigkeit zu tun versucht.
Bei der gleichen Gelegenheit im folgenden Jahr trug Köttgen den Gedanken wie-
der vor, ein weiteres Jahr später verfocht der erste Beigeordnete Geusen diesen
Standpunkt. In Vertretung des abwesenden Oberbürgermeisters erklärte Geusen,
die Verwaltung sei sich der Tragweite ihres Handelns ständig bewußt, doch sei es
nicht möglich, alles, was die Verwaltung bewegt und was sie erwägen
muß, dem Urteil der Öffentlichkeit zu unterbreiten und der Bürgerschaft
sind. Klagen nach dieser Richtung wurden fast nur von Städten in der Größe von Erfurt bis
Mannheim laut."). Zur öffentlichen Kritik vgl. z.B. GEMEINDEVERWALTUNG UND PRESSE IN
MANNHEIM, in: MT 97 v. 8.4.1928. N 1 bezeichnet ein Flächenquadrat der Mannheimer In-
nenstadt. Hofmann arbeitete zunächst in R 5,[Haus Nr.]7, später in R 5, 13, schließlich in R 5,
1. Daneben scheint er auch innerhalb eines Gebäudes wenigstens einmal umgezogen zu sem.
Vgl. MANNHEIMER ADREßBÜCHER, 1922-1928; S T A M , Best. Hochbauamt, Nr. 161 (Hausakten
Verwaltungsgebäude R 5).
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dauernd über Tun und Lassen der Verwaltung Rechenschaft abzulegen.
Der Bürgerschaft muß es genügen, dessen sicher zu sein, daß die Verwal-
tung alle wichtigen Schritte im Einvernehmen mit der gewählten Vertre-
tung der Bürgerschaft tut.6%
Daß die Düsseldorfer Öffentlichkeitsarbeit der frühen zwanziger Jahre gegenüber
der entsprechenden Mannheimer dennoch besser funktionierte, verdankten die
Bürger zum einen dem kämpferischen und redegewaltigen Bürgermeister
Schmid, der vielfach als Köttgens "Sprechminister" figurierte und dem auch das
Presseamt ressortmäßig unterstand, vor allem aber dem geschickten Presseamts-
leiter: Hans Arthur Lux (1882-1949).
Um das notwendige öffentliche "Ansehen" und "Vertrauen" zu finden, war Lux
im Sommer 1920 in enger Absprache mit dem Düsseldorfer Joumalistenverein
ausgewählt worden. Er verfugte über reiche journalistische Erfahrung, kannte
sich nach zwölfjähriger Tätigkeit bei den "Düsseldorfer Nachrichten" in der loka-
len Szene glänzend aus und konnte bei seinem Dienstantritt das eben erst einge-
richtete Amt von Grund auf aufbauen. Wie der städtische Verwaltungsbericht für
1919-1921 erkennen läßt, plagten den rührigen und selbstbewußten Fachmann
dabei allerdings zunächst ebenfalls Raumsorgen und bedurfte es femer beharrli-
chen Bemühens, den übrigen Rathausbediensteten "den unschätzbaren Wert guter
Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Presse vor Augen zu führen." Ande-
rerseits sah Lux auf der Gegenseite, bei den früheren Kollegen, genauso Anlaß zu
aufklärendem Engagement. Es sei ein Fehler der Presse, machte er nach dieser
Richtung immer wieder klar, daß sie sein Amt ganz "unter ihr Gesetz zwingen"
wolle. Gehorche es allein den Regeln der Verwaltung, sei es sicherlich unbrauch-
bar, folge es jedoch nur journalistischen Interessen, versäume es seine Pflicht. "In
der Schwierigkeit, zwei Herren zu dienen, liegt, um theatralisch zu reden, die
Tragik des Geschöpfs."69 Dank seiner relativ selbständigen Stellung und seiner
VSTVD 1921, S.75 (Sitzung v. 9.5.1921), 1922, S.95 (Sitzung v. 1.6.1922: "Meine Da-
men und Herren! Sie wissen, die städtische Verwaltung in Düsseldorf ist nicht auf Reklame
abgestellt, sondern auf stille Arbeit.") u. 1923, S.71f. (Sitzung v. 27.3.1923). Zu den Informati-
onschancen des Presseamtes vgl. STAD, Ausschußprotokolle u. ASTD 10 (1920), S.88 bzw. 11
(1921), S.76. Regelmäßig anwesend war der Presseamtsleiter bei den Besprechungen der Bei-
geordneten, des Personal- und Verfassungs- sowie (seit September 1921) des Finanzausschus-
ses.
6 Die Einrichtung eines Presseamtes war vom Stadtparlament am 16.12.1919 bewilligt
worden. Vgl. VSTVD 1919, S.449f. Zur Vorgeschichte sowie zu den genannten Starrproblemen
des Amtes vgl. VERWALTUNGSBERICHT DÜSSELDORF 1919/21, S.75-77, 77. Zu Lux' Einstel-
lung vgl. VSTVD 1920, S.242f. (Sitzung v. 13.7. 1920) Der Pressechef erhielt eine Jahresvergü-
tung von 30.000 M. Das Grundgehalt des in gleicher Sitzung berufenen Direktors der städti-
schen Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke betrug 24.000 M. Zu Lux' Berufsweg vgl. schon
oben, S.63. Wie bekannt, war Lux zeitweise auch Vorstandsmitglied der AG städtischer Nach-
Düsseldorf 1924-1933 185
persönlichen Gewandtheit meisterte Lux diese "Tragik" aber doch recht gut. Von
seinem regen Unternehmungsgeist zeugen zahlreiche größere Veröffentlichun-
gen, unter anderem der 1922 herausgegebene Prachtband "Düsseldorf, Werke
zur Tausendjahrfeier des Rheinlandes 1925 sowie zur Düsseldorfer Ausstellung
"Gesolei" und auch ein 1926 publiziertes Schauspiel, das das Preußen der Befrei-
ungskriege bzw. dessen vermeintliche Tugenden hochhielt. 1931 schied Lux aus
der Düsseldorfer Stadtverwaltung aus und ging als Geschäftsführer des "Bundes
deutscher Verkehrsverbände" nach Berlin. Da er sich weigerte, in die NSDAP
einzutreten, mußte er dort 1935 sein Amt aufgeben. Er arbeitete fortan freiberuf-
lich als Verleger und Journalist.70
Auf den Grundlagen aus der Ära Köttgen baute Oberbürgermeister Robert Lehr
nach anfänglichem kurzem Bedenken entschlossen und weitgreifend auf. Er ver-
half Pressechef Lux 1924/25 zu zwei journalistisch versierten Mitarbeitern, führte
1925 regelmäßige Pressekonferenzen ein, ergänzte 1926 das städtische Amtsblatt
um einen kleinen "nichtamtlichen Teil" und billigte später die Publikation eines
fortlaufenden hektographierten "Pressedienstes", die Einrichtung eines Presse-
amt-Bildarchivs und andere Serviceerweiterungen. Als einziger der bisher behan-
delten Oberbürgermeister übernahm er überdies das Presseamt in sein persönli-
ches Ressort (1927), unterstrich dadurch dessen besonderen Rang und gewährte
dem Pressechef zugleich hervorragende Informationsmöglichkeiten. Spätestens
1929 war Lehr hierbei so weit, daß er den Amtsleiter nicht nur an allen wichtigen
Sitzungen beteiligte und gelegentlich zu sich bestellte, sondern allmorgendlich
zum Gespräch empfing.71 Neben solch handfesten Verbesserungen widmete sich
nchtenämter, Mitglied des DST-Presseausschusses sowie Vorstandsmitglied der Düsseldorfer
Journalistenvereinigung ("Verein Düsseldorfer Presse"). Die letzten Zitate aus: H.A. Lux, Noch
einmal: Nachnchtenämter und Presse, in: DP 17 (1927), S.509f., 509. Schmids Scherzname
("Sprechminister") nach: DN v. 2.2.1924. Wie die VSTVD 1920-1922 belegen, trug er ihn
völlig zu Recht, da er häufig anstelle des Oberbürgermeisters zur Debatte antrat.
Kurz vor Kriegsende war Lux zudem wegen "Wehrkraftzersetzung" drei Monate in Haft.
Vgl. STAD, Personalakte Lux (Auskunft Stv. Direktorin StAD). Vgl. ferner DÜSSELDORF. Im
Auftrag der Stadtverwaltung hg. v. H.A. Lux (Düsseldorf 1922/H925/ND 1980); RHEINLAND,
hg. v. P. Wentzcke u. H.A. Lux (Düsseldorf 1925); H.A. LUX/F. WEBER, Bericht über die aus
Anlaß der rheinischen Jahrtausend-Feier veranstalteten Jubiläums-Ausstellungen (Düsseldorf
1925); H.A. Lux, Preußen. Schauspiel (Düsseldorf 1926).
Zur Stellung des Presseamtsleiters vgl. R. LEHR, Stadtverwaltung und Presse, in: AStD 19
(1929), S.123f u. STAD, Ausschußprotokolle. Die Dezernatsneuordnung v. 5.11.1927, in:
ASTD 17 (1927), S. 116. Der "Pressedienst" erschien gewöhnlich einmal wöchentlich. Ausga-
ben (Nrn. 73 v. 11.12.1931 - 107 v. 7.3.1933) enthalten STAD, Abt. XXIV, Nm. 958-960. Zur
Erweiterung des Amtsblatts vgl. STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 160 (Beigeordneten-Konfe-
renzen v. 24.1. und 30.1.1925 mit entsprechendem Beschluß) u. ASTD 16 (1926) ff. Der nicht-
amtliche Teil umfaßte selten mehr als eine Druckseite, stieß aber dennoch auf Widerspruch. So
beanstandete der WB-Stadtverordnete Schöpke Z.B. am 6.10.1927, "daß neuerdings Herr We-
ber [ein Redakteur des Presseamtes, A.B.] [...] sich erlaubt, nichtamtliche Artikel in die
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Abbildung 1572
PRESSEDIENST DER STADT DÜSSELDORF
Herausgegeben vom Presseamt der Stadt
Telefon: 2S364 (Dringend Presse» 10210 (Tag und Nacht)




1.) Im letzten Jahre l 17 »oo neue Wohnungen.
2.) Großstadt und winterl iches Bergla-rj.
3.) Düsseldorfer Architekten - und Bünstlerschaft auf der
Ausstellung "Paddelsport und Wochenende".
4.) Verbesserter Zugverkehr Südholland - Niederrhein.
5.) Einzelhandel verlangt Bekämpfung des Zugabewesens.
6.) loo Jahre Staatsarchiv.
7.) Fahrenkamps Beitrag zum Altstadtprüblem.
8.) Die Höhrerkarte a ls Stempelkarte.
9.) Kunstausstellung in Oafäs und Restaurants,
l o . ) Der Nestor der Düsseldorfer Müer gestorben.
11.) Luise Dumont f e i e r t ihren 7o. Geburtstag.
12. Die chris t l ichen Gewerkschaften tagen in Düsseldorf.
1J. Grosser "Paust" - Erfolg im Düsseldorfer Schauspielhaus.
14. Der Almanach der Galerie Flechtheim erscheint .
15. Max Liebermann bei Flechtheim.
16.) Theater und Film.
Im letzten Jahre: 17 »oo neue Wohnungen.
Der Baumarkt In den 9 grossten Städten in Rheinland und Westfalen.
Daa Darniederliegen der deutschen Wirtschaft hat in Verein
mit der schweren Finanzkrise des letzten Sommers die verschiedensten
Quellen des Baukredites fast gänzlich versigen lassen. Grosse Kapi-
talbeträge gingen dem Baumarkt insbesondere dadurch verloren, dass
die Hauszinssteuer in erheblich stärkerem Umfange als früher zur
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfes herangezogen wurde. Hinzu
kamen die bekannten Stockungen im Pfandbrief- und Sparkassengeschäft,
die Schwierigkeiten bei den Kreditbanken auf den Eraissionsraärkten
usw. Trotz a l l dieser erschwerenden Umstände wurden, wie aus den
monatlichen Zusammenstellungen der Arbeitsgemeinschaft der S t a t i s t i -
'Amtlichen Mitteilungen' zu bringen, die m.E. lediglich Tendenz verfolgen. Gegen diese Art
der amtlichen Mitteilungen müssen wir ganz energisch Verwahrung einlegen." (VSTVD 1927,
S.245). Zu den Pressekonferenzen vgl. STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 160 (Beigeordneten-
Konferenzen v. 27.2. u. 3.4.1925. Zum Fachpersonal des Presseamtes vgl. Tabelle 9, S.188.
72 Aus: STAD, Abt. XXIV, Nr.958.
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Lehr auch Dingen, die gemeinhin als nebensächlich erachtet wurden, das Er-
scheinungsbild der Verwaltung jedoch fühlbar beeinflussen konnten. So forderte
er z.B. die städtischen Ämter auf, bei Eingaben der Bürger künftig mehr Zwi-
schenbescheide zu versenden und versuchte beharrlich, das öffentliche Betragen
der Beigeordneten zu korrigieren. Bei den Parlamentssitzungen sollten sie stets
anwesend und zu Stellungnahmen in der Lage sein, außerdem störende Unterhal-
tungen, Zeitungs- oder Aktenlektüre unterlassen. Ferner schien es dem Oberbür-
germeister ratsam, daß die Spitzenbeamten an städtischen Festen möglichst ge-
schlossen teilnahmen.73
Wichtigster Partner Lehrs im Düsseldorfer Rathaus blieb bis 1928 Hans Arthur
Lux. Als Lux dann anläßlich der organisatorischen Trennung von Presse- und
Verkehrsamt die Leitung des Verkehrsamtes vorzog, trat Heinz Klute (1901-nach
1971) an seine Stelle. Klute, ein gebürtiger Düsseldorfer, hatte nach dem Studium
der Staatswissenschaften und der Philosophie mit einem ungewöhnlichen Werk
über die kommunistische Arbeiterjugend promoviert und war anschließend zuerst
als Abteilungsleiter im Düsseldorfer Arbeitsamt beschäftigt. 1925 schaffte er den
Sprung ins städtische Sozialdezernat, wo er an der Planung der großen Gesolei-
Ausstellung 1926 teilhatte, später nebenamtlich als Kustos am neugegründeten
"Reichsmuseum für Gesellschafts- und Wirtschaftskunde" fungierte sowie die
Öffentlichkeitsarbeit für die Düsseldorfer Eingemeindungsziele mitgestaltete.
Nicht zuletzt diese PR-Erfahrung dürfte ihm Ende 1928 zu Lux' Nachfolge ver-
holfen haben. Klutes hohe fachliche Begabung und beachtliche politische Ver-
nunft sind unter anderem durch ein langes Grundsatzreferat zum "Verhalten ge-
gen die oppositionelle Presse" bezeugt, das der Düsseldorfer Pressechef im Mai
1931 vor dem DST-Presseausschuß hielt. Für eine genaue politische Einordnung
reichen dagegen die Hinweise nicht aus. Sicher ist, daß Klute bei den National-
sozialisten keinerlei Sympathien besaß. Wurde er doch im Zuge der "Macht-
ergreifung" als einer der ersten Düsseldorfer Beamten vertrieben.74
Vgl. STAD, Ausschußprotokolle, Bde.159-161 (Beigeordneten-Konferenzen v. 22.1. u.
21.5.1926, 14.1.1927, 3.6.1929 u. 9.8.1932).
74 Vgl. VP 59 v. 11.3.1933 ("Dr. Klute ist ab sofort dienstentlassen. Kommentar überflüssig.
Für ehemals kommunistische Wahlredner, die unser Volk verhetzt haben, ist in einem deut-
schen Rathaus kein Platz mehr."). Diesem Vorwurf diametral entgegen steht z.B. der emsige
freiwillige Einsatz des Pressechefs für "einen großen Werbefeldzug für den Gedanken des
Deutschtums im Ausland" von Mai bis Juli 1932. Vgl. StAD, Abt, IV, Nr. 834. Nach seiner
Absetzung ging Klute nach Essen, 1971 lebte er im hessischen Schwarzenfels. Vgl. STAD,
Personalakte Klute (nach Auskunft Stv. Direktorin StAD). Trotz mancher Nachforschung blieb
der weitere Lebens- und Berufsweg unbekannt. Das erwähnte Grundsatzreferat, in: LAB,
ADST A 252 (Sitzung v. 4.5. 1931). Vgl. dazu Kap. IV 4.5. Weitere Schriften u.a.: H. KLUTE,
Interpretation der Theorie und Praxis der kommunistischen Jugendintemationale. Em Beitrag
zur Soziologie der Arbeiterjugend (phil. Diss., Heidelberg 1923); BRACHLIEGENDE AR-
BEITSKRAFT. DAS PROBLEM DER RÜCKFÜHRUNG ERWERBSLOSER IN EINE RATIONALISIERTE
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Tabelle 9 Das Fachpersonal des Düsseldorfer Presseamtes 1920 - 193375
Presseamt 1920 -1927
Hans Arthur Lux, Leiter
[zuvor Presseredakteur,
u.a. bei DN]








Presse- und Verkehrsamt 1927/28
Hans Arthur Lux, Direktor




Dr. Hermann Binstadt (*1887)
Stv. Direktor 1928




seit 12/1931 der NSDAP
Hubert Delvos (* 1902)
Redakteur 1927/28
[zuvor Presseredakteur]
Presseamt 1928 -1933 Verkehrsamt 1928-1931
Dr. Heinz Klute, Direktor
Hubert Delvos, Redakteur
Hans Arthur Lux, Direktor
Dr. Hermann Binstadt, Stv. Direktor
Propagandaamt 1933 ff.




seit 5/1933 Mitglied der NSDAP
WIRTSCHAFT. Zusammengestellt u. bearb. v. dems. (Düsseldorf 1927); VORSCHLÄGE DER
STADT DÜSSELDORF ZUR KOMMUNALEN NEUGLIEDERUNG (Düsseldorf. Mai 1928).
75Vgl. VERWALTUNGSBERICHTE DÜSSELDORF 1919/21 - 1933/35 u. S T A D , Personalakten
(nach Auskünften der Stv. Direktorin). Neben den Fachleuten arbeiteten mehrere Bürohilfskräf-
te und Boten. Die kurzzeitige förmliche Vereinigung von Presseinformation und Verkehrswer-
bung im Presse- und Verkehrsamt stieß in der Öffentlichkeit überwiegend auf Ablehnung. Vgl.
dazu z.B. DN 592 v. 10.11.1928. Im Rahmen der städtischen Sparmaßnahmen fiel das Ver-
kehrsamt 1931 weg, seine Aufgaben wurden von Presseamt und Verkehrsverein (Klute 1932/33
Geschäftsführer) provisorisch fortgeführt. Das Propagandaamt diente wieder offiziell beidem,
der Pressearbeit und der Verkehrswerbung.
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Seine zielstrebigen Reformen zur Intensivierung der städtischen Öffentlich-
keitsarbeit, die auch außerhalb Düsseldorfs vielfach Beachtung fanden, begleitete
Oberbürgermeister Lehr mit selbstbewußter Eigenwerbung und programmati-
schen Erklärungen. Gewiß ein Höhepunkt war in diesem Zusammenhang ein
Festvortrag über "Stadtverwaltung und Presse" vom Oktober 1929. Zwar reprä-
sentiere die Presse "kein in Gesetzen verankertes Kontrollorgan", betonte Lehr
hier, doch sei ihr Prüfungsrecht durch die "Natur gesellschaftlichen und staatli-
chen Zusammenlebens" gleichwohl unumstößlich. Daher könne sie auch erwar-
ten, "daß von der Behördenseite aus [..] zu ihr in aller Offenheit und Geradheit
gesprochen" werde. In einer veröffentlichten Rundverfugung vom August 1931
argumentierte Lehr etwas anschaulicher. Infolge der "Gesetzgebung der Nach-
kriegszeit" und durch den "Zwang der Verhältnisse", hieß es da, stehe das Rat-
haus "in einem früher nicht gekannten Maße [...] im Mittelpunkt des öffentlichen
Interesses." Eine Stadtverwaltung, die "die Zeichen der Zeit" erkenne, habe des-
halb allen Grund,
das zunehmende Interesse der Bürgerschaft an dem Schicksal der eigenen
Stadt freudig zu begrüßen, ja sie hat die Pflicht, durch weitgehende Auf-
klärung die Möglichkeiten eigener Urteilsbildung und damit die Voraus-
setzungen für wirklich positive Mitarbeit im kommunalen Leben zu schaf-
fen.76
Zu Köttgens und Geusens Worten von 1922/23 stand dies in flagrantem Gegen-
satz. Jedoch lassen Lehrs öffentliche Stellungnahmen bei nüchterner Betrachtung
keinen Zweifel, daß er von den Kollegen letztlich gar nicht sehr weit entfernt
war. Weder vermochte er die geschilderte Entwicklung tatsächlich als positiven
Trend zu sehen noch zeigte er sich ernsthaft bereit, der Öffentlichkeit eine wahr-
haft kritische, partizipierende Funktion zuzugestehen. Anders als seine Vorgän-
ger hatte Lehr nur "das zunehmende Interesse der Bürgerschaft" als eine irrever-
sible Tatsache verbucht und mit seinem kraftvollen Informationskurs gleichsam
die entschlossene Flucht nach vorn angetreten. Nachdem Öffentlichkeit und Pres-
se nun einmal "einen Machtfaktor von weitreichendem Einfluß" bildeten - so
ging Lehrs Überlegung - würde eine aktive Teilnahme am Kommunikationspro-
zeß wenigstens korrektere Sachverhalte liefern und obendrein den begründeten
Anspruch erwerben, die Regeln dieses Prozesses mitgestalten zu können. Der
Definition von Wesen und Aufgaben des Journalismus gab der Oberbürgermei-
ster in der obengenannten Festrede denn auch breiten Raum. Geschickt erhob er
76 LEHR, Stadtverwaltung und Presse, S.123 u. A S T D 21 (1931), S.99 (Rundverfügung v.
3.8.1931). Zum öffentlichen Echo von Lehrs Reformen vgl. z.B. DIE DEUTSCHE GEMEINDE 83
v. 22.10.1929; MA 6 (1929), S.366 (Zitat aus dem Kölner Tageblatt); DER STÄDTETAG 23
(1929), Sp.778 (Zitat aus der Kölnischen Volks-Zeitung 379 v. 2.6.1929).
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die Tätigkeit der Pressevertreter zunächst zu einem "öffentlichen Ehrenamt", um
nachher strenge Aufnahmebedingungen folgen zu lassen. "Gründliche Vorbil-
dung", "höchstes Verantwortungsbewußtsein", "noble Gesinnung", Verzicht auf
jedwede "Willkür" und "Ausartung der Polemik" schienen ihm unentbehrlich.77
Wo für ihn Verantwortungslosigkeit begann und berechtigte Kritik in Willkür
und Polemik umschlug, sagte Lehr nicht. Daß er indes eine äußerst rigide Auffas-
sung vertrat, die Presse gerne in dienender, nicht aber in kritisch-autonomer Rolle
ertrug, belegt seine Alltagspraxis. So unterliefen ihm des öfteren verbale Ausfälle
gegen die vermeintliche Infamie und Undankbarkeit von Journalisten und Verle-
gern. Ferner erwog er z.B. während des öffentlichen Streits um den Ausstel-
lungsetat 1926 eine gerichtliche Klage gegen die "Düsseldorfer Lokalzeitung"
und setzte mit Hilfe befreundeter Industrieller die "Düsseldorfer Nachrichten"
unter Druck. Bald darauf entzog er schließlich sogar der gleichen Zeitung nach
einem reißerischen Artikel über das kommunale Wohnungsbauprogramm die
städtischen Anzeigenaufträge. Diese schroffe Disziplinierung geißelte der ehe-
malige sozialdemokratische Stadtverordnete August Erdmann in einem längeren
Presseartikel zu Recht als schweren Verstoß gegen die in der Reichsverfassung
geschützte Meinungsfreiheit. Das Mittel, das der Oberbürgermeister gegen "das
deutschnationale Blatt" anwende, konstatierte Erdmann,
entspricht der niederen Polizei- und Bürokratenauffassung, die Herrn
Lehr, heute hochbeamtet und hochbetitelt, noch genau so eigen ist, wie sie
es vor 1918 war. Entziehung der städtischen Bekanntmachungen und An-
zeigen: Stockschläge auf den Magen, die in diesem Falle dem gutgestellten
Opfer gar nicht einmal fühlbar schaden [...]. Was [...] heute dem Düssel-
dorfer Hugenbergblatte geschah, kann morgen der Sozialdemokratie und
ihrem Blatte geschehen.
Doch nicht einmal Erdmanns Parteigenossen wollten seine Empörung teilen. In
direkter Erwiderung verlautete aus der SPD-Ratsfraktion, der Oberbürgermeister
verfolge mit seinem gegenwärtigen Kampf gegen die "privatwirtschaftlich Inter-
essierten" ein durchaus unterstützenswertes Ziel. Allzu große Empfindlichkeit sei
LEHR, Stadtverwaltung und Presse, S.14. Die Belege für das erste Motiv sind sehr zahl-
reich. Vgl. z.B. die Verwaltungskonferenzen v. 10.9.1929 ("Um die Gefahren von Indiskretio-
nen [...] herabzumindern, soll wie schon seit einiger Zeit eine größere Publizität eintreten.") u.
3.2.1931 ("Der Oberbürgermeister weist daraufhin, daß erfahrungsgemäß die Vertraulichkeit
nicht mehr gewahrt wird, sobald Mitteilungen [...] an die Stadtverordneten gemacht sind. Er
empfiehlt, in jedem Falle unmittelbar durch das Presseamt eine kurze Notiz zu veröffentlichen,
um Entstellungen von unbefugter Seite zuvorzukommen.") (STAD, Ausschußprotokolle, Bde.
159 u. 162).
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daher gerade in diesem Fall absolut unangebracht.8 Heiligte schon bei den Düs-
seldorfer Sozialdemokraten der Zweck die Mittel, so herrschte im bürgerlichen
Lager erst recht mehr Zustimmung als Kritik, galt der Oberbürgermeister ganz
überwiegend als beeindruckender Willensmensch.
Lehrs tatkräftiger Ausbau der städtischen Öffentlichkeitsarbeit einerseits, seine
mangelnde Toleranz und Dialogbereitschaft gegenüber abweichenden Meinungen
andererseits, nötigen zur Differenzierung der an früherer Stelle präsentierten
Typologie.79 War dort von zwei Grundformen von Behördenreaktionen die Rede
- einer, die der neuen Verwaltungsaufgabe nur widerwillig Beachtung schenkte
und schwerfällig und unbeholfen operierte und einer selteneren, gewöhnlich von
"entschiedenen Befürwortern der neuen politischen Ordnung" hervorgebrachten,
die sich weit stärker engagierte, vielseitiger war und experimentierte - so ist nun
zu präzisieren, daß sich die zweite weiter zergliedert, d.h. im Grunde drei Typen
festzustellen sind. Zählte doch die von Lehr geführte Verwaltung hinsichtlich
ihres kommunikativen Aufwands eindeutig zur zweiten, nach ihrem Gesin-
nungshintergrund aber mehr zur ersten Gruppe. Wie später noch zu zeigen sein
wird, bestimmte diese Verbindung von technischer Modernität und ideologischer
Rückständigkeit den Düsseldorfer Verwaltungskurs der mittleren zwanziger Jahre
ganz generell.
Rascher und phantasievoller noch als seinerzeit Lehr schuf der Mannheimer
Oberbürgermeister Hermann Heimerich nach seinem Amtsantritt das Fundament
für eine vitalere behördliche Selbstdarstellung. Er ermöglichte Pressechef Hof-
mann sogleich den Zutritt zu den nichtöffentlichen Stadtrats- und Bürgeraus-
schußsitzungen und verlegte das Nachrichtenamt von der Peripherie in das Ver-
waltungshauptgebäude, betrieb freilich auch bald Hofmanns Ablösung durch eine
geeignetere Kraft. Außerdem gründete er ebenfalls einen regelmäßigen "Presse-
dienst", vermehrte die verfügbaren Medien überdies um eine eigene, hervorra-
gend gemachte Publikumszeitschrift und lud die Bürger erstmals zum "Tag der
offenen Tür" in städtische Einrichtungen ein.80 Höchst bemerkenswert ist ferner
Vgl. N.N. [SPD-Fraktion], Demokratie und anderes, in: VZ 192 v. 17.8. 1927 u. A.
ERDMANN, Rathauspolitik, in: ebd. 187 v. 11.8.1927. Zu diesem Vorgang vgl . außerdem
VSTVD 1927, S.232 (Sitzung v. 19.7.1927); AStD 17 (1927), S.76f. Zur ventilierten Klage
gegen die DLZ vgl. S T A D , Ausschußprotokolle, Bd.160 (Beigeordneten-Konferenz v. 22.10.
1926), zur Einschüchterung von Schriftleitung und Verlag der DN durch einflußreiche Freunde
vgl. ein Schreiben Lehrs an den Vorsitzenden der DNVP-Stadrverordnetenfraktion Ellenbeck v.
24.12.1926, in: S T A D , Abt. III, Nr .18093.
79 Vgl. oben, S.102.
80 Zur Bevollmächtigung des Nachrichtenamtsleiters vgl. VJTAG 1928, S.25 (stolze Er-
folgsmeldung Hofmanns) u. ein Schreiben des Oberbürgermeisters an die DST-Geschäftsstelle
v. 2.11.1929, in: LAB, ADST B 4549/11 (Erkundigung Heimerichs nach der Praxis in anderen
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Heimerichs systematischer Versuch, schöpferische "Persönlichkeiten" aus Ver-
waltung, Wirtschaft und Kultur in Gesprächszirkeln und Vereinen zusammenzu-
ziehen und damit gewissermaßen leistungsfähige Teilöffentlichkeiten zur Erobe-
rung der Gesamtöffentlichkeit herzustellen. Zu nennen sind hier vor allem die
"Deutsch-französische Gesellschaft", Ortsgruppe Mannheim (gegr. 1929), der
Rotary-Club Mannheim (gegr. 1930) und nicht zuletzt der Herausgeberkreis der
städtischen Zeitschrift "Die lebendige Stadt" (gegr. 1929).81
Mit der "Lebendigen Stadt" - einer zweimonatlich erscheinenden Bürgerillu-
strierten - entwarf der Oberbürgermeister ein selbständiges und modernes Kom-
munikationsmittel, das noch heute besondere Beachtung verdient. Anfang des
Jahres 1929 hatte er das Projekt leitenden Beamten der Stadtverwaltung, Mann-
heimer Wissenschaftlern und Geschäftsleuten vorgestellt. Von da an versammelte
sich der Kreis in etwa vierzehntägigem Turnus. Da die Teilnehmer über die je-
weils besprochenen Themen nichts verlauten ließen, wurde die Versammlung
zuweilen als "Nebenregierung zum Stadtrat" gewertet, was sie im strengen, ma-
teriellen Sinne aber nie sein konnte. Die geistige Führung strebte sie allerdings
Städten, da "neuerdings [...] hauptsächlich von einer Fraktion gegen die weitere Zulassung des
Leiters des Nachrichtenamts zu den Stadtrats- und Ausschußberatungen Bedenken erhoben"
worden waren.)- Während der Stadtrat prinzipiell geheim tagte, standen die Vollversammlun-
gen des Bürgerausschusses normalerweise allen Interessierten offen, die Ausschußberatungen
blieben vertraulich. Zur Verlegung der Büroräume (wohl erst nach Hofmanns Ausscheiden)
vgl. MANNHEIMER ADREßBÜCHER 1928f., zum "Pressedienst der Stadt Mannheim" vgl. einen
Brief Johannes Höbers an den AG-Vorsitzenden Schöne v. 29.4.1929, in: STAL, Nl. Schöne, A
2. Demnach erschien der "Pressedienst" seit Januar 1929 "regelmäßig gegen Ende des Monats",
nchtete sich vornehmlich an Zeitschriftenredaktionen und Nachrichtenagenturen und enthielt
"kurz gefaßte Notizen über alle Vorgänge überlokaler Bedeutung, die sich im Laufe eines
Monats in der Stadtverwaltung ereignet haben." Exemplare der Schrift waren nicht zu ermit-
teln. Besichtigt werden konnten im November 1930 die neue Mädchen-Fortbildungsschule (ca.
15.000 Besucher), am 15.3.1931 ein neueröffnetes Volksbad mit Mütterberatungsstelle
(10.000), am 29.3.1931 das neue städtische Mütter- und Säuglingsheim (20.000). Eine Auswei-
tung dieses Anfangsangebots nahm der Oberbürgermeister in Aussicht (Vgl. DLS 2,6
(1930/31), S. 182).
81 Zur Mannheimer Ortsgruppe der Deutsch-französischen Gesellschaft (DFG) vgl. NMZ
505 v. 30.10.1929 (Gründung der Ortsgruppe). Ortsvorsitzende waren zeitweise Rechtsanwalt
Dr. Bing, später der Chefredakteur der NMZ, Kurt Fischer. Heimench saß im Vorstand der
Dachgesellschaft. Zur Geschichte der DFG vgl. unten, Kap. IV 5.3.2. Zum Rotary-Club vgl.
z.B. NMZ 312 v. 9.7. 1931 (Charterfeier der Clubs Mannheim-Heidelberg-Karlsruhe) u.
ST AM, Nl. Heimerich, Nr. 83 (Dokumente zum Rotary-Club). Der Mannheimer Club, einer der
ältesten in Deutschland, hatte 1931 36 Mitglieder, neben Heimerich u.a. Gustav Hartlaub
(Direktor der Mannheimer Kunsthalle), Wilhelm Fraenger (Direktor der Schloßbibliothek),
Herbert Maisch (Intendant des Nationaltheaters), Walter Tuckermann (Professor der Handels-
hochschule), Fritz Müller-Clemm (Generaldirektor der Rheinschiffahrt AG) u. Eduard v. Nico-
lai (Direktor der Rheinischen Hypothekenbank). Hartlaub, Fraenger, Maisch u. Tuckermann
zählten auch zum Herausgeberkreis der "Lebendigen Stadt". Ausführliches zu Heimerichs
Gesellschaftsbild und Führungskonzept vgl. bes. Kap. IV 5.2.1 ("Elite und Masse").
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um so energischer an. Erklärte Absicht Heimerichs war, in der Zusammenarbeit
mit bedeutenden Köpfen der Mannheimer Gesellschaft über Aufgaben und Ziele
der städtischen Verwaltung eingehender zu informieren, für sie zu werben und
interessieren und darüber hinaus die unterschiedlichen sozialen Schichten und
Milieus der Stadt stärker zu integrieren. Oder in Heimerichs eigenen Worten:
"der äußeren und inneren Neugestaltung unserer Stadt die Wege zu weisen und
zur Mitarbeit daran aufzurufen", "alle lebendigen Kräfte der Stadt" zur
"organischen Gestaltung des Stadtganzen zusammenzufassen" bzw. "den einzel-
nen wieder in eine engere Verbindung zum Stadtorganismus zu bringen." Ferner
sollte die Zeitschrift auch nach außen wirken und durch das Bild eines aufstre-
benden, lebensprühenden Ortes Fremdenverkehr wie Wirtschaftsansiedlungen
fördern helfen.82
Das erste Heft der "Lebendigen Stadt" erschien während des großen Theater-
jubiläums im Juni 1929. In der äußeren Gestaltung lehnte sich das Blatt deutlich
an "Das neue Frankfurt" an, die damals bekannteste Stadtzeitschrift, inhaltlich
ging es jedoch seinen eigenen Weg. Während jene häufig den Frankfurter Rah-
men verließ und in zahlreichen Beiträgen zu Wohnungsbau, Stadtplanung und
moderner Kunst ganz allgemein die zeitgenössische Avantgarde unterstützte,
beschränkte sich die Mannheimer Zeitschrift bei breiterem Themenkreis bewußt
auf das nähere Lebensumfeld. Daß gerade das Bemühen um geistige Erneuerung
und Integration grundsätzliche Relevanz besaß, d.h. nicht allein die Mannheimer,
sondern die gesamte deutsche Gesellschaft anging, konnte Heimerich natürlich
keineswegs übersehen. Durch deutlich weitergefaßte Exkurse forcieren, mochte
er diesen Zug aber nicht. Jedes Heft widmete sich gewöhnlich nur einem Ge-
genstand, der von mehreren Autoren behandelt wurde. So entstanden z.B. Ausga-
ben über Kommunalwirtschaft, Stadtentwicklung, Schulfragen und Massenar-
beitslosigkeit und - als gewisse Ausnahme - auch eine Nummer zu den (Südwest-)
deutsch-französischen Beziehungen. All das war durch einen meist sehr frischen,
Vgl. H. HEIMER1CH, Grundlegung, in: DLS 1,1 (1929/30), S.l-3, 3; DERS., Zu diesem
Heft, in: ebd. 1,6 (1929/30), S.163f., 164; DERS., Zum Beschluß, in: ebd. 3,6 (1931/32),
S.137f, 138. Zum Anspruch der Zeitschrift vgl. außerdem A. BLAUSTEIN, Aufgaben der Le-
bendigen Stadt, in: ebd., S.10; E. STRÜBING, Die Lebendige Stadt, in: ebd., S.35. Zum Vorigen
vgl. F. KNAPP, Die lebendige Stadt, in: Fs. Heimerich, S.43-54, 47, daneben WALTER, Schick-
sal einer deutschen Stadt, Bd.2, S.155-158. Als "die Männer der lebendigen Stadt" würdigt
Knapp die leitenden Beamten Bartsch (Dezernent für Wirtschafts- und Verkehrsfragen), Fraen-
ger (Schloßbibliothek), Hartlaub u. Assistent Strübing (Kunsthalle), Schott (Statistisches Amt)
und Walter (Stadtarchiv), ferner Arthur Blaustein (Syndikus der Handelskammer u. Lehrbeauf-
tragter an der Handelshochschule), Walter Tuckermann (Geographieprofessor an der Handels-
hochschule), Heinrich Gütermann (Verleger der NBL) und Fritz Knapp (Druckereigeschäfts-
führer). Die Impressen der Hefte verzeichnen allerdings noch Paul Eppstein (Volkshochschul-
leiter), Herbert Maisch (Intendant des Nationaltheaters) u. Johannes Höber (Nachnchten-
amtsleiter).







bisweilen auch humorvollen Schreibstil sowie zahlreiche Photos, Pläne und
Zeichnungen hervorragend aufbereitet: Teils mehr werbend - wie Hermann Hei-
merichs Artikel "Von Jarres bis Reuter" (über die Verdienste der Kommunalwirt-
schaft, H.1,4) oder sein Beitrag über "Sinnvolles Sparen" der öffentlichen Hand
(H.3,2) -, teils mehr informatorisch oder didaktisch - wie ein Bildbericht über
"Wohnsiedlungen in Mannheim 1913-1930" (H.1,5) bzw. Sigmund Schotts lau-
niger Aufsatz zur Frage "Wie entsteht der städtische Voranschlag?" (H.2,6) -, im
ganzen jedoch stets bemerkenswert geschlossen. Das Redaktionskollegium der
Zeitschrift oder wohl besser: ihr spiritus rector, der Oberbürgermeister, hatte
jeweils gründliche Arbeit geleistet.83
Die Auflage der Zeitschrift betrug jeweils nur 4.500 Stück. Da die Hefte noch
dazu recht teuer waren, blieb die unmittelbare Wirkung sehr begrenzt. Erst Pres-
seberichte sicherten den gebotenen Bekanntheitsgrad. Solche gab es allerdings in
erstaunlicher Zahl und Verbreitung, von Mannheim über Frankfurt und Berlin bis
ins benachbarte und überseeische Ausland, wobei zumindest die Mannheimer
Zeitungen praktisch auf jede Ausgabe eingingen. Der programmatische Titel der
Zeitschrift wurde bald zum geflügelten Wort, das auch die Nationalsozialisten
nach 1933 plötzlich nicht mehr ironisch, sondern in positivem Kontext verwende-
ten und das nach ersten Aufbauerfolgen in den fünfziger Jahren wieder neu auf-
lebte.84 Wie manch anderer richtungweisender Ansatz fiel die "Lebendige Stadt"






































Die Auflage nach SPERLINGS ZEITSCHRIFTEN- UND ZEITUNGS-ADREßBUCH 56 (1930),
S.421 u. 57 (1931), S.431. Das Einzelheft kostete RM 1,-, das Jahresabonnement RM 5,-. Zur
Resonanz vgl. u.a. die Anzeige in: NBL-Jubiläumsausgabe v. 19.10.1930, S.97 (mit 22 Pres-
sestimmen aus dem In- und Ausland); J. HÖBER, "Die lebendige Stadt" und ihr Echo, in: DLS
3,1 (1931/32), S.28; KNAPP, Die lebendige Stadt, S.47. Zur Verbreitung des Slogans vgl. etwa
ARBEITER-ZEITUNG [KPD] v. 26.11.1930 (zu angeblich unhaltbaren Zuständen in den Kinder-
horten "der "lebendigen' Stadt Mannheim"); DIE LEBENDIGE STADT STIRBT! 8.000 MANN-
HEIMER VOM GERICHTSVOLLZIEHER BEDROHT, in: Hakenkreuzbanner 65 v. 28 10.1931;
KULTURTATEN DER LEBENDIGEN STADT, in: NMZ 445/446 v. 27.9.1933. Vgl. außerdem den
196 Organisation, Stellenwert und Zielkonzepte von Öffentlichkeitsarbeit
zuletzt der Weltwirtschaftskrise zum Opfer. Nachdem besonders DVP, NSDAP
und KPD aus grundsätzlicher Abneigung gegen Aufmachung und Inhalt schon
früher danach verlangt hatten, stellte Heimerich das Blatt wegen der ständig
wachsenden Finanznot im Juni 1932 ein. Ende 1948 wurde es unter dem Titel
"Mannheim heute" wiederbegründet. Als "Mannheimer Hefte" existierte es in
etwas veränderter Form bis 1996.85
An dem enormen Entwicklungssprung der Mannheimer Öffentlichkeitsarbeit
zwischen 1926/27 und 1929/30 war der altmodische, bürokratische Nachrichten-
amtsleiter Hofmann nicht beteiligt. Nach längeren Vorplanungen hatte ihm der
Oberbürgermeister im November 1928 die Führung des Wahlamtes und des Bü-
ros für Preisstatistik übertragen und den jungen Sozialdemokraten Johannes Hö-
ber (1904-1977) an seine Stelle gesetzt. Diese Nichtachtung seines Wirkens er-
trug Hofmann nur schwer. So legte er über die Umstände seiner Ablösung und
die Person des Nachfolgers ein umfängliches Dossier an, diskreditierte Höber bei
den Kollegen von der Arbeitsgemeinschaft städtischer Nachrichtenämter und
bemühte sich anfangs auch um einen neuen Arbeitgeber. Daß er im November
1929 der DVP beitrat, resultierte wohl ebenfalls noch aus der Versetzung. Schien
doch aus seiner Sicht eine Parteizugehörigkeit neuerdings zu größerem persönli-
chen Ansehen und rascherem Fortkommen zu verhelfen. Im März 1933 durfte
Hofmann sein altes Amt wieder antreten. Wegen Mitgliedschaft in der NSDAP
(seit Mai 1933) wurde er 1945 entlassen.86
Anders als Hofmann, der sich als Sohn eines Schuhmachermeisters emporgear-
beitet hatte, stammte Johannes Höber aus großbürgerlichen Verhältnissen. Sein
Vater lehrte seit 1915 als Professor für Physiologie an der Universität Kiel, stand
ihr 1933 auch als Rektor vor, die Mutter war Ärztin und DVP-Stadtverordnete.
Nach dem Abitur studierte Höber Volkswirtschaft, legte 1926 seine Diplomprü-
fung ab und setzte anschließend an der renommierten London School of Econo-
mics und in Heidelberg das Studium fort. Den Kontakt zum Mannheimer Rathaus
vermittelte sein akademischer Lehrer, der bedeutende Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftler Emil Lederer, den Oberbürgermeister Heimerich wohl im Früh-
sommer 1928 auf der Suche nach einem neuen Presseamtsleiter angesprochen
städtischen Werbefilm von Hubert Schonger von 1935 (DIE LEBENDIGE STADT) u. Eberhard
Fingados Dokumentarfilm über Mannheim im Jahre 1953 (IM PULSSCHLAG DER LEBENDIGEN
STADT).
85 Zum Widerstand vgl. N B L 266 u. N M Z 243 v. 27.5.1930 (Berichte über die Etatberatun-
gen v. 26.5. ; N B L 234 v. 9.5.1931 u. H B 2 1 v. 13.5.1931 (über die Etatberatungen v. 8.5.). Vgl.
daneben Heimerichs Abschiedsworte, in: DLS 3,6 (1931/32), S.137f.
86 Vgl. S T A M , Nl. Hofmann, N m . l f ; S T A L , Nl. Schöne. A 1, Bd.2 (Schreiben Hofmanns an
Schöne v. 13.4.1929); H B 72 v. 27.3.1933.
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hatte.87 Zu jenem Zeitpunkt war Höber nicht ganz 24 Jahre alt und saß noch an
seiner Dissertation, verfugte aber aufgrund mehrerer führender Ämter in der
Hochschulpolitik und einiger Veröffentlichungen bereits über etwas Erfahrung
auf politischem und publizistischem Gebiet. Diese Erfahrung sowie Höbers ge-
wandte Umgangsformen, jugendlicher Elan und aufrechte demokratische Gesin-
nung dürften Heimerich bewogen haben, ihn trotz vorhersehbarer Proteste zu
Hofmanns Nachfolger zu berufen.88
Den Entschluß brauchte er nicht zu bereuen. In kurzer Zeit sorgte der neue
Amtsleiter für eine intelligentere, beweglichere städtische Pressearbeit und wuchs
daneben in die Rolle eines engen Beraters und Vertrauten des Oberbürgermei-
sters, half z.B. bei der Etatvorbereitung, in schwierigen Verhandlungen oder bei
der Formulierung von öffentlichen Stellungnahmen und Reden. Die guten Bezie-
hungen zwischen Heimerich und Höber, die sich auch privat fortsetzten, gerieten
gegen Ende der Republik in eine gewisse Krise, als Höber stärker parteipolitisch
hervortrat und - ähnlich den jungen "militanten Sozialisten" Mierendorff und
Haubach - für einen kompromißloseren Kampf gegen den Nationalsozialismus
plädierte. Um die Unabhängigkeit seines Amtes zu wahren und sich und Höber
vor weiteren öffentlichen Attacken zu schützen, versetzte der Oberbürgermeister
im November 1932 schließlich seinen Pressechef ins Sozialamt und übertrug
dem Leiter der Abteilung Sozial- und Fürsorgestatistik, Rudolf Gunzert (1906-
87 Zu Höbers Herkunft und Werdegang vgl. NL. JOHANNES HÖBER (mehrere selbstverfaßte
Lebensläufe); J. HÖBER, Die Nachkr iegsentwicklung der englischen Arbe i te rbewegung (phil.
Diss. , Heidelberg 1930; Kiel 1930), Lebenslauf; BIOGRAPHISCHES HANDBUCH DER DEUTSCH-
SPRACHIGEN EMIGRATION NACH 1933, B d . l , S.3O5. Die Empfehlung durch Lederer nach Aus -
kunft E. Hoebers v. 18.10.1992. Lederer gehörte wie Heimerich und Höber der S P D an. Even-
tuell war auch der ehemal ige Reichsjust izminister Gustav Radbruch betei l igt - ebenfalls Sozi-
aldemokrat -, der 1926 von der Universi tät Kiel nach Heidelberg gewechsel t war und He ime-
n c h schon aus dessen Kieler Bürgermeisterzei t gut kannte (vgl. Höbers handschrif t l ichen Brief
v. 19.10.1928 an Heimer ich , worin er seine endgült ige Entscheidung von einer bevors tehenden
Beratung mit "Professor R." abhängig macht (NL. HÖBER)). Das erste Schreiben Heimer ichs an
Höber (Bitte um ein Gespräch) datiert vom 6.8.1928. Vgl . NL. HÖBER.
88 Höber war im Wintersemester 1924/25 Mitgl ied des Berl iner AStA, 1926-1928 Vorsit-
zender der Sozialist ischen Studentengruppe an der Universi tät Heidelberg, 1926 stv. AStA-
Vorsitzender ebd. und 1928 Delegierter be im Internationalen Studentenkongreß in Paris . Wäh-
rend seines London-Aufenthal tes hatte er als Korrespondent für die Monatszeitschrif t der Inter-
nationalen Metal larbei ter-Gewerkschaft gearbeitet. Die Famil ie Höber zählte z u m Kieler Be-
kanntenkreis der Heimer ichs (vgl. HEIMERICH, Lebenser innerungen, S.56 u. Glückwunsch-
schreiben Josephine und Rudolf Höbers anläßlich Heimerichs Wahl z u m Mannhe imer Ober-
bürgermeister , in: S T A M , Nl . Heimerich, Nr. 17). O b Heimerich Johannes Höber in Kiel bereits
einmal begegnet war und welche Rolle diese Beziehung bei der Einstel lung spielte, ist unklar.
Heimerichs sonstiges Verhalten legt jedoch nahe, daß weder die persönl iche Bekanntschaft
noch die Parteimitgliedschaft für sich ausschlaggebend gewesen sein können. Vet tern- und
„Parteibuchwirtschaft" war seine Sache nicht.
198 Organisation, Stellenwert und Zielkonzepte von Öffentlichkeitsarbeit
1981), dessen Aufgaben.89 Als prominenter Sozialdemokrat und führendes Mit-
glied des badischen Reichsbanners den Nationalsozialisten besonders verhaßt,
wurde Höber schon kurz nach dem Machtwechsel verhaftet und im März 1933
aus Mannheim abgeschoben. Nachdem er noch bis Mitte November 1938 das
Vertriebsbüro der "Frankfurter Zeitung" in Düsseldorf geleitet und dabei weiter
am antifaschistischen Widerstand teilgenommen hatte, emigrierte er über die
Schweiz in die Vereinigten Staaten. Dort gelang ihm eine zweite, beeindruckende
Karriere, zunächst bei der Stadt Philadelphia, anschließend bei amerikanischen
Bundesbehörden. Längst eingebürgert und hochgeehrt, starb Johannes Höber am
26. Juni 1977 in Washington/D.C.90
Im Gegensatz zu den Düsseldorfern Hans Arthur Lux und Heinz Klute besaß
Höber nie journalistisch ausgebildete Mitarbeiter. Überhaupt nahm sich das
Mannheimer Nachrichtenamt mit nur vier Beschäftigten bzw. 13.000 RM Perso-
nalkosten (1929/30) und einer deutlich geringeren Sachausstattung gegenüber der
Düsseldorfer Einrichtung reichlich bescheiden aus. Da Oberbürgermeister Hei-
merich Öffentlichkeitsarbeit stets viel mehr als universalen Verwaltungsauftrag
denn als Aufgabe einer Spezialbehörde verstand und mit der "Lebendigen Stadt"
und anderen Initiativen selbst kräftig mitwirkte, ist solcher Vergleich indes nicht
weiter verwertbar.9'
Daß er "den Verkehr mit der Presse nicht in den engen Formen eines Presseam-
tes, sondern in lebendiger Berührung mit ihren Vertretern" pflegen, an den Be-
Vgl. die Verfügung des Oberbürgermeisters v. 12.11.1932, in: NL. HÖBER. Zum Vongen
vgl. Dankschreiben der "Frankfurter Zeitung" v. 23.11.1932, Zeugnis Heimerichs v. 4.10.1934
u. Interview mit Johannes Höber v. 4.5.1976, in: NL. HÖBER, ferner Auskunft E. Hoebers v.
18.10.1992.
90
Vgl. NL. HÖBER; BIOGRAPHISCHES HANDBUCH DER DEUTSCHSPRACHIGEN EMIGRATION,
Bd.l, S.305. Zur Düsseldorfer Zeit vgl. auch HSTA, Best. Akten der Geheimen Staatspolizei,
Staatspohzei(leit)stelle, Nr.16285 (Akte Heinrich Weinand). Höber war von 1929-1933 Vorsit-
zender des SPD-Ortsvereins Mannheim-Lindenhof und seit 1930 Mitglied des badischen Lan-
desvorstands der Republikschutzorganisation Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. 1933 stand sein
Name auf dem sozialdemokratischen Wahlvorschlag für den "gleichgeschalteten" Badischen
Landtag. In Philadelphia arbeitete Höber u.a. als Direktor für Public Relations bei der Woh-
nungsbehörde sowie in leitenden Stellungen beim Fürsorgeamt, in Washington begann er wäh-
rend der Präsidentschaft Kennedys im Büro für regionale Entwicklung des Handelsministeri-
ums und war zuletzt, von 1967-1972, Leiter der Abteilung für Flüchtlinge und Sozialfürsor-
ge/Vietnam im Außenministerium.
91
Das Düsseldorfer Presseamt beschäftigte zum gleichen Zeitpunkt neun Personen, der Be-
soldungsaufwand betrug ca. 30.000 RM. Während Düsseldorf z.B. 64 Zeitungen hielt (16
lokale, 48 auswärtige), wertete man in Mannheim "nur" 26 regelmäßig aus (10 lokale, 16 aus-
wärtige). Vgl. die Ergebnisse der gemeinsamen Rundfrage v. DST u. AG v. Dezember 1929, in:
LAB, ADST B 4549/11, außerdem die Mannheimer Haushaltspläne und Rechenschaftsberichte
1928-1930.
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Ziehungen zwischen Rathaus und Öffentlichkeit überhaupt manches reformieren
werde, ließ Heimerich bereits vor seinem Amtsantritt in zwei Stellungnahmen
wissen. Weitere öffentliche Erklärungen gaben dem eingeleiteten Wandel später
Richtung und Rückhalt. Gleich dem Düsseldorfer Kollegen Lehr schien Heime-
rich darin eine dauernde und großzügige städtische Öffentlichkeitsarbeit
schlechthin unausweichlich. In einer Zeit, in der der Gesamtheit des Volkes vol-
les Mitspracherecht zukomme und Parteien und Verbände dem mehr und mehr
Rechnung trügen - so der Mannheimer Oberbürgermeister - könnten auch die
Behörden nicht länger abseits stehen. Die moderne Demokratie verlange viel-
mehr "vollste Publizität", "bewegliche Ausdrucks- und Umgangsweise", kluges
"Führertum" anstelle der bloßen "Herrschergeste". Nur so sei es möglich, die
Bürger an die Einrichtungen und Aufgaben der öffentlichen Verwaltung
"heranzubringen", "zur tätigen Anteilnahme zu erziehen" und falschen
"Gerüchten und Schlagworten" Paroli zu bieten.92 Die letzten Formulierungen
deuten ein wenig an, daß auch Hermann Heimerich das Gespräch mit der Öffent-
lichkeit gewöhnlich mit festen persönlichen Ansichten und starkem Sendungsbe-
wußtsein aufnahm. Gemessen an Oberbürgermeister Lehr fand er für abweichen-
de Meinungen gleichwohl mehr Verständnis. Repressalien gegen oppositionelle
Zeitungen vom Stile Lehrs stand er grundsätzlich fern. Es dürfe nicht mißachtet
werden, notierte Heimerich stattdessen,
daß die Presse heute in der Hauptsache Parteipresse ist, und daß die Zei-
tungen es sich nicht nehmen lassen können, von ihrem Standpunkte aus die
kommunale Verwaltung zu behandeln.
In vernünftiger, fairer Aussprache gelte es hier, gemeinsame Linien zu finden.
Der Oberbürgermeister selbst, befand er zudem, habe zwar bisweilen auch ein-
same Pfade zu gehen, mutig und zäh an für richtig Erkanntem festzuhalten, aber
generell müsse er „doch dem Frieden dienen, das Gemeinsame, Vereinigende in
den Vordergrund stellen und sich der Zusammenfassung der Kräfte widmen."93
Die erklärte Absicht, "Gewissensfreiheit und Toleranz" zu wahren, nicht auf
äußeren Zwang, sondern auf zwingende Einsicht zu bauen, setzte Heimerich auch
Vgl. BEI BORGERMEISTER DR. HEIMERICH [Interview in Kiel v. Dezember 1927], in:
NBL 1 v. 1.1.1928; DR. HEIMERICH ÜBER SEINE AUFGABEN, in: VSt 30 v. 31.1.1928; H.
HEIMERICH, Stadtverwaltung und Presse, in: NBL 56 v. 31.1. 1928; DERS., Stadtverwaltung
und Presse, in: VSt-Jubiläumsausg. v. 1.5. 1930; DERS., Die Notwendigkeit der Publizität in
der öffentlichen Verwaltung [Vortrag auf der Kundgebung der AG städtischer Nachrichtenäm-
ter v. 28.5. 1930], nach: Die Gemeinde 7 (1930), S.545-549; DERS., Der Bürger und seine
Stadt, in: DLS 2,6 (1930/31), S.179-184. Vgl. auch das Zitat aus "Die Notwendigkeit der Pu-
blizität" oben, S.23.
WHEIMERJCH, Stadtverwaltung und Presse (1928) (Zitat 1); DERS., Antrittsrede v.
19.4.1928, nach: MT 108 v. 20.4.1928 (Zitat 2).
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in der Praxis eindrucksvoll um - bei öffentlichen Reden, in der "Lebendigen
Stadt" oder in anderen Publikationen, vor dem Stadtparlament sowie bei sonsti-
gen Verhandlungen. Anläßlich eines "kommunalpolitischen Abends" seiner
Partei würdigte deshalb im Frühjahr 1929 selbst ein DVP-Stadtverordneter,
eine gewisse Beweglichkeit, Aufgeschlossenheit und Zugänglichkeit sei an
die Stelle des früheren bürokratischen Systems getreten. Man könne zwar
in gewissen Fragen den jetzigen Oberbürgermeister nicht überzeugen,
aber doch darauf aufmerksam machen, daß die Wege nicht richtig sind.94
Während die Oberbürgermeister Kutzer und Kotigen schon allein wegen mate-
rieller Unzulänglichkeiten scheiterten und Robert Lehr lediglich technisch den
Anforderungen genügte, befand sich Hermann Heimerich somit durchaus auf
dem richtigen Weg: unterwegs zu einer demokratischen Gesprächs- und Streitkul-
tur, die dem Spannungsverhältnis zwischen den streitigen, durch Interessenkon-
kurrenz geprägten Selbstverwaltungsprozessen auf der einen und den Grundwer-
ten der liberalen Demokratie auf der anderen Seite wirklich gerecht zu werden
versuchte, die nicht bloß "demonstrative Publizität" entfaltete, sondern einen
echten Dialog vorsah. Von den umfeldbedingten Schwierigkeiten dieses Vorsto-
ßes, jedoch auch von gewissen internen Schwächen des Heimerichschen Kurses
wird später noch zu sprechen sein.95
Analog zur bislang präsentierten beträchtlichen Bandbreite hinsichtlich Stel-
lenwert, technischem Stand und Wirkungskonzepten von städtischer Öffentlich-
keitsarbeit in der Weimarer Republik - von Kutzers gereiztem Verlautbarungsstil
bis hin zu Heimerichs modernem Kommunikationsmanagement - weichen auch
die ausgesandten konkreten Botschaften - die Stellungnahmen zur aktuellen poli-
tischen Lage, zu bedeutsamen politischen Detailfragen und zu den neuen politi-
schen Regeln und Institutionen - stark voneinander ab. Ihnen gilt nun das weitere
Interesse.
94 NMZ 195 v. 27.4.1929 (Bericht über die Veranstaltung des DVP-Ortsvereins v. 26.4. Zi-
tiert wird der Stadtverordnete Waldeck). Vgl. außerdem z.B. NMZ 276 v. 16.6.1928 (über
Heimerichs Verhandlungsführung im Bürgerausschuß), die schon besprochene Rede zur Ein-
weihung der "Rhein-Neckar-Halle" v. 30.6.1930 (oben, S.137C) oder NMZ 186 v. 3.4.1931
(ruhige, überlegte Antwort auf einen polemischen Brief des "Ortskartells des selbständigen
Mittelstandes").
95 Vgl . bes . HABERMAS, Strukturwandel der Öffentlichkeit, S.275-342 u. SARCINELLI, Auf
dem W e g in eine kommunika t ive Demokra t ie? Demokrat i sche Streitkultur als Element poli-
tischer Kultur, in: Demokra t i sche Streitkultur, S.29-51.
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4.1 "Arbeiten und nicht verzweifeln!": Durchhalteappelle und politische
Verwirrung in der Amtszeit Köttgens 1919-1923
Die dreieinhalb Amtsjahre Oberbürgermeister Emil Köttgens standen unter
keinem günstigen Stern. Neben den üblichen, per se schon gewaltigen Problemen
der frühen zwanziger Jahre - erinnert sei an die Kriegsfolgekosten, die Staatsver-
waltungs- und -finanzreform und die wuchernde Inflation - bedrückten die Stadt
Düsseldorf besondere Besatzungslasten. Gemäß dem Waffenstillstandsabkom-
men vom 11. November hatten im Dezember 1918 belgische Truppen die links-
rheinischen Stadtteile besetzt und britische Einheiten den Brückenkopf Köln
gebildet, der die Viertel am rechten Rheinufer gegen Süden hin abriegelte. Nach-
dem im März 1921 die erste Londoner Reparationskonferenz gescheitert war,
rückten Soldaten der Siegermächte auch in die rechtsrheinischen Stadtviertel
selbst ein. Bis zum August 1925 blieb diese Zone in französischer Hand. Die
Präsenz der Besatzungstruppen schuf schwere Beeinträchtigungen für Verkehr
und Wirtschaft und sorgte mit Wohnungs- und Materialbeschlagnahmungen und
gelegentlichen Willkürakten einzelner Soldaten immer wieder für erhebliche
Unruhe unter der Bevölkerung. Insgesamt nährte sie ein düsteres Klima der Ver-
zweiflung und Zukunftsangst, das vom Fortschrittsoptimismus der Vorkriegszeit
grell abwich und sich in viel Mißtrauen und Vorwürfen gegen die städtische
Verwaltung und langen, erhitzten Stadtverordnetendebatten niederschlug.94
Unter diesen Bedingungen mußte es im Rathaus vor allem darum gehen, das
öffentliche Leben in möglichst geordneten Bahnen zu halten und Zwischenfälle
mit der Besatzungsbehörde zu vermeiden. Daneben benötigten die Opfer des
Weltkrieges und der Besatzung unverzügliche Hilfe. Die Einrichtung einer
"Krüppelfürsorgestelle" (Oktober 1920), die Zusammenfassung aller Fürsorge-
dienste in einem "Wohlfahrtsamt" (Februar 1921) oder die grundlegende Neu-
ordnung der Annenverwaltung (Oktober 1922) zeugen von entsprechenden An-
strengungen.95 Für eine Kommunalpolitik, die über solch Krisenmanagement
hinaus konkrete Fortschrittssignale hervorbrachte, blieb folglich relativ wenig
Raum. So klagte der sozialdemokratische Stadtverordnete Gerlach während der
Zur Geschichte der belgisch-französischen Besatzung vgl. DOKUMENTATION ZUR
GESCHICHTE DER STADT DÜSSELDORF, Bd.6, S.56-62 u. HÜTTENBERGER, Düsseldorf, S.320-
335. Zur Stimmungslage in der Stadtverordnetenversammlung vgl. VSTVD 1919-1923. Gene-
rell gab es nach 1918 mehr Sitzungstermine als zuvor. Obwohl viele sehr lange dauerten,
konnte die angesetzte Tagesordnung bisweilen nicht voll erledigt werden.
9 5Vgl. bes. die DÜSSELDORFER VERWALTUNGSBERICHTE 1919/21, S.XIII-XVI, 157-194 u.
201-208 bzw. 1922/24, S.XI-XIII, 149-168 u. 248-254.
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Haushaltsberatungen 1921 auch prinzipiell zu Recht, seine Fraktion habe zwar
"schon manchen guten Gedanken hier vom Verwaltungstisch gehört" und
"Projekte wie Ausstellungen, Stadion, Bürohaus und andere Dinge" vorgestellt
bekommen, jedoch "noch nie gesehen", daß etwas davon realisiert worden sei.
Daß unter wesentlicher Beteiligung der Stadt schließlich drei Bürogebäude in
Angriff genommen wurden und die Stadtverwaltung durch mehrere Kunstausstel-
lungen an die große Vorkriegstradition einer Kunst- und Ausstellungsmetropole
anschloß sowie mit den Zentralen des Barmer Bankvereins, des Phönix- und des
Stumm-Konzerns bedeutende Unternehmen nach Düsseldorf zog, hellte das Bild
etwas auf, revidierte es aber nicht grundsätzlich. Andere schöpferische Leistun-
gen der Ära Köttgen wie ein neuer Generalbebauungsplan (1921), die Erweite-
rung des Stadtgebiets oder die Schnellbahn Köln-Düsseldorf-Dortmund waren
schlecht zu vermarkten bzw. steckten noch in den Vorarbeiten.96
Aufgrund des objektiven Mangels an manifesten Aufbauerfolgen hatte die Ver-
waltung besonderen Anlaß, die gedrückte öffentliche Stimmung wenigstens mit
Worten zu heben. Demgemäß mühte sich auch gerade der Oberbürgermeister
tapfer um eine optimistische Lagebeschreibung. Der herrschende Kleinmut führe
nicht weiter, lautete seine ständige Losung, vielmehr gelte es, trotz aller Not wie
in den Kriegsjahren einig zu sein, auszuhalten und sich durchzukämpfen. Nur wer
sich selbst aufgebe, sei wirklich verloren und - blumiger und streng determini-
stisch - nach jedem Winter komme ein Frühling, auch für die schwer getroffene
Stadt Düsseldorf. "Kopf hoch und die Arme geregt und alles vorbereiten für bes-
sere Zeiten!" - dies sollte bis dahin das Motto sein.97
Der herangezogene Kriegsmythos des geeinten, unbeugsamen deutschen Vol-
kes läßt bereits ahnen, daß Köttgen die neuen "besseren Zeiten" seiner Gemeinde
mit dem althergebrachten, tunlichst partei- und konfliktfreien Selbstverwal-
tungsmodell zu erreichen strebte. Tatsächlich wies er die im Weimarer Staat vor-
gesehenen konkurrenzdemokratischen Politikmuster für den kommunalen Be-
reich immer zurück. Gegen die offenkundige "Zersplitterung" der Düsseldorfer
Bürgerschaft setzte der Oberbürgermeister folglich mehr auf allseitige
Vgl. die Verwaltungsberichte, Oberbürgermeister Köttgens Etatreden 1920-1922 u. Karl
Geusens Leistungsbilanz in: VSTVD 1924, S.21f. Die zitierte Kritik Gerlachs in: ebd. 1921,
S.83. Unter den genannten Bürogebäuden befand sich auch das erste Bürohochhaus Deutsch-
lands ("Wilhelm-Marx-Haus", erbaut 1922-1924).
97 Vgl. bes. Köttgens Einleitung zu den Etatberatungen 1920 (in: VSTVD 1920, S.90, Sit-
zung v. 20.4.1920), die Rede anläßlich des Besuches des Reichskanzlers und des Reichsau-
ßenministers v. 14.11.1920 (nach: STAD, Nl. Köttgen, Nr.21), die Rede zum Auftakt einer
Kunstausstellung (nach: ebd.) u. die Eröffnung der Debatte über den Nachtragshaushalt 1922
(in: VSTVD 1922, S.241f, Sitzung v. 2.11.1922).
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"Brüderlichkeit", Bescheidenheit und Opferbereitschaft denn auf organisierten
Interessenausgleich. Die "Partei Düsseldorf, seine Metapher für den Bund aller
gemeinnützig denkenden Mitbürger, schien ihm der einzig legitime Parteizu-
sammenschluß und auch die dauernden Formeln von der Dringlichkeit der inne-
ren "Gesundung", der Beendigung des vielen "bösen Streits" nährten die Utopie
einer quasi speziell beschaffenen, harmonischen und rein sachlichen Kommunal-
politik.98 Während Köttgen so den alten Dualismus von Staats- und Gemeinde-
verwaltung auch in die Republik einbrachte und dem Ansehen des neukonstituier-
ten demokratischen Systems zweifellos nicht nur auf Gemeindeebene schadete,
versuchte er andererseits aufrichtig, mit der proklamierten Staatsordnung auszu-
kommen. Stets unterstrich er seine Treue zum "Reich" und zu dessen "Gesetzen"
und insbesondere mit seiner Festrede zur städtischen Verfassungsfeier 1922 han-
delte er sogar konstruktiv für den Erhalt der umstrittenen Republik."
Die beiden nächstwichtigen Rathausbeamten, Bürgermeister Schmid und Stadt-
kämmerer Lehr, die neben dem Oberbürgermeister außergewöhnlich selbständig
agierten, verteidigten die traditionelle Selbstverwaltung wesentlich schroffer und
ließen die neue Staatsform weit weniger gelten. Gegenüber der ersten demokra-
tisch gewählten Bürgervertretung propagierten sie nicht so sehr innere Versöh-
nung, sondern pochten auf Konsequenz und Stärke, wollten überwinden und
kämpfen - gegen "Parteigeist", "Unordnung" und persönlichen Autoritätsverlust.
So wertete Lehr in einer Rede vor den Stadtverordneten z.B. das Vordringen der
"Parteipolitik" in das Gemeindeleben ohne Umschweife als "eine der schwersten
Schäden, welche die Neuzeit der kommunalen Verwaltung gebracht" habe. Das
Parteiwesen "auf das rechte Maß herabzudrücken", sei daher "das Gebot der
Stunde." Überhaupt gehe den Beamten "zu viel Kraft und Zeit [...] in Ausschuß-
sitzungen und Verhandlungen verloren." Wer rasches, effizientes Vorgehen wün-
sche, müsse eine solch enge "Gängelung" ablehnen. Erfolgreich verlaufe die
Fahrt des Verwaltungsdampfers nur dann, erläuterte Lehr bei anderer Gelegen-
heit,
wenn im Schiff Ruhe herrscht. [,..] Keiner darf über die Kommandobrücke
laufen, wo in anerkannter Ruhe der Kapitän steht und wo bisher in stürmi-
schen Tagen die Herren Fraktionsvorsitzenden, selbst wenn der Seegang
Vgl. die vorige Anmerkung, außerdem Köttgens Antrittsrede (in: VSTVD 1919, S.434,
Sitzung v. 2.12.1919) u. die Einleitung zu den Etatberatungen 1922 (in: ebd. 1922, S.94f,
Sitzung v. 1.7.1922).
Die Verfassungsfeier der Stadt erfolgte auf Anregung der DDP und war die erste ihrer Art
m Düsseldorf. Im folgenden Jahr scheiterte ein entsprechender Festakt am Widerspruch der
französischen Besatzungsbehörde. Zu den Vorbereitungen vgl. STAD, Abt.III, Nr.358, zu
Köttgens Redetext vgl. z.B. DT 397 v. 12.8.1922.
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hoch war, mit ihm noch mit Behagen ihre guten Schiffszigarren geraucht
haben.
Deutliche Aversionen gegen das neue Stadtparlament und eine beachtliche
Selbstgefälligkeit bewies auch Bürgermeister Schmid, als er z.B. als Versamm-
lungsleiter einer zwar scharfen, doch wohlbegründeten Abgeordnetenkritik: hitzig
widersprach. Er verbitte sich derlei Unverschämtheiten, beschied er da kurzer-
hand. Er und seine Kollegen dächten "nicht im geringsten daran, uns in solcher
Art mit Ihnen auseinanderzusetzen." Den wahren Sachverhalt werde der Beige-
ordnete Reuter gleich darstellen. Als daraufhin ein sozialdemokratischer Stadt-
verordneter seinerseits heftig gegen die arrogante Verhandlungsleitung protestier-
te, brach Schmid die Sitzung ab.100 Wütende Entgegnungen der Sozialdemokratie
erntete der Bürgermeister genauso nach einer mächtigen Straßendemonstration
anläßlich der Ermordung Walther Rathenaus, die er erst durch provokante öffent-
liche Äußerungen und törichte Polizeiaktionen aufgeputscht hatte und in der an-
schließenden, erregten Parlamentsdebatte dann zu einem disziplinlosen "Treiben
des Straßenpöbels" herabwürdigte. Daß der weit überwiegende Teil der Demon-
stranten aus berechtigtem Zorn über den jüngsten politischen Mord auf die Straße
gegangen war und die Republik schützen wollte, unterschlug Schmid geflissent-
lich. Doch mußte er sich eben diesen Zweck später vorhalten lassen. Er hätte sich
gefreut - spottete ein Redner der USPD - wenn Schmid "meinetwegen auf dem
Reitpferd oder im Auto im Demonstrationszug mitgezogen wäre." Sich und sei-
ner Behörde hätte er so zweifellos den besten "republikanischen Dienst" erwiesen
und gewiß auch jeden Polizeieinsatz erspart. Sein tatsächliches Verhalten habe
dagegen nun unmißverständlich offengelegt, welchem Lager der Bürgermeister
eigentlich angehöre.101
1UUVSTVD 1922, S. 227f. (Sitzung v. 26.9.1922). Während der Etatberatungen 1923 kam
der Vorfall nochmals zur Sprache. Zusammen mit einer ähnlichen Entgleisung diente er hier
dem Abgeordneten Berten (SPD) als Beleg dafür, "daß die Stadtverwaltung Düsseldorf bzw.
ihre Organe außerordentlich empfindlich sind gegen Kritik, die aus den Reihen der Stadtver-
ordneten geübt wird, und daß man sich auch durchaus nicht scheut, eine solche Kritik in einer
Weise zurückzuweisen, die weder mit dem üblichen parlamentarischen Ton noch auch mit - na,
wir wollen einmal sagen - einer sogenannten guten Erziehung in Einklang gebracht werden
kann." (VSTVD 1923, S.82). Die zuvor zitierten Sätze Lehrs in: ebd. 1922, S.242f. bzw. 1920,
S.93.
101 Vgl. VSTVD 1922, S.171-182 u. 187-200 (Schmid S.175-179, 178. Die Entgegnung des
USPD-Abgeordneten Schmitt S.187-190, 189. Sitzung v. 10.7.1922). Die vier Tage zuvor
durchgeführte Trauerkundgebung der Stadtverordnetenversammlung für Rathenau war ein
beschämendes Fiasko. Nachdem nach einer kraftlosen Rede des Oberbürgermeisters ein Antrag
der SPD, aus aktuellem Anlaß die weitere Tagesordnung umzustellen, eine quälende Ge-
schäftsordnungsdebatte mit den Bürgerlichen ausgelöst hatte, wurde die Sitzung von republik-
treuen Tnbünenbesuchern gesprengt (vgl. ebd., S.167-169).
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Die Stellungnahmen Lehrs und Schmids verliehen dem Auftreten der Düssel-
dorfer Stadtverwaltung einen barschen, rückwärtsgewandten Zug. Mit Köttgens
konzilianteren Tönen vermengt, ergaben sie einen ziemlich wirren Eindruck, eine
häufig wechselnde Mischung aus förmlichen Republik- und Demokratiebe-
kenntnissen, zähem Beharren auf einer unabhängigen kommunalen Selbstverwal-
tungstradition sowie offensichtlicher Reaktion. Wie alle drei Elemente bisweilen
zusammenfanden, veranschaulicht gut der leidenschaftliche Streit um die Ho-
heitszeichen, Denkmäler und Straßenbezeichnungen der untergegangenen Mon-
archie, auch in Düsseldorf ein endloses Thema, das unter anderem schon die
feierliche Amtseinführung Oberbürgermeister Köttgens erheblich belastet hatte.
Hier sah sich die Verwaltung zum einen oft veranlaßt, vor aller Welt ihre unbe-
dingte Verfassungstreue zu versichern, setzte zum andern aber meist gleich hin-
zu, der verhandelte Gegenstand stehe im Grunde außerhalb des Aufgabenbereichs
einer Kommunalverwaltung. Im Rathaus werde ausschließlich "praktische Ar-
beit" geleistet, nicht etwa Politik gemacht. Daß die Behörde z.B. lange eine
"Ludendorffstraße" verteidigte und eine "Fehrbellinstraße" neu schuf, eine ent-
sprechende Ehrung der ermordeten Spitzenpolitiker Erzberger und Rathenau aber
sehr reserviert behandelte, stand wiederum beiden Nachrichten gewissermaßen
entgegen und machte es überzeugten Republikanern wahrlich "schwer, an die
Loyalität der Verwaltung [...] zu glauben."
Können Sie sich den umgekehrten Zustand vorstellen, daß eine Monarchie
wieder eingerichtet würde und nach vier Jahren Monarchie stünden hier
Namen von Sozialisten an Straßen und Schulen?,
klagte ein sozialdemokratischer Stadtverordneter in einer großen Straßennamen-
Debatte.
Ihre erste Tat würde es gewesen sein, sofort alles auszumerzen, was an
das alte Regime erinnert.m
VSTVD 1922, S.174 (Sitzung v. 10.7.1922). Zitiert wird der Stadtverordnete Beucker.
Zum Vorigen vgl. Bürgermeister Schmid während der Auseinandersetzung um den kaiserlichen
Heerführer und Düsseldorfer Ehrenbürger Erich Ludendorff ("Hier muß praktische Arbeit
geleistet werden, hier ist keine Redeübungsschule für Politiker und solche, die einmal Politiker
werden wollen." Ebd. 1921, S.201, Sitzung v. 5.10.1921). Die "Ludendorffstraße" wurde nach
der Beteiligung des Generals am Hitler-Putsch getilgt. Im Mai 1933 kehrte sie wieder. Zum
Streit um Ludendorff vgl. auch Gemein, Die DNVP in Düsseldorf, S.140-142. Die
"Fehrbellinstraße", an den entscheidenden Sieg Kurfürst Friedrich Wilhelms von Brandenburg
über die Schweden (28. Juni 1675) erinnernd, wurde von der SPD als unangemessener Aus-
druck des preußisch-deutschen Militarismus kritisiert, mit den Stimmen der bürgerlichen Frak-
tionen jedoch durchgesetzt (vgl. ebd., S.ll, Sitzung v. 25.1.1921). Zur "Rathenaustraße" vgl.
ebd. 1922, S.200 (Sitzung v. 10.7.1922, Konkurrenzanträge der SPD und des Zentrums zur
"Rathenaustraße", der Zentrumsantrag erreichte die Mehrheit). Im März 1933 erhielt die Straße
sogleich wieder einen neuen Namen ("Theodor-Kömer-Straße").
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Da die bürgerlichen Parteien einschließlich des Zentrums mit wachsendem
Abstand vom Revolutionsgeschehen und zunehmender Dauer der glücklosen
Anfangsphase der Republik viel eher Schmids und Lehre intransigenter Linie
folgten als Köttgens Friedenslosungen und zugleich auch die Kräfte des kränkli-
chen Oberbürgermeisters nachließen, trat die ohnedies stets bedrängte liberalere,
verständigungsbereite Komponente der städtischen Öffentlichkeitsarbeit 1922/23
merklich zurück. Am Ende stand noch kein "absolut reaktionärer" Kurs, wie die
weitgehend isolierten Düsseldorfer Sozialdemokraten schimpften, aber noch viel
weniger ein überzeugender Beitrag zur Stabilisierung der demokratischen Re-
publik.103 Welches Moment sich schließlich durchsetzen würde, mußte die Zu-
kunft entscheiden.
4.2 Wer bürgt für die Zukunft? Pessimismus und politischer Stillstand
in der Ära Kutzer 1918-1928
Ähnlich wie Düsseldorf erlebte auch die Stadt Mannheim zu Beginn der Re-
publik eine ganz besonders harte Zeit. Mit wilden Demonstrationen, Straßen-
schlachten und Plünderungen litt sie zunächst ebenfalls unter kräftigen Bestre-
bungen zu einer "zweiten", radikaleren Revolution. Durch die Besetzung der
Schwesterstadt Ludwigshafen, der übrigen linksrheinischen Pfalz und des Saar-
gebiets erfuhr sie ferner massive gewerbliche Nachteile und geriet im Zuge des
Ruhrkampfes schließlich sogar selbst in französische Hand: Anfang März 1923
sperrten Soldaten die bedeutenden Mannheimer Hafenanlagen, im September d.J.
beschlagnahmten sie das Schloß. Der Zuspitzung der Probleme im Jahr 1923
entsprach die Lage im Mannheimer Stadtparlament. So mußten etwa im Juli die
Haushaltsberatungen abgebrochen werden, da der Oberbürgermeister die Ver-
sammlung nicht mehr zu kontrollieren vermochte. Im November 1923 ließen
erneut "wüste Ausfälle der Kommunisten" die Etatverhandlungen platzen.104
Mit diesen verheerenden Rahmenverhältnissen konfrontiert, gab sich Mann-
heims Oberbürgermeister Kutzer stets tief erschüttert, matt und zukunftsskep-
tisch. "Es ist wohl die schwerste Zeit der deutschen Geschichte, in der wir uns
hier vereinigen", begrüßte er z.B. im Juli 1919 den neugewählten Bürgeraus-
VSTVD 1922, S.174.
104 Zur Geschichte der Nachknegsjahre vgl. bes. WALTER, Schicksal einer deutschen Stadt,
Bd.l, S.349-418. Vgl. daneben MANNHEIMER VERWALTUNGSBERICHT 1919/20, bes. S.39-41,
214-216, 221 u. 223-226 u. - zur Geschichte der Besatzungszeit - NMZ 490 v. 21.10.1924 u.
D A S BEFREITE MANNHEIM. Rechenschaftsbericht und Zukunftsprogramm, hg. v. A. Blaustein
(Mannheim 1924). Berichte über die unruhigen Bürgerausschußsitzungen v. 13.7. u. 2.11.1923
in :GA319 v. 14.7. bzw. GA 506 v. 3.11.1923.
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schuß. "Was uns die nächste Zeit für Aufgaben bringen wird, liegt noch im Dun-
keln. [...] Wir dürfen kaum Hoffnungen hegen und erwecken." Im November
1922 - am Ende der Legislaturperiode - sah Kurzer keinen Anlaß, jene Ansicht zu
revidieren. Als wenige Wochen danach der Ruhrkampf einsetzte, erging er sich
noch mehr in düstersten Betrachtungen. Der Vormarsch der Franzosen, verkünde-
te er nun knapp, erinnere an den "Überfall Frankreichs" im Pfälzischen Erbfolge-
krieg, "der unsere Stadt im Jahre 1689 in Trümmer legte". "Leben und Wirt-
schaft" Mannheims seien heute aufs neue "im höchsten Maße gefährdet." Und
auch zwei Grußreden anläßlich der Besuche des Reichspräsidenten vom Februar
1923 und März 1924 besaßen den gleichen deprimierenden Tenor. Schwerste
Opfer stünden der Gemeinde bevor, prophezeite der Oberbürgermeister beim
ersten Besuch. Um Deutschland zu dienen, gelte es aber "jede Not zu tragen",
klaglos zu "gehorchen", zu "dulden und leiden". Im Frühjahr 1924 schilderte
Kutzer vor dem Reichspräsidenten dann die "ganz eigenartige, gefährliche Lage
unserer Stadt" und betonte mit einem weiteren Geschichtsvergleich die brennen-
de "Sorge, ob nicht, wie damals, als der kurpfälzische Hof dauernd Mannheim
verlassen hatte [1778, A.B.], wieder eine Zeit der Dämmerung, des Niedergangs
[...] hereinbrechen" werde.105 Die beiden Entgegnungen Reichspräsident Eberts
demonstrieren vortrefflich, woran es dem Oberbürgermeister fehlte. Zwar zeich-
nete selbstverständlich auch Ebert im Februar 1923 ein sehr ernstes Bild, doch
sprach er lebhafter und mutiger und gab der Zukunft zudem eine offenere Per-
spektive. In seiner zweiten Ansprache rückte er dann noch viel stärker von Kut-
zers verzagten, klagenden Worten ab. Unter Verweis auf die inzwischen erfolgte
Geldwertstabilisierung und die beginnende "Besserung der wirtschaftlichen und
politischen Verhältnisse" zeigte sich Ebert jetzt zuversichtlich,
daß der lebensstarke und unternehmende Geist, der Mannheim stets aus-
gezeichnet habe [...], der bedeutsamen Stadt am Oberrhein bald wieder
ihre alte Bedeutung zurückgewinnen werde}06
Einen positiven Kontrast zu Oberbürgermeister Kutzers Lagebetrachtung setzte
indes nicht nur der Reichspräsident, sondern erzeugten auch einige tatkräftige
Zirkel der Mannheimer Oberschicht, die mit öffentlichen Stellungnahmen und
Veranstaltungen die Untergangsstimmung zu bannen suchten. Insgesamt reger als
Die Zitate nach: GA 304 v. 7.7.1919 (Bürgerausschußsitzung v. 6.7.); GA 51 v. 31.1.
1923 (Bürgerausschußsitzung v. 30.1., Kundgebung gegen die Ruhrbesetzung); GA 74 v. 13.2.
1923 (Besuch des Reichspräsidenten); GA 105 v. 3.3.1924 (Besuch des Reichspräsidenten).
Vgl. daneben GA 531 v. 17.11.1922 (Verabschiedung des Bürgerausschusses); GA 197 v. 28.4.
1922 (Eröffnung der 2. Deutschen Erfindungs- und Neuheitenmesse); GA 137 v. 22.3.1923
gerausschußsitzung v. 21.3., Protest gegen die Hafenbesetzung).
6 GA 74 v. 13.2.1923 u. GA 105 v. 3.3.1924.
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die Stadtverwaltung erschien etwa die Leitung der Mannheimer Handelskammer,
weitere Impulse kamen von Seiten angesehener Vereine wie dem "Verkehrs-
verein" oder dem "Alterrumsverein". Ohne nennenswerte Beteiligung des Rat-
hauses organisierten diese gesellschaftlichen Kräfte z.B. die politisch und sozial-
psychologisch wichtigen Pfalz-Feste - den "Pfälzer Sonntag" (Mai 1922), das
"Pressefest" (März 1924) sowie das "Carl-Theodor-Fest" (Oktober 1924), das auf
dem 200. Geburtstag des großen pfälzischen Kurfürsten gründete. Die Festlich-
keiten sollten erstens die kulturelle und politische Verbundenheit der alten kur-
pfälzischen Hauptstadt mit der linksrheinischen Pfalz unterstreichen, zweitens
den Überlebenswillen und die ungebrochene Vitalität der Rhein-Neckar-
Metropole dokumentieren. "Das ganze Mannheim war wieder einmal beisam-
men", jubelte entsprechend das Mitteilungsblatt des Alterrumsvereins nach den
Carl-Theodor-Tagen.
Alles, was seit Jahren jedes Erscheinen im großen Kreis mit übergroßer
und für den Geist der Bürgerschaft nicht erfreulicher Zurückhaltung ver-
mied, kam und blieb}01
Nach der problembeladenen Gründungsphase der Republik waren dem Ober-
bürgermeister noch weitere Amtsjahre vergönnt, die infolge der merklichen au-
ßen- und innenpolitischen Entspannung und wirtschaftlichen Erholung neuen
Spielraum für eine aktive Stadtentwicklung boten. Vom Fortschritt bei den inter-
nationalen Reparationsverhandlungen profitierte Mannheim unmittelbar, als am
21. Oktober 1924 die französischen Truppen das Stadtgebiet räumten. Zahlreiche
Firmen in den Mannheimer Häfen konnten jetzt wieder aufatmen, die Zeit der
innerstädtischen Zollschranken, Passierscheine und Warenbeschlagnahmen harte
DIE CARL-THEODOR-FEIER, in: Mannheimer Geschichtsblätter 25 (1924), Sp.204-211,
210. Den "Pfälzer Sonntag" veranstaltete der Verkehrsverein, das Pressefest der örtliche Pres-
severband, das Carl-Theodor-Fest der Altertumsverein. Der volksfestartige Pfälzer Sonntag bot
u.a. ein Konzert, Dialekttheater und einen großen Festumzug. Eine flammende Rede des sozi-
aldemokratischen Reichstagsabgeordneten Geck hieß die "lieben Landsleute" aus der besetzten
Pfalz am Vormittag willkommen. Der Erlös des Pressefestes, zu dem Reichspräsident Ebert
und mehrere Minister anreisten, war für vertriebene und gefangene pfälzische Redakteure
bestimmt. Es umfaßte einen Festakt sowie verschiedene Unterhaltungsangebote in den Rosen-
gartensälen und begriff sich als indirekte staatspolitische Kundgebung. Die Carl-Theodor-
Veranstaltungen richteten sich vor allem an die Mannheimer "Gesellschaft". Sie beinhalteten
u.a. einen sehr gegenwartsbezogenen Geschichtsvortrag des Historikers Franz Schnabel und ein
eigens verfaßtes Festspiel, das unter zahlreicher Mitwirkung prominenter Mannheimer Bürge-
rinnen und Bürger zweimal aufgeführt wurde. Vgl. GA 243 v. 27.5., 244 v.29.5., 250 v.
1.6.1922, MANNHEIM IN PLAKATEN, Nr.48, WALTER, Schicksal einer deutschen Stadt, Bd.l,
S.359f. (Pfälzer Sonntag); STAM ZgS 2/1842 u. Walter, S.408f.(Pressefest); F. SCHNABEL. Die
kulturelle Bedeutung der Carl-Theodor-Zeit, in: Mannheimer Geschichtsblärter 25 (1924),
Sp.236-252; NMZ 497 v. 25.10.1924, MANNHEIM IN PLAKATEN, Nr.58, WALTER, Bd.2, S.45f.
(Carl-Theodor-Feier).
Mannheim 1918-1928 209
ein Ende. Daß auch kommunalpolitische Bewegungsfreiheit zurückgewonnen
war, bewiesen sogleich die langen Etatberatungen des Jahres 1925. Nunmehr sei
der Moment erreicht, "wo man wieder fordern und - tadeln kann, an Menschen
und Dingen", kommentierte die sozialdemokratische "Volksstimme". Vordem
habe doch meist die Not die Beschlüsse diktiert.108
Die kurze Zeitspanne zwischen 1924 und 1928 erbrachte tatsächlich beachtli-
che Aufbauleistungen. Es entstanden unter anderem eine dritte Neckarbrücke
("Friedrich-Ebert-Brücke" 1926), das Schloßmuseum (1926), der Regionaltlugha-
fen Neuostheim (1926), ein großes Sportstadion (1927) und ein städtisches Plane-
tarium (1927), daneben sorgte eine forcierte kommunale Bauförderung für spür-
bare Zuwächse auf dem Mannheimer Wohnungsmarkt. In den fünf Jahren kamen
über 7.000 Neubauwohnungen zustande, davon allein 1927/28 nahezu 4.500 -
Ergebnisse, die reichsweit nur selten übertroffen wurden. Gleichzeitig blieb die
städtische Finanzwirtschaft absolut solide: Nachtragshaushalte waren nicht nötig
und als eine von wenigen Großstädten hielt sich Mannheim auch völlig von kurz-
fristigen Schulden frei.109
All diese beträchtlichen Erfolge bewegten Theodor Kutzer allerdings nie zu
einer durchgreifend neuen Lagebeschreibung. Unverändert sprach er als leiden-
schaftsloser Zweifler, dem die unwirtliche Talsohle nie ganz durchschritten und
der Zeitpunkt für neue schöpferische Unternehmungen noch keineswegs geeignet
schien. Abwarten und das Vorhandene sichern, das war Kutzers übliche Bot-
schaft.110 Zu manch sinnvollem Aufbauvorhaben mußte er folglich mühsam be-
redet werden, wodurch nicht nur teils schwerwiegende Verzögerungen eintraten,
sondern vor allem auch der positive Signalcharakter der Maßnahmen litt. Den
"sehr pessimistischen Ton" des Stadtoberhaupts rügte unter anderem der volks-
parteiliche "Mannheimer Generalanzeiger" bereits während der Etatdebatte
108 VST 152 v. 8.6.1925.
1flQ
Von den errichteten Wohnungen (1924: 565, 1925: 777, 1926: 1.459, 1927: 2.557, 1928:
1.872) wurden gut 90% mit Hilfe von günstigen städtischen Darlehen, Bürgschaftsleistungen
oder Zinszuschüssen erstellt. Vgl. J. ZlZLER, Mannheim. Neue Bauten 1919-1927 (Düsseldorf
1927); O. WAIXI, Die Wohnungsverhältnisse der Stadt Mannheim (Mannheim 1929);
ORDNUNG IM WOHNUNGSBAU, in: DLS 2,4 (1930/31), S.124. Zur Mannheimer Finanzpolitik
vgl. z.B. Stadtverordnetenobmann DREIFUß, m: NMZ 153 v. 30.3.1928.
110Vgl. z.B. GA 287 v. 24.6.1924 (Generaldebatte zum Etatentwurf 1924/ 1925); EIN-
LEITENDE REDE DES OBERBÜRGERMEISTERS DR. KUTZER, GEHALTEN AM 27. MAI 1925 ZUM
VORANSCHLAGE DER HAUPTSTADT MANNHEIM FÜR 1925 (Mannheim 1925); N M Z 606 v.
31.12.1926 (Interview zum Jahreswechsel); NMZ 17 v. 12.1.1927, Beil. "Mannheimer Bür-
gerausschuß" Nr.l (Begrüßung des neugewählten Bürgerausschusses); NMZ 153 v. 30.4.1928
(Abschiedsrede des Oberbürgermeisters).
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1924."1 Ende 1927 stieß Oberbürgermeister Kutzer dann sogar auf den Wider-
spruch sämtlicher Parteien, als er aus Furcht vor finanzieller Überlastung gegen
die Aufnahme einer neuen Anleihe zur Wohnungsbauförderung stimmte. So
mahnte z.B. der angesehene DVP-Stadtverordnete und Handelskammerpräsident
Lenel, Kutzer solle doch an die verheerenden Folgen für die örtliche Bauwirt-
schaft denken und im übrigen nicht allzu schwarz malen:
So wie wir dastehen, stehen noch viele da und viele andere stehen noch
schlechter da. Der Himmel bricht [im Falle einer Zustimmung, A.B.] nicht
ein, es wird auch dann Mittel und Wege geben, uns aus der schlimmsten
Lage herauszubringen.
Der Zentrumsabgeordnete Moekel bekräftigte anschließend, "daß die Finanzlage
der Stadt Mannheim relativ gesund" sei. Zwar gebühre der Warnung des Ober-
bürgermeisters Respekt, doch könne die Gemeinde unmöglich "auf halbem Wege
stehen bleiben.""2 Ein kurzer vorauseilender Blick auf Düsseldorf vermag zu
zeigen, daß nicht allein die oft doch recht bewilligungsfreudigen Bürgervertreter
Kutzers zaudernde Haltung verwarfen. Im selben Jahr, in dem das Mannheimer
Stadtoberhaupt "äußerste Bedenken" gegen die Fortsetzung der Bauförderung
geltend machte, legte auch Oberbürgermeister Lehr nach einer ersten Phase sehr
hoher städtischer Investitionen ein grundlegend anderes Credo ab. In der schwe-
ren Zeit zwischen 1914 und 1925 - so Lehr vor den Düsseldorfer Stadtverordne-
ten - sei "vieles Notwendige" unterlassen worden, was danach "unbedingt nach-
geholt werden mußte."
Untätigkeit in der Verwaltung der öffentlichen Interessen und Mangel an
Entschlußkraft und Weitsicht sind meiner Meinung nach die größte Ver-
schwendung, die sich eine Gemeinde leistet. Rechtzeitiges Eingreifen da-
gegen bedeutet sparsame Verwaltung.
Wie mangelnde Entschlossenheit in Mannheim zu ernsten Fehlschlägen führte,
illustriert am besten die Geschichte des örtlichen Messe- und Ausstellungswe-
sens. Analog zu vielen anderen Großstädten hatten Presse und Öffentlichkeit der
Rhein-Neckar-Metropole seit der wirtschaftlichen Stabilisierung nachdrücklich
den Aufbau eines Messegeländes und die Durchführung konjunkturfbrdemder
Großveranstaltungen verlangt. Angesichts des scharfen Wettbewerbs unter den
Kommunen konnte ein Engagement auf diesem heiklen Sektor freilich nur dann
lohnend sein, wenn rasch und beherzt gehandelt wurde. Eben davon war die
GA 287 v. 24.6.1924 (über die Bürgerausschußsitzung v. 23.6.).
112 NMZ v. 1.12.1927, Beilage "Mannheimer Bürgerausschuß" Nr. 17 (Sitzung v. 30.11.).
"3VSTVD 1927, S.64-68, 66 (Sitzung v. 11.4.1927).
Mannheim 1918-1928 211
Mannheimer Stadtverwaltung indes weit entfernt. Zwar stellte die Stadt im Früh-
jahr 1925 800.000 RM zum Bau einer ersten Ausstellungshalle bereit und gründe-
te gemeinsam mit den lokalen Wirtschaftsverbänden eine Ausstellungs-GmbH,
doch erfolgten weitere konkrete Schritte erst im Winter 1926/27 nach anhalten-
den lebhaften Klagen aus den Reihen der Bürgerschaft. Daß das Rathaus auch
schon 1925 viel mehr öffentlichem Druck als eigenem Antrieb nachgekommen
war, erhellt aus der offiziellen Begründung des damaligen Stadtratsbeschlusses.
Sie trug ganz die Handschrift des Oberbürgermeisters. Wider Erwarten habe die
Wirtschaft bislang nicht "aus eigener Kraft" Ausstellungsräume geschaffen, stand
dort zu lesen. Andererseits werde die "Organisation des Ausstellungswesens von
der Presse und Wirtschafts- und Handelskreisen unserer Stadt als dringlich be-
zeichnet."
Da sich ergeben hat, daß der für einige Zeit undför Unternehmungen oh-
ne größten Raumbedarf wohl geeignete Bau einer ersten Halle mit einem
vielleicht noch erträglichen Aufwand ausführbar ist, wird es vertretbar
sein, daß die Stadt die Errichtung dieser ersten Halle von sich aus in An-
griffnimmt. Der weitere Ausbau des Ausstellungsunternehmens, insbeson-
dere die Organisation der Ausstellungen selbst, darf dann wohl den betei-
ligten Wirtschaftskreisen überlassen bleiben."4
Eineinhalb Jahre später hatte die Stadtverwaltung notgedrungen akzeptiert, daß
ihre bisherige Initiative nicht reichte. Im Dezember 1926 teilte der Erste Bürger-
meister Ritter der Presse mit, die Stadt habe die Absicht, für 1928 oder 1929 eine
große "Allgemeine deutsche Elektrizitätsausstellung" vorzubereiten, die die ver-
schiedenen Einsatzmöglichkeiten des elektrischen Stroms in Haushalt und Wirt-
schaft sowie die neuesten Errungenschaften der Elektrotechnik vorstellen solle.
Im Januar 1927 stimmte der Bürgerausschuß diesem Vorhaben grundsätzlich zu
und stockte die 1925 bewilligten Mittel für Ausstellungsbauten um 2 Millionen
RMauf.
Nun kam Mannheim jedoch bereits deutlich zu spät. Zahlreiche Städte hatten
inzwischen schon Tatsachen geschaffen und ihren Ruf als Ausstellungs- und
Messestandort gefestigt, gleichzeitig waren Industrie- und Handelsverbände
überwiegend zu einer sehr zurückhaltenden Einstellung gelangt und im Verein
mit Reichs- und Landesbehörden sogar an der Beschneidung des Veranstaltungs-
STAM, Stadtratsbeschluß v. 22.1.1925. Der Bürgerausschuß stimmte am 11.3. zu. Arn
20.5. wurde die Ausstellungs-Gesellschaft gegründet. Vgl. SAMMLUNG DER FÜR DIE STADT
MANNHEIM GÜLTIGEN GEMEINDESATZUNGEN, WICHTIGEREN GEMEINDEBESCHLÜSSE UND
VERTRÄGE (Mannheim 1929), S.477-480 (Gesellschaftsvertrag der Ausstellungs-GmbH). Zu
früheren Forderungen und Plänen vgl. u.a. auch J. ZIZLER, Ein Ausstellungspark in Mannheim
[Vortrag v. 12.5.1924] (Mannheim 1924); NMZ 484 v. 19.10.1927.
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kalenders interessiert. Eine prachtvolle Schau- und Lehrausstellung "im Sinne der
Vorkriegszeit", wie sie die Stadt Mannheim plante, besaß prinzipiell einen be-
sonders schweren Stand. Ging doch der Trend merklich von solchen Veranstal-
tungen zu den modernen Verkaufs- oder Mustermessen. Zur Ungunst der Stunde
und zur ungeschickten inhaltlichen Konzeption des Ausstellungsprojekts gesell-
ten sich ferner ein höchst angreifbarer Flächennutzungsplan und - wie in der Ära
Kutzer so häufig - eine unprofessionelle kommunikative Begleitung des Vorha-
bens. Weder die relevanten industriellen Dachverbände noch die heimische Wirt-
schaft oder die Ausstellungsanrainer wurden eingehend informiert und umwor-
ben, wesentliche Sachverhalte erfuhr die Öffentlichkeit nur aus anderen Kanälen.
Oberbürgermeister Kutzer selbst hielt sich ohnedies völlig im Hintergrund und
schob dem bald fünfiindsechzigjährigen Bürgermeister Ritter, der schon die
Mannheimer Jubiläumsausstellung 1907 organisiert hatte, die öffentliche Vertre-
tung zu."5 Während sie die Bedenken der meisten Stadtverordneten noch zer-
streuen konnte, stand die Verwaltung am Ende gegen wichtige Funktionäre der
deutschen Elektroindustrie sowie gegen namhafte Repräsentanten der Mannhei-
mer Wirtschaft, die das aus ihrer Sicht verfehlte bzw. verspätete Unternehmen
teils sogar beim Deutschen Ausstellungs- und Messeamt sowie beim neuberufe-
nen "Reichskommissar für das Ausstellungs- und Messewesen" gezielt diskredi-
tierten. Anfang Oktober 1927 ließ das Rathaus deshalb den Ausstellungsplan
fallen. Zugleich stellte Oberbürgermeister Kutzer sein Pensionierungsgesuch."6
Hätte die Stadtverwaltung andere Entwicklungsmöglichkeiten energisch ver-
folgt und Mannheim etwa als aufstrebende Industrie- oder Einkaufsmetropole
profiliert, wäre sie im schwierigen Messe- und Ausstellungsbereich wohl nie
derart zum Handeln genötigt worden. Und hätte sich der Verwaltungschef vor der
Vgl. u.a. NMZ 578 v. 14.12.1926 (Pressekonferenz Bürgermeister Ritters: Projektan-
kündigung); NMZ 199 v. 30.4.1927 (Interview mit Ritter über den Vorbereitungsstand); NMZ
210 v. 7.5.1927 (Pressekonferenz Ritters: Vorstellung der Detailpläne); NMZ 223 v. 14.5.1927
(Stadtratsvorlage für den Bürgerausschuß); NMZ 226 v. 17.5.1927 (Ablehnende Stellungnahme
des "Reichsbundes Deutscher Technik", Ortsgruppe Mannheim, u.a. wegen fehlender öffentli-
cher Planungsdiskussion); NBL 247 u. 248 v. 17.5.1927 (Kritische Einwände einer "Reihe
Mannheimer Bürger" und der Redaktion); VST 133 u. 134 v. 18. bzw. 19.5.1927 (Verteidigung
des Verwaltungsplans: "Eine Großtat im kleinlichen Streit"); NBL 253 v. 20.5.1927 (Unter-
brechung des Beschlußverfahrens, Nachprüfung der Stadtratsvorlage in einer beratenden Kom-
mission); NMZ 261 v. 9.6,1927 u. Beilage "Mannheimer Bürgerausschuß" Nr. 13 (Einwil-
ligung des Bürgerausschusses). Bürgermeister Ritter diente neben der erfolgreichen Jubiläums-
ausstellung 1907 die Düsseldorfer Gesolei (1926) als Muster und Maß. Für die Planung des
Ausstellungsgeländes hatte er den prominenten Architekten Paul Bonatz gewonnen (u.a. Stutt-
garter Hauptbahnhof 1914/27, Hochhaus des Stumm-Konzerns Düsseldorf 1922/24). Mit der
teilweisen Einbeziehung des wertvollen Luisenparks in die Ausstellungsanlage setzte sich
Ritter gegen Hochbauamtschef Zizler durch, der eine weiter südöstlich gelegene (für die weite-
re Stadtentwicklung günstigere) Variante empfohlen hatte.
116 Vgl. bes. NMZ 484 v. 19.10.1927; NMZ 489 v. 22.10.1927.
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Öffentlichkeit nicht allzeit zweiflerisch und bedrückt geäußert, sondern die oben
schon erwähnten Aufbauerfolge besser vermarktet, wäre das Scheitern der Aus-
stellungspolitik wenigstens leichter zu tragen gewesen. So jedoch geriet der Miß-
erfolg sofort zu einem neuen Menetekel und trug dazu bei, daß die öffentliche
Meinung nach dem heillosen Jahr 1923 kaum aufklarte. Der wohlfeile Slogan
von der "sterbenden Stadt" machte die Runde, das Vertrauen in die Tatkraft des
Oberbürgermeisters und seiner Mannschaft nahm ab. Unter der Führung Kutzers
sei Mannheim stark hinter den Nachbarstädten zurückgeblieben, lautete die gän-
gige Ansicht. Während Frankfurt "eine Politik planmäßiger Expansion" betreibe,
Ludwigshafen und Stuttgart "der aufsteigenden Tendenz ihrer wirtschaftlichen
Entwicklung ständig neue Antriebe" verliehen und Heidelberg und Freiburg
durch ihre großen Universitäten "gleichsam 'Umsatzgarantien'" besäßen, drohe
Mannheim ein katastrophaler "Leerlauf mit weiteren ökonomischen Einbußen.
Was bisher zum "Wiederaufstieg" unternommen worden sei, bewege sich "in
ausgetretenen Bahnen" und stehe "weit hinter den heute gewohnten Leistungen
selbst kleinerer Orte zurück." Die Erwartungen an Kutzers Nachfolger griffen
entsprechend sehr hoch. Sollte doch
der Amtsantritt einer neuen Persönlichkeit das Signal zum Erwachen ge-
ben, um in letzter Stunde eine Wendung der Dinge zu erzwingen und
Mannheims Stellung als Großstadt zurückzuerobern}''1
Mit seiner allzu zaudernden Kommunalpolitik und den pessimistischen Zeitbe-
trachtungen schadete Kutzer nicht nur sich selbst, sondern auch der durch ihn
unwillkürlich mitverkörperten neuen politischen Ordnung. Die martialischen
Ausdrücke des letzten Zitats ("Wendung erzwingen", "Stellung zurückerobern")
bilden dafür gewiß noch kein überzeugendes Indiz, wohl aber z.B. ein Artikel der
"Neuen Mannheimer Zeitung", der Anfang Januar 1928 erschien. Im Rahmen
eines Überblicks über "Die Oberbürgermeister der Stadt Mannheim seit 1800"
erhielt hier das vielgepriesene Stadtoberhaupt der glücklichen Mannheimer Jahr-
hundertwende, Oberbürgermeister Otto Beck (1891-1908), eine sehr bezeichnen-
DlE DEUTSCHE GEMEINDE 7 v. 21.1.1928. Vgl. daneben z.B. NMZ 164 v. 10.4.1926
("Warum wird die Erfindemiesse nicht in Mannheim abgehalten?" [grundsätzliche Auseinan-
dersetzung mit dem "bürokratischen Vorgehen" der Mannheimer Stadtverwaltung]); NMZ 330
v. 20.7.1926 (Mitgliederversammlung des DVP-Ortsvereins [Unruhe unter der Bürgerschaft
wegen der "Bedenklichkeit und Bedächtigkeit in den letzten Jahren"]); NMZ 153 v. 30.3.1928
(Verabschiedung des Oberbürgermeisters); NMZ 175 v. 14.4.1928. Kutzers mangelnder Sinn
für die geschickte Vermarktung errungener Fortschritte bewies sich z.B. bei der Grundsteinle-
gung zur Fnednch-Ebert-Briicke (28. 11.1925), die "den Zeirverhältnissen entsprechend ohne
besondere Feierlichkeit" verlief (WALTER, Schicksal einer deutschen Stadt, Bd.2, S.304) oder
bei der Einweihung des großen Sportstadions an den Rennwiesen (19.6.1927), an der 35.000
Zuschauer teilnahmen, nicht aber das Stadtoberhaupt.
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de, unverkennbar auf die Gegenwart weisende Würdigung. Otto Beck, rühmte der
Verfasser,
war der weitblickende Mann, der sich nicht um Kleinigkeiten bekümmerte,
sondern hoch über dem Ganzen stehend, gleich einem gebietenden Feld-
herrn nur die Winke gab, indes ein Stab tüchtiger Männer den Befehl in
die Tat umsetzte. [...] Beck war ein hochbegabter Beamter, der vor nichts
zurückschreckte. Was er unternahm, das brachte er auch in vollendeter
Weise zur Ausführung. [...] Erhaben über allen Parteien, hatte er sich nur
ein großes, weites Ziel gesteckt: mit seinen Kräften der Stadt Mannheim zu
dienen, und es war ihm vergönnt, die Früchte seiner reichen Arbeit noch
sehen zu dürfen. "8
Während Oberbürgermeister Kutzer durch seine konkrete Kommunalpolitik
Systemverdrossenheit begünstigte, tat er auch nichts, um mittels eindeutiger per-
sönlicher Bekenntnisse und politischer Bildungsarbeit für die demokratische
Republik einzutreten. Wo irgend möglich, verharrte er vielmehr im angeblich
unpolitischen kommunalen Raum, sonst versuchte er vor allem, sich keinerlei
Blöße zu geben. So griff er z.B. in den Disput um die Beseitigung monarchisti-
scher Denkmäler und Straßenbezeichnungen kaum ein. Nach den politischen
Morden an Erzberger und Rathenau überließ er vollständig den republikanischen
Parteien das Feld und wertete die terroristischen Anschläge damit von Staats- zu
reinen Parteiangelegenheiten ab. Im Gegensatz zur badischen Regierung und dem
benachbarten Heidelberg ließ er am 50. Jahrestag der Reichsgründung (18.1.
1921) andererseits auch nicht flaggen, überging freilich wiederum genauso den
vielbeachteten Weltkriegsgedenktag 1924 (3.8.1924) und bemühte sich wenig um
die Gestaltung der Verfassungstage, die in Baden seit 1923 doch immerhin Feier-
tagsrang besaßen."9 Den 11. August prägten im Mannheim der Ära Kutzer
118NMZv. 2.2.1928.
119 Zur Beseitigung monarchistischer Überreste vgl. STAM, Best. Hochbauamt, Nr.73, fer-
ner NMZ 230 v. 20.5.1926 u. NMZ 252 v. 2.6.1927 bzw. Beilage "Mannheimer Bürgeraus-
schuß" Nr.9 (Anträge der sozialistischen Parteien betr. Änderung von Straßennamen). Zum
Reichsgründungstag 1921 vgl. GA 29 v. 19.1.1921 ("Bei der Stadtverwaltung hatte man es
wieder einmal für besser gehalten, die Fahnen im Magazin zu lassen. Man hätte sich wirklich
nichts vergeben, wenn wenigstens der Rathausturm beflaggt worden wäre."). Am 18. Januar
1921 feierten u.a. die DVP, DNVP, die Burschenschaften und das humanistische Karl-
Fnednch-Gymnasium. Die Mannheimer Handelshochschule veranstaltete alljährlich eine
Reichsgründungsfeier. Nach der Ermordung Erzbergers demonstrierte die Mannheimer Arbei-
terschaft, wobei der Redakteur Dietrich (USPD) und Stadtrat Böttger (SPD) Ansprachen hielten
(31.8.1921). Am 2.9.1921 folgte eine Gedächtnisfeier des Zentrums. Nach dem Anschlag auf
Reichsaußenminister Rathenau reagierten wieder die sozialistischen Parteien (27.6. [Rede
Böttgers] u. 4.7.1922), außerdem organisierte die DDP eine Trauerfeier (28.6.). Eine Kundge-
bung des Stadtparlaments, wie sie in Düsseldorf stattfand, gab es in Mannheim nicht. Zum
Weltknegsgedenktag 1924 vgl. GA 357 v. 4.8.1924 ("Im Gegensatz zu anderen badischen
Mannheim 1918-1928 215
hauptsächlich die Aktionen der SPD und des Reichsbanners, die Stadtverwaltung
beschränkte sich im wesentlichen auf trostlose Saalveranstaltungen, bei denen
meist unbedeutende Redner ungeeignete Festreden hielten. Der Oberbürgermei-
ster selbst fiel niemals besonders auf und nahm in manchen Jahren nicht einmal
teil. Sehr typisch verlief etwa der Verfassungstag 1926. Der schlichte behördliche
Festakt am Vormittag beinhaltete getragene Orgel- und Männerchordarbietungen
sowie die Ansprache eines Freiburger "Schriftstellers", die vornehmlich nach
tieferem Ernst und Opfermut rief und "mit einem Hoch auf das deutsche Vater-
land" endete. Nachmittags marschierten dann die Formationen des Reichsbanners
vom Marktplatz an den Neckar, wo ein Volksfest stattfand. Am Vorabend des 11.
August hatte der Republikschutzverband bereits einen Fackelzug durchgeführt.
Der unorganisierten Masse der Mannheimer machte es gleichwohl überhaupt
keine Mühe, sich jeden Verfassungsgedenkens zu entziehen und den freien Tag
ausschließlich zu Ausflügen oder anderen Zerstreuungen zu nutzen. Abgesehen
von den "privaten Kundgebungen" des Reichsbanners sei der Verfassungstag
nach außen hin nur wenig in Erscheinung getreten, konstatierte die "Neue Mann-
heimer Zeitung" folglich am nächsten Morgen. "Die öffentlichen Gebäude trugen
Flaggenschmuck, Privathäuser dagegen waren nur wenige beflaggt."120
Aufgrund seiner sonstigen peinlichen Zurückhaltung im Kampf um die Normen
und Ideale der Republik mußte Kutzer bei eventuellen Ausnahmen ein um so
auffallenderes Zeichen setzen. Wohl ohne klare Absicht geschah solches, als im
Sommer 1927 Veteranen der alten Mannheimer Truppeneinheit, des "2. Badi-
schen Grenadier-Regiments Kaiser Wilhelm II. Nr. 110", zum Kameradschafts-
treffen und zur Einweihung eines Gefallenendenkmals luden. Aus Furcht vor
militaristischen Tönen hatte das Reichsbanner - nach eigenem Urteil "die größte
Vereinigung von deutschen Frontsoldaten" - eine Beteiligung abgelehnt, ein be-
trächtlicher Teil der Mannheimer Arbeiterschaft schloß sich dem an. Daß Beden-
ken durchaus begründet waren, lehrten Erfahrungen aus anderen Städten und das
erwartungsvolle Getöse in der bürgerlichen Ortspresse. Die eigens zur Feier ver-
Städten hatte sich die Stadtverwaltung nicht dazu aufschwingen können, die Führung bei der
Ehrung unserer unvergeßlichen Helden zu übernehmen. Infolgedessen kam kein Programm
zustande, das alle Bevölkerungskreise zusammengeführt hätte."). In Baden-Baden gehörte zum
Programm des Trauertages z.B. eine fünfminütige allgemeine Verkehrs- und Arbeitsruhe.
120 NMZ 367 v. 12.8.1926. Vgl. außerdem STAM, ZgS 2/1373. Festredner waren die Stadt-
verordneten Moekel (Z, 1922), Geck (SPD [zugleich MdR], 1923) u. Scheel (DDP, 1924),
danach die "Schriftsteller" Lorenz Petersen (1925) u. Anton Fendrich (1926), schließlich die
Ministerialrätin im Reichsinnenministerium und demokratische Reichstagsabgeordnete Gertrud
Bäumer (1927). Die erfahrene Frauen- und Sozialpolitikerin hielt die weitaus beste Rede. Wäh-
rend ihre Vorgänger in üblicher Weise die Verfassung insbesondere darum lobten, weil sie
1919 die Reichseinheit gesichert und das Land vor dem Chaos bewahrt habe, beschäftigte sich
Bäumer erstmals eingehend mit den Inhalten der neuen Reichsverfassung.
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öffentlichte Kriegsgeschichte der "Kaiser-Grenadiere" und die Festartikel bestä-
tigten dann alle üblen Vorhersagen. So nährte die Regimentsgeschichte eifrig die
Dolchstoßlegende, verharmloste die Schrecken des Krieges und erklärte den
"Frontkämpfergeist" zum Schlüssel zu einer besseren nationalen Zukunft.
Wie viele Familienväter wünschen dem Sprößling, der gern Seitensprünge
macht und nicht parieren will, [nicht] eine militärische Erziehung und
Heranbildung zum Manne,
sekundierte dazu etwa der Lokalchef der "Neuen Mannheimer Zeitung".
Was für eine große Macht besaßen damals nur die Unteroffiziere! Wie
zwiebelten und drillten diese die jungen Rekruten, daß ihnen die Lust zu
dummen Streichen bald gründlich vergangen war. Und wie schön war es
dann abends im Kreise der Kameraden, wo man sich von der Heimat er-
zählte.
In diesem Kontext stand eine Grußrede, die Oberbürgermeister Kutzer namens
der Stadt vor dem neuen llOer-Denkmal hielt. Da er sich selbst relativ unver-
fänglich äußerte, also manch anderen Beitrag vielleicht nicht guthieß, aber doch
auch keinerlei korrigierende Version hinzufügte, stärkte er damit die geistigen
Gegenkräfte der Republik. Daß die Stadt bei der anschließenden Kranzniederle-
gung neben Vertretern des deutschnationalen "Stahlhelm" und des früheren deut-
schen Kaisers auftrat, tat ein übriges.1'1
Vermochte der Oberbürgermeister jeder "staatspolitischen" Parteinahme ge-
wöhnlich auszuweichen, waren unzweideutige Aussagen zur Lokalpolitik dage-
gen ganz unvermeidlich. Sie offenbaren eine völlig traditionelle Selbstverwal-
tungstheorie. Unter den Stellungnahmen des Spitzenbeamten gewiß zum Klarsten
Vgl. NMZ 298 v. 1.7.1927 (offener Brief des Reichsbanners an den Festausschuß); NMZ
300 v. 2.7.1927 (Verweis auf die Versuche der letzten Monate, "das HOer-Fest als einen
'Faschistenrummer zu kennzeichnen"); NMZ 301 v. 4.7.1927 (Rede Oberbürgermeister Kut-
zers); NMZ 312 v. 9.7.1927 (Richard Schönfelder [Lokalchef der NMZ], Nachklänge zum
HOer-Fest; Das 2. Badische Grenadier-Regiment Kaiser Wilhelm I. Nr.110 im Weltkriege
1914/18, bearbeitet im Auftrage der Offiziersvereinigung des Regiments von Generalmajor
a.D. Frhr. v. GRÜTER [...] u. Hauptmann in der Reichswehr [!] SCHEDE (Oldenburg/Berlin
1927), bes. S.9f, 390-394, Nachwort General v. Grüters (o.S.). Gleich nach dem Titelblatt des
Buches folgt ein Photo des "allerhöchsten Chefs des Regiments seit 14.8.1893", Kaiser Wil-
helms II., mit Unterschrift aus Schloß Doom/NL. Als das Reichsbanner im September 1924
anläßlich der Enthüllung des Ludwig-Frank-Denkmals (zur Erinnerung an den populären
Mannheimer Reichstagsabgeordneten, der als Kriegsfreiwilliger bereits Anfang September
1914 getötet worden war) einen parteiübergreifenden "Republikanischen Tag" veranstaltet
hatte, hatte Kutzer seinen Stellvertreter Walli beordert. Vgl. NBL 494 v. 29.9.1924 ("Die Re-
publik hat Republikaner").
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zählen die Worte, die er im Januar 1927 vor den Delegierten des Badischen
Städtetags fand. Ausgehend von berechtigter Kritik an schwerwiegenden Defizi-
ten des zeitgenössischen (Gemeinde-)Parlamentarismus (Verantwortungsscheu
und Immobilismus der Parteien), gelangte der Oberbürgermeister hier zu einer
Position, die der kaiserzeitlichen Honoratiorenverwaltung rundweg mehr Objek-
tivität attestierte und in der nun schon reichlich vertrauten Weise Sachlichkeit
und demokratische Entscheidungsstrukturen in einen fundamentalen Gegensatz
stellte. Der vermehrte Einfluß von Öffentlichkeit und Parteien - davon zeigte sich
Kutzer überzeugt - war einer vernünftigen, stets lediglich dem Gemeinwohl ver-
bundenen Lokalverwaltung überaus abträglich. "Nützt es denn, das Gefühl des
Wählers der nächsten Wahl zu berücksichtigen?", fragte er in die Menge. Die
"heutigen immer schwierigeren Fragen der gemeindlichen Verwaltung" seien
doch in Wahrheit allein von erfahrenen Experten korrekt zu beurteilen. Daher sei
es auch deren Pflicht, zu entscheiden und nötigenfalls eben den Unmut der Bür-
gerschaft "auszuhalten". "Demokratie", so das weit überzogene Fazit, "kann nicht
bestehen ohne Verantwortlichkeitsbewußtsein nur gegenüber der Sache, nicht
gegenüber den Wählern."122 Anläßlich der Einweihung der Friedrich-Ebert-
Brücke drei Wochen zuvor hatte Kutzer diese politische Maxime in einen drasti-
schen Vergleich gefaßt. Während dem Brückenkonstrukteur niemand die überle-
gene Kompetenz abspreche, behaupte gegenüber der Stadtverwaltung jeder,
daß er es besser verstehe. Trotzdem werde man pflichtgemäß die geplan-
ten Maßnahmen durchführen, die geeignet sind, den Neckarufern eine
neue Gestalt zu geben [...] Es müsse, wie alle diese Maßnahmen auch be-
urteilt würden, genügen, daß das als richtig Erkannte durchgeführt werde.
Alles andere könne an die Stadtverwaltung nicht herankommen.12^
Kommunalpolitik reduzierte sich für den Oberbürgermeister also regelrecht zu
einer rein technischen Aufgabe, die jeweils nur eine mögliche Lösung kannte und
entsprechend geradlinig auszuführen war. Daß der richtige Weg nicht von der
friedlosen, von Eigennutz und Gruppeninteressen geprägten Gesellschaft gefun-
den, sondern bloß in der neutralen und nüchternen Atmosphäre des Rathauses
erdacht werden konnten, verstand sich dabei von selbst. Als Kutzers geistige
Triebfeder figurierte bei alledem das bekannte Gemeinwohl-Dogma, wonach das
allgemeine Beste eine immer schon feststehende Größe und nicht Ertrag eines
TH. KUTZER, Rückblick und Ausblick. Vortrag beim Badischen Städtetag zu Freiburg
am 14.1.1927 (o. O. u. J. [1927]). Zitate S.5, Hervorhebung im Original. Vgl. daneben z.B.
auch GA 199 v. 2.5.1919 (Verabschiedung des 1911 gewählten Bürgerausschusses); ETATREDE
1925, S.4f.
123 NMZ 596 v. 24.12.1926 ("Humoristischer Trinkspruch" des Oberbürgermeisters zu Be-
ginn eines festlichen "Brücken-Frühstücks").
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allseitigen Verhandlungsgeschäfts war. "Vergessen wir nie", mahnte der Ober-
bürgermeister mithin in seiner Etatrede 1925,
daß Verwaltung nur Mittel zum Zweck ist und daß immer die Form zu
wählen ist, die unter den gegebenen Verhältnissen und zur Lösung der
gestellten Aufgabe die beste istnA
Zur "Vereinfachung" des Verwaltungsablaufs versuchte Kutzer, die parlamentari-
sche Beratung nachhaltig zu straffen. Als ersten positiven Schritt in diese Rich-
tung empfand er den zwanzigköpfigen "Gemischten beschließenden Ausschuß",
der auf seine Initiative von Mai 1922 bis Dezember 1923 wesentliche Zuständig-
keiten des Stadtrats und des Bürgerausschusses in sich vereinte.125
Dem Gründungsvorschlag hatten im Frühjahr 1922 just die Parteien der Wei-
marer Koalition zugestimmt, da die galoppierende Inflation ein verkürztes Ent-
scheidungsverfahren in der Tat gebot. Nach dem Ende des Währungsverfalls
erfuhr Kutzers Antrag, den Ausschuß weiterzuführen, hingegen eine vernichtende
Abstimmungsniederlage. Welch ungute Konsequenz das neue Gremium haben
würde, war schließlich von Anfang an erkennbar und hatte sich in eineinhalbjäh-
riger Praxis nur sattsam bestätigt.
Stadtrat und Gemischter beschließender Ausschuß werden die Geschäfte
der Stadtverwaltung in der Hauptsache erledigen. Bedauerlicherweise
dürfte sich dabei viel mehr als bisher hinter den Kulissen abspielen,
ahnte z.B. der "Generalanzeiger" Anfang Mai 1922 voraus. "Der Bürger hat zu
zahlen und im übrigen das Regiment den Stadtvätem zu überlassen." Ende 1923
herrschte dann weithin die Ansicht, der Ausschuß sei durch den Oberbürgermei-
ster schamlos ausgenutzt worden und ziele letztlich auf die dauernde Etablierung
eines bürgerfernen, partizipationsfeindlichen Einkammersystems. Die Unbeliebt-
heit der Ausschuß-"Dunkelkammer" sei so groß, daß man ihrer Abschaffung
bestimmt "keine Träne nachweinen" werde. In der entscheidenden Bürgeraus-
schußsitzung vertrat das Stadtoberhaupt demgegenüber seinen völlig abweichen-
ETATREDE 1925, S.5.
125 Vgl. STAM, Stadtratsbeschluß v. 8.3.1922. Unter anderem oblagen dem Ausschuß
Grundstücksgeschäfte, städtische Auftragsvergaben und bestimmte Entgelt- und Gebührenrege-
lungen, aber auch alle sonstigen Beschlüsse, sofern sie nur als dringlich anzusehen waren. Mit
der Beantragung des Gremiums nutzte Kutzer einen Paragraphen der neuen Badischen Ge-
meindeordnung v. 5.10.1921, den er offenbar wesentlich mitveranlaßt hatte. Vgl. dazu P.E.
SCHARfF, Bürger-Ausschuß?, in: GA 182 v. 20.4.1923. Karlsruhe, die zweitgrößte badische
Stadt, und viele weitere Kommunen verzichteten auf einen Gemischten Ausschuß. Der Mann-
heimer Stadtrat umfaßte 24, der Bürgerausschuß 96 bzw. (nach Inkrafttreten der neuen Ge-
meindeordnung) 84 Mitglieder.
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den Standpunkt. Der Beschluß vom Vorjahr, hieß es da, bedeute eine wahre Er-
rungenschaft. "Er ist ein Übergang zu einer richtigen Verwaltung." Der seither
entmachtete Bürgerausschuß habe sich doch viel zu sehr in "Nebendingen" verlo-
ren. "Warum ist die Dunkelkammer unpopulär? Weil sie unangenehme Dinge
beschließen muß und weil die Zeitungen sie schlecht gemacht haben." Trotz
scharfer Proteste hielt Kutzer an dieser abwegigen Lesart fest. Verzweifelt pro-
pagierte er den Ausschuß noch 1925, als ein Wiederaufleben längst illusorisch
geworden war.
Mit ihrer ausgesprochen skeptischen materiellen Kommunalpolitik, der ängstli-
chen Reserve im Streit um die junge Staatsverfassung und ihrer hilflosen Selbst-
verwaltungstheorie bot die Mannheimer Lokalverwaltung der Ära Kutzer den
Bürgern kein gutes Bild. Deutlicher noch als die Düsseldorfer Stadtregierung
unter Emil Köttgen präsentierte sie schließlich mehr einen melancholischen Epi-
log zum untergegangenen Kaiserreich als den Auftakt zu einem neuen Stück.
Gleich Köttgen vor 1918 durchaus auf der politisch fortschrittlichen Seite be-
findlich - erinnert sei an den gescheiterten Städteordnungsentwurf von 1917 -
gelang es auch Kutzer nicht, sich auf die pluralistische Demokratie von Weimar
wirklich einzulassen und an deren unerfüllter Bestandsgarantie, einer aktiven und
verantwortungsbewußten demokratischen Gesellschaft, mitzubauen. Während der
Anschluß an die Zukunft durch die enge Bindung an politische Einstellungen und
Werte der Vorkriegszeit versperrt blieb, hinderten ihn an einem energischen Ge-
genkurs, wie ihn manche Deutschnationale und Nationalliberale steuerten, sein
bedächtiger Charakter und ein bedingungsloses Pflichtgefühl. Die Folge war ein
kraftloses Interim, das weder den Republikanern noch der systemfeindlichen
Rechten genügte.
4.3 "Düsseldorf wieder dem Licht entgegen!": Zivilisatorischer Fortschritt
und politischer Rückmarsch bei Robert Lehr 1924-1929
Als Robert Lehr am 12. Juli 1924 das Amt des Düsseldorfer Oberbürgermei-
sters antrat, traf er einen relativ guten Zeitpunkt. Nach dem chaotischen Inflati-
onsjahr 1923 und der anschließenden, durch Kapitalknappheit verursachten
Vgl. P.E. SCHARFF, Die neue Geschäftsordnung des Mannheimer Bürgerausschusses, in:
GA 206 u. 207 v. 5.5.1922; GA 208 v. 6.5.1922 (Kommentar zur Bürgerausschußsitzung v.
5.5.); GA 591 v. 22.12.1923 ("Weinnachtswunschzettel" an die Stadtverwaltung, u.a. Abschaf-
fung des Ausschusses); GA 597 u. 598 v. 29.12.1923 (zur Bürgerausschußsitzung v. 28.12., in
der der Fortsetzungsantrag des Oberbürgermeisters und ein Vermittlungsvorschlag der SPD-
Fraktion scheiterten); K.UTZER, ETATREDE 1925, S.4f. (Werbung für den Gemischten Aus-
schuß).
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"Gesundungskrise" deutete sich eine Konjunkturwende an. Gleichzeitig stand
infolge der vorläufigen Regelung der Reparationsfrage (Dawes-Plan, August
1924) auch eine spürbare außenpolitische Entspannung bevor, die sich mit dem
sukzessiven Abzug der französischen Besatzungstruppen aus Wohnungen und
öffentlichen Gebäuden, der Freigabe des gesamten rechtsrheinischen (August
1925) und schließlich des linksrheinischen Stadtgebiets (Januar 1926) direkt für
Düsseldorf auszahlte. Dem neuen Oberbürgermeister selbst schien überdies der
Ausgang der Kommunalwahl vom Mai 1924 vorteilhaft. Das dadurch erzeugte
Patt in der Stadtverordnetenversammlung, prophezeite Lehr, werde für die Ent-
wicklung der Stadt günstig sein. Ein neutraler Beobachter mußte freilich zunächst
einen Rechtsruck konstatieren. Neben den erstmals vertretenen Kommunisten
und den Abgeordneten des Wirtschaftsbundes - des parlamentarischen Arms des
örtlichen Haus- und Grundbesitzervereins sowie des Hotel- und Gaststättenge-
werbes - hatten DVP und DNVP jeweils kräftige Gewinne erzielt. Einigten sich
letztere mit dem Zentrum, verfügten sie auch durchaus über eine unüberwindliche
Stellung.127
Die Aufgaben des neuen Stadtoberhaupts waren enorm: ein heruntergekomme-
nes Straßennetz und die ausgezehrten kommunalen Versorgungsbetriebe bedurf-
ten dringender Instandsetzung und Modernisierung, es herrschten Wohnungse-
lend und drückende Arbeitslosigkeit, die außergewöhnlich heftige Revolutions-
bewegung und die lange militärische Besatzung hatten Ruf und Bedeutung Düs-
seldorfs als Verkehrs- und Wirtschaftszentrum schwer erschüttert. Tiefe Ver-
zweiflung lag über der Stadt. "Damals, im Frühjahr 1924" - resümierte Lehr spä-
ter richtig -
bestand in der gesamten Bevölkerung nur ein Wunsch - daß endlich das
Ende der Leiden gekommen sein möchte, und daß man Düsseldorf, die
einst so lebenssprühende, vom stärksten Zukunftswillen beseelte und jetzt
gänzlich darniederliegende Stadt wieder aufrichten möchte.
Entsprechend lautete der feierliche Schlußappell des Zentrumsfraktionsvorsitzen-
den Adams, der bei Lehrs Amtseinführung im Auftrag der meisten Stadtverordne-
ten sprach. "Der Platz an der Sonne", den Düsseldorf "immer gehabt" und auf den
es auch Anspruch habe, müsse zurückgewonnen werden, mahnte Adams den
Bei insgesamt 75 Sitzen besetzten das Zentrum 21, die DNVP 12 und die DVP 7. Zen-
trum und DNVP galten praktisch über die gesamte Zeit als die wichtigsten "Regierungs-
parteien". Lehrs Wahlbewertung aus: R. LEHR, Finanzwesen, in: Düsseldorf, hg. v. H.A. Lux,
S.155-161.
Düsseldorf 1924-1929 221
Verwaltungschef da. "Führen Sie uns zum Wiederaufstieg Düsseldorfs innen und
außen! Wir werden Ihnen folgen."128
Mit Hilfe der verbesserten äußeren Bedingungen gelang der Verwaltung in den
nächsten fünf Jahren tatsächlich eine beeindruckend kraftvolle und systematische
Stadtentwicklung, wie sie seit der glanzvollen Amtszeit des geschätzten Alt-
Oberbürgermeisters Marx (1899-1910) nicht mehr vorgekommen war und auch
erst nach 1945 wieder erreicht werden sollte. Bedeutende Maßnahmen waren
verkehrspolitisch z.B. die Verbreiterung der Oberkasseler (1926) und der Neubau
der Neusser Rheinbrücke (1929), ferner die Einrichtung des Flugplatzes Düssel-
dorf-Lohausen (1927), wirtschaftspolitisch die Konsolidierung der kommunalen
Betriebe, der erfolgreiche Wettbewerb um den Hauptsitz der Vereinigten Stahl-
werke - des größten Montantrusts Europas (1926) - sowie die lukrativen Einge-
meindungen (1929). Kulturpolitisch bestachen der Ausbau der Museumsland-
schaft ("Reichsmuseum für Gesellschafts- und Wirtschaftskunde" 1928) und die
rege Ausstellungstätigkeit (unter anderem "Deutsche Kunst 1928"), sozialpoli-
tisch die stete Perfektionierung der Fürsorgeeinrichtungen und das stattliche
Wohnungsbauprogramm. Zwischen 1925 und 1929 entstanden rund 12.000, vor-
nehmlich für einkommensschwache Familien geplante Wohnungen, bis zum
Zusammenbruch der Baufinanzierung im Jahre 1932 kamen noch etwa 5.500
weitere hinzu.
Eine neue Brücke, Flughafen und Museum waren im selben Zeitraum bekannt-
lich aber auch im kleineren Mannheim geschaffen worden. Ebenso demonstriert
der Vergleich der Wohnungsbaubilanzen, daß Lehrs Düsseldorfer Vormarsch die
materiellen Leistungen der Ära Kutzer im Grunde kaum übertraf. Zwar produ-
zierte man in Düsseldorf bis auf 1927 jedes Jahr mehr Wohnungen als in Mann-
heim, auf die Bevölkerungszahl umgerechnet lag die niederrheinische Stadt zwi-
schen 1925 und 1929 jedoch einzig in ihrem besten Jahr (1928) wirklich vorn.129
Wenn Lehrs Verwaltung trotz bemerkenswerter Übereinstimmung der konkreten
Erfolge dennoch ungleich imponierender wirkte als die Kutzers, resultierte dies
VSTVD 1924, S.206f., 207 (Sitzung v. 12.7.1924). Adams sprach für alle Fraktionen mit
Ausnahme der kommunistischen. Ähnlich äußerte sich der Vertreter des Regierungspräsiden-
ten, Regierungsdirektor Hoche, in: ebd., S.203f. Lehrs Erinnerung nach: ASTD 1929, S.159-
169, 160 (Öffentlicher Rechenschaftsbericht v. 4.11.1929). Vgl. auch VSTVD 1927, S.281
(Einleitung zur Debatte über den Nachtragshaushalt 1927/28); ST AD, Nl. Lehr, Nr. 50 ("Aus
meinem Leben"). Zur objektiven Lage vgl. bes. die DÜSSELDORFER VERWALTUNGSBERICHTE
1922/24 u. 1925/27.
129 Die Düsseldorfer Wohnungsbauzahlen nach: JACHMANN, Düsseldorf in der Weltwirt-
schaftskrise, S.211 u. 221 (1925: 825, 1926: 2.342, 1927: 1.863, 1928: 4.336, 1929: 2.535,
1930: 3.307, 1931: 2.165, 1932: 778). Zum Übrigen vgl. bes. HÜTTENBERGER, Düsseldorf,
S.362-419 u. FORST, Robert Lehr.
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aus der überlegenen Vitalität und Zielstrebigkeit sowie der überaus geschickten
Imagepfiege des Düsseldorfer Oberbürgermeisters. So zog Lehr etwa in einem
großangelegten Rückblick auf seine ersten fünf Amtsjahre just die hervorragende
Zahl für 1928 heran, um Düsseldorf an den Wohnungsbauergebnissen der Nach-
barstädte zu messen. Seine ersten Haushaltsberatungen als Stadtoberhaupt legte
er schon auf den Januar 1925, nach eigenem Bekunden als "ein äußeres Zeichen
dafür, wie wir uns gemeinsam bemühen, zu geordneten Verhältnissen zurückzu-
kehren." Ohne genaue Kenntnis der Reichssteuerüberweisungen hätte der vor-
sichtige Theodor Kutzer demgegenüber niemals gewagt, einen Etatentwurf ein-
zubringen. Folglich kam der Mannheimer Haushaltsplan regelmäßig zu spät, d.h.
erst nach dem 1. April, dem jeweiligen Beginn des neuen Geschäftsjahres. Kut-
zers Nachfolger Heimerich arrangierte dann sogleich die durchaus registrierte
"erfreuliche Tatsache", daß der städtische Voranschlag erstmals seit dem Kriege
auch in Mannheim rechtzeitig verabschiedet werden konnte.131 Daß es mit Düs-
seldorf wieder stark aufwärtsging, unterstrich Lehr ferner mit einer dichten Kette
städtischer Festveranstaltungen. So beging die Stadt 1925 ausgiebig die tausend-
jährige Zugehörigkeit des Rheinlands zum Deutschen Reich ("Jahrtausendfeier"
Mai/Juni) und feierte stürmisch den Abzug der französischen Besatzungstruppen
(August) sowie den Besuch des Reichspräsidenten von Hindenburg (September).
1926 folgten die städtische "Befreiungsfeier" im linksrheinischen Oberkassel
(Februar), die festliche Einweihung der verbreiterten Oberkasseler Rheinbrücke
(April), anschließend unzählige Feierlichkeiten anläßlich der Gesolei.132
Der besondere Kraftakt der Gesolei, der "Großen Ausstellung Düsseldorf 1926
für Gesundheitspflege, soziale Fürsorge und Leibesübungen", bildete zweifellos
ein weiteres Motiv für den überragenden Eindruck der Düsseldorfer Aufbaulei-
stung. Im Herbst 1924 von dem Düsseldorfer Medizinprofessor Arthur Schloß-
mann aufgebracht und fortan energisch verfolgt, galt dem Oberbürgermeister die
Idee einer gewaltigen Ausstellung sowohl als geeigneter Grundstein einer erfolg-
reichen "Außenfrontpolitik", die "Düsseldorf wieder auf die Landkarte bringen",
sein früheres Renommee erneuern konnte, als auch als brauchbarer Weg, die
heimische Wirtschaft anzukurbeln und die kursierende Mutlosigkeit zu bezwin-
V S T V D 1925, S.2-4, 3 (Sitzung v. 13.1.1925, Einleitung zur Generaldebatte) . Z u m V o n -
gen vgl. die Rede Oberbürgermeis ter Lehrs auf dem "parlamentarischen Abend" (ein Empfang
für die scheidende Stadtverordnetenversammlung und geladene Gäste) vom 4. November 1929,
nach: A S T D 1929, S. 159-169, 163. Die Rede wird fortan zitiert als: RECHENSCHAFTSREDE
1929.
131 Vgl . N M Z 195 v. 27.4.1929 (Kommunalpol i t ischer Abend des Mannheimer DVP-
Ortsvereins v. 26.4.) .
132 Zur Jahrtausendfeier vgl. Lux/WEBER, Bericht über die Jubiläums-Ausstel lungen 1925;
FORST, Robert Lehr, S.65. Zu den "Befreiungsfeiern" vgl. VERWALTUNGSBERICHT DÜS-
SELDORF 1925/27, S.53f. u. 57. Zum Reichspräsidenten-Besuch vgl. unten, S.232, Anm.146 .
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gen. Die Gesolei - erläuterte Lehr rückblickend - "sollte eine Abgeltung für mehr
als ein Jahrzehnt des Leidens und des Stillstandes, eine Gewaltkur sein." Die
Verwaltung habe sich nicht auf fremde Hilfe verlassen, sondern durch beherzte
Eigeninitiative Düsseldorfs "Wiedererweckung" vorantreiben wollen. Allein
solches Handeln erzeuge schließlich die unentbehrliche "Machtstellung" gegen-
über den konkurrierenden Nachbarn und den Zentralbehörden und sichere die
Chance auf eine bessere Zukunft. "Wer alle seine Mittel nur anwendet, um der
Not des Leibes zu steuern" - so der Oberbürgermeister - "hält den Geist im Ge-
fängnis des Augenblicks und seiner Armut."133
Als die Gesolei im Oktober 1926 nach eineinhalbjähriger Vorbereitungszeit
und fünf ereignisreichen Veranstaltungsmonaten abgeschlossen war, durfte Lehr
ein stolzes Ergebnis vorstellen. Öffentliche und private Aufträge in Höhe von
etwa 30 Millionen RM hatte die Ausstellung hervorgerufen, außerdem die bei-
spiellose Zahl von 7,5 Millionen Besuchern sowie Hunderte von Kongressen,
Vereinstagungen und sonstigen Sonderveranstaltungen. Als bleibende Werte zu
buchen waren daneben der neugestaltete Rheinpark, das geräumige Planetarium
(die heutige Tonhalle), ein großes Restaurant am Rhein (Rheinterrasse) und drei
weitere repräsentative Gebäude, später als "Reichsmuseum für Gesellschafts- und
Wirtschaftskunde" (heute Landesmuseum Volk und Wirtschaft), neues Kunstmu-
seum und Ausstellungspalast genutzt. Auch die ideellen Absichten schienen dem
Oberbürgermeister geglückt. "Düsseldorf wird nicht mehr nur gezählt unter den
Großstädten Deutschland, es wird wieder gewogen und gewertet", rühmte Lehr
z.B. in einem prachtvollen Gesolei-Erinnerungsband. Und in einer letzten Presse-
konferenz zum Abschluß der Ausstellung sah er obendrein als erwiesen an,
daß von der Düsseldorfer Ausstellung ein Strom von Lebensfreude, Wil-
lenskraft und Glauben an Deutschlands Zukunft ausging, daß die Zuver-
sicht und Schaffenskraft, die uns beseelten, im Anblick der Ausstellung
unmittelbar übergingen auf den Beschauer und ihn kräftigten zur eigenen
Arbeit. Dieser Erfolg gilt viel in einer Zeit, in der Zweifel und Mißmut ein
Volk seelisch und geistig niederzudrücken drohen.134
Die Zitate nach: LEHR, Rechenschaftsrede 1929, S.161 u. 163 ; VSTVD 1929, S.36-42,
36 (Verwaltungsbericht für das Geschäftsjahr 1928/29) u. R. LEHR, Die Gesolei, Düsseldorf
wieder dem Licht entgegen, in: Ge-So-Lei. Große Ausstellung Düsseldorf 1926 für Gesund-
heitspflege, soziale Fürsorge und Leibesübungen. Im Auftrage des Ausstellungsvorstandes hg.
v. A. Schloßmann, zusammengestellt u. bearb. v. M. Fraenkel (Düsseldorf 1927), Bd.l, S.18-
22, 20.
134 VERWALTUNGSBERICHT DÜSSELDORF 1925/27, S.3-7, 3f. (Pressekonferenz v. 16.10.
1926). Das erste Zitat aus: LEHR, Düsseldorf wieder dem Licht entgegen, S.20. Weiteres zur
Gesolei vgl. unten, S.229f.
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Allerdings hatte die Ausstellung bei aller Anerkennung selbst auch wieder eini-
gen "Mißmut" bewirkt. Trotz gründlicher Rechtfertigung des Rathauses bot ins-
besondere die erhebliche Kostenüberschreitung bei den erwähnten "Dauerbauten"
ein brisantes Thema. Die diesbezüglichen Vorwürfe und Unterstellungen gras-
sierten noch, als die Tage des Aufbauens und Feierns längst schon vergessen
waren. Völlig korrekt, aber letztlich vergeblich, konnte der Oberbürgermeister
demgegenüber einwenden, daß gerade seine schärfsten Kritiker aus dem gewerb-
lichen Mittelstand ebenso laut protestiert hätten, wenn die Ausführung der Pläne
etwa unterlassen worden wäre.135
Wie Oberbürgermeister Kutzer und die übrigen Kollegen setzte Robert Lehr
mit seinem wachen Engagement für die Kommunalwirtschaft, den sozialen Woh-
nungsbau und die Abrundung der städtischen Fürsorgeeinrichtungen die soziale
Leistungsverwaltung der Vorkriegszeit konsequent fort. Mehr als einmal geriet er
dabei unwillkürlich in eine Interessengemeinschaft mit der Düsseldorfer Sozial-
demokratie gegen Stadtverordnete der bürgerlichen Rechten und örtliche Wirt-
schaftsführer. Nach dem überstürzten Städtewachstum der letzten Jahrzehnte
habe "jeder Oberbürgermeister, ganz unabhängig von seiner politischen Einstel-
lung", zwangsläufigen wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben Rechnung zu
tragen, erklärte die sozialdemokratische "Volkszeitung" Lehrs Dilemma:
So sehen wir denn in manchen Großstädten, daß Oberbürgermeister, die
'von Haus aus' durchaus privatwirtschaftlich eingestellt sind, die kommu-
nale Gemeinwirtschaft fördern müssen [...JIn sozialen Fragen müssen
manche Oberbürgermeister, die 'von Haus aus' von Sozialpolitik nichts
wissen wollen, notgedrungen umfassende Einrichtungen und Maßnahmen
treffen und geraten dadurch auch vielfach in Widerspruch mit sogenann-
ten wirtschaftlichen Interessen von Industrie, Handel und Gewerbe'.
Lehr selbst versuchte mitunter, die kommunale Daseinsfürsorge als krisenverhü-
tendes Mittel akzeptabel zu machen. Wer sich der "Elendsbilder von 1923" erin-
nere, der geplünderten Geschäfte und umkämpften Barrikaden, müsse zu dem
Schluß kommen, daß eine engagierte Sozialpolitik "nicht nur moralische Pflicht,
sondern auch politische Klugheit" bedeute.136 Im übrigen entschädigte er die
135 Vgl. unter anderem VSTVD 1926, S.226-242 (große Debatte über das finanzielle Ergeb-
nis der Gesolei); ST AD, Abt. III, Nr.l8092f. (Kontroversen Lehrs mit DVP und DNVP);
VSTVD 1926, S.248 u. 1927, S.64-68 (energische Verwahrung des Oberbürgermeisters gegen
die unablässige Agitation des Wirtschaftsbundes); RECHENSCHAFTSREDE 1929, S.162.
136 RECHENSCHAFTSREDE 1929, S.164. D a s vor ige Zi ta t aus : V Z 192 V. 17.8. 1927 (Hervor-
hebungen im Original). Vgl. ferner VSTVD 1929, S.49-51 (Stadtverordneter Saupe (SPD) zum
städtischen Haushalt 1929/30). Zu Differenzen Lehrs mit Repräsentanten der Wirtschaft vgl.
z.B. seine Stellungnahmen in: ebd., 1925, S.250f. u. 360-362; 1927, S.280-283; 1929, S.41.
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Opponenten aus dem rechten Lager üppig: erstens durch seine Prestigeprojekte,
wie Gesolei, Vereinigte Stahlwerke oder Verkehrsflughafen Düsseldorf, zweitens
durch die langjährige Hinnahme einer sehr entgegenkommenden Steuerpolitik.
Gewerbe- und Grundsteuer, die beiden wichtigsten Gemeindesteuern stiegen in
Düsseldorf bis 1930 kaum an und lagen im allgemeinen beträchtlich unter den
Forderungen vergleichbarer Großstädte. Die gewaltigen städtischen Investitionen
wurden folglich zu größeren Teilen mit den ungewohnt stark in Anspruch ge-
nommenen kommunalen Betriebsüberschüssen und mit Krediten finanziert. Be-
zifferten sich die städtischen Schulden am 1. April 1925 noch auf rund 26 Millio-
nen RM, so wuchsen sie bis 1928 über 38 (1926) und 48 (1927) auf 71 Millionen
RM, wobei der Anteil der kurzfristigen Schulden zuletzt beinahe 50% betrug. Der
Gipfel des wirtschaftsfreundlichen Düsseldorfer Finanzgebarens war 1929 er-
reicht, als DVP, DNVP und Wirtschaftsbund bei den Haushaltsberatungen Real-
steuererhöhungen erneut strikt ablehnten, ja sogar Senkungen forderten, und der
Etat schließlich mit übertriebenen Mehrentnahmen aus dem Gas- und Elektrizi-
tätswerk und aus der Straßenbahn sowie einer Wassergelderhöhung balanciert
werden mußte. Weder die Bahn noch die Stadtwerke konnten die Mehrbelastung
tragen und wiesen am Ende des Jahres Defizite aus.137
Wenngleich die Sozialdemokratie diese Finanzpolitik dauernd beanstandete
und vor allem DVP und Wirtschaftsbund andererseits wieder gegen die Wirt-
schafts- und Sozialpolitik polemisierten, vermochte die Stadtverwaltung in den
mittleren zwanziger Jahren doch beide Flügel insgesamt leidlich zufriedenzustel-
len, mit ihren großzügigen Investitionen in Prestige- und in Sozialaufgaben quasi
eine schichten- und interessenübergreifende Integrationsklammer aufzubauen.
Einen vergleichbaren Spagat konnte es hinsichtlich der formalen Durchsetzung
der gesetzten Ziele allerdings nicht geben. Viel stärker nach dem Geschmack der
Rechten als von Sozialdemokraten erschien denn auch Lehrs höchst pathetische
Öffentlichkeitsarbeit, die - das gesamte Verwaltungshandeln intensiv begleitend -
im Stil bruchlos der späten Kaiserzeit folgte. Mit großer Vorliebe gebrauchte der
Oberbürgermeister z.B. die schon ehedem populäre Lichtmetaphorik, um den
jüngsten Fortschritt zu kennzeichnen, und bemühte er Schicksal und Vorbestim-
mung als geschichtswirkende Kraft. Düsseldorf strebe heute "machtvoll zum
Vgl. VSTVD 1929, S.49-63 u. 109, 134 u. 137 (Sitzungen v. 15. u. 16.3. 1929). Zur
Steuerentwicklung vgl. ebd., S.40 (Einleitung Lehrs zur Haushaltsdebatte) u. RECHEN-
SCHAFTSREDE 1929, S.167f. Zur überdurchschnittlichen Belastung der Stadrwerke vgl. z.B.
VSTVD 1930, S.274 (Einleitung Lehrs zur Haushaltsdebatte, Teil 2). Demnach deckte Düssel-
dorf im Geschäftsjahr 1929/30 ca. 31% des Finanzbedarfs aus seinen Betrieben (Köln dagegen
27%, Frankfurt/M. 19%, Berlin 16%, Duisburg 14%, Essen 11%, Gelsenkirchen 7%). Zur
Jahresbilanz der städtischen Unternehmen vgl. ebd., S.96 (Etatrede Lehrs). Die städtischen
Schuldennach: VERWALTUNGSBERICHTDÜSSELDORF 1925/1927, S.69.
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Licht", trachte entschlossen den "Platz an der Sonne" zurückzuerobern, war
ständig zu erfahren. "Nach zehn Jahren schwerster Schicksalsschläge", "tiefen
Falls", "unverschuldeten Niederganges" dürfe es nunmehr mit frischem Mut
"neuer Zukunft" entgegensehen. Der künftige Weg - so hieß es an anderer Stelle
bezeichnend - sei durch die glanzvolle Vergangenheit vorbereitet:
Düsseldorf war die schöne und lockende Stadt der Künste, war die Stadt
der Industrie und der großen wirtschaftlichen Verbände, war die Stadt der
Kongresse und der großen Ausstellungen. Zu dieser Eigenart wollen und
werden wir zurückkehren}11
Mit den Stadtverordneten des rechten Lagers ebenfalls einig wußte sich Lehr in
der konstanten Ablehnung der kommunalen Parteiendemokratie. Wie Theodor
Kutzer stellte er ihr ein Regiment ungebundener Sachwalter entgegen, "keiner
Partei Untertan" und auch gegenüber den Wählern mit viel "Bekennermut" und
"Rückgrat". Daß sie selbst keineswegs immer unparteiisch bzw. von Gruppenin-
teressen unbeeinflußt agierten, vermochten weder der Oberbürgermeister noch
die Repräsentanten der altüberlieferten Stadtverordnetenfraktionen einzugeste-
hen. Wie weit ihre Selbstgerechtigkeit teilweise ging, belegt ein vertraulicher,
direkt an Lehr gesandter Protestbrief des DVP-Fraktionsvorsitzenden Fusbahn
vom Februar 1925. In den Fachausschußsitzungen der letzten Zeit habe Fräulein
Dr. Torhorst - die der USPD angehörende Beigeordnete für das Fach- und Be-
rufsschulwesen - mehrmals "kurzerhand mit der Linken die Vertreter der bürger-
lichen Parteien überstimmt", beschwerte sich Fusbahn hier ernstlich. Infolgedes-
sen seien unter anderem eine Dienstfahrkarte für einen städtischen Jugendpfleger
nicht bewilligt und ein Vertagungsantrag zur Beratung der Schulferienordnung
abgelehnt worden. Seine Fraktion mißbillige das Verhalten der Beigeordneten auf
das schärfste und werde "diese Dame, welche offenbar nur die Ziele ihrer Partei
verfolgt, entsprechend bekämpfen." Vom Oberbürgermeister aber erwarte sie
Schritte, die einen Stichentscheid seiner Vertreterin zugunsten der Linken fortan
verhinderten.139
138 VERWALTUNGSBERICHT DUSSELDORF 1925/27, S.4 (P res sekonfe renz Lehrs v.
16.10.1926). Vgl. außerdem V S T V D 1924, 204-206 (Antrittsrede); 1925, S.2-4 (Sitzung v.
13.1. 1925, Einleitung zur Haushaltsdebatte); DN v. 8.6.1925 (Rede Lehrs anläßlich der Jahr-
tausendfeier v. 7.6.1925); Rede Lehrs anläßlich der Gesolei-Vorbesichtigung durch die deut-
sche Presse (nach H.A. LUX, Presse- und Werbedienst, in: Gesolei, Bd.l, S. 176-204, 196);
VSTVD 1927, S.64-68 (Sitzung v. 11.4.1927, Verwaltungsbericht Lehrs für das Geschäftsjahr
1926/1927).
139 Schreiben Fusbahns an Lehr v. 18.2.1925, in: STAD, Abt. III, Nr.18092. Die Antwort
Lehrs ist in dem Aktenfaszikel nicht enthalten. Zum Vongen vgl. VSTVD 1926, S.33; 1927,
S.229f.; 1929, S.2.
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Lehre eigene öffentliche Stellungnahmen bekunden, daß er die vielbenutzte
herkömmliche Argumentation, wonach die gemeindliche Selbstverwaltung ein
grundsätzlich unpolitischer Vorgang sei, nicht mehr unterstützte, sondern die
faktische Angleichung von Staats- und Kommunalverwaltung immerhin aner-
kannte. An seinem Widerwillen gegen den "Parteibetrieb" änderte dies indes gar
nichts. Darüber hinaus schätzte der Düsseldorfer Oberbürgermeister den gesam-
ten Parlamentarismus gering. Eine häufige, deutliche Mißachtung der Gemeinde-
vertretung trug ihm bisweilen sogar von Seiten nahestehender Gruppen den Vor-
wurf diktatorischer Amtsführung ein. Für lautstarke Kritik sorgten etwa Lehrs
autokratisches Vorgehen bei der Neuberufung des Stadttheaterintendanten 1925
oder das erbitterte Ringen um die Besetzung einer Schulleiterstelle, das sich über
viele Monate desselben Jahres hinzog. Nachdem ein vom Stadtparlament ein-
stimmig gewählter Bewerber das Amt ausgeschlagen hatte, favorisierte der Ober-
bürgermeister hier den Studienrat und prominenten deutschnationalen Stadtver-
ordneten Ellenbeck, während eine Mehrheit von Lehrerkollegium und Elternbei-
rat, der "Stadtverband für Frauenbestrebungen" und mehrere Rathausparteien für
Clara Ebeling, die erfahrene Konrektorin und kommissarische Schulleiterin, ein-
traten. Als schließlich auch die Stadtverordnetenversammlung knapp für Ebeling
votierte, setzte sich Lehr kaltblütig darüber hinweg und stritt mit aller Macht
weiter. Mit einem Kompromißkandidaten gelang es ihm zuletzt, Ebelings Anstel-
lung abzuwenden. Ellenbeck, der wertvolle kommunalpolitische Helfer, erhielt
dann zwei Jahre später ein anderes Rektorenamt.140 Angesichts derartiger Vorfäl-
Vgl. STAD, Ausschußprotokolle, Bd.160 (Beigeordneten-Konferenzen v. 12.9., 13.11.
1925), Bd. 211 (Besprechungen mit den Fraktionsführem v. 20.10. u. 2.12.1925), Bd.200 a
(Sitzungen des Personalausschusses v. 15.12.1924, 7.1., 4.3., 30.9., 7.12.1925); STAD, Abt. III,
Nr.18094 u. Nl. Lehr, Nr.l (Briefwechsel Lehrs mit Ellenbeck); VSTVD 1925, S.286-289
(Sitzung v. 8.10. 1925, Wahl eines Direktors für die Luisenschule, 38:35 Stimmen für Ebelmg);
STAD, Abt. III, Nr. 18092 (Gutachten des Schuldezementen Herold zur Eignung Ebelings bzw.
Ellenbecks; Protestbrief Clara Ebelings gegen rufschädigende, unwahre öffentliche Äußerun-
gen Lehrs; Schreiben Lehrs an den DVP-Fraktionsvorsitzenden Fusbahn v. 20.11. bzw. 7.12.
1925: "Ich werde mich von keiner Partei zwingen lassen, eine unzureichende Kraft lebensläng-
lich an die Spitze einer unserer größten Schulen zu stellen." "Ich bin nicht der Auffassung, daß
bei dem Kampf, den ich jetzt zu fuhren gezwungen bin, mein Ansehen irgendwie leiden könnte.
Es hätte nur leiden können, wenn ich diesem Kampfe aus dem Wege gegangen wäre und mich
einem Machtgebot entgegen meiner Oberzeugung unterworfen hätte."). Lehr bemühte sich
anfangs, Ebeling zum Verzicht zu bewegen und stellte später ihre Eignung öffentlich in Frage.
Daneben suchte er Unterstützung beim Provinzialschulkollegium und sogar beim preußischen
Kultusminister. Zuletzt bildete er eine neue Vorschlagsliste. Zugleich schrieb er die bis dahin
vage Rechtslage bei der Auswahl von Schulleitern dauerhaft fest. Die Stadtverordneten wurden
künftig nur noch gehört, die definitive Entscheidung stand der Verwaltung zu. Vgl. VSTVD
1925, S.382-386 (Sitzung v. 8.12.1925, Anstellung eines Direktors für die Luisenschule, beru-
fen wurde nun ein auswärtiger Pädagoge); ebd., 1927, S.226f. (Sitzung v. 19.7.1927, Ernen-
nung Ellenbecks zum Direktor der Hindenburgschule). Zum Presseecho vgl. u.a. DLZ 36 v.
5.9., 41 v. 10.10., 42 v. 17.10., 45 v. 7.11. u. 49 v. 5.12.1925; DN 498 v. 9.10. u. 507 v.
14.10.1925; FREIHEIT 237 v. 9.10. u. 292 v. 14.12.1925. Zur Intendantenfrage vgl. STAD, Abt.
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le klang es wie Hohn, wenn das Stadtoberhaupt gelegentlich auf die alles beherr-
schende Stellung der gegenwärtigen Parlamente verwies, die die ehemals "langen
Arme" der Oberbürgermeister doch empfindlich verkürzt hätten. Zwar war Lehr
eine starke politische Führungsrolle jederzeit zuzubilligen, sollte der städtische
Verwaltungschef auch im neuen Staat gewiß keinesfalls bloßes Vollstreckungs-
organ sein, doch bestand andererseits ein verbriefter Anspruch der Bürger auf
politische Partizipation. "Selbstverwaltung heißt nicht, daß die Verwaltung selbst
alles tut", erinnerte deshalb z.B. der sozialdemokratische Stadtverordnete Gerlach
in einer Haushaltsdebatte. "Selbstverwaltung heißt, daß die Bürger sich selbst
verwalten. Das bedeutet nicht stärkere Ausschaltung, sondern stärkere Einschal-
tung der Stadtverordnetenversammlung."141
Oberbürgermeister Lehrs Verzicht auf die strikte Trennung von Staats- und
Gemeindeverwaltung, wie sie noch Köttgen und Kutzer vertreten hatten, gestatte-
te ihm eine freimütigere Beteiligung am geistigen Kampf um die Republik. Nach
eigener Darstellung stets einem "christlich-konservativen, vaterländischen"
Weltbild folgend, gebrauchte Lehr diese Möglichkeit zu betont abschätzigen,
rückwärtsgewandten Kundgebungen. Merkliche Distanz zur bestehenden Staats-
ordnung signalisierten unter anderem seine öffentlichen Spitzen gegen das parla-
mentarische System, provokante Flaggenentscheidungen und die nachlässige
Gestaltung der unvermeidlichen städtischen Verfassungsfeiern. Die klare Vorlie-
be für den verlorenen Obrigkeitsstaat enthüllten etwa die Bewertung von Welt-
krieg und Revolution, der Gedankengehalt der Gesolei, Lehrs eifriger Hinden-
burg-Kult oder der auffallend aufwendige Empfang für die Hohenzollernprinzes-
sin Cecilie anläßlich eines Gesolei-Besuchs.
Im Jahre VIII der deutschen Republik gibt es am freien deutschen Rheine
eine Stadt, deren Oberbürgermeister bei blaublütigen Gesolei-Gästen den
mehr oder minder hohen Besuch wie ein reuß-schleiz-lobensteinischer
Hofzeremonienmeister umtänzelt und beweihräuchert.
spottete noch lange nach Lehrs Begrüßungsaktion sogar eine Dortmunder bür-
gerliche Zeitung. Und der sozialdemokratische Abgeordnete Berten kommentier-
te in der Düsseldorfer Stadtverordnetenversammlung zynisch, er habe "tat-
sächlich [...] einmal Angst gehabt, daß unser sehr tatkräftiger Oberbürgermeister
vor Ehrfurcht ersterben werde." Nirgends hätten die jüngsten "Freiheitsbäume,
die man mit so viel Begeisterung pflanzte, die erhofften Früchte getragen", kon-
III, Nr. 18092 (Protestschreiben des DVP-Fraktionsvorsitzenden Fusbahn v. 26.8.1925 gegen
die Nichtachtung von Beschlüssen des Theaterausschusses und der Fraktionsfuhrer).
M I V S T V D 1927, S.77f., 78. Zum Vorigen vgl. ebd. 1926, S.52f. u. 228 oder die oben
(S.170) schon zitierte Bemerkung aus dem Jahr 1925.
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terte Lehr z.B. statt dessen. "Und wenn sich die europäischen Nationen heute in
irgendeinem Punkte einig" seien, dann wohl in der Beurteilung des Parlamenta-
rismus. Dies habe er erst kürzlich von dem Historiker Haller gehört. Eventuell
zitiere er aber jetzt falsch. Haller könne ebensogut auch "Verurteilung" gesagt
haben.142
Daß die Gesolei als solche in technischer Hinsicht überaus modern, inhaltlich
jedoch ausgesprochen altväterlich war, hat Peter Hüttenberger in seiner großen
Düsseldorfer Stadtgeschichte eingehend dargelegt. Einige treffende zeitgenössi-
sche Beobachtungen entstammen der Feder des jungen Journalisten Walter Dirks,
der in einem Artikel für die links-katholische "Rhein-Mainische-Volkszeitung"
eine angenehm nüchterne Wertung vollzog. Bei flüchtigem Besuch erweise sich
die Ausstellung als gelungen, notierte der Fünfundzwanzigjährige dort. Es gehe
"sauber und ordentlich" zu und der Betrachter sei "schon nach der ersten Halle
geneigt, ein Lied von deutscher Gründlichkeit zu singen, so genau und differen-
ziert sind alle Statistiken." Hinter der wohlgeformten, glänzenden Fassade ver-
berge sich indes pure Großspurigkeit, Oberflächlichkeit, mangelndes Problem-
bewußtsein in allen zentralen Themenbereichen. Über den bedenklichen Zustand
der gegenwärtigen Volksgesundheit gehe die Ausstellung genauso hinweg wie
über die schwere soziale Not. Die dem Proletariat gewidmete Sonderabteilung sei
dürftig.
Da ist das heikle Thema Krieg, an dem auch vorbeigespielt wird. Die Hy-
giene ist stolz darauf, von den Krankgeschossenen fast alle wieder -
kampffähig gemacht zu haben. Niemand stellt fest, daß es hygienischer
wäre, keinen Krieg zu führen oder - seien wir bescheidener - möglichst
keinen Krieg zufuhren. Dieser Gedanke liegt doch wirklich nicht zu fern.
'DORTMUNDER GENERAL-ANZEIGER v. 20.4.1927, nach: FORST, Robert Lehr, S.143;
VSTVD 1926, S.228 (Lehr) u. 234 (Berten). Vgl. auch ebd., S.123 u. 126 (Kritik des Prinzes-
sinnen-Empfangs durch den Sozialdemokraten Gerlach). Der damals recht bekannte Tübinger
Geschichtsprofessor Johannes Haller (1865-1947), den Lehr hier zitiert, hatte sich durch seine
"Epochen der deutschen Geschichte" (1923) und zeitgeschichtliche Arbeiten bereits als
deutschnationaler Gegner der Republik ausgewiesen. Die zuvor zitierte Selbsteinschätzung aus:
STAD, Nl. Lehr, Nr. 50 ("Aus meinem Leben"). Zu Lehrs Parlamentarismus-Kritik vgl. z.B,
auch VSTVD 1925, S.266 ("Wenn Herr Saupe [SPD] sich dazu hat verleiten lassen, sich aus
dem Gebiete des Schlacht- und Viehhofs auf das weitverzweigte Gebiet der Schafsköpfe zu
verirren und daran anschließend den heutigen Parlamentarismus genannt hat, so möchte ich
ihm vorsichtshalber auf dieses Gebiet nicht folgen (Heiterkeit). Aber ich darf feststellen, daß
das Urteil, das heute in der breiten Öffentlichkeit über den deutschen Parlamentarismus gespro-
chen wird, jedenfalls nicht von der Düsseldorfer Stadtverwaltung und ihrem Oberbürgermeister
verursacht worden ist (Hört, Hört! Heiterkeit).").
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Die Wirkung der gesamten Veranstaltung - schloß Dirks - bleibe somit gering.
Der Besucher verlasse erschöpft das Gelände, habe unglaublich viel Interessantes
gesehen, doch keine manifesten Erkenntnisse, keine neuen Vorsätze gewonnen:
"Man ist nach der Ausstellung in punkto Gesundheitspflege und soziale Fürsorge
derselbe, der man vorher war. Der Bürger wird höchstens um einige Grade zu-
friedener sein."143
Ein entsprechendes Fazit hätte Dirks auch für die amtlichen Verfassungsfeiern
der Stadt Düsseldorf ziehen dürfen. Sie bewirkten bei den Abseitsstehenden ganz
gewiß keinen Einstellungswandel, beim republikanisch gesinnten Bevölkerungs-
teil dagegen alljährlich Verbitterung und Wut. Die Veranstaltungsorganisation
lag meist ganz in den Händen von Beigeordneten, mehrfach fehlte der Oberbür-
germeister sogar unter den Festgästen. Die Saalausschmückung war stets karg,
ebenso ärmlich, manchmal gar absolut unpassend erschienen die Ansprachen und
der musikalische Rahmen. Geradezu einen Affront bedeutete z.B. die Urauffüh-
rung des Liedes "Heimat, mein Deutschland", die am 11. August 1925 der Fest-
rede folgte und das Publikum mit rein chauvinistischen Parolen umwarb. Ver-
gleichsweise annehmbar verlief hiergegen die städtischen Verfassungsfeier 1928,
gestaltet von einem Bonner Universitätsprofessor und einem Ideinen, ernste Mu-
sik vortragenden Orchester. Einem wirklichen Anhänger des neuen Staates
konnte dies freilich ebenfalls noch in keiner Weise genügen. "Weit davon ent-
fernt, eine Verfassungsfeier mit Kirmes und Rausch zu verlangen" - kritisierte
darum ein Leser des "Düsseldorfer Tageblatts" anschließend - denke er doch, daß
eine Feier, welche das feste Bekenntnis zur Republik und ihrer Fahne ablegen
solle, bedeutend anders aussehen müsse.
Betrachten wir nur das äußere Bild. An der Tonhalle hängt eine sehr
schmutzige Reichs- und eine Stadtflagge. Im Saal selbst einige Fahnen,
einige Bäume und fertig ist die Laube [...] Wer es nicht wußte, hätte nicht
geraten, daß in der Tonhalle die Feier der Republik durch Stadt und Bür-
gerschaft stattfand. Glaubt man nicht, daß eine solche Feier zu Wilhelms
Zeiten anders aufgemacht [worden wäre] und [anders] ausgesehen hätte?
W. DIRKS, Das wahre Gesicht der Gesolei, in: Rhein-Mainische Volkszeitung
(Frankfurt/M.) v. 9.9.1926, aus: StAD, Abt. XXIV, Nr.985. Vgl. daneben HÜTTENBERGER,
Düsseldorf, S.373-381, ferner E. MAI, der im Vergleich zu der Kölner Internationalen Presse-
Ausstellung (PRESSA) 1928 besonders den pointierteren Nationalismus des Düsseldorfer
Projektes hervorhebt (Gesolei und Pressa. Zu Programm und Architektur rheinischen Ausstel-
lungswesens in den zwanziger Jahren, in: Rheinland-Westfalen im Industnezeitalter, Bd.4, hg.
v. K. Düwell u. W. Köllmann (Wuppertal 1985), S.271-287). Eine schier unerschöpfliche
Quelle bilden die beiden voluminösen, 1927 von der Ausstellungsleitung herausgegebenen
Gesolei-Ennnerungsbände.
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Glaubt man, daß die Verfassungsfeier in einem solch traurigen Aufzug je
Gemeingut des Volkes werden wird?
Die wenig mitreißende, allzu akademische Rede des Bonner Professors - so der
Kritiker weiter - habe den trostlosen Eindruck fortgesetzt:
Geflissentlich umging der Herr das Wort 'Republik', dafür 'Deutsche Na-
tion ', kein Wort über Schwarz-Rot-Gold! Wahrlich, man fühlt ganz die
Gegnerschaft gegen diesen Staat, obwohl die Herren der Stadtverwaltung
- muß man nicht den Schein wahren? - anwesend waren.'44
Den wohl größten Skandal im Streit um die Fahne der Republik leistete sich die
Düsseldorfer Verwaltung, als sie Mitte Mai 1926 an zentralen Stellen der Stadt
die schwarz-weiß-rote Handelsflagge hissen ließ. Kurz nach Bekanntwerden der
restaurativen Zweiten Reichs-Flaggenverordnung vom 5. Mai konnte dies nur als
bewußte politische Demonstration aufgefaßt werden. Sie war es um so mehr, als
in einer vorherigen Fraktionsfuhrersitzung selbst der Vertreter des Düsseldorfer
Zentrums von solchem Schritt noch "dringend abgeraten" hatte. Die Handelsflag-
ge mit den Farben des alten Reiches - so die Begründung - sei eben ausschließ-
lich auf Schiffen, nicht auf dem Lande erlaubt. Wie bei den zahlreichen sonstigen
Beflaggungsvergehen versuchte der Oberbürgermeister im nachhinein, den Vor-
fall als Bagatelle zu behandeln. Daneben beteuerte er die Verfassungstreue seiner
Behörde, verzerrte den Flaggenstreit aber sogleich wieder von einer ernsten Pre-
stigeangelegenheit zu einem harmlosen Toleranzproblem. Da sich große Teile der
Bevölkerung nun einmal mit verschiedenen Meinungen gegenüberstünden, halte
er eine gegenseitige Duldung für allgemeine Pflicht. Solle doch "jeder nach sei-
DT v. 14.8.1928. Das Zitat erscheint mit leichten grammatikalischen Korrekturen. Autor
des Leserbriefes war wahrscheinlich ein dem Zentrum zuneigender Arbeiter. Vgl. auch VZ 189
v. 13.8.1928, worin die Rede des Bonner Professors Behn etwas besser abschnitt. Zur Vorberei-
tung und zum Ablauf der städtischen Festakte vgl. STAD, Abt. III, Nrn.358f. Der bedeutendste
Redner aller amtlichen Düsseldorfer Verfassungsfeiern war der prominente DDP-Reichstags-
abgeordnete Anton Erkelenz (1924), den wohl die DDP für die Aufgabe gewonnen hatte. Die-
selbe Partei hatte auch Ende Juni 1924 im zustandigen Stadtverordnetenausschuß beantragt,
den Verfassungstag festlich zu begehen. DVP, DNVP und KPD schickten die später verteilten
Eintrittskarten an den Oberbürgermeister zurück. Nach Erkelenz sprachen Professor Glücks-
mann (1925), Oberstudiendirektor Kesseler (1926, Direktor der städtischen Luisenschule),
Studienrat Schwering (1927), Professor Behn (DDP, 1928) u. Regierungsassessor Kolb (1929,
SPD, Ehrenvorsitzender des Deutschen Republikanischen Studentenbundes). Das zehnjährige
Jubiläum der Reichsverfassung 1929 wurde etwas großzügiger begangen. Der Anstoß dazu kam
allerdings mehr von Seiten des Reichsbanners und der republikanischen Parteien, weniger aus
dem Rathaus und schon gar nicht von Lehr. Die letzte Strophe des 1925 gesungenen Liedes:
"Singe die alten Lieder und Weisen, recke die Fäuste und schmiede das Eisen. Forme, gestalte
mit kraftvoller Hand, das stolze, das alte, das heilige Vaterland - Deutschland!".
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ner Fasson selig werden." Das sei schon zu Zeiten des alten Fritz das rechte Re-
] 45
zept gewesen.
Angesichts der hier geschilderten sowie manch anderer Begebenheiten gab es
für die Düsseldorfer überhaupt keinen Zweifel, daß ihr Oberbürgermeister den
alten autoritären Staat der neuen Republik bei weitem vorzog. Allerdings setzte
sich Lehr bei allem antirepublikanischen Engagement doch auch zwei sichtbare
Grenzen. Erstens mied er den offenen Bruch mit der herrschenden Staatsgewalt,
zweitens hielt er zu eindeutig parteigebundenen Propagandaaktionen sorgsam
Distanz. Obgleich Lehr z.B. Reichspräsident Hindenburg persönlich als Natio-
nalhelden verehrte und den Besuch 1925 bzw. dessen 80. Geburtstag 1927 je-
weils mit größtem Fleiß vorausplante, erfüllte er im September 1925 loyal die
Auflagen der preußischen Regierung, die nicht ohne Grund nationalistische Ex-
zesse seitens der "vaterländischen", republikfeindlichen Verbände befürchtete.146
Vgl. STAD, Abt. III, Nr.3883 (Protestschreiben der DDP-Fraktion v. 21.5., des Reichs-
banners v. 22.5., Antwort Lehrs an das Reichsbanner v. 9.6. 1926); VSTVD 1926, S.123-126,
126 (Sitzung v. 18.5.1926, Kritik der SPD-Fraktion und die zitierte Stellungnahme Lehrs). Die
Zweite Flaggenverordnung v. 5.5.1926 weitete den zulässigen Nutzungsbereich der Handels-
flagge etwas aus. Vgl. oben, S.144, Anm.165. Eine Zurücksetzung der verfassungsmäßigen
Staatsflagge beanstandeten Republikaner z.B. während der Jahrtausendfeier (vgl. u.a. Antrag
der DDP-Fraktion v. 28.10.1925, künftig in erster Linie Fahnen mit den Reichsfarben zu ver-
wenden), vor der Einweihung der erweiterten Rheinbrücke (vgl. u.a. die Briefe des DDP-
Fraktionsvorsitzenden Halstenberg an Lehr und Rheinbahn-Direktor Schwab v. 20.4.1926)
sowie während der Gastwirtstagung im September 1927 (vgl. u.a. den Bericht der VZ (212 v.
9.9.1927), der nicht nur zahlreiche Gaststätten anprangerte, sondern auch wieder die Stadt:
"Herr Oberbürgermeister Dr. Lehr hat unseres Wissens einmal erklärt, daß [... beim Gebrauch
von städtischen Flaggen] jede Tendenz fernbleiben solle. Wir stellen demgegenüber fest, daß in
der Nähe des Bahnhofs unter 17 städtischen Fahnen 2 - in Buchstaben zwei - Reichsflaggen zu
sehen waren. Warum nicht nur eine? Wer hat das angeordnet und wer ist dafür verantwortlich?"
Die restlichen Fahnen zeigten die Landes-, Provinz- und Stadtfarben bzw. das Düsseldorfer
Stadtwappen). Zu allen drei Vorgängen vgl. Abt. III, Nr.3883.
146 Zum Hindenburg-Besuch vgl. STAD, Abt. III, Nr. 1098 (Besuchsprogramm, vorberei-
tender Schriftverkehr). Darunter die telefonisch übermittelte Anweisung der Staatsregierung,
"daß politische (rechts) Organisationen bei der Begrüßung des Herrn Reichspräsidenten nicht
über den Rahmen der [... sonst üblichen] Kundgebungen (Huldigungen)" hinausgehen und auch
nicht überproportional vertreten sein sollten, daß überdies "bei den Spalierbildungen" keinerlei
Fahnen, Abzeichen oder sonstige politische Symbole zu gestatten seien. Noch am selben Tag
bat Lehr die Stadtverordneten Schwietzke (DNVP), Fusbahn (DVP) und Guthmann (Zentrum),
"auf Ihre Freunde entsprechend einzuwirken." Femer organisierte er Kontrollen durch städti-
sche Bedienstete. Die Akte enthält außerdem zahlreiche Programmvorschläge, Anfragen nach
Platzkarten für das Rheinstadion oder Bitten, Hindenburg persönlich begegnen zu können -
teils Zeugnisse einer wahren Hindenburg-Hystene (wie z.B. die drohende Warnung, ein zur
Hindenburg-Feier engagiertes Orchester auftreten zu lassen, da jenes kurz zuvor auch beim
"Roten Tag" der KPD gespielt habe und damit wohl kaum geeignet sei, "zu einer Feier, bei der
Exzellenz Hindenburg persönlich erscheint, den musikalischen Teil zu übernehmen"). Zu den
Plänen anläßlich des 80. Geburtstags des Reichspräsidenten vgl. STAD, Abschlußprotokolle,
Bd.212 (Fraktionsführer-Besprechungen v. 6.7. u. 20.9. 1927); Abt. III, Nrn. 1111 u. 3773); DN
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Und trotz seiner Mitgliedschaft in der DNVP blieb der Düsseldorfer Oberbür-
germeister auch nach 1929 eine sehr autonome Persönlichkeit. Er lehnte demzu-
folge die Anerkennung der kommunalpolitischen Parteirichtlinien ab, verweigerte
die Beteiligung am Volksbegehren zur vorzeitigen Auflösung des preußischen
Landtages (Frühjahr 1931) und wählte bei der Einweihung des umstrittenen
Denkmals für den "Ruhrkämpfer" Schlageter (23.5.31) eine eigenständige, mehr
auf Konsens bedachte Lesart. Die anschließenden Vorwürfe deutschnationaler
Parteimitglieder ließ Lehr nicht gelten. Als "Beamter altpreußischer Staatsaufas-
sung" erachtete er eine unparteiische Haltung stets für seine "vornehmste Pflicht",
wollte er niemals nur einer politischen Gruppe dienstbar sein, sondern unabhän-
gig versuchen, "das Trennende zu überbrücken und die Bürger der Stadt auf die
große vaterländische Linie zurückzuführen."147
Als der Oberbürgermeister auf diese Weise die innere Einheit beschwor, war
die Phase der kraftvollen Stadtentwicklung schon wieder vorbei, hatte er anstelle
von weiteren integrationsstiftenden Investitionsvorhaben nur noch gravierende
Einschränkungen zu verkünden. Nun sollte sich rächen, daß in Lehrs "neuem"
Düsseldorf zum wahrhaft verdienstvollen materiellen kein geistiger Neubeginn
getreten war. Oder anders gesprochen: daß das Düsseldorfer Rathaus in den
mittleren zwanziger Jahren zwar die sozialen Verhältnisse fortlaufend mitverän-
dert hatte, aber dazu beharrlich eine längst obsolete, aristokratisch-autoritäre
politische Ordnung anpries. Dieses Konzept einer entschlossenen zivilisatori-
schen Modernisierung bei gleichzeitiger politischer Restauration konnte zunächst
mit seiner Tatkraft und seinen äußeren Erfolgen wohl faszinieren, dauerhaft aber
nicht aufgehen, da es den Anspruch der Massen auf politische Teilhabe allzu kraß
unterschlug. Wesentliche Teile daraus - etwa die geschickte Vermarktung presti-
geträchtiger Großprojekte, indes auch die Ablehnung von Parteien und Parteien-
parlamentarismus oder die Verketzerung politischen Streits - nahmen freilich die
Nationalsozialisten auf. Ihnen spielte Lehr ungewollt zu.148
476 v.15.9.1927. Gemessen an seinen Amtskollegen betrieb Lehr hier einen außergewöhnli-
chen Aufwand und setzte sich mit der Ausrichtung von Sportwettkämpfen ("Hindenburg-
Spiele") und einer Abendveranstaltung sogar über die ausdrückliche Bitte der Reichsregierung
hinweg, auf besondere Feierlichkeiten zu verzichten.
147STAD, Nl. Lehr, Nr. 15 (Schreiben Lehrs an den DNVP-Ortsgruppenvorstand v. 24.6.
1931). Der Redetext zur Denkmalseinweihung sowie Entwürfe ebd. Zum genauen Verlauf der
Auseinandersetzungen zwischen Lehr und der DNVP vgl. GEMEIN, Die DNVP in Düsseldorf,
S.66-70U.188-190.
148 Vgl. dazu HÜTTENBERGER, Düsseldorf, bes. S.395 u. WINKLER, Weimar, bes. S.611-613.
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4.4 Unterwegs zur "lebendigen Stadt": Aufbruchsstimmung und
politischer Neuansatz bei Hermann Heimerich 1928/29
Unter den vier Oberbürgermeistern Düsseldorfs bzw. Mannheims in der Wei-
marer Republik war Hermann Heimerich der einzige entschiedene Republikaner.
Während sich Kutzer und Köttgen aus der Debatte heraushielten oder bestenfalls
als Vernunftrepublikaner argumentierten und Lehr dem neuen Staat sogar unmiß-
verständlich den Rücken kehrte, votierte der Sozialdemokrat klar für dessen dau-
erhaften Bestand. Verläßliche Indikatoren der Staatsauffassung bilden auch bei
Heimerich zunächst das Verhalten im Flaggenstreit und - mehr noch - die Gestal-
tung der jährlichen Verfassungstage. Für die amtlichen Festakte zum 11. August
gewann Heimerich von Beginn an gesinnungsfeste, politisch aktive Redner, da-
neben suchte er das enge Zusammenspiel mit dem rührigen Mannheimer Reichs-
banner. 1929 erweiterte der Oberbürgermeister ferner den regelmäßigen städti-
schen Programmbeitrag und fügte der üblichen Feierstunde sowie der Auszeich-
nung altgedienter Feuerwehrleute eine Sportlerehrung hinzu. Angesichts der
enormen Popularität des Sports und der Körperkultur gerade in jenen Jahren war
dies zweifellos eine kluge Entscheidung.149 Seinen Gipfel erreichte das offizielle
Verfassungsgedenken im zehnten Jahr der Republik, als die Stadt neben dem
Jahrestag der Reichsverfassung auch das zehnjährige Bestehen der badischen
Landesverfassung vom 21. März 1919 würdigte und obendrein Ende August
gemeinsam mit dem Reichsbanner zum "Südwestdeutschen Republikanertag"
lud. Ein Wochenende lang beherrschten da schwarz-rot-goldene Fahnen und
Reichsbanneruniformen die Straße und boten die Organisatoren unter anderem
eine "republikanische Kundgebung der Stadt", eine große Demonstration des
Reichsbanners, einen allgemeinen Festumzug sowie ein abschließendes Volks-
fest. Auf einem Empfang für Ehrengäste und Presse bekannte sich auch der
Oberbürgermeister selbst ausdrücklich zur Republik und zum republikanischen
Schutzverband. Daß das Reichsbanner notwendig sei - so Heimerich - leuchte
1 Auf den städtischen Verfassungsfeiern sprachen der Reichstagsabgeordnete Friedrich
Dessauer, ein Exponent des linken Zentrumsflügels (1928), der sozialdemokratische Hoch-
schullehrer Walter Kinkel (31.8.1929), der Publizist und zeitweilige DDP-Reichstags-
abgeordnete (1924-1928 bzw. 1930-1933) Theodor Heuss (1930) [der nachmalige Bundesprä-
sident], der stellvertretende Zentrumsvorsitzende und Reichstagsabgeordnete Joseph Joos
(1931), ebenfalls ein herausragender Vertreter der Parteilinken, und schließlich der Historiker
Franz Schnabel, ein gebürtiger Mannheimer und überzeugter Republikaner (1932). Bis auf
1931 (wo er sich in Städtetagsangelegenheiten in Berlin aufhielt) war der Oberbürgermeister
immer anwesend. Zu den Reden sowie den übrigen Programmpunkten vgl. NMZ 371 v.
13.8.1928; NMZ 368 v. 12.8.1929; NMZ 404 v. 2.9.1929; NMZ 367 v. 12.8.1930; NMZ 367 v.
12.8.1931; NMZ 371 v. 12.8. 1932. Zur Beflaggungspraxis vgl. entsprechende Rundverfügun-
gen anläßlich allgemeiner oder bloß lokaler Feiertage, m: STAM, Best. Wasser-, Gas- u. Elek-
trizitätswerke, Nr.6. Danach sollte der Reichsflagge durchweg ein bevorzugter Platz, wenn
nicht sogar die ausschließliche Verwendung zukommen.
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jedem vernünftigen Menschen schon wegen der dauernden systemfeindlichen
Gewaltakte ein. Zudem müsse es dazu beitragen, fortwährend für die neue
Staatsordnung zu werben.'50
Eine weitere bemerkenswerte Initiative der Mannheimer Stadtverwaltung zur
Festigung des republikanischen Gedankens bedeutete eine zweimonatige Ausstel-
lung zur Revolution von 1848/49, die ebenfalls noch im Rahmen des Republika-
nertages eröffnet wurde und sehr bewußt an die Legitimität spendende, unge-
wohnt kräftige freiheitlich-demokratische Tradition in Baden und Mannheim
erinnerte. Diesen Bestandteil der geschichtlichen Überlieferung, z.B. in Gestalt
zweier sorgsam gehüteter schwarz-rot-goldener Bürgerwehrfahnen buchstäblich
auch mit Händen zu greifen, setzte der Oberbürgermeister generell geschickt ein.
Ihm schrieb er zugleich die von vornherein auffallend breite Systemzufriedenheit
unter seinen Mitbürgern zu. "Der gesunde demokratische Sinn der badischen
Bevölkerung", der sich schon vor achtzig Jahren unter Hecker, Struve und ande-
ren Revolutionsfuhrern "gegen eine veraltete Staatsform aufgebäumt" habe, ver-
kündete Heimerich im März 1929, sei dafür verantwortlich, "daß wir [in Baden,
A.B.] die neue Verfassung [..] geistig am stärksten in uns aufgenommen haben."
Die feste Verwurzelung "der geistigen Vorbedingungen für ein neu geformtes
Staatswesen" habe auch das besondere Tempo ermöglicht, mit dem 1918/19 eine
demokratische Landesverfassung erarbeitet worden sei. Die fürwahr überdurch-
schnittliche Akzeptanz der Republik in seiner Stadt beflügelte den Oberbürger-
meister in den ersten Amtsjahren bisweilen schließlich sogar zu ausgesprochen
optimistischen Gesamturteilen. Demnach schien eine Abkehr von der geschaffe-
nen Ordnung bereits kaum mehr denkbar.151
150 Vgl. NMZ 404 v. 2.9.1929, außerdem MANNHEIM rN PLAKATEN, Nr.92. Die heute nicht
mehr vorhandenen Akten über die Vorbereitung des Republikanertages nutzte das "national-
sozialistische Kampfblatt" "Hakenkreuzbanner" Anfang April 1933, um an diesem Beispiel die
angeblich infame Parteilichkeit und unlautere Finanzwirtschaft des vertriebenen Oberbürger-
meisters anzuprangern. Aus der Mischung aus Aktenvortrag und zynischen Redaktionskom-
mentaren ist so viel zweifelsfrei zu rekonstruieren, daß Heimerich an der Gestaltung des Wo-
chenendes maßgeblich beteiligt war. Offenkundig ging es ihm vor allem darum, ein gewisses
Niveau der Veranstaltung sicherzustellen und einen möglichst breiten Teilnehmer- und Interes-
sentenkreis zu gewinnen. Der Anschein, es handle sich um ein rein parteipolitisches Ereignis,
sollte vermieden werden. Vgl. HB 79 v. 4.4.1933.
Vgl. NBL v. 22.3.1929 (Festansprache des Oberbürgermeisters zum zehnten Jahrestag
der badischen Verfassung). Zur Ausstellung vgl. STAM, Nl. Walter, Nr. M 133 (Programm
zum Eröffnungsfestakt am 31.8.1929, Manuskript der Festrede Walters). Am 15.10.1929 wurde
über die Sender Stuttgart und Frankfurt/M. ein zwanzigminütiger Beitrag zur Revolutionsaus-
stellung gesendet. Vgl. dazu ebd., Nr.134. Die zwei schwarz-rot-goldenen Bürgerwehrfahnen
der 1840er Jahre sind bereits in einem Pressebericht zur Verfassungsfeier 1923 erwähnt (vgl.
GA 367 v. 13.8.1923). Zum Optimismus hinsichtlich der Überlebensfähigkeit des neuen Staates
vgl. die Festansprache zum badischen Verfassungstag 1929 u. H. HEIMERICH, Neue Wege der
Stadtgestaltung. Vortrag v. Februar 1930 (Ms. in: STAM, Nl. Heimerich, Nr. 289).
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Die erste deutsche Republik sah das Mannheimer Stadtoberhaupt als folgerich-
tigen Schluß aus der jüngeren Gesellschaftsentwicklung, in der die ehemals
"dumpfe und stumpfe Masse" allmählich zu einem wegweisenden alternativen
Lebenskonzept und zu politischem Eigenbewußtsein gelangt war. Diese Entwick-
lung hatte der alte Obrigkeitsstaat nicht angemessen beachtet. Zum neuen Staats-
wesen gehörten für Heimerich unbedingte politische Gleichheit und soziale Ge-
rechtigkeit, zu dessen bestmöglicher Realisation allseitige Vernunft und Wahr-
haftigkeit, Friedfertigkeit und Verhandlungswille. Gegen die scharfe Konkurrenz
der politischen Lager propagierte er folglich nicht den verbreiteten kryptoparteili-
chen Standpunkt "über den Parteien", sondern Toleranz und Interaktionsbemü-
hen. Ein beachtliches Maß an Dialogbereitschaft lebte der Oberbürgermeister
auch unmittelbar vor, als er etwa trotz seiner persönlichen kirchenkritischen
Haltung eine Kundgebung des Freiburger Erzbischofs besuchte, die kommunisti-
sche Bürgerausschußfraktion zu Anfang sichtlich wohlmeinend behandelte oder
den Mannheimer Reichsparteitag der DVP 1930 mit einer Begrüßungsansprache
und einer weiteren Rede beehrte. Wie z.B. die "Leipziger Neuesten Nachrichten"
nach dem Parteitag sehr zu Recht kommentierten, war diese offene, verständi-
gungsbereite Art selbst in der SPD keineswegs üblich. Sächsische Sozialdemo-
kraten - so das Blatt - "könnten viel von solchen Genossen lernen". Ein überre-
gionales Korrespondenzbüro gab die "bemerkenswerte kleine Episode" dagegen
Heimerichs Amtskollegen zum Vorbild:
Wenn in ähnlichen Fällen die deutschen Stadtoberhäupter dem Beispiel
Dr. Heimerichs folgen, werden sie zu ihrem Teil beitragen, die politische
Atmosphäre in Deutschland zu entgiften und sie werden gleichzeitig für
ihre Stadt in eindrucksvoller Weise werben.' 2
Die Gemeinde betrachtete der Mannheimer Oberbürgermeister stets als Glied
der demokratischen Republik. Die kategorische Ablehnung von Parteien und
demokratisch-parlamentarischer Regierungsweise in einer angeblich speziell
beschaffenen, rein sachlich orientierten Gemeindeverwaltung ließ er nie gelten.
Gemeinde und Wirtschaft o.J., nach: NMZ 151 v. 31.3.1930; LEIPZIGER NEUESTE
NACHRICHTEN 83 v. 24.3.1930, in: STAM, ZgS 2/1201-6. Daß Heimerich am 4.10.1929 auch
vor einem DDP-Reichsparteitag sprach, ist anzumerken, scheint jedoch weniger außergewöhn-
lich. Vgl. ferner HEIMERICH, Lebenserinnerungen, S.61 (diverse Fälle); WALTER, Schicksal
einer deutschen Stadt, Bd.2, S.133 (DVP-Parteitag); NMZ 276 v. 16.6.1928 (über die Haus-
haltsberatungen 1928: "Dr. Heimerich hat zweifellos auf die mit Explosivstoff geladenen Ge-
müter besänftigend gewirkt. Selbst die Kommunisten waren auffallend zahm. Mehr als einmal
sind ihnen durch die freundlich-liebenswürdige Art, mit der sie durch den Vorsitzenden behan-
delt wurden, die schon gezückten Waffen aus der Hand geschlagen worden."). Die zuvor zitier-
te Bemerkung zur Emanzipation der Massen entstammt einer Rede vom 23.6.1929 (nach:
JUBILÄUMSWOCHE DES NATIONALTHEATERS. BERICHT ÜBER DIE VERANSTALTUNGEN, S.35f,
35.).
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"Ich glaube, daß es grundfalsch ist, Parteizugehörigkeit und sachliche Arbeit
einander entgegenzusetzen, wie das immer noch so häufig geschieht", betonte
Heimerich gleich in seiner Antrittsrede 1928. Menschliche Schwächen seien
innerhalb wie außerhalb der Parteien zu finden. Wenn "das Parteileben" heute
"von Niederungen nicht immer frei" sei, so resultiere dies nicht aus einem grund-
sätzlichen Mangel, sondern im wesentlichen aus irrigem Dogmatismus und
Gruppenegoismus. Bei anderer Gelegenheit wandte sich der Oberbürgermeister
ebenso nachdrücklich gegen die Verklärung von Kommunalpolitik zu einer abso-
lut wertfreien Angelegenheit:
Auch die Fragen der Kommunalverwaltung sind politische Fragen. Das
kann nur von dem geleugnet werden, der ein Interesse daran hat, diesen
Tatbestand zu verschleiernd"
Andererseits wies Heimerich jedoch auch jeden Versuch zurück, Gemeindepoli-
tik zu einem Schauplatz fruchtloser reichs- und landespolitischer Debatten und
ideologischer Grabenkämpfe zu entwürdigen. Des weiteren verstand er sich
selbstverständlich immer noch zunächst als ungebundener Anwalt aller Bürger
und allenfalls in zweiter Hinsicht als sozialdemokratischer Politiker.
Das beharrliche Bemühen des Oberbürgermeisters, die Rathausfraktionen auf
eine undogmatische Linie zu führen, in seiner Gemeinde tatsächlich eine liberale
und zugleich funktionstüchtige Demokratie einzurichten, veranschaulicht etwa
die Mannheimer "Theaterkrise" vom Jahresende 1929 - eine besonders leiden-
schaftliche Kontroverse um die Fortsetzung des gemeindlichen Theaterbetriebs,
wie sie in der Sache angesichts schwindender Haushaltsmittel damals freilich in
vielen Großstädten stattfand. Nachdem der Stadtrat hier einen Sanierungsvor-
schlag zustande gebracht hatte, lehnte ihn der Bürgerausschuß Mitte November
mehrheitlich ab. Vor allem das Zentrum und die KPD leiteten dabei neben etat-
politischen offenkundig auch prinzipielle weltanschauliche Motive: Während sich
die einen wegen einiger zeitgenössischer, vermeintlich volksschädlicher Stücke
verweigerten, verwarfen die anderen das städtische Theater durchweg als über-
lebte bürgerliche Einrichtung. Als die Zukunft des renommierten Mannheimer
"Nationaltheaters" einen Monat später erneut den Bürgerausschuß beschäftigte,
leitete Heimerich die Debatte daraufhin mit einem brillanten Plädoyer für politi-
sche Vernunft und Kompromißbereitschaft ein. Er habe "Achtung vor jeder ehrli-
chen Überzeugung" und sei auch der Meinung, "daß auf Weltanschauungen
größtmögliche Rücksicht genommen werden" müsse, versicherte das Stadtober-
VST 308 v. 14.11.1930 (Rede Heimenchs zur Kommunalwahl vom 16.11.); MT 108 v.
20.4.1928 (Antrittsrede).
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haupt da. Doch in einer Zeit, "in der die verschiedensten Meinungen und Weltan-
schauungen bestehen", könne das eben nur im Rahmen des Ganzen geschehen:
Gilt nach dem berüchtigten Rezept des ehemaligen Reichskanzlers [Graf
Hertling, A.B.]för jede Partei etwa nur Theaterkultur 'wie ich sie verste-
he ', und muß dem 'Fidelio' und einer Anzahl zeitlos wertvoller Stücke, die
über unsere Bühne gehen, deshalb das Lebenslicht ausgeblasen werden,
weil drei oder vier Stücke von der einen oder anderen Gruppe abgelehnt
werden? Erinnert das nicht ein wenig an den Bären in der Fabel, der
durch einen Steinwurf die Fliege am Kopfe des schlafenden Menschen
verscheuchen wollte?
Im übrigen - fuhr der Oberbürgermeister fort - schienen manchem Stadtverordne-
ten die verheerenden Folgen einer Theaterschließung "noch nicht völlig klar zu
sein." So werde die Stadt zweifellos das beschäftigungslose Ensemble unterstüt-
zen müssen, einen "wesentlichen Anziehungspunkt" für die Kongreß- und Tou-
rismuswerbung verlieren und überdies in ganz Deutschland einen "ungeheuren
Prestigeverlust" erleiden. Schließlich werde das Mannheimer Kulturleben emp-
findlich geschädigt:
Es werden Kirchen und Schulen zur Erhebung und Bildung der Menschen
gebaut. Ist nicht das Theater auch eine Stätte der Bildung und Erhebung?
Und steht es nicht turmhoch über den seichten Dingen, die an allen Stra-
ßenecken der Bevölkerung für ihre Mußestunden angeboten werden?
Mit Hilfe eines vermittelnden Initiativantrags der DDP wurden die städtischen
Bühnen in derselben Sitzung vor dem Ende bewahrt.154
Daß Heimerich in seiner Rede auch den erzieherischen Wert des Theaters her-
vorgehoben hatte, war beileibe keine bloße Floskel. Zeigte sich doch das gleiche
Interesse für Bildungsstand und Lebensstil der Mitbürger noch in vielen anderen
Situationen und Handlungen, ja rangierte das Problem der geistig-moralischen
154 Vgl. STAM, Stadtratsbeschluß v. 10.10.1929; NBL 583 u. NMZ 533 v. 16. 11.1929;
NBL 635 (Rede Heimerichs) u. NMZ 581 v. 14.12.1929; WALTER, Schicksal einer deutschen
Stadt, Bd.2, S.102f.; H. MEYER, Das Nationaltheater Mannheim 1929-1979 (Mannheim/Wien/
Zürich 1979), S.31f. Anstößig schienen dem Zentrum z.B. Zuckmayers "Fröhlicher Weinberg"
aus dem Jahre 1925, Peter Martin Lampeis "Revolte im Erziehungshaus" (1928) und Friedrich
Wolfs Abtreibungsstück "CyankaU" (1929). Wie KPD und DVP blieb es bis zuletzt unnach-
giebig. Die erforderlichen Stimmen für den Erhalt des Theaters (bei Kürzung des jährlichen
Zuschusses von 1,6 auf 1,1 Mio. RM) verdankten sich dem Meinungsumschwung in kleineren
Parteien. Der Streit verlief unter lebhafter Beteiligung der Mannheimer Öffentlichkeit. Den
Höhepunkt bildete eine am 8. Dezember einberufene Kundgebung, bei der neben dem Ober-
bürgermeister und den Schauspielern 4.000 Mannheimer Bürger gegen die drohende Schlie-
ßung demonstrierten.
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Entwicklung geradezu als Heimerichs zentrales Thema. Dieses Engagement
suchte dem neuen politischen System gleichsam die gesellschaftlichen Voraus-
setzungen zu sichern. Eine Stadtverwaltung, die die Bürger vor den größten Ge-
fahren des dichten Zusammenwohnens schütze und mit den lebensnotwendigsten
Gütern ausstatte, habe "noch nicht alles getan", lautete Heimerichs Devise. In der
pluralistischen Industriegesellschaft der Gegenwart gelte es obendrein, "an der
Gestaltung der Stadt im ganzen zu arbeiten", eine "neue Stadtgemeinschaft" her-
beizuführen. Die neue Daseins- und Wertegemeinschaft wachse nicht allein
durch ökonomische Reformen, sondern müsse auch unmittelbar im Bewußtsein
der Menschen herangebildet werden. Die einzelnen pädagogischen Ziele des
Oberbürgermeisters - geistige Selbständigkeit und Kreativität, allgemeine Soli-
darität, überlegte, naturverbundene Lebensführung - entstammten im wesentli-
chen der sozialistischen Bewegung, für Heimerich immer schon deutlich mehr als
nur ein Kampfbund für eine andere Wirtschaftsverfassung. Indes wies der Ver-
waltungschef gern darauf hin, daß seine sittlichen Leitbilder "von den Moralsy-
stemen früherer Zeiten" gar nicht so weit entfernt stünden. Zudem empfinde ge-
genwärtig selbst mancher Deutschnationale wie er. Ohne die Gewißheit einer
prinzipiellen Übereinstimmung mit dem vorherrschenden Zeitgeist - so Heime-
rich z.B. Anfang 1930 - könne die Verwaltung dem Ideal einer modernen Ge-
meinschaft auch niemals nachstreben. Doch den heutigen Stadtbewohner bewege
sichtlich der Wunsch nach einem "sachlichen Arbeitsleben", nach "Aufenthalt in
Sonne und Luft" und "sportlicher Betätigung". Er denke "in der großen Linie
demokratisch" und habe sich "selbst in den früher privilegierten Klassen zunächst
wenigstens theoretisch zu der Überzeugung durchgerungen, daß alle Menschen
die gleichen Aufstiegsmöglichkeiten haben müßten." Außerdem sei das "soziale
Verantwortlichkeitsgefühl" erkennbar gestiegen. Gegen noch vorhandene "Vor-
urteile und Rückständigkeiten" müsse man diese Trends gezielt "stärken und
ausbreiten".155 Hierfür wünschte sich Heimerich eine engagierte Elite aus pro-
" Die zitierten Formulierungen in: Sozialismus und Weltanschauung. Vortrag anläßlich ei-
ner Tagung der Jungsozialisten 1926 (STAM, Nl. Heimerich, Nr.283) u. Neue Wege der Stadt-
gestalfung. Vortrag vor der sozialistischen Srudentengruppe Heidelberg bzw. während der
Tagung der badischen Fürsorgeverbände in Karlsruhe vom Februar/März 1930 (Nl. Heimerich,
Nr.289). Vgl. ferner v.a. Probleme deutscher Städtepolitik in der Nachkriegszeit, in: MT 1 v.
11. 1928; Grundlegung, in: DLS 1,1 (1929/30), S.l-3; Städtische Kulturpflege, in: ebd., 1,3,
S.71f.; Zu diesem Heft [Volksbildungsarbeit], in: ebd., 1,6, S. 163f. Zur Kontinuität von Hei-
merichs Denken vgl. bes. Der sozialistische Mensch, in: MH, H.l (1962), S.l-13. Als wegwei-
sende ethische Gemeinschaft der Vergangenheit nannte Heimerich mehrfach die mittelalterli-
che Stadtgemeinde. Sie habe gewiß "kein Ideal schlechthin" hervorgebracht, aber trotz ihrer
"Unvollkommenheiten und Menschlichkeiten" einen "einheitlichen Kulturwillen" erzeugt, "der
sich nicht nur im äußeren Stadtbild ausdrückte, sondern auch das Leben der Menschen in viel-
facher Beziehung gestaltete und bereicherte" (Probleme deutscher Städtepolitik). Die wesentli-
che Klammer dieser Gemeinschaft - den christlichen Glauben - ließ Heimerich jeweils uner-
wähnt.
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duktiven "Persönlichkeiten", den "Besten der Stadt", die den aufgerüttelten, aber
noch verhaltensunsicheren Massen die geeignete Belehrung sowie die nötigen
Vorbilder bot. Einige Mitstreiter fand er innerhalb des Rathauses und versammel-
te er im Herausgeberkreis der "Lebendigen Stadt", andere traf der Oberbürger-
meister in Mannheimer Gesellschaftszirkeln und Vereinen. Das so angepeilte
Führungsmodell beeindruckte schon damals durch seine außergewöhnliche Ziel-
strebigkeit und geistige Spannkraft, besaß allerdings auch einen eher bedenkli-
chen Zug. Davon jedoch wird später noch gesondert zu sprechen sein.156
Obgleich Oberbürgermeister Heimerich mit seinem Einsatz für Demokratie in
Politik und Gesellschaft den städtischen Verwaltungsprozeß wahrlich nicht ver-
einfachte, erreichte er in den Jahren 1928/29 ebensogute äußere Aufbauerfolge
wie der Düsseldorfer Kollege Lehr. Damit bewies er trefflich die oft bezweifelte
Funktionstüchtigkeit der neuen Gemeindeverfassung. Wichtige Grundlagen der
positiven Entwicklung waren die relativ günstige Wirtschafts- und Finanzlage
jener Zeit, der von Kutzer hinterlassene, besonders leistungsfähige Verwaltungs-
apparat und nicht zuletzt die Tatkraft und Umsicht des neuen Oberbürgermeisters
selbst. Bereits in den ersten öffentlichen Stellungnahmen rückte Heimerich spür-
bar vom Amtsvorgänger ab. Die nächste Aufgabe der Stadt werde sein, ein Min-
destbauprogramm aufzustellen und dies anschließend "mit aller Energie durchzu-
führen", hieß es da etwa. Ferner seien gewisse wirtschafts- und Verkehrs fördernde
Projekte voranzutreiben, die in den letzten Jahren begonnen bzw. diskutiert wor-
den seien. Dazu zähle z.B. der ins Stocken geratene Bau des Hotels "Mannheimer
Hof, aber auch die Einrichtung eines bescheidenen Messegeländes, das den
gravierenden Mangel an Tagungs- und Ausstellungsräumen behebe. Zwar dürfe
man "keinen phantastischen Ideen nachlaufen" und reine Prestigepolitik betreiben
- so Heimerich weiter, doch müsse eine Stadt wie Mannheim unter den deutschen
Großstädten andererseits "ein Gesicht und einen Namen haben". In ständiger
Initiative sei ein Profil anzusteuern, das der geographischen Lage und den sonsti-
gen Gegebenheiten entspreche. Eine solche Aufgabe reiche nach seinem Dafür-
halten "weit über das Verwaltungstechnische hinaus" und verlange "eine künstle-
rische Einstellung und Produktivität", erfordere "tiefe menschliche Einsicht" und
"ein Stück tapferen Glaubens".157
0 Vgl. Kap. IV 5.2.
157 Die Zitate aus: DR. HEIMERICH ÜBER SEINE AUFGABEN, in: VSt 30 v. 31.1.1928 u.
Etatrede HEIMERICHS v. 11.6.1928, S.U. Vgl. außerdem die Antrittsrede v. 20.4.1928 sowie
die zweite Etatrede v. 30.3.1929. Zur Qualität des städtischen Verwaltungsapparates vgl.
HEIMERICH, Lebensennnerungen, S. 63. Das Luxushotel "Mannheimer H o f war im Juli 1927
als städtisches Bauprojekt in Angriff genommen worden, da Ubemachtungskapazitäten fehlten,
private Investoren bis dahin aber kein Interesse gezeigt hatten. Wegen schlechter Planung und
mangelnder Bauaufsicht mußte man im Frühjahr 1928 davon ausgehen, daß die veranschlagten
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Wurden schon derlei entschlossene, zielbewußte Äußerungen nach der kraftlo-
sen Ära Kutzer freudig vernommen, so genoß die Mannheimer Öffentlichkeit
noch viel mehr, daß den Worten alsbald auch Taten folgten. Im Ausstellungsbe-
reich konnte die Stadtverwaltung z.B. im Oktober 1928 mitteilen, die Deutsche
Landwirtschaftsgesellschaft (DLG) werde 1932 ihre große Wanderausstellung in
Mannheim ausrichten. Im Februar 1929 erwirkte sie den Baubeschluß für das
lange geforderte Messegelände, im Juni 1930 wurde das Areal feierlich einge-
weiht. Hinsichtlich der städtischen Gewerbeförderung konzedierten selbst füh-
rende Mitglieder des unternehmerfreundlichen DVP-Ortsvereins rasch eine rege-
re Aktivität. Insgesamt würdigten sie, daß sich der sozialdemokratische Oberbür-
germeister ernstlich bemühe, die Interessen der Mannheimer Wirtschaft "bis zum
äußersten zu vertreten."158 Neben Hotel und Ausstellungsgelände bewilligte der
Bürgerausschuß 1928/29 an aufbauenden Maßnahmen unter anderem weitere,
beträchtliche Wohnungsbaumittel - darunter Gelder zum Bau einer Siedlung für
Senioren und kinderreiche Familien, ferner die Errichtung eines modernen Müt-
ter- und Säuglingsheims sowie eines Volksbads mit Mütterberatungsstelle. Au-
ßerdem genehmigte er den Ankauf eines firmeneigenen Kinderheims und den
schrittweisen Ausbau des beliebten "Strandbads" am Rhein. Daß dieser Ausbau
jeweils als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme erfolgte und die Stadt im März 1929
auch einhundert Barackenwohnungen vorsehen mußte, offenbarte freilich, wie
instabil und unvollkommen der errungene Fortschritt bis dahin doch blieb. Noch
allerdings bestand immerhin begründete Aussicht, den begonnenen Weg allmäh-
licher planmäßiger Entwicklung erfolgreich weiterführen zu können.1S9 Sinnfäl-
Finanzmittel in Höhe von 3,25 Mio. RM bei weitem nicht ausreichen würden. Im Dezember
1928 bewilligte der Bürgerausschuß einen neuen Gesamtaufwand von 4,8 Mio. RM, am
8.6.1929 wurde das Haus eröffiiet. Während die Stadtverwaltung bei den Beratungen vom
Dezember noch bekanntgegeben hatte, daß nach ihren Berechnungen kein Betnebszuschuß
nötig sei, verursachte das Hotel 1929/30 weitere Kosten. Heimerich war deshalb froh, als es im
Oktober 1930 an zwei Privatleute verpachtet werden konnte. Vgl. bes. NMZ 487 v. 20.9.1928;
NBL v. 14.12.1928; ETATREDE 1930.
158 Vgl. NMZ 462 v. 4.10.1928 (Mitgliederversammlung des DVP-Ortsvereins v. 3.10.);
NMZ 195 v. 27.4.1929 (Kommunalpolitischer Abend des DVP-Ortsvereins v. 26.4., Reden des
Stadtrats Haas (daraus das Zitat) u. des Stadtverordneten Waldeck). Zum Vorigen vgl. NMZ
495 v. 24.10.1928 (Notiz des Nachrichtenamts über die DLG-Ausstellung und Redaktions-
kommentar); J. ZlZLER, Die Rhein-Neckar-Hallen, in: DLS 2,2 (1930/31), S.45-50.
159" An Wohnungsbauförderungsmitteln wurden zur Verfügung gestellt am 13.12.1928 ein
zinsloses Darlehen in Höhe von 1 Mio. RM für das Siedlungsprojekt für Senioren und Kinder-
reiche, am 15.3.1929 Kredite und Kreditbürgschaften im Gesamtwert von 15 Mio. RM, am
15.11.1929 550.000 RM und ein zinsloses Darlehen von 500.000 RM zur Errichtung weiterer
Wohnungen für kinderreiche Familien. Die Gesamtzahl der Neubauwohnungen betrug 1928:
1.872, 1929: 1.849, 1930: 1.539. Vgl. ORDNUNG IM WOHNUNGSBAU, in: DLS 2,4 (1930/31),
S.124. Zu den im März 1929 in Aussicht genommenen "Einfachwohnungen" vgl. HEIMERICHS
Etatreden 1928 u. 1930, außerdem Baubürgermeister BÜCHNERS Denkschrift über den städti-
schen Wohnungsbau v. März 1929, in: ST AM, Nl. Büchner, Nr. 18 u. DERS., Wende im Woh-
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liger Ausdruck und zugleich neues Stimulans solcher Hoffnung war das vom
Verkehrsverein organisierte Mannheimer "Lichtfest" vom Dezember 1928, eine
viertägige Prunkbeleuchtung der wichtigsten Bauwerke und Straßen sowie zahl-
reicher Geschäfte, verbunden mit einem bunten Rahmenprogramm.160 Mit un-
gleich größerem Aufwand und als unmittelbare Verwaltungsinitiative folgte im
Juni 1929 eine glanzvolle Festwoche zum 150jährigen Jubiläum des Mannheimer
Nationaltheaters.
1779 auf Veranlassung des bayerisch-pfälzischen Kurfürsten Carl Theodor
gegründet, hatte sich das Theater durch die Uraufführung der frühen Dramen
Friedrich Schillers bald einen Namen gemacht. 1839 war es als erste deutsche
Bühne in ausschließlich kommunale Verwaltung übergegangen. Der Theateren-
thusiasmus der Mannheimer Bevölkerung suchte noch in den zwanziger Jahren
im ganzen Reich seinesgleichen. Das bestätigte nicht nur die enorme öffentliche
Erregung während der schon erwähnten Finanzkrise vom Winter 1929, sondern
bewiesen auch zahlreiche, weitum kursierende Sprichwörter und Anekdoten. Die
überlieferten Lebenserinnerungen der Zeitgenossen gehen ebenfalls selten daran
vorbei. "Daß in der Viertelmillionenstadt etwa am Uraufführungstag einer neuen
Oper irgendwo eine größere Gesellschaft oder eine Vereinsfeier stattfand, war
ausgeschlossen", notierte z.B. der langjährige Theater- und Hörfunkintendant
Carl Hagemann. Und der aus Ludwigshafen stammende Ernst Bloch betonte vor
allem die erstaunliche soziale Verbreitung des Theaterinteresses. Das Mannhei-
mer Theater - so Bloch -
war immer viel größer als die Stadt, bis tief in Kleinbürgerschichten hin-
ein färbte es das Gespräch. Die Schauspieler und Sänger waren wie Eh-
rengäste der Stadt, sie durchschnitten die Kasten der bürgerlichen Gesell-
schaft, der Intendant hatte fast eine Wirklichkeit zu vertreten}^
nungsbau, in: Der Städtetag 24 (1930), S.64-66. Zu den genannten übrigen Unternehmungen
vgl. die jeweiligen Abschlußberichte in der "Lebendigen Stadt".
160 Vgl. STAM, ZgS 2/1393-1 (Programm und Presseecho); Nl. Walter, Nr. M 127 (Eröff-
nungsansprache); W A L T E R , Schicksal einer deutschen Stadt, Bd.2, S.78f; M A N N H E I M IN
PLAKATEN, Nr.87. Ähnliche, stets in erster Linie auf Verkehrs- und Konsumanreiz zielende
Feste veranstalteten 1927/28 u.a. auch Frankfurt, Karlsruhe, Stuttgart, Saarbrücken und Berlin.
Die faszinierende Wirkung der Lichterketten nach den zurückliegenden Stromsparmaßnahmen
und Reklameverboten und bei grundsätzlich geringerem Beleuchtungsaufwand ist heute wohl
kaum noch zu ermessen.
161 E. BLOCH, Mannheim aus freundlicher Erinnerung (1931), nach: Ders. , Verfremdungen
II. Geographica (Frankfurt/M. 1964), S.18-22, 20; HAGEMANN, Bühne und Welt, S.77. Zur
Theaterbegeisterung vgl. z.B. femer: A. KANTOROWICZ [1926/27 Feuilletonist der NBL], in:
Mannheimer Morgen v. 28.5.1976; MEYER, Das Nationaltheater Mannheim, S.24 u. 29f. Zur
Geschichte des Nationaltheaters vgl. bes. E. L. STAHL, Das Mannheimer Nationaltheater. Ein
Jahrhundert deutscher Theaterkultur im Reich (Mannheim/Berlin/Leipzig 1929).
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Dieses positive Klima in einem kleinen sozialen Bereich nutzte Oberbürger-
meister Heimerich sehr bewußt zur Inszenierung eines grundlegenden, ebenso
beschwingenden wie gehaltvollen Gemeinschaftsereignisses. Der rückblickende
leise Tadel eines Theaterjournalisten, es habe im gesamten Festverlauf der Ein-
druck geherrscht, das Bühnenjubiläum bilde mehr einen willkommenen Anlaß als
den eigentlich Zweck der Feierlichkeiten, bestand insofern durchaus zu Recht.162
Die Jubiläumsvorbereitungen hatten bereits im Dezember 1928 begonnen und
wurden mit Ausnahme des Theaterprogramms selbst eindeutig von Heimerich
dominiert. Infolgedessen trugen die begleitenden Veranstaltungen einen auffal-
lend progressiven Charakter. Am 22. Juni, samstags vormittags, starteten sie mit
einem Festakt, der im Hauptvortrag des Berliner Generalintendanten Leopold
Jessner ein nachdrückliches Bekenntnis zum modernen Theater bot und mit der
Verleihung der Ehrenbürgerwürde an den Schauspieler Albert Bassermann und
den Dirigenten Wilhelm Furtwängler erstmals zwei nachschaffende Künstler auf
diese Weise auszeichnete. Abends leitete dann der im Kaiserreich verfemte Dra-
matiker und Pazifist Fritz von Unruh eine festliche "Räuber"-Aufführung ein,
tags darauf wandten sich die Veranstalter ganz speziell an die Jugend (Schüler-
feier am Schillerdenkmal) und an das breite Publikum. Im Rahmen einer großen
"Volksfeier" im Mannheimer Stadion führte Rudolf von Laban, der Begründer
des modernen Ausdruckstanzes, mit 500 Mannheimer Jugendlichen ein Festspiel
auf und legte der Oberbürgermeister in einer kurzen Eröffnungsansprache bewegt
sein Festkonzept und die zugrundeliegende Weltanschauung dar. Die Stadtver-
waltung habe bei der Vorbereitung des Jubiläums den Wunsch gehabt, die gesam-
te Bevölkerung einzubeziehen, ließ Heimerich wissen. Sie habe zudem beabsich-
tigt, mit den Veranstaltungen "Anschluß [zu] suchen an das Lebensgefuhl der
Zeit." Ein offensichtliches Phänomen der Gegenwart - fuhr der Oberbürgermei-
ster fort - sei "die Masse". Sie demonstriere bei sportlichen Aufmärschen, Tanz-
darbietungen und dergleichen ihren selbstbewußten Geist und baue an einer neu-
en Gesellschaft. Laban habe richtig erkannt, "daß eine neue Zeit auch neue For-
men" verlange. Was er mit seiner Arbeit stets zu verwirklichen suche, enthielten
seine Verse,
die er in unserem Spiel erklingen läßt:
Es geht nicht um Könige und Helden,
Namen sind bunte Schilder,
Es geht um Tieferes! Es geht um Größeres!
Es geht um das ewig bewegte Leben.
Gemeinschaft ist Freiheit, ist Freude,
Für Alle! [...]'
Vgl. O. GOETZ, Die Mannheimer Jubiläumswoche. Eine Schlußbetrachtung, in: Eil-
dienst: "Theaternachnchten" 61 v. 3.7.1929 (in: STAM, ZgS 2/1344).
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"Ihr Volksgenossen und Mitbürger!", schloß Heimerich, "möge der heutige Tag
diese Verse zur Wahrheit machen."163
Obschon das mittwochs nochmals gezeigte Tanz-Festspiel aufgrund seiner
unorthodoxen Gebärden einige vernichtende Kritiken erntete, war das öffentliche
Echo im der Gesamtbilanz doch äußerst erfreulich. Wie erhofft hatten sich zahl-
lose Mannheimer aus allen sozialen Milieus mit Veranstaltungsbesuchen, Spa-
lierbildung, Hausschmuck, Flaggen und sonstigen öffentlichen Beiträgen aktiv
beteiligt und damit die Feier weit über vergleichbare Feste hinausgebracht. "Als
Berliner blicke er nicht ohne Neid auf den wunderbaren Zusammenklang der
Bevölkerung", bekannte deshalb z.B. der Theaterkritiker des "Berliner Tage-
blatts". In der Hauptstadt wäre das Jubiläum unfehlbar "eine rein literarische
Angelegenheit" geblieben. "Ein Fest der ganzen Stadt" habe man erlebt - bestätig-
te auch ein Leipziger Kollege - "wie es farbenfreudiger und heiterer nicht gedacht
werden" könne. Viel Anerkennung fand die hervorragende Regie des Rathauses,
großzügig und geschmackvoll und - nach dem treffenden Eindruck eines Wiener
Besuchers - die erinnerungswerte Vergangenheit ehrend, doch der Gegenwart
geistig verpflichtet.164
Das laut einer Mannheimer Zeitung "erste große Fest der Stadt seit Kriegsen-
de"165, zugleich das erste bedeutende Stück einer spezifischen republikanischen
Festkultur, war aber auch schon wieder das letzte. Gerade der zähe Kampf um
S.35f., 36 u. MANNHEIM IN PLAKATEN, Nr.91 (Ankündigung der Volksfeier). Zu den erwähn-
ten übrigen Veranstaltungen vgl. ebd. Daneben vgl. STAM, ZgS 2/1344 (hauptsächlich Zei-
tungsausschnitte); 1779-1929. JUBILÄUMSWOCHE DES NATIONALTHEATERS MANNHEIM.
PROGRAMM DER FESTVERANSTALTUNGEN, hg. v. E. Dürr (Mannheim o.J. [1929]); H. HEIME-
RICH, Es war vor 25 Jahren, in: MH, H. 2 (1954), S.3-7. Neben den obengenannten ProgTamm-
punkten noch hervorzuheben sind eine vielgelobte theatergeschichtliche Ausstellung des
Schloßmuseums und die Ausstellung badischer Gegenwartskunst in der Kunsthalle. Rechtzeitig
zum Beginn des Theaterjubiläums erschien auch das erste Heft der von Heimerich begründeten
Zeitschrift "Die lebendige Stadt". Das neue Hotel "Mannheimer Hof bestand seine erste Be-
währungsprobe (Ehrengäste unter anderem Reichsinnenminister Severing, der badische Staats-
präsident Schmitt, der hessische Staatspräsident Adelung, Reichskunstwart Redslob, zahlreiche
Oberbürgermeister, die Dirigenten Böhm, Furtwängler u. Kleiber, die Schriftsteller Binding,
Loerke, Mombert u. Unruh). Die festliche Stimmung belebten der reiche Straßenschmuck
seitens Stadtverwaltung und Bürgerschaft sowie die bengalische Beleuchtung der wichtigsten
Gebäude.
164 Die Zitate aus: MT 169 v. 25.6.1929 (Ansprache des Berliner Journalisten Fritz Engel
anläßlich einer Rheinfahrt der Ehrengäste); JUBILÄUMSWOCHE DES NATIONALTHEATERS.
BERICHT ÜBER DIE VERANSTALTUNGEN, S.45 U. 48 (Presseberichte). Vgl. daneben NBL 317 V.
25.6. u. 322 v. 28.6.1929 ("Das Theaterjubiläum im Spiegel der Presse"); HEIMERICH, Es war
vor 25 Jahren. Die breite Feststimmung spiegeln die Mannheimer Ortszeitungen, von der natio-
nalliberalen "Neuen Mannheimer Zeitung" bis hin zur sozialdemokratischen "Volksstimme".
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den Erhalt des Nationaltheaters signalisierte wenige Monate später den Beginn
eines neuen Zeitabschnitts, der mit seiner fortschreitenden Zerrüttung von Wirt-
schaft und Staat für glanzvolle öffentliche Feiern immer weniger Raum ließ. An
dessen Ende triumphierte eine wesentlich andere Gemeinschaftsideologie, als sie
Oberbürgermeister Heimerich und seine Mitstreiter 1929 noch propagiert hatten:
emanzipationsfeindlich, intolerant und gewaltbereit. Gewissermaßen als Beweis
hierfür stieß die nationalsozialistische "Volksgemeinschaft" auch bald beinahe
sämtliche Protagonisten des Mannheimer Theaterjubiläums aus ihren Reihen.
Heimerich, Pressechef Höber sowie andere leitende städtische Beamte wurden
drangsaliert und abgesetzt, Bassermann, Jessner, Unruh, später auch Höber und
Laban, flohen gar aus dem Land.
Zusammenfassend ist festzuhalten, daß Heimerichs "lebendige Stadt" in den
konkreten kommunalpolitischen Leistungen von Kutzers Mannheim oder Lehrs
"neuem Düsseldorf kaum abweicht. Sozialwohnungen, soziale Bildungseinrich-
tungen, Erholungsflächen und andere wertvolle "sozialstaatliche" Investitionen
wuchsen schließlich in der Stabilisierungsphase der Republik nicht allein unter
sozialdemokratischer Führung, sondern grundsätzlich in allen Großstädten. Be-
merkenswert sind dagegen die geistigen und atmosphärischen Begleitimpulse. Sie
rücken die Fälle zum Teil weit auseinander und demonstrieren die Konstanz sehr
gegensätzlicher politischer Einschätzungen und Leitbilder auch in den Rathäu-
sern der umkämpften Republik. Während insbesondere Kutzers Verwaltung Mitte
der zwanziger Jahre sogar schon den meisten Zeitgenossen reichlich antiquiert
vorkam, erscheint Heimerichs Handeln noch heute keineswegs als überholt. Hier
herrschte ein entschlossenes Votum für Republik und Demokratie, gepaart mit
einem betontem Zukunftsoptimismus und dem planmäßigen Versuch, die der
pluralistischen Demokratie stets anhaftende Zentrifugalkraft durch die zentripeta-
le Wirkung eines allgemein maßgeblichen Wertesystems sinnvoll zu begrenzen.
Die streng fixierten Binnenwelten der Weimarer Gesellschaft, die konservative,
sozialdemokratische, kommunistische Subkultur, bildeten freilich mächtige Bar-
rieren. Ihr Beharrungsvermögen und die daraus resultierenden Hürden für die
politische Konsenssuche sollten gerade die letzten Weimarer Jahre erweisen.
4.5 Bankrott der neuen Zeiten: Heimerich und Lehr in der
Wirtschafts- und Staatskrise 1930-1933
Mitte Oktober 1929, kurz vor den Kommunalwahlen, bewilligte das scheidende
Düsseldorfer Stadtparlament die Errichtung von vier Notwohnbaracken. Die
Verwaltungsvorlage reizte den sozialdemokratischen Stadtverordneten Schotte zu
einer ernüchternden Bilanz. 1924, am Beginn der Wahlperiode, habe "das Ga-
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lopptempo der Gesolei-Bauarbeiten" gestanden, konstatierte er vor den Kollegen.
Jetzt "müssen wir, um den dringendsten Notstand zu beseitigen, Holzbaracken für
Menschen bauen." Mochte eine solch schroffe Gegenüberstellung zu jenem Zeit-
punkt noch vornehmlich als Wahlkampfmanöver erscheinen und ein baldiges
Ende des jüngsten Konjunktureinbruchs erwartet werden, so erwies sich in den
folgenden Monaten, daß die Wirtschaft in einer anhaltenden, tiefen Krise steckte.
"Kaum je haben die kommunalpolitischen Aufgaben in relativ kurzer Zeit eine so
grundlegende Wandlung erfahren" - bekannte im Dezember 1931 deshalb auch
Mannheims Oberbürgermeister Heimerich:
Noch 1928 und 1929 glaubten wir eine Kommunalpolitik treiben zu dür-
fen, die mit einer starken Expansion der städtischen Bevölkerung, des
städtischen Wirtschaftsgebiets und des städtischen Aufgabenkreises rech-
nete [...] Die letzten zwei Jahre haben uns vor die Aufgabe gestellt, die
kommunale Tätigkeit dem Schrumpfungsprozeß der deutschen Wirtschaft
anzupassen und alles zu tun, um die aus ihm geborenen Notstände zu lin-
66
Der wirtschaftliche Niedergang ließ sich an vielen Faktoren ablesen. Die Ge-
werbeerträge gingen drastisch zurück - in Mannheim z.B. von 67 (1930) auf 44
(1931) bzw. 28 Millionen RM (1932) - und zahllose Firmen nahmen umfangrei-
che Entlassungen vor. Die Massenarbeitslosigkeit war zweifellos das eindring-
lichste Krisenphänomen. Mit 6,12 Millionen gemeldeten Erwerbslosen wurde im
Februar 1932 der nationale Höchststand erreicht. Den Hauptanteil der Arbeitssu-
chenden verzeichneten die industriellen Zentren Berlin/Brandenburg, Rheinland,
Westfalen und Sachsen, gravierende Brennpunkte gab es aber auch in anderen
Arbeitsamtsbezirken. Unter den südwestdeutschen Großstädten hatte Mannheim
zwischen 1930 und 1933 nahezu die schlimmste Erwerbslosenquote. Sie beruhte
auf einem schon relativ hohen Ausgangssockel, femer auf der besonderen Bran-
chenstruktur der Mannheimer Industrie. Gemessen an Mannheim schnitt Düssel-
dorf anfangs ein wenig besser ab. Hier gewährte offenbar die größere wirtschaft-
liche Vielfalt etwas mehr Schutz.1
H. HEIMERICH, Dammbau gegen die Not, in: NBL 653 v. 25.12.1931. Das Vorige aus:
V S T V D 1929, S.288 (Sitzung v. 15.10.1929). Gewählt wurde in Düsseldorf am 17.11.1929.
167 Vgl. grundlegend F. BLAICH, Der Schwarze Freitag. Inflation und Weltwirtschaftskrise
(München 1985); H. JAMES, Deutschland in der Weltwirtschaftskrise (1986, Stuttgart 1988); D.
REBENTISCH, Kommunalpolitik, Konjunktur und Arbeitsmarkt in der Endphase der Weimarer
Republik, in: Verwaltungsgeschichte. Aufgaben, Zielsetzungen, Beispiele, hg. v. R. Morsey
(Berlin 1977), S.107-162. Vgl. zudem SCHAUBILDER ZUR FINANZNOT UND FÜRSORGEBE-
LASTUNG DER STADT MANNHEIM, hg. von der Stadtverwaltung (Mannheim 1932), Tafel 4
(Gewerbeerträge. Die Zahl für 1932 beruht auf Schätzungen); STATISTISCHES JAHRBUCH FÜR
DAS DEUTSCHE REICH 50 (1931), S.311 u. 51 (1932), S.3O3 (Arbeitslosenquoten in den deut-
schen Großstädten); K. SCHIRMER, Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Mannheim seit der
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Der katastrophale Konjunkturverlauf seit Herbst 1929 führte bei den Gemein-
den spätestens im Etatjahr 1931/32 zu einer Verminderung der Gesamteinnah-
men. Sehr empfindliche Ausfalle entstanden sogleich bei den Reichssteuerüber-
weisungen, später mußten wegen rückläufiger Geschäftsergebnisse auch die Zu-
schüsse der Kommunalbetriebe gekürzt werden. Die Einnahmeverluste wurden
durch die Anhebung von Gemeindesteuern und -gebühren und die Erschließung
neuer Einkunftsquellen verzweifelt bekämpft, jedoch recht bald nicht mehr auf-
gefangen.
Abbildung 17 Steuereinnahmen in Düsseldorf und Mannheim 1929 - 1932168





Während sich die Einnahmen zusehends verringerten, stiegen die Sozialausga-
ben stetig an. Infolge der ungünstigeren Beschäftigungsentwicklung trug Mann-
heim im Vergleich eine noch schwerere Last als Düsseldorf.
Stabilisierung (masch. Diplomarbeit, Heidelberg 1934), bes. S.97 (Arbeitslosenquoten in süd-
westdeutschen Großstädten); JACHMANN, Düsseldorf in der Weltwirtschaftskrise, bes. S.94-96,
318f. u. 328-332. Vgl. femer die Lohnsteuerzahlen für Düsseldorf und Mannheim in Kap. IV 1.
l 68Vgl. STATISTISCHES JAHRBUCH DEUTSCHER STÄDTE/GEMEINDEN 26 (1931), S.367 u.
369; 27 (1932), S.135 u. 137; 28 (1933), S.138 u. 140; 29 (1934), S.188-190. Ebd. detaillierte
Übersichten über die Mehr- oder Mindereinnahmen gegenüber dem jeweiligen Vorjahr. Leicht
abweichende Daten in: SCHAUBILDER ZUR FlNANZNOT, Tafel 1 (Reichssteuerüberweisungen in
Mannheim 1928-1932) u. JACHMANN, Düsseldorf in der Weltwirtschaftskrise, S.254 (Über-
weisungen sowie direkte und indirekte Gemeindesteuern 1928-1933). Zu den Zahlungen der
Kommunalbetriebe sowie zu deren Geschäftsergebnissen vgl. SCHAUBILDER ZUR FrNANZNOT,
Tafeln 2 u. 3 bzw. JACHMANN, S.258.
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Hauptsächlich aufgrund dieser hohen Kosten hatte die Mannheimer Stadtverwal-
tung im Herbst 1930 ein unerwartetes Haushaltsdefizit von rund 2,5 Millionen
RM zu decken. In der folgenden Zeit machte eine längerfristige Planung kaum
noch Sinn: Der Voranschlag für 1931/32 war im Augenblick seiner endgültigen
Annahme schon wieder überholt. Im Jahr darauf wußte Oberbürgermeister Hei-
merich schließlich nicht mehr, wie er einen Budgetausgleich herbeifuhren sollte.
Trotz strengster Einsparungen blieb bis zu seiner Etatrede im Juni 1932 eine
Deckungslücke von 5 Millionen RM. In Düsseldorf lagen die Verhältnisse prin-
zipiell ähnlich. Ende Oktober 1930 verkündete Oberbürgermeister Lehr, seit den
letzten Haushaltsberatungen habe sich beim Wohlfahrtsetat ein beträchtlicher
Mehrbedarf eingestellt. Im Juli 1932 bezifferte der Stadtkämmerer den bis dahin
noch offenen Fehlbetrag des neuen Gesamthaushalts auf rund 22 Millionen RM,
immerhin circa 40% des gesamten Zuschußbedarfs.170
169 Nach: STATISTISCHES JAHRBUCH DEUTSCHER STÄDTE/GEMEINDEN 26 (1931), S.342; 27
(1932), S.334; 29 (1934), S.404. Die Netto-Fürsorgelast umfaßt alle Aufwendungen auf dem
Gebiet der öffentlichen Fürsorge und Jugendhilfe einschließlich der Verwaltungskosten und
unter Berücksichtigung der Zuschüsse, Erstattungen usw. Die Werte für 1931/32 sind in der
Publikationsreihe nicht enthalten. Ergänzend vgl. SCHAUBILDER ZUR FlNANZNOT, S. 11 u. Tafel
13 (Zuschußbedarf des Fürsorgeamtes Mannheim 1928-1932); JACHMANN, Düsseldorf in der
Weltwirtschaftskrise, S.249-251 (Düsseldorfs Einnahmen und Ausgaben in Wohlfahrtspfle-
ge/Gesundheitswesen 1928-1933).
170Vgl. die Etatreden HEIMERICHS 1931 u. 1932, nach: Mannheimer Etatreden 1928-1932
(o.O. u. J. [Mannheim 1932]) u. VSTVD 1930, S.362-364 (Sitzung v. 28.10.1930, Halbjahres-
bericht Lehrs über den Haushaltsplan 1930/31) sowie STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 196
(Sitzung des Finanz- und Verfassungsausschusses v. 21.7.1932, Bericht des Kämmerers). Der
Zuschußbedarf ist derjenige Finanzbedarf, der nach Abzug der speziellen Einkünfte jedes
Einzelhaushalts noch mit allgemeinen Deckungsmitteln (d.s. Steuern, Gewinne der Kommu-
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Die gewaltige Finanznot ging in erster Linie auf eine Organisation der Arbeits-
losenversorgung zurück, die Arbeitslose bereits nach unverhältnismäßig kurzer
Frist aus dem Reichsversicherungssystem entließ und an die Gemeinden verwies.
Als sogenannte Wohlfahrtserwerbslose erhielten sie dort eine allein von den
Kommunen zu tragende Unterstützung. Mit der so betriebenen Kommunalisie-
rung der dauernd wachsenden Langzeitarbeitslosigkeit fiel den Gemeinden eine
Aufgabe zu, die ihre finanziellen Möglichkeiten bei weitem überforderte. Doch
obwohl die kommunalen Spitzenverbände erbittert protestierten und auch über-
zeugend nachwiesen, daß das bestehende Unterstützungssystem die Gemeindefi-
nanzen zwangsläufig ruinieren mußte, erfolgte bis zum Ende der Weimarer Re-
publik keine grundlegende Revision. Während die städtischen Wohlfahrtsämter
eine Kostenexplosion erlebten und unzählige Erwerbslose hungerten, sanierte das
Reich seine defizitäre Behörde. Im Haushaltsjahr 1931 gelang es der Reichsan-
stalt für Arbeitslosenversicherung erstmals, einen geringen Beitragsüberschuß zu
verbuchen. In der Tat war dies ein "sozialpolitischer Skandal".171
Die sukzessive Verlagerung der finanziellen Lasten der Massenarbeitslosigkeit
auf die Schultern der Gemeinden erhellt aus der Aufgliederung der unterstützten
nalbetnebe, Vermögenserträge) zu bestreiten ist. Der Düsseldorfer Fehlbetrag von 22 Mio. RM
konnte bis zur Feststellung des Haupthaushaltsplans am 21.9. 1932 lediglich um etwa 2 Mio.
RM verringert werden. Überblickszahlen zum Haushaltsausgleich und Rechnungsabschluß in
den Gemeinden in: FINANZLAGE DER GEMEINDEN UND GEMEINDEVERBÄNDE. Bearb. im Sta-
tistischen Reichsamt (Berlin 1932), S.6; DIE GEMEINDEFINANZEN IN DER WIRTSCHAFTSKRISE.
Bearb. im Statistischen Reichsamt (Berlin 1936), S.20 (demnach blieben z.B. 1932/33 von 89
Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohner nur 8 mit ausgeglichenem Rechnungsabschluß oder
Überschüssen, lediglich 4 davon hatten auch nach Hinzuziehung der Vorjahre noch keine Fehl-
beträge. 61 Gemeinden belastete dagegen ein Defizit von mehr als 20% des laufenden Zu-
schußbedarfs).
171 So BLAICH, Schwarzer Freitag, S.105. Vgl. ferner REBENTISCH, Kommunalpolitik, Kon-
junktur und Arbeitsmarkt; H. HOMBURG, Vom Arbeitslosen zum Zwangsarbeiter. Arbeitslo-
senpolitik und Fraktionierung der Arbeiterschaft in Deutschland 1930-1933, in: AfS 25 (1985),
S.251-298; A. FAUST, Von der Fürsorge zur Arbeitsmarktpolitik: Die Errichtung der Arbeitslo-
senversicherung, in: Die Weimarer Republik als Wohlfahrtsstaat, hg. v. W. Abelshauser (Stutt-
gart 1987), S.260-279. Zur Position des Deutschen Städtetages vgl. z.B. die scharfen Auseinan-
dersetzungen zwischen Oberbürgermeistern und einem Vertreter des Reichsarbeitsministeriums
auf dem 8. Deutschen Städtetag v. 26.9.1930. Die Tagung stand ganz unter dem Thema
ARBEITSLOSENVERSICHERUNG UND GEMEINDEHAUSHALT (Schriftenreihe des Deutschen Städ-
tetages 13, Berlin 1930). Lehr wie Heimerich - Mitglieder des Vorstands (L.) bzw. des Engeren
Vorstands (H.) des Deutschen Städtetages - trugen den Protest entschlossen mit. Freimütig
bezeichnete es Lehr im Frühjahr 1932 dabei allerdings auch grundsätzlich als "verhängnis-
vollen Gedanken, in Zeiten einer Weltwirtschaftskrise in einem durch Tribute vorbelasteten
Lande einen allgemeinen Versicherungsschutz gegen Arbeitslosigkeit durchführen zu können."
Trotz aller politischen Bedenken - so Lehr weiter - müsse "im Interesse der Aufrechterhaltung
der Finanzen und der öffentlichen und privaten Wirtschaft dieser unheilvolle Organisationsfeh-
ler beseitigt werden." R. LEHR, Wie steht es um die deutschen Städte?, in: Pressedienst der
Stadt Düsseldorf 88 v. 12.5.1932, S.l-4, 2.
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Arbeitslosen nach Unterhaltsarten. Demnach trat der Höchststand der Unterstüt-
zungsempfänger aus der Arbeitslosenversicherung (ALU) in Mannheim z.B.
schon im Januar 1931 ein. Im Februar 1932 kam das Maximum bei den Bezie-
hern von Kxisenunterstützung (KRU) - der zweiten Leistungskategorie des Versi-
cherungssystems - und von Juli 1932 an versorgte die Stadt schließlich mehr
Mannheimer Haushalte als die Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung mit
ihren beiden Unterstützungsklassen. Etwa 16.000 Bürger erhielten jetzt aus-
schließlich städtische Zuwendungen.172
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Da die amtierende Reichsregierung Brüning bis zu ihrem Sturz im Mai 1932
einem schonungslosen Sparkonzept huldigte und die eigenen Einnahmen keines-
wegs reichten, erzwangen die Wohlfahrtslasten rigorose Etatkürzungen. Zunächst
litten die seit Beginn der Stabilisierung vorangetriebenen Ausgaben für große
Vgl. STATISTISCHE MONATSBERICHTE DER STADT MANNHEIM 33 (1930) - 36 (1933).
Eine Monatstabelle für Gesamtdeutschland, in: REBENTISCH, Kommunalpolitik, Konjunktur
und Arbeitsmarkt, S. 114. Die nach Lohnklassen gestaffelte Arbeitslosenunterstützung endete
nach spätestens 39 Wochen. Um anschließend Krisenunterstützung zu erhalten, mußte man bis
zum Herbst 1930 in bestimmten Branchen gearbeitet haben und in den vergangenen zwei Jah-
ren mindestens 13 Wochen versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sein. Außerdem war
eine Bedürftigkeitsprüfung zu bestehen. Im Oktober 1930 wurden die Leistungen zwar auf alle
Branchen ausgedehnt, zugleich aber die Leistungszeiträume auf 32 bzw. 45 Wochen (für Ar-
beitnehmer über 40 Jahre) verkürzt. Die Zahlungen der Krisenfürsorge finanzierten die Ge-
meinden obendrein zu einem Fünftel mit.
173 Die Daten nach: STATISTISCHES JAHRBUCH DEUTSCHER STÄDTE/GEMEINDEN 27 (1932),
S.312; 28 (1933), S.544f.
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Bauprojekte, zusätzliche Kultur- und Bildungsangebote oder freiwillige Sozial-
leistungen, dann betrafen die Streichungen auch zunehmend die Substanz. Als
Oberbürgermeister Lehr im Oktober 1930 über die bisher beschlossenen Einspa-
rungen berichtete, schien ihm bereits die zweite Phase gekommen. Die zehnpro-
zentige Kreditsperre, die er für den laufenden Haushalt angeordnet habe - so Lehr
vor den Stadtverordneten - rühre "an lebensnotwendige Dinge" und sei "nur ent-
schuldbar mit der äußersten Not, in der wir leben." Der jetzige Verzicht werde
sich in den kommenden Jahren "unbedingt bemerkbar machen."174 Zur gleichen
Zeit sah sich der Mannheimer Oberbürgermeister ebenfalls schon mitten in fata-
len Balanceakten.
Rascher noch als Lehr hatte Heimerich auf den Wirtschaftsumschwung reagiert,
nach Ausgabenbeschränkungen und Rationalisierungsgewinnen gesucht und sich
dabei auch recht origineller Methoden bedient. So hoffte er im Mai 1930, mit
einem Preisausschreiben unter den städtischen Bediensteten weitere Sparvor-
schläge zu sammeln. Wenig später entschloß er sich, den Präsidenten des Reichs-
rechnungshofes und "Reichssparkommissar" Saemisch zu einer umfassenden
Verwaltungsinspektion einzuladen. Nachdem Mitarbeiter Saemischs im Juni
1931 die örtlichen Prüfungen aufgenommen hatten, beteiligte sie der Oberbür-
germeister regelmäßig an den Verwaltungsbesprechungen, um ihre Erkenntnisse
und ihren Sachverstand sogleich nutzen zu können. Da durch die ständige Ver-
schlechterung der Wirtschafts- und Finanzlage laufend neue Überlegungen erfor-
derlich waren, lag ein abgeschlossenes Spargutachten des Reichskommissars erst
zur Jahreswende 1932/33 vor. Der größere Teil der darin enthaltenen Ratschläge
war bis dahin längst verwirklicht.175 Wie der unausweichliche Sparkurs nach und
nach den Alltag der Bürger erfaßte und soziale Errungenschaften preisgab, zeigen
einige typische Kürzungen im Mannheimer Schulhaushalt. Bei diesem zweitgröß-
ten Etatposten mußten zuerst Einschränkungen in der Lehrmittelfreiheit, bei den
V S T V D 1930, S.363 (Sitzung v. 28.10.1930). Neben der Kreditsperre hatte der Oberbür-
germeister einen weitgehenden Einstellungs- und Beforderungsstop verfugt. Zu Reichskanzler
Brünings Wirtschafts- und Finanzpolitik vgl. KOLB, Die Weimarer Republik, S.130f. u. 215-
218 (mit der weiterführenden Literatur).
175 Vgl. GUTACHTEN DES REICHSSPARKOMMISSARS ÜBER DIE VERWALTUNG DER STADT
MANNHEIM (Mannheim 1932); H. HEIMERICH, Der Reichssparkommissar über die Stadtver-
waltung Mannheim. Entstehung und Bedeutung des Gutachtens, in: Der Städtetag 27 (1933),
S.55f. (mit einer Chronologie der frühen Mannheimer Sparmaßnahmen); DER MANNHEIMER
STADTBEAMTE 9 (1930), S.lf. (Bulletin des Nachnchtenamtes über "Sparmaßnahmen der Stadt
Mannheim"); ebd., S.12f. u. Jg. 10 (1931), S.15 (über das Preisausschreiben, das immerhin 40
Vorschläge erbrachte). Hinsichtlich der Überprüfung der Verwalrungsorganisation durch exter-
ne Sachverständige agierte Oberbürgermeister Lehr wesentlich zurückhaltender. Erst nach
zahlreichen dringenden Mahnungen von Parteien und Öffentlichkeit zog die Verwaltung seit
Sommer 1932 die Hilfe der Wirtschaftsberatung Deutscher Städte (Wibera, gegr. 1930) sowie
der Prüfstelle des Rheinischen Städtetages in Betracht. Vgl. S T A D , Ausschußprotokolle.
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Landheimaufenthalten und der Schulzahnpflege hingenommen werden, anschlie-
ßend die Heraufsetzung der Klassenfrequenzen, die Streichung von Förderklassen
sowie weitere, Personalkosten mindernde Schritte. Schließlich wurde eine Schule
gar vollständig geschlossen. Waren schon bei derartigen Entscheidungen meist
die sozial Schwachen in besonderem Maße geschädigt, erhielt die gemeindliche
Daseinsfürsorge einen weiteren Rückschlag, als sich die Stadt im Herbst 1931 zu
einer Senkung der ohnedies kargen Sozialhilfesätze gezwungen sah.176 Verelen-
dungstendenzen und elementare Not breiteten sich so immer mehr aus und die
Furcht vor Verarmung und sozialer Deklassierung sowie ein alles erdrückender
Zukunftspessimismus gerieten zusehends zu den beherrschenden Zeichen der
Zeit. Und doch hatten die Gemeindeverwaltungen ihre Einsparungen dauernd
noch fortzusetzen, wenn sie den unmittelbaren finanziellen Zusammenbruch
abwenden wollten.
Mit beachtlichem Fleiß versuchten Heimerich und Lehr in dieser Phase, den
Bürgern die eingetretene Zwangslage zu erläutern und auch bei Reichs- und Län-
dervertretern größeres Verständnis zu wecken. Beide Beamte ließen dabei erken-
nen, daß sie die von der Reichsregierung planmäßig durchgesetzte Streichungs-
politik durchaus nicht überzeugte. So gab das Mannheimer Stadtoberhaupt in
seiner Etatrede 1931 zu bedenken, es sei "gerade in solchen Krisenjahren wie den
gegenwärtigen [..] an sich die Aufgabe der öffentlichen Körperschaften", mit
Aufträgen und Einkäufen "zur Belebung der Wirtschaft beizutragen und durch
Hintanhaltung von Entlassungen die Arbeitslosigkeit nicht zu vermehren." Die
Gemeinden selbst besaßen für eine antizyklische Krisenbekämpfung schon zu
jenem Zeitpunkt freilich überhaupt keine Mittel mehr. Wenn Oberbürgermeister
Heimerich unter dem städtischen Personal weiterhin nur wenige Entlassungen
aussprach, so war dies hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß Stadtkasse und
Fürsorgeamt die in anderen Dienststellen freigesetzten Arbeitskräfte großenteils
absorbierten.177 Den zurückliegenden Aufbaujahren und ihrer ganzen Wesensart
entsprechend, mühten sich Lehr wie Heimerich am Anfang der Notzeit im übri-
gen noch redlich um optimistische Einschätzungen.
Vom 1.11.1931 an galten um etwa 4-5 RM reduzierte Beträge (ein Ehepaar in der allge-
meinen Fürsorge erhielt vor der Kürzung z.B. 56 RM/Monat, danach 51 RM. Die Kinderzu-
schläge blieben unverändert). Am 1.3.1932 wurden die Sätze wieder um 1 RM angehoben. Vgl.
TÄTIGKEITSBERICHTE DES STÄDTISCHEN FÜRSORGEAMTES 1928/29, S.3 u. 1930/31, S.6.
Allem die Belegschaft des stark beanspruchten Fürsorgeamtes nahm zwischen 1928/29
und 1931/32 um rund 100 Beschäftigte zu (vgl. TÄTIGKEITSBERICHTE DES FÜRSORGEAMTES).
Zum Vorigen vgl. HEIMERICHS Etatrede v. 7.5. 1931, außerdem VSTVD 1930, S.2f. (Sitzung v.
14.1.1930, Rede Lehrs anläßlich der Einführung neuer Stadtverordneter) u. 362-364 (Sitzung v.
28.10.1930, Halbjahresbericht über den Haushaltsplan 1930/31).
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So wie wir seit 1914 der ununterbrochenen Kette schwerer Schicksals-
schläge [...] und der unaufhörlichen Folge ungünstigster Wirtschafts- und
Arbeitsverhältnisse durch rastlose Arbeit entgegengewirkt haben -
verkündete etwa Robert Lehr zum Jahreswechsel 1929/30 -
.so gilt es auch jetzt angesichts der Not und der Schwierigkeiten nicht zu
verzagen und zukunftsfreudig die Hände zu regen.
Der Konjunkturverfall erschien mithin bloß als neuerliches Zwischentief, ja bei
Heimerich zeitweise sogar geradezu als zwingender Bestandteil des eingeschla-
genen Entwicklungsweges. "Vor unseren Augen bricht die alte Welt zusammen",
behauptete er im November 1930 kühn.
Not und Verzweiflung der Gegenwart sind nichts anderes als der äußere
Ausdruck einer Übergangsepoche, in der die Schlacken der Vergangenheit
den klaren Strom einer besseren Ordnung trüben.]li
Mit dem anhaltend starken Vormarsch von Sorge und Elend und der weiteren
Zuspitzung der Finanzmisere verloren derlei Versionen seit etwa Ende 1930 al-
lerdings zusehends an Glaubwürdigkeit und Verbreitung. Nun mußten selbst
sonst unverzagte Naturen rundheraus einräumen, daß sich das Land in einem
verzweifelten Zustand befand. Und wohl tatsächlich "das Schlimmste" nannte der
Mannheimer Sozialbürgermeister in einem Presseartikel vom April 1931: "daß
niemand mit Sicherheit zu sagen weiß, ob und wann wir aus dem Elend heraus-
kommen."179 Erst kurz vor der nationalsozialistischen Machtübernahme mehrten
sich dann konjunkturelle "Gesundungs- und Belebungsmerkmale", die zu neuer
Hoffnung berechtigten.180
Von dem beispiellosen Krisenverlauf ebenfalls zunehmend ungünstig beein-
flußt wurde Oberbürgermeister Heimerichs beharrliches Werben für eine stabile-
re Republik. Je öfter die parlamentarische Willensbildung in Reich und Gemein-
den mißlang und je mehr sich der Weimarer Staat als Sozialstaat zurückzog, de-
sto tiefer ragte die Kluft zwischen dem propagierten Modell und der heillosen
Realität. Zuletzt erntete der 1918 so enthusiastisch ausgerufene Staat der politi-
schen Freiheit und sozialen Würde daher weithin nur noch Verachtung und Spott.
178 HEIMERICH, R e d e zur K o m m u n a l w a h l 1930, in: VSt 308 v. 14.11.1930. Lehrs Aufmun-
terung aus: Grußwor t "an die Beamten , Angeste l l ten und Arbei ter der S tad tverwal tung Düssel -
d o r f v. 27.12.1929, in: A S T D 19 (1929), S.173.
179 R. BÖTTGER, Eine Elendsbilanz. Die kommunale Wohlfahrtsfiirsorge, in: NBL 209 v.
25.4.1931.
180 So Lehr in seinem Grußwort zum Jahreswechsel 1932/33, in: A S T D 22 (1932), S.151.
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Anzeichen wachsender Systemverdrossenheit waren die beträchtlichen Wahler-
folge strikt republikfeindlicher Parteien, die durchgängige Verhärtung der welt-
anschaulichen Fronten und die Verrohung des politischen Umgangstons. Grund
zur Besorgnis boten daneben auch erheblich vermehrte Indiskretionen und andere
Loyalitätsverluste innerhalb der öffentlichen Verwaltungsorgane. So war in
Mannheim das städtische Maschinenamt nach zuverlässiger Quelle schon 1931
"absolut nationalsozialistisch durchsetzt." Die meisten leitenden Beamten und
Angestellten betätigten sich aktiv für die NSDAP und gaben propagandistisch
verwertbaren Rathausklatsch und dienstliche Schriftstücke umgehend an ihre
Presse.181 Vermutlich nicht allein diese undichte Stelle veranlaßte die örtliche
Beamtenvertretung im April 1931 zu dem ernsten Appell, "Zuträgerei und De-
nunziantentum" im Interesse des ganzen Berufsstandes zu unterlassen:
Genügt es nicht, daß der Kampf gegen die Beamten von außen her mit ei-
ner nie gekannten Schärfe und Gehässigkeit geführt wird? Müssen uns in
unserem eigenen Lager noch Feinde erstehen, die, bewußt oder unbewußt,
dem Gegner Waffen [...] in die Hände liefern?
Daß die Verfehlungen gegen die rechtlich verordnete Amtsverschwiegenheit
jedoch keinesfalls endeten, belegen unter anderem ein mahnendes internes Rund-
schreiben des Oberbürgermeisters vom Dezember 1931, ferner Heimerichs An-
weisung vom November 1932, die Personalakten der städtischen Spitzenbeamten
vom Personalamt zu seinem persönlichen Referenten zu überführen. Selbst davon
erfuhr jeweils prompt das Mannheimer "Hakenkreuzbanner". Und mit einzigarti-
ger Dreistigkeit warb die nationalsozialistische Zeitung auch immer wieder um
Informanten.
In Düsseldorfstand Oberbürgermeister Lehr vor dem gleichen Problem. Wäh-
rend er zuerst noch vornehmlich oppositionelle Stadtverordnete auffordern muß-
te, geheime Beratungsergebnisse oder unfertige Verwaltungsvorlagen künftig
vertraulich zu behandeln, erwies sich am Ende nicht einmal mehr das Beigeord-
netenkollegium, das Gremium der führenden Beamten der Stadt, als sichere Zo-
ne. Insbesondere die Blätter der radikalen Parteien griffen praktisch jeden Hin-
weis dankbar auf und setzten das Rathaus mit einer Flut von tendenziös aufge-
Vgl. die detaillierte Zeugenaussage des Beigeordneten und zeitweisen Personaldezemen-
ten F. Cahn-Gamier (1922-1933) in der Spruchkammerverhandlung gegen den Mannheimer
Oberbürgermeister Renninger v. 31.3.1948, in: STAM, Best. Oberbürgermeister und Beigeord-
nete, Handakten Cahn-Gamier.
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Abbildung 20I:
Uns interessiert fllies
W e r d e n S i e M i t a r b e i t e r !
^Zweck ist nicht die Einsendung langer Artikel, sondern lediglich die ^
Belieferung mit zuverlässigen Nachrichten! Die
Bedeutung einer Zeitung liegt nicht nur in der Höhe ihrer Auf-
lage und der Schlagkraft ihrer Artikol. sondern vor allem in
ihrer laufenden und raschen In format ion und in ihrem
lückcnloson Archiv. Nur, wer alle Zusammenhange er-
kennt und die Absichten des Gegners durchschaut,
vermag rech tze i t ig seine Pläne zu du rchk reuzen !
Darum sind Informationen über don Gegner aus
allen Teilen des Landes für uns von hüchslor
Bedeutung! Selbst Nachrichten, dio unwichtig
und zur Veröffentlichung ungeeignet erschei-
nen, lassen oft wertvolle Rückschlüsse zul
Jeder ist zur Mitarbeit berufen!
der irgendwie mit dem Gegner in Ho*
rührung kommt und Vorgänge irpondwlchor
Art politisch zu beurteilen vermag! 99 fttti Sie
Vorgängo personeller, propagandistischer, takti-
scher, vorallcm aber ü lcga lorAr t in irgend einen
gegnerischcnLagcr bemerken! |V*?n«.§7c Absichten
erkennen, die Stimmungerkundcn, Streitigkeiten in Er-
fahrung bringen können! Wenn Sie Kurulschrciben,
Milgliedcrzcitungcn, Korrespondenzen, Akten oder sonslii
Schriftstücke irgend einer gegnerischen Partei ottrrOrganisalion
in Ihren Besitz bringen nder abschreiben können, dann be-
richten Sio uns sofort bezw. schicken Sie uns diese Dokumente zu
rIhr Name ist durch das Redaktionsgeheimnis vollkommen geschützt.!1
mit bpscnilers cnR n̂ UczMiuncen zum Gi'pnor, welche taufend. Infortnaiioncn Unfern
können, sind uns besonders wertvoll als Mitarbeiter, :il>«*r auch jeder rindere kann im
Gespräch, auf der Eisenbahn, am IJicrli^cli usw. wichtige Beobachtungen machen.
Jeder Leser ein Agent unseres Informationsdienstes!
Dami t schlagt die nationalsozialistische Presse den Gegner vernichtend!
D a d u r c h wird der Gegner unsicher gemacht und erschüttert!
D a r u m arbeile mit am F.ml kämpf um den Siec und lcl<" »Mr Heine »*»«**- '••
inunKcn mit an die Schr i l t lo i tung II. des+lakonkrouibannorMannlicim, P5,13a
HB 152 v. 6.7.1932, S.4. Vgl. auch HB 165 v. 21.7.1932, S.7 (weitere Anzeige: "Halt.
Bevor Sie, überzeugt von der Wahrheit der nationalsozialistischen Idee, aus ihrer bisherigen
Partei austreten, überlegen Sie, ob Sie der nationalsozialistischen Bewegung nicht besser die-
nen können, wenn Sie dort Mitglied bleiben und uns über alle Vorgänge und Absichten Ihrer
bisherigen Partei laufend informieren! [usw.]"). Zum Vorigen vgl. DER MANNHEIMER
STADTBEAMTE 10 (1931), S.28 (Mahnung der Beamtenvertretung); HB 7 v. 9.1.1932 ("Ver-
folgungswahn auf dem Mannheimer Rathaus", darin abgedruckt Heimerichs Rundverfügung v.
Dezember 1931, die "Wahrung des Dienstgeheimnisses betr."); HB 265 v. 23.11.1932 ("Aus
dem Mannheimer Geheimkabinett", Bericht über die Sekretierung der Personalakten).
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bauschten oder gar restlos erfundenen Skandalgeschichten unter pausenlosen
Rechtfertigungsdruck.'83
Die Zeitungen der NSDAP bestanden überwiegend erst seit den dreißiger Jah-
ren. Die Düsseldorfer "Volksparole" startete am 1. Juli 1930, das Mannheimer
"Hakenkreuzbanner" Anfang Januar 1931. Sie fungierten sämtlich als reine Ge-
sinnungsanzeiger und sollten nach offen erklärter Absicht nicht informieren und
erörtern, sondern ausschließlich agitieren - gegen die verhaßte "November-
Republik", deren politische Symbole und Repräsentanten. Im Verein mit den
Blättern der KPD und manchen Organen von Wirtschaftspartei und DNVP ver-
weigerte die nationalsozialistische Presse damit kategorisch den im republikani-
schen Lager erwarteten fairen politischen Diskurs. Ohne ein Minimum an gene-
rell akzeptierten Verfahrensregeln war eine fruchtbare Auseinandersetzung je-
doch schlechthin unmöglich. Darüber hinaus bedurfte es weiterer Bindeglieder
im weltanschaulichen Bereich. Ein permanentes Gefecht um fundamentale Werte
und Maßstäbe mußte die Demokratie überlasten. Genau dieser Minimalkonsens
hinsichtlich Form und Maß politischen Streitens, den die Republik zu keiner Zeit
zuverlässig erreicht hatte, fehlte während der Wirtschaftskrise nun aber mehr
denn je. Fast jede Methode schien recht und beinahe alles stand zur Disposition.
Das definitive Scheitern einer allgemein verbindlichen Streitkultur war unüber-
sehbarer Ausdruck und zugleich weiterer Antrieb der ideologischen Polarisierung
der deutschen Gesellschaft.
Die "Kampfpresse" der extremen Rechten wie der Linken sei "geprägt und
ausgerichtet wie eine aufmarschierende Front", bemerkte entsprechend ein zeit-
genössischer Zeitungswissenschaftler. Mit ihrer unvergleichlichen Aggressivität
und Kompromißlosigkeit verkörpere sie einen völlig neuartigen Zeitungstyp und
ziehe auch bewußt "gegenüber der gesamten übrigen Presse einen scharfen, jede
Gemeinschaft aufhebenden Trennungsstrich":
Gewiß, scharfe [...] Polemik zwischen Zeitungen und Journalisten ist im
publizistischen Meinungskampf der letzten Jahre etwas Gewohntes gewor-
den. Aber eine gewisse Solidarität der 'Zunft' war doch grundsätzlich an-
erkannt und wurde, z.B. der Staatsgewalt gegenüber, auch praktisch betä-
183 Vgl. z.B. VSTVD 1930, S.72f. (Kritik Lehrs am Wirtschaftsbund wegen der Veröffentli-
chung eines vorläufigen Etatentwurfs für 1930/31 und der damit verbundenen Agitationskam-
pagne); STAD, Ausschußprotokolle, Bd.215 (Fraktionsführerbesprechung v. 13.7.1931, Klage
des Oberbürgermeisters über fortgesetzten Vertrauensbruch des Wirtschaftsbundes); ASTD 21
(1931), S.99 (Verfügung des Oberbürgermeisters v. 3.8.1931 zur "Wahrung des Dienstge-
heimnisses"); STAD, Ausschußprotokolle, Bd.162 (Beigeordnetenkonferenz v. 6.2.1933, Mit-
teilung Lehrs über Indiskretionen, Ermahnung). Vgl. außerdem HENSEL, Dreimal Kommunal-
politik, S.24 (über heimliche NSDAP-Mitglieder im Düsseldorfer Rathaus).
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tigt. Das ist, was die Kampfpresse betrifft, gründlich anders geworden.
[...] Hier ist das letzte Band zerschnitten.
Die grenzenlose Bekämpfimg des politischen Gegners - erkannte der Medienfor-
scher zudem - wirke in wachsendem Maße auf die restlichen Blätter. Viele ehe-
mals gemäßigte Stimmen paßten sich in Inhalt und Ton allmählich den radikalen
an und wer demgegenüber auf Sachlichkeit und humanere Umgangsformen po-
che, begegne einem "oft recht gewaltsamen Druck" seitens der eigenen Abonnen-
ten sowie der örtlichen Konkurrenz.184 Speziell die Repressalien von National-
sozialisten gegen die bürgerliche Generalanzeiger-Presse nötigte hier den Deut-
schen Zeitungsverlegerverband mehrfach zu öffentlichem Protest. "Man mag
zum Nationalsozialismus stehen wie man will" - hieß es etwa im April 1932 -
"die Art wie seine Organisationen gegen die bürgerliche Presse vorgehen zu dür-
fen glauben, muß man ganz entschieden zurückweisen." Eine "objektive, sich von
aggressiver Form freihaltende Unterrichtung" könne im Interesse der Allgemein-
heit schließlich nicht vollständig aufgegeben werden.'85
Die gleiche Radikalisierung wie im Pressewesen zeigte sich nach 1929 auf dem
Gebiet der öffentlichen Fest- und Gedenkveranstaltungen sowie in der Parla-
mentsarbeit. Die "Zersplitterung der Meinungen und Interessen" sei inzwischen
so groß geworden, klagte Oberbürgermeister Heimerich z.B. schon im Frühjahr
1931, "daß kaum irgend etwas Gemeinsames mehr unternommen werden kann."
Es sei nicht gelungen, den Verfassungstag zu einem echten Volksfest zu machen
und nicht einmal bei der Gefallenenehrung ließen sich die Gegensätze überbrük-
ken. Nun sei es buchstäblich ein Glück, wenn "noch einige Einrichtungen ganz
neutraler Art von der Gesamtliebe der Bevölkerung getragen sind." Daß in Kri-
senzeiten das politische Konfliktpotential anstieg, hielt Heimerich für selbstver-
ständlich. Aber diese Tendenz - kritisierte der Oberbürgermeister weiter - werde
gezielt geschürt von fundamentalistischen Kräften, von Parteien, "die nicht bes-
M. PLIENINGER, Die Kampfpresse. Ein neuer Zeitungstyp, in: Zeitungswissenschaft 8
(1933), S.65-75, 66 u. 71. Vgl. auch E. DOVIFAT, Auswüchse der Sensationsberichterstattung
(Stuttgart 1930); C. SEVERING, Denkschrift über die Verwilderung der politischen Sitten v.
Dezember 1929, nach: Ursachen und Folgen, Bd.7, S.243-246. Vgl. ferner SARCINELLI, Auf
dem Weg in eine kommunikative Demokratie?, in: Demokratische Streitkultur, S.29-51, 35f.
I O C
PRESSE UNTER GEWISSENSDRUCK, in: ZV 17 v. 23.4.1932, S.299f., 299. Der Verleger-
verband beanstandete konzertierte Leserbriefaktionen, Telefonanrufe und ständige Anträge auf
Gegendarstellung ("Trommelfeuermethode"), überdies "die Drohung mit der Sammelabbestel-
lung, für die die Parteiorganisation bereits die Unterschriften beisammen hat, die sie jedoch erst
dann abgibt, wenn ihr nicht bestimmte Zusicherungen [...] gemacht werden."
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sern, sondern diskreditieren, die nicht aufbauen, sondern zerstören wollen, um
auf Trümmern ihre zweifelhafte Herrschaft aufzurichten."186
Die wachsenden Probleme bei der politischen Konsenssuche spiegelten die
städtischen Etatberatungen. Nachdem in Düsseldorf der Haushaltsplan 1930/31
nach zähen Verhandlungen bis in den Sommer hinein endlich verabschiedet wor-
den war, entbrannte wenige Wochen später bereits wieder ein erbitterter Kampf
um den nötigen Nachtragshaushalt. Dabei stand die Verwaltung lange fast gänz-
lich allein. Im Frühjahr 1931 sah Oberbürgermeister Lehr schließlich überhaupt
keine Aussicht mehr, den neuen Notetat 1931/32 mit der Stadtverordnetenver-
sammlung beschließen zu können. Er überging deshalb das parlamentarische
Budgetrecht und bat erstmals das Düsseldorfer Regierungspräsidium um Hilfe.
Staatliche Unterstützung rettete Lehr fortan häufig aus auswegloser Lage.187
Hauptsächlich dank eines außergewöhnlichen Grades an politischer Einsicht bei
der örtlichen DVP gelang es in Mannheim dagegen noch, die Haushaltsdebatte
1931/32 zu einem Ergebnis zu fuhren. Wegen ständiger Tumulte brach Oberbür-
germeister Heimerich allerdings die Einzelberatung des Bürgerausschusses am
dritten Tag vorzeitig ab und ließ über den Schlußantrag abstimmen. Unter dem
wütenden Protest von Kommunisten und Nationalsozialisten wurde der Gesamt-
H. HEIMERICH, Der Bürger und seine Stadt, in: DLS 2,6 (1930/31), S.179-184, 184.
Heimerich hatte im November 1928 zum ersten Mal eine gemeinsame Totengedenkfeier der
verschiedenen Kriegerverbände zustandegebracht. Schon 1929 ließ sich dies jedoch nicht mehr
wiederholen. Nach Darstellung der "Neuen Mannheimer Zeitung" scheiterte der Plan nun an
den "kleinlichen" Auflagen des Rathauses. So habe man "den militärischen Vereinen zugemu-
tet, ihre Fahnen daheim zu lassen, weil sie die Farben schwarz-weiß-rot tragen. Außerdem stieß
man sich daran, daß die Schützenabteilung des Militärvereins mit Gewehr erscheinen wollte."
(NMZ 504 v. 30.10.1929).
187 Vgl. VSTVD 1930, S.92-232, 236-245 u. 273-287 (Sitzungen v. 28V29.4., 6.5. u.
7.7.1930). Für den Verwaltungsantrag stimmte am 29.4. nur der Oberbürgermeister selbst, ein
gemeinsamer Finanzierungsvorschlag von Z, DVP, DNVP u. WB ging von völlig unehrlichen
Ansätzen aus. Am 6.5. hielt Lehr weiterhin an seinem Deckungsplan fest, ohne eine Mehrheit
zu haben. Das Zentrum distanzierte sich von seiner starren Haltung v. 29.4. und brachte einen
Vermittlungsvorschlag ein, dem aber nur die DDP zustimmte. Unmittelbar vor der drohenden
Zwangsetatisierung fand sich am 7.7. dann noch einmal eine Etatmehrheit. SPD, DDP, Z, DVP
u. DNVP schwenkten nun auf die Verwaltungslinie ein. Oberbürgermeister Lehr büßte 1930
seine jahrelang praktizierte Langmut hinsichtlich der Realsteuern. Obwohl die städtische Fi-
nanzdecke jetzt endgültig nicht mehr ausreichte, zeigten die bürgerlichen Parteien lange keiner-
lei Bereitschaft, von dem bislang geübten Brauch niedriger Grund- und Gewerbesteuersätze
abzuweichen. Daneben machte sich der hohe Preis der früheren Steuerpolitik nachdrücklich
bemerkbar: die Etatplanung belasteten Kassendefizite aus den Jahren 1925, 1926, 1928 u. 1929,
die städtischen Vermögensreserven waren schon zu diesem Zeitpunkt stark angegriffen u. die
Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerke wiesen eine beträchtliche Unterbilanz auf. Vgl. ebd.,
S.95f, 98 u. 308-311. Zum Weiteren vgl. VSTVD 1930-1932, außerdem JACHMANN, Düssel-
dorfin der Weltwirtschaftskrise, S.293-310.
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etat daraufhin bewilligt.188 Die unglaubliche Verwahrlosung der Debatte habe die
volksparteilichen Stadtverordneten wie das Zentrum an die Seite derer gedrängt,
die sie ursprünglich hätten bekämpfen wollen, erklärte der DVP-Abgeordnete
Waldeck anschließend. "Keiner sei mit diesem Ausgang zufrieden. Aber die Si-
tuation habe sich eben so gestaltet, daß eine sachliche Arbeit mit der neuen Op-
position völlig unmöglich gewesen sei." Eine Obstruktionshaltung nach Art von
NSDAP und KPD könne dem Bürgertum nicht nutzen.189 Nach diesem Kraftakt
war jedoch auch in Mannheim die Konzessionsbereitschaft erschöpft. Der Voran-
schlag für das Haushaltsjahr 1932/33 scheiterte im Juni 1932 trotz langwieriger
Vorbereitungen schon im Stadtrat. Den Bürgerausschuß berief Oberbürgermeister
Heimerich daher gar nicht erst ein, die Etatrede hielt er in einer Pressekonferenz.
Danach setzte er den Haushaltsplan fest und legte ihn dem zuständigen Landes-
kommissär zur Genehmigung vor.190
Die zunehmende Flucht aus der politischen Verantwortung wurde durch die
Krisensteuerung des Reiches und der Länder begünstigt. Deren Vorgaben miß-
achteten allzuoft die Gemeindeinteressen, verengten den ohnedies knappen
Handlungsspielraum der Kommunalparlamente und würdigten sie nicht selten
sogar zu bloßen Vollzugsinstrumenten herab.191 Dazu kam die fortwährende
populistische Agitation seitens der radikaleren politischen Konkurrenz. Verärgert
stellte Robert Lehr Anfang 1932 fest, daß offenkundig vor allem scharfe Opposi-
tion bei der Öffentlichkeit Anklang finde. Dieses Phänomen beeinflusse die
"Fraktionen in ihrer Stellungnahme nachteilig und veranlasse sie vielfach zu
einem Vorgehen aus rein taktischen und nicht nach sachlichen Gesichtpunkten."
Die Düsseldorfer Kommunalpolitik werde so erheblich belastet. Die Entwicklung
in der Düsseldorfer DNVP-Fraktion konnte Lehr als Beispiel dienen. Während
ihr Vorsitzender Ellenbeck in den Verhandlungen zum Nachtragshaushalt
1930/31 noch eine skrupellose Plakatkampagne des Wirtschaftsbundes gegen die
Vgl. VST 124 v. 9.5.1931; ETATBERATUNGEN IN MANNHEIM, in: Die Kommune 4
(1931), S.48; J. TRUMPFHELLER, Pflichtbewußte Mitarbeit, in: ebd., S.46f.
Waldeck während einer Mitgliederversammlung der Mannheimer DVP v. 21.5.1931,
nach: NMZ 235 v. 22.5.1931. Ebd. eine ähnliche Stellungnahme Stadtrat Ludwigs und unge-
duldigere, verwaltungsfeindlichere Äußerungen der Stadtverordneten Grelle, Haas u. Jahr. In
Mannheim hatten am 16.11.1930 Kommunalwahlen stattgefunden. Die "neue Opposition" war
in erster Linie die NSDAP, die mit 14 Abgeordneten in den Bürgerausschuß einzog. Die KPD
verbesserte sich von 13 auf 14 Mandate. Zu den übrigen Ergebnissen vgl. Kap. IV 1.
190 Vgl. HETMER1CHS Etatrede v. 29.6.1932.
Vgl. dazu z.B. die Übersicht über die wichtigsten Punkte der Reichsnotverordnungen für
die Gemeinden (1930-1932) in: DIE GEMEINDEFINANZEN IN DER WIRTSCHAFTSKRISE, S.14f.
Vgl. außerdem FALCK, Kommunale Wirtschaftspolitik, S.330-339. Die Verordnungen betrafen
unter anderem die Grund- und Gewerbesteuertarife (1.12.1930), die kommunalen Besoldungs-
sätze (5.6.1931 u öfter) u. die Geschäftspraktiken der kommunalen Kreditinstitute (5.8.1931).
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"unverantwortliche Finanzpolitik" der Verwaltung und der "Etatparteien" verur-
teilt hatte, wußte der enge Weggefährte des Oberbürgermeisters ein halbes Jahr
später mit seinem Aufruf zu Pflichtbewußtsein und Besonnenheit selbst die eige-
ne Fraktion nicht mehr geschlossen hinter sich. Im Juni 1931 mußte er einem
kompromißloseren Fraktionsfuhrer weichen.192 Lehrs beschwörende Verheißung,
die Bürgerschaft werde den Mut zu konstruktiver Mitarbeit letztlich mehr hono-
rieren als totale Opposition, erfüllte sich nie. Viel eher galt der resignierte Befund
des sozialdemokratischen Stadtverordneten Schotte, der auf die gravierenden
politischen Erfahrungs- und Bildungsdefizite der Deutschen verwies. Das deut-
sche Volk - verkündete Schotte nach den gescheiterten Etatberatungen 1931/32 -
"steckt noch in den Kinderschuhen der politischen Betätigung." Dies begründe
die Schwäche der parlamentarischen Demokratie.193
Das Versagen der kommunalen Beschlußgremien konnte durch staatliche Not-
verordnungen wettgemacht werden. Eine klare Abkehr vom Parlamentarismus
markierte dabei die "Dietramszeller" Reichsnotverordnung vom 24. August 1931,
die die Landesregierungen ermächtigte, alle Schritte, die zum Ausgleich der Lan-
des- und Gemeindehaushalte erforderlich waren, auf dem Verordnungsweg vor-
zuschreiben. Die Länder zögerten im allgemeinen nicht, von der Rechtsnorm
Gebrauch zu machen und statteten ihrerseits die Bürgermeister mit erweiterten
Vollmachten aus. Zuvor hatte schon die Änderung der Berliner Kommunalver-
fassung vom März 1931 in diese Richtung gewiesen. Die Position des Oberbür-
germeisters als "Führer der Verwaltung" war in der Reichshauptstadt seither
merklich gestärkt. Das Zusammenwirken von Kommunalbeamten und Staatsbe-
hörden sicherte die Aktionsfähigkeit der Gemeinden, heizte jedoch auch die Ver-
antwortungsflucht weiter an. So registrierte z.B. der Reichssparkommissar in
seinem Gutachten über die Mannheimer Stadtverwaltung, daß die Haushaltsnot-
verordnung des Landes Baden vom Oktober 1931 - ein Resultat der Dietramszel-
ler Verordnung - die städtischen Kollegien dazu ermuntert habe, lästige Ver-
Vgl. ST AD, Ausschußprotokolle, Bd. 215 (Besprechung mit den Fraktionsvorsitzenden
v. 17.2.1932, Oberbürgermeister Lehr zum "Verhältnis von Stadtverwaltung und Stadtvertre-
tung"); VSTVD 1930, S.370-377 (Debattenbeitrag Ellenbecks v. 28.10.1930); GEMEIN, Die
DNVP in Düsseldorf, S. 134-142 (zu den inneren Auseinandersetzungen in der DNVP-
Fraktion). Vgl. außerdem STAD, Abt. XXTV, Nr. 1117 (zahlreiche Belege zur Agitation des
Wirtschaftsbundes). Die Verwendung städtischer Plakatsäulen zur Hetze gegen die Stadtver-
waltung wurde später unterbunden. Vgl. das Schreiben Pressechef Klutes an die Düsseldorfer
Reklame-GmbH v. 9.9.1932 (Verhinderung eines Wirtschaftsbund-Plakates: "Das Plakat ent-
hält in mehrfacher Hinsicht sachlich unzutreffende Angaben und ist geeignet, den Oberbürger-
meister im öffentlichen Ansehen herabzusetzen. Es ist weiterhin wenig geeignet, alle positiven
Kräfte zur Überwindung der gegenwärtigen Not zusammenzufassen", STAD, Abt. IV, Nr.834).
193 VSTVD 1931, S.148 (Sitzung v. 30.3.1931). Das Vorige aus Lehrs Besprechung mit den
Fraktionsvorsitzenden v. 17.2.1932.
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pflichrungen auf die Verwaltung abzuwälzen. Zunehmend faßten sie populäre,
doch unrealistische Beschlüsse, die der Oberbürgermeister aufheben und durch
von ihm allein zu tragende Anordnungen ersetzen mußte. Jede Entscheidung
aber, die Heimerich anstelle von Stadtrat und Bürgerausschuß fällte, bedeutete
eine Niederlage für die Selbstverwaltungsidee und die gemeindliche Demokra-
tie.194 Daneben brachte sie die städtische Verwaltungsspitze, insbesondere die
Person des Verwaltungschefs selbst, noch mehr ins Kreuzfeuer schrankenloser
öffentlicher Kritik. Aufgrund solcher Anfeindungen verlor im Juli 1931 sogar der
bis dahin so unempfindliche Düsseldorfer Oberbürgermeister sichtlich die Fas-
sung. "Es sei letzten Endes untragbar", erklärte Oberbürgermeister Lehr vor den
Fraktionsvorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung, daß ihm in einer Zeit
größter Nervenbelastung und gesteigerter persönlicher Verantwortung ständig
"durch persönliche Anwürfe niedriger Art in den Rücken gefallen" werde. Er
müsse verlangen, "daß jetzt endlich diese Angriffe unterblieben und die Parteien
[...] in gemeinsamer Arbeit zusammenstünden." Zwei Monate später sah sich
Lehr nach neuen ehrverletzenden Attacken seitens des Wirtschaftsbundes veran-
laßt, die Justiz einzuschalten. Ungeachtet aller Appelle waren in dessen Partei-
blatt nun schon mehrere Artikel erschienen, die nach Lehrs Eindruck "in ihren
Angriffen gegen die obere Beamtenschaft und den Oberbürgermeister persönlich
alles bisher gewohnte Maß überschritten."195
Während sich die gegnerische Propaganda unaufhörlich steigerte und verschärf-
te, stand die behördliche Öffentlichkeitsarbeit vor wachsenden Hindernissen. Die
Sparmaßnahmen ließen schließlich auch die Etatmittel der Presseämter und ande-
re relevante Ausgabenposten nicht aus und die Neigung in der Privatpresse, mit
Vgl. RGBL. 1931/1, S.453 (die Notverordnung v. 24.8.1931, benannt nach dem Urlaubsort
des Reichspräsidenten); BADISCHES GESETZ- UND VERORDNUNGSBLATT 1931, S.371f. (die
badische Haushaltsnotverordnung v. 9.10.1931). Art.11, Abs.l der badischen Verordnung
berechtigte und verpflichtete die Bürgermeister, alle Maßnahmen zum Haushaltsausgleich
selbständig zu treffen, sobald sich die zuständigen Kollegien widersetzten oder eine Entschei-
dung nicht schnell genug erfolgen konnte. Die Verordnung verfügte außerdem, daß das Ge-
meindeoberhaupt keine Parlamentsbeschlüsse vollziehen durfte, die "offenbar gesetzwidrig"
waren odeT den Haushaltsausgleich gefährdeten (Art.ll, Abs.2). Weiterhin wurde z.B. be-
stimmt, daß die Amtszeiten der Bürgermeister prinzipiell nicht vor dem 1. Mai 1933 enden
sollten (Art.14). Vgl. außerdem SPRENGER, Heinrich Sahm, S.216 (zum Änderungsgesetz zur
Berliner Kommunalverfassung); GUTACHTEN DES REICHSSPARKOMMISSARS, S.9f. (zur Wir-
kung der badischen Haushaltsnotverordnung).
STAD, Ausschußprotokolle, Bde. 215 (Besprechung mit Fraktionen v. 13.7.1931) u. 162
(Beigeordneten-Konferenz v. 19.9.1931). Im Juli bezog sich der Oberbürgermeister auf ver-
schiedene Beiträge der DLZ, der Wirtschaftsbund-Zeitschrift "Düsseldorf voran" u. der kom-
munistischen "Freiheit" (sämtlich zum "Riesengehalt des Oberbürgermeisters" ("Freiheit" v.
7.7.)). Die zweite September-Nummer von "Düsseldorf voran" verunglimpfte die Beamten
unter anderem als "Schmarotzer an der deutschen Notzeit" und erschöpfte damit Lehrs Nach-
sicht.
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dem Rathaus paitnerschaftlich zusammenzuarbeiten, nahm ab. Ob ein intensive-
res Werben für die Verwaltungsstandpunkte noch Positionsverbesserungen er-
bracht hätte, darf angesichts der Unzugänglichkeit der Opposition jedoch ohnehin
bezweifelt werden. Daß die städtischen Behörden vielfach nach wie vor einem
grundlegend anderen Streitkonzept folgten als ihre radikalen Kritiker, veran-
schaulicht das Strategiepapier zum "Verhalten gegen die oppositionelle Presse",
das der Düsseldorfer Pressechef Klute im Mai 1931 offenbar ohne größeren Wi-
derspruch vor dem Presseausschuß des Deutschen Städtetages vorstellte. Im
Verlauf einer sensiblen Analyse der Oppositionsgruppen und -motive gab der
Referent die Empfehlung, jede Diskriminierung verwältungsfeindlicher Blätter zu
unterlassen, sämtliche Falschmeldungen und Übertreibungen rasch und höflich zu
korrigieren und dabei auch die "bequeme Entlastung auf Kosten Dritter" mög-
lichst zu vermeiden. Gleichgültig, ob man das "mutige Vorgehen" der Verwal-
tung gegen die "Verantwortungsscheu" der Stadtverordneten ausspiele oder die
Schuld an der Finanzmisere in überzogener Weise auf Reich und Länder abwäl-
ze, werde damit doch nur die politische Unruhe zusätzlich vermehrt, die
"Agitation der Radikalen" gefördert. Erfolgversprechender schien Klute stattdes-
sen weiterhin eine gekonnte Darstellung der nüchternen Fakten. So gelte es z.B.,
die unentgeltlichen Überstunden, den Abbau des städtischen Wagenparks, die
Beförderungssperren und andere "freiwillige Einschränkungen" der Stadtverwal-
tungen publizistisch zu verwerten, den Ausnahmecharakter des gegenwärtigen
Notzustands gebührend hervorzuheben und auf die ähnlich schwierige Lage in
anderen Staaten hinzuweisen. Solch aufrichtiger, verständigungsbereiter Aufklä-
rungsarbeit - so war Klute überzeugt - könne sich auf die Dauer niemand ver-
schließen.196
Die starke extreme Opposition faßte die Spitzenbeamten aber nur noch als ge-
wissenlose Schädlinge, sich selbst als deren Opfer auf. Diese totale Dichotomi-
sierung verbot jedes Gespräch und ließ allein den Vernichtungskampf übrig. Die
Republik verkam "zum permanenten Schlachtfeld - nicht unbedingt real, aber in
der Wahrnehmung."197 Dagegen hatten die Presseämter kein Mittel. Die Vergeb-
lichkeit des Bemühens, mit stichhaltigen Argumenten zu überzeugen, belegt eine
längere Auseinandersetzung zwischen der Mannheimer Stadtverwaltung und dem
"Hakenkreuzbanner" vom November 1931. Unter dem reißerischen Titel "Skla-
reks in Mannheim" - eine der zahllosen Anspielungen der Nationalsozialisten auf
den spektakulären Berliner Bestechungsskandal von 1929 - benutzte die Zeitung
196LAB, ADST A 252 (Protokoll der Presseausschußsitzung V. 4.5.1931). Vgl. auch das
sinngleiche Referat des Duisburger Kollegen Ravenstein über "Die Stellung der Presseämter zu
Indiskretionen" ebd., ferner z.B. VOß, Die Stellung des Bürgermeisters, S.127.
197 SCHIRMER, Politisch-kulturelle Deutungsmuster, in: Politische Identität und nationale
Gedenktage, S.31-60, 46.
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einen Kaufvertrag zwischen der Stadt und dem Mannheimer Kunstsammler Carl
Baer aus dem Jahre 1924 zu einer wilden Diffamierungskampagne. Das Nach-
richtenamt legte in sachlichen Ausfuhrungen den tatsächlichen, formal unan-
greifbaren Sachverhalt dar, zuletzt meldete sich selbst der frühere Oberbürger-
meister Kutzer zu Wort. Als dies alles nichts nutzte, reichte die Stadt Klage ein.
Die Nationalsozialisten zogen daraufhin den Korruptionsvorwurf zurück, behiel-
ten die "Affäre" Baer aber von da an in ihrem Propagandaprogramm.198
Ein typisches Dokument des unversöhnlichen Hasses bildet auch eine Reporta-
ge des "Hakenkreuzbanner" über die feierliche Einweihung der erweiterten
Mannheim-Ludwigshafener Rheinbrücke, an der Mitte November 1932 das
bayerische und das badische Landesoberhaupt, die beiden Oberbürgermeister und
zahlreiche weitere Repräsentanten teilnahmen. "Ein grauer Novembertag ohne
Sonne und Licht, ganz als wollte der Himmel dem Beginnen einer volksfremden
Schicht den Glanz versagen", leitete der Verfasser ein. Auch am Stadtbild sei
kaum zu erkennen gewesen, daß sich ein bedeutendes Ereignis vollzog. "Rhein-
brückeneinweihung! In normalen Zeiten hätte ein solches Wort elektrisierend
gewirkt", nun indes hätten nur wenige Schaulustige die Wege gesäumt. "Sie tru-
gen das graue und verhärmte Gesicht der Not und ließen die feiernde Prominenz
mit eiskaltem Schweigen vorübergehen." Sorgfältig ausgewählte Schulkinder
habe man hinzugezogen, "die wie auf Kommando vorgeschriebenen Jubel pro-
duzierten." Während sich das Volk nach Lesart des Autors somit weitgehend
abseits gehalten und die Gemeinschaft mit den Feiernden abgelehnt hatte, waren
unter jenen die gewohnten "undeutschen" und "volksschädlichen" Kreise ver-
sammelt:
Der palästinensische Ur- und Hochadel fehlte so wenig wie die durch die
Revolte von 1918 in die proletenreine Regierungsluft emporgeschwemm-
ten Bonzen und Bönzlein. Das war das Charakteristikum der Rheinbrük-
keneinweihung.
Der Geist dieser "Feierzauberer" habe auch die durchweg abgelesenen Festreden
und das gesamte Zeremoniell bestimmt. "Für den Menschen mit deutschem Her-
Vgl. bes. SKLAREKS IN MANNHEIM, in: HB 69 v. 11.11.1931; DIE STADT WILL UNS
VERKLAGEN!, m: HB 70 v. 14.11.; Stellungnahme J. Höbers an die Redaktion des "Badischen
Beobachters" Karlsruhe v. 20.11., in: S T A M , Nl. Walter, Nr. PH 28; DER STADTRAT UND DER
JÜDISCHE PORZELLAN'STIFTER' CARL BAER, in: HB 73 v. 24.11. (Spott, da die Stadt offenbar
eine Klage scheue); TH. KUTZER, Die Sammlung Baer im Schloßmuseum. Zur Geschichte ihrer
Erwerbung, in: NMZ 545 v. 24.11.; DIE 'SCHENKUNG' BAER UND DER FRÜHERE OB DR.
KUTZER, in: HB 74 v. 28.11.; D E R KAMPF UMS RATHAUS!, in: S T A M , Nl. Walter, Nr. PH 28
(Werbezettel für eine NSDAP-Veranstaltung am 28.6.1932 mit einem Sündenregister von 13
1/2 Jahren "schwarz-roten Terrors und Mißwirtschaft").
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zen" sei am Ende der linksrheinischen Feierlichkeiten "der beschämendste Au-
genblick der ganzen Veranstaltung" gekommen, als das "sonst herzerhebende und
herrliche Lied der Deutschen" auf neue Weise gesungen worden sei.
Freilich, für viele dieser Herren war es ja auch nicht das Lied ihres Vater-
landes. Um sie in Begeisterung zu versetzen, hätte man der Melodie einen
Text unterlegen müssen, der Vaterlandslosigkeit und Rebbach besingt}"
Infolge der überbordenden Leidenschaften und der damit einhergehenden ver-
balen und tätlichen Gewalt zeigten die städtischen Verwaltungsspitzen zuletzt
zusehends Symptome von Festungsmentalität. So blieben im Düsseldorfer Rat-
haus am Ende der Republik viele Eingänge dauernd geschlossen, der Rest wurde
mit uniformierten Wachleuten besetzt. Bei größeren Menschenansammlungen in
der Nähe des Gebäudes bestand obendrein die Anweisung, lediglich noch den
Haupteingang offenzuhalten. Daneben waren der Oberbürgermeister, der Sozial-
bürgermeister sowie zwei weitere Spitzenbeamte durch eine Norrufleitung direkt
mit der Polizei verbunden. In Mannheim gab es ähnliche Vorkehrungen. Nach-
dem er seit seinem Amtsantritt für allseitige, faire politische Gespräche gestritten
hatte, sah sich auch Hermann Heimerich so gleichsam gezwungen, den von
Oberbürgermeister Kutzer 1919/20 praktizierten Abschottungskurs wieder aufzu-
nehmen - eine deutliche Kapitulation. Den neuerlichen "Belagerungszustand auf
dem Rathaus" nahmen die maßlosen Verwaltungskritiker prompt als Indiz, wie
weit sich die "schwarz-rot-goldenen Bonzen" inzwischen vom Volk entfernt
hatten.200
Der offenkundige Mißerfolg der liberalen Gemeindedemokratie veranlaßte
Lehr und Heimerich um die Jahreswende 1932/33 bzw. im Herbst 1933 jeweils
zu grundsätzlichen Reformvorschlägen. Lehrs Gedanken erschienen Anfang
März 1933 in der renommierten "Zeitschrift für Kommunalwirtschaft", Heime-
rich fand dagegen anscheinend keinen Verleger mehr. Der noch amtierende Düs-
seldorfer Oberbürgermeister blieb sich in seinem Aufsatz im Prinzip völlig treu,
W. RATZEL, Auch ein "Richtfest". Die Rheinbrücken-Einweihung Mannheim- Ludwigs-
hafen, in: HB 263 v. 21.11.1932, S.9 [!]. Die Festgemeinde hatte vermutlich nicht die erste
("Von der Maas bis an die Memel ...", deshalb wohl "Rebbach"), sondern die dritte Strophe der
Nationalhymne gesungen. Heimench hatte das schon bei früheren Gelegenheiten durchgesetzt.
Vgl. auch DIE NEUE RHEINBRÜCKE MANNHEIM-LUDWIGSHAFEN. Festschrift zu ihrer feierli-
chen Einweihung am 19. November 1932, hg. v. der Deutschen Reichsbahngesellschaft und
den Städten Mannheim und Ludwigshafen, bearb. im Nachrichtenamt Mannheim (Mannheim
1932).
200 Vgl. z.B. STAD, Abt. III, Nr.7889 (Schriftwechsel über Sicherungsmaßnahmen); HB 62
v. 17.10.1931 (BELAGERUNGSZUSTAND AUF DEM RATHAUS); HB 40 v. 4.2.1933 (VERFOL-
GUNGSWAHN ODER BÖSES GEWISSEN, HERR OB?).
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wählte allerdings einen ungeschminkteren Ton als in den zurückliegenden Jahren.
Rundheraus plädierte Lehr nun für Veränderungen, die auf eine Restauration der
Vorkriegsordnung hinausliefen. Dem Leipziger Kollegen Goerdeler folgend,
schien es ihm unbedingt nötig, gerade die Selbstverwaltung der Großstädte "in
ganz anderem Maße als bisher von politischen Tagesmeinungen aller Art unab-
hängig [zu machen]". Als zweckmäßige Schritte zu einer "ruhigeren und stetige-
ren Verwaltungsfuhrung" betrachtete Lehr unter anderem die Heraufsetzung des
Wahlalters auf 25 Jahre, die Abstufung des Wahlrechts nach Bildung und Besitz
sowie die Hinzufügung einer "berufsständischen" Komponente: Ein Drittel der
Stadtverordneten sollten die "zuständigen Wirtschafts Vertretungen" benennen. Es
habe sich in der Vergangenheit "als ein besonderer Mangel erwiesen", argumen-
tierte der Oberbürgermeister, daß hervorragend geeignete Repräsentanten des
Wirtschaftslebens an der Gemeindearbeit nicht unmittelbar beteiligt gewesen
seien. Durch eine engere Verknüpfung würden manche, "vielfach nur vermeintli-
chen Gegensätze zwischen Wirtschaft und Gemeinde" fortan vermieden werden.
Eine passendere Auswahl verlangte Lehr auch für die übrigen Stadtverordneten.
Für empfehlenswert hielt er die Beschränkung des passiven Wahlrechts auf älte-
re, alteingesessene Bürger, da doch erst eine gewisse Berufs- und Lebenserfah-
rung die "richtige fürsorgerliche, dem Gesamtwohl gewidmete" Gesinnung ge-
währleiste. Auf die künftige Stellung der leitenden Beamten gegenüber dem so
gestalteten Stadtparlament ging Lehr nicht näher ein. Falls er einem wörtlich
zitierten Text des Leipziger Oberbürgermeisters Goerdeler tatsächlich vollinhalt-
lich zustimmte, strebte er jedoch über die ohnehin starke Machtposition aus der
traditionellen rheinischen Bürgermeisterverfassung noch deutlich hinaus. Selbst-
verwaltung, unterstrich Goerdeler dort, habe in Zukunft darin zu bestehen, daß
die Bürgerschaft regelmäßig ihre Vertretung wähle und bei der Aufstellung des
Etats mitwirke, doch "im übrigen den leitenden Männern Handlungsfreiheit"
lasse. "Ist deren Wahlzeit abgelaufen, so kann die Bürgerschaft das Urteil über
Bewährung oder Nichtbewährung vollziehen."201
Ein solch autoritäres Beamtenregime mit minimalen Mitspracherechten propa-
gierte Ende 1933 auch der ehemalige Mannheimer Oberbürgermeister Heimerich.
"Das System eines immer heftigeren Kampfes aller gegen alle wäre schon längst
vor den Märzereignissen [des Jahres 1933, A.B] zusammengebrochen", betonte
der langjährige Sozialdemokrat, wenn sich nicht speziell in den Großstadtverwal-
R. LEHR, Zeitgemäße Anpassung der Bestimmungen der Städtordnung an die Gegenwart,
in: Zeitschrift für Kommunalwirtschaft 23 (1933), Sp. 265-270. Lehr zitiert aus einer nicht
näher bezeichneten Rundfunkrede Goerdelers v. Ende 1932. Vgl. daneben z.B. C. GOERDELER,
Das Gutachten des Reichssparkommissars über die Verwaltung der Stadt Mannheim, in: Reich
und Länder 7 (1933), S.l 13-126 (ebenfalls mit einem Plädoyer für eine autoritäre Führerverfas-
sung).
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tungen "immer wieder Führerpersönlichkeiten gefunden hätten", die aufgrund
ihrer überragenden Sachkenntnis und Erfahrung "die größte Unordnung zu verhü-
ten und eine sachliche Arbeit zu erzwingen verstanden." Der willensstarke Kurs
der Spitzenbeamten habe in den Kriegs- und Nachkriegsjahren auch durchaus
respektable Leistungen hervorgebracht, sei indes stets ohne klare Autorisation
und ohne die notwendige Abstimmung mit den Gesamtstaatsinteressen erfolgt.
Beides müsse eine neue Gemeindeverfassung nun bieten. Die "nicht zu umge-
hende Mitwirkung der Gemeindebürgerschaft an den Verwaltungsgeschäften"
sollte nach Heimerichs Vorstellung fortan vornehmlich beratender Natur sein und
den "Gemeindeführer" nirgends mehr definitiv binden. Andererseits sollte er auch
gegenüber den übergeordneten Instanzen "ein gewisses Maß an Bewegungs- und
Entschlußfreiheit" behalten. Um "einen möglichst reibungslosen Gang der künf-
tigen Selbstverwaltung" zu garantieren, riet Heimerich ferner gleichfalls zu einer
"besseren" Auswahl der Gemeindevertreter. Als hilfreiche Mittel galten auch hier
Wahlsystemreform und Ständegedanke, daneben die Berufung "besonders geeig-
neter und um die Gemeinde verdienter Einzelpersönlichkeiten". Mit dem vor-
geschlagenen Ordnungsmodell hatte Heimerich dem früheren Ideal einer frei-
heitlichen Demokratie abgeschworen und war auf Lehrs Linie eingeschwenkt. Zu
diesem Zeitpunkt befand sich freilich auch Lehr schon nicht mehr im Amt. Und
zunehmend ließ sich erkennen, daß ein autoritäres Elitenregime, wie es Goerde-
ler, Lehr und Heimerich konzipierten, den Vorstellungen des neuen Reichskanz-
lers nicht genügte. Der nationalsozialistische Führerstaat duldete lediglich einen
politischen Führer und eine Partei und unterband rücksichtslos jedes Zeichen von
Opposition. Die plebiszitäre Legitimation durch das ganze, gleichberechtigte
Volk, die ihn zunächst von den Staatsentwürfen der alten Rechten positiv abzu-
heben schien, geriet schnell zum reinen Propagandamanöver. Unabhängigen
Spielraum für den "Gemeindeführer" oder gar die Bürgervertretung konnte es in
der nationalsozialistischen Diktatur nicht geben. In der "Deutschen Gemein-
deordnung" von 1935 war entsprechend von "Selbstverwaltung" und "Selbst-
verwaltungsrecht" im gesamten Text nirgends die Rede.
202 H. HEIMERICH, Erneuerung der Selbstverwaltung, in: S T A M , Nl. Heimerich, Nr. 25. Ebd.
Korrespondenz, die Heimerichs Veröffentlichungsabsicht belegt.
2 0 3 Vgl. Q U E L L E N Z U M M O D E R N E N G E M E I N D E V E R F A S S U N G S R E C H T IN D E U T S C H L A N D ,
S.676-698. Zum Vorigen vgl. besonders WrNKLER, Weimar, S.612f.
5 Indikatoren und Elemente von Politischer Kultur
Zu den erklärten Erkenntniszielen der vorliegenden Arbeit zählt, aus Inhalten
und Stileigenschaften von städtischer Öffentlichkeitsarbeit auf politische Leitbil-
der und Maßstäbe der federführenden Beamten zu schließen. Das folgende Kapi-
tel soll nun die diesbezüglichen Beobachtungen aus den letzten Abschnitten noch
etwas ausbauen und die Ergebnisse ordnen. Vergleichend beschrieben werden in
diesem Zusammenhang mehrere zentrale Elemente von Politischer Kultur:
- die Einschätzung des Volkes im politischen Willensbildungsprozeß
- die Bewertung der politischen Institutionen, d.h. der Beamten-"Regierung"
und des Stadtparlaments
- die Modelle der politischen Konfliktbereinigung
- die Perzeption wichtiger geschichtlicher Ereignisse und die daraus abgeleiteten
Lehren.
Sprachliche und symbolische Äußerungen bilden den Stoff zur Operationalisie-
rung dieser Elemente. Um allein die Widersprüchlichkeit und nicht auch be-
stimmte Bestandteile der politischen Weltbilder der ausgewählten Oberbürger-
meister aufzudecken, würden schon relativ einfache Sprach- und Symbolbetrach-
tungen ausreichen. Einige Beispiele hierfür seien dem genannten Detailprogramm
kurz vorausgeschickt.
5.1 Die politischen Sprachen und Symbole
Als ein hervorstechendes Stilmerkmal von Oberbürgermeister Lehrs öffentli-
chen Reden erschien bereits den Zeitgenossen die üppige Verwendung von Zita-
ten. "Er zitierte aus der ganzen Weltliteratur, sozusagen von Hammurabi bis
Hanns Heinz Ewers", spöttelte eine Dortmunder Zeitung im Rückblick auf Lehrs
Karriereweg. „Er zitierte aus allen Geistesgebieten und Dichtarten; er zitierte
Bibel und Babel und Busch und wer weiß, wen und was sonst noch."204 Wie z.B.
Lehrs Antrittsrede bezeugt, erfolgte die Auswahl in Wahrheit aber keineswegs so
willkürlich. Nach Worten von Luther und Schiller folgten dort Fichte und Kant,
anschließend Friedrich der Große und Bismarck, danach der altrömische Dichter
Juvenal ("Mens sana in corpore sano"), der neben Luther ("Hier stehe ich, ich
kann nicht anders") als einziger Autor ungenannt blieb. Am Schluß der Rede kam
204 Dortmunder General-Anzeiger v. 20.4.1927, nach: FORST, Robert Lehr, S.143. Der
Schriftsteller Hanns Heinz Ewers (1871-1943), gebürtiger Düsseldorfer, war zu jener Zeit
Düsseldorfs literarische Berühmtheit.
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schließlich Ulrich von Hurten mit einem trotzigen Bekenntnis zu einer furchtlo-
sen, prinzipientreuen Sinnesart.205 Völlig unabhängig vom eigentlichen Redein-
halt verrät Lehrs Zitatenreihe demnach eine klare geistige Orientierung. Ver-
sammelt sie doch mit dem "deutschen Reformator" Luther und dem volkstümli-
chen Dichterfürsten Schiller, mit Fichte, dem Propagandisten nationaler Erneue-
rung, Hütten, dem entschiedenen Kämpfer gegen das Papsttum und für ein eini-
ges Deutsches Reich, mit dem ruhmreichen preußischen König bzw. dem
"eisernen" ersten Reichskanzler durchweg vielbeschworene Leitfiguren der über-
lieferten, protestantisch-nationalistischen Staatsideologie. Allein diese populären
Namen mit ihren stabilen, passend zurechtgeschneiderten moralischen Konnota-
ten ließen gewissermaßen ein ganzes Werte- und Wertungssystem erstehen - ein
Gedankengebäude, dessen Politikbegriff und Geschichtsverständnis die Republik
nicht gutheißen konnte.206
Oberbürgermeister Heimerich verwendete höchst selten Zitate. Seine klug kon-
zipierte Antrittsrede vor den Mannheimer Stadtverordneten enthielt nicht eines.
Damit bekräftigte das neue Stadtoberhaupt gleichsam die ausdrückliche Ankün-
digung, er wolle sich nicht den "engen Fesseln" einer "vorgefaßten Meinung"
ausliefern, sondern stets einen "eigenen Weg" verfolgen, "offen und aufnahme-
fähig [..] für alles Neue, Gesunde und Entwicklungsfähige, von welcher Seite es
auch an mich herantritt."207 Heimerichs Verzicht auf historische Zitate war frei-
lich auch kaum zu vermeiden. Eine ebenso eindrucksvolle geistige Ahnenreihe
wie Lehr hätte er für seinen politischen Zukunftsentwurf aus deutschen Quellen
schwerlich aufbieten können.
Im Vergleich zu Bismarck und anderen charismatischen Führern, die
ebenso übermenschlich wie farbenprächtig waren, wirkten die Weimar zur
Verfügung stehenden Vorbilder blaß und langweilig,
konstatiert Peter Gay:
Der Goethe des modernen Weimar war ein wohlmeinender, kraftloser
Weltbürger voller denkwürdiger Äußerungen über Humanität, die jeder-
mann zitierte und niemand befolgte. [...] Und die Revolutionäre, die an-
geblich die Republikaner inspirierten, waren die Revolutionäre von 1848
mit ihrer schwarzrotgoldenen Fahne, ihren wohlmeinenden Reden und ih-
rem entscheidenden Versagen."
2 0 5 VSTVD 1924, S.204-206. Das Fichte-Zitat stammt aus den "Reden an die deutsche Na-
tion", die übrigen Zitate benutzt Lehr ohne nähere Quellenangabe.
206 Näheres dazu in Kap. IV 5.2 und 5.3.
207 MT 108 v. 20.4.1928.
208 G A Y , Die Republik der Außenseiter, S.120.
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Oberbürgermeister Kutzer bediente sich in seinen Reden zahlreicher Zitate aus
dem klassischen höheren Bildungsschatz, wählte allerdings meist unverfängliche
literarische Texte. Literaturzitate und Sprichwörter figurierten bei ihm schlicht
als rhetorisches Ornament, was Kutzers bekannter Zurückhaltung in allen politi-
schen und weltanschaulichen Streitfragen entsprach. Für den Düsseldorfer Kolle-
gen Köttgen läßt sich in diesem Punkt prinzipiell Gleiches feststellen.209
Neben den alten geschichtlichen Vorbildern blieb Robert Lehr auch dem un-
verkennbaren Pathos der traditionellen "vaterländischen" Festansprache treu. Ein
besonders drastisches Beispiel gibt die Einleitung einer Parlamentsrede, die der
Düsseldorfer Oberbürgermeister am 1. Juli 1930 anläßlich der endgültigen
Rheinlandräumung durch die alliierten Besatzungstruppen hielt:
Meine Damen und Herren! In Düsseldorf und im ganzen Rheinland wehen
die Fahnen und läuten die Glocken. Männerchöre steigen in den Abend-
himmel und die Feuer der Freude leuchten von der Heimat Bergen. Das
rheinische Volk ist wieder frei. Das rheinische Volk, in seinem unzerstör-
baren Deutschtum am Rhein fester gefügt denn je, ist glücklich, daß der
letzte Franzose den deutschen Boden verlassen hat.
Derartige Klischees legten ein vollkommen einmütiges Verhalten fest und schlös-
sen eventuell Andersdenkende so von vornherein aus der Gemeinschaft aus. In
der Demokratie ließ sich die viel kompliziertere soziale Wirklichkeit auf diese
Weise jedoch nicht mehr ohne weiteres wegwischen. Massive Zwischenrufe von
kommunistischen Stadtverordneten störten denn auch Lehrs Feiertagsidyll.210 Die
zum selben Ereignis verfaßte Rede Oberbürgermeister Heimerichs wurde an
anderer Stelle bereits ausführlich besprochen. Der Sozialdemokrat zielte gewiß
ebenfalls auf Übereinstimmung und nutzte rhetorische Kunstgriffe, vermied indes
vergleichbar pathetische Worthülsen und setzte sich mit kursierenden Gegenmei-
nungen durchaus ernsthaft auseinander.211
Zu Kutzer vgl. z.B. die bereits oben (S.76) ausfuhrlich vorgestellte Rede zur Einweihung
des Mannheimer Schloßmuseums (15.5.1926), zu Köttgen vgl. etwa die knappe Antrittsrede v.
2.12.1919, in: V S T V D 1919, S.434.
210 Vgl. VSTVD 1930, S.248f. Beispiele für Rede und Gegenrede zwischen Lehr und den
Kommunisten: "Das rheinische Volk ist glücklich" - "Das glauben Sie doch selbst nicht!"; "Ich
brauche nur mit wenigen Worten an die Gewaltmittel der damaligen Machthaber [d.h. der
Franzosen, A.B.] zu erinnern" - "Das haben die Deutschen von 1914 bis 1918 drüben auch
gemacht!"; "Die Tage der Bedrückung und des Leidens liegen hinter uns. Die Tage des Frie-
dens und der Arbeit beginnen" - abschließender Sprechchor: "Der Rhein ist frei für die blaue
[d.h. die staatliche, A.B.] Polizei".
211 Vgl. oben, S.123f.
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Die kommunale Verwaltungspolitik beschrieb Lehr gewöhnlich als streng ra-
tionale Bewältigung drängender Sachzwänge, was ihn wiederum der Notwendig-
keit enthob, seine persönlichen Standpunkte weiter zu rechtfertigen. Die öffentli-
che Darlegung der für richtig erkannten Maßnahmen klang außerdem oft bemer-
kenswert kühl, ja bisweilen geradezu menschenverachtend. Eine schwere verbale
Entgleisung leistete sich Lehr in diesem Zusammenhang z.B. im Frühjahr 1929 in
einer Parlamentsdebatte zur städtischen Wohnungsverwaltung. Bei den gemeind-
lichen Sozialwohnungen ergäben sich fortwährend Mietausfälle - so der Ober-
bürgermeister -, da eine Reihe von Mietern teils nicht in der Lage sei, teilweise
aber auch nicht den ernsten Willen besitze, ihren Verpflichtungen nachzukom-
men. Überall da, wo einige Mieter die Zahlungen mutwillig einstellten, breite
sich "diese Seuche" dann aus. Nach der Fertigstellung der Notwohnbaracken
habe sich die Stadtverwaltung daher
in steigendem Maße veranlaßt gesehen, solche ungeeigneten Elemente aus
den wertvolleren Wohnungen auszusiedeln und dafür die geeigneten lei-
stungsfähigen und ordnungsliebenden Elemente in diese besseren Woh-
nungen hineinzusetzen.
Zur radikal technokratischen und typisierenden Auffassungs- und Sprachweise
der nationalsozialistischen Nachfolger besteht hier kein wesentlicher Unter-
schied. Auf solcher Basis konnten jene mühelos aufbauen.
Daß hauptsächlich wieder Hermann Heimerich eine spürbar andere Linie reprä-
sentierte als Lehr, illustriert unter anderem der entschlossene Einsatz für das
Reichs-Stadtrandsiedlungsprogramm der frühen dreißiger Jahre - für den umstrit-
tenen Versuch, bedürftigen Arbeitslosen durch die Überlassung städtischer
Brachflächen bessere Wohn- und Ernährungschancen und eine sinnvolle Be-
schäftigung zu geben. Zwar verkannte der Oberbürgermeister nicht die vielfälti-
gen finanziellen, organisatorischen und stadtplanerischen Risiken, doch gab er im
Gegensatz zu den meisten Kollegen der sozialpolitischen und psychologischen
Seite des Unternehmens eindeutig den Vorrang. Infolgedessen befand sich
Mannheim hinsichtlich der Anzahl der vergebenen Grundstücke bis zum Sommer
1932 an "vorderster Stelle aller deutschen Städte"213. Die mustergültige Organi-
sation des Siedlungsprogramms wurde als "Mannheimer System" von zahlreichen
Gemeinden übernommen. In einem öffentlichen Lichtbildervortrag erläuterte
Heimerich im Oktober 1932 nochmals seine Handlungsmotive. Bei aller gebote-
"'VSTVD 1929, S. 167 (Sitzung v. 13.5.1929).
213 So Baubürgermeister Büchner auf einer Pressekonferenz v. 9.7.1932 (nach: STAM,
Handakte Büchner, in: Best. OB u. Beigeordnete, Nr. 171).
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nen Skepsis - führte der Oberbürgermeister aus - dürfe die Bedeutung der Rand-
siedlung unter den gegenwärtigen Umständen nicht unterschätzt werden:
Sie rettet eine nicht ganz geringe Zahl von Familien vor dem wirtschaftli-
chen Untergang. Wenn in schwerer Zeit auch nur für verhältnismäßig
wenige Menschen wieder ein Licht der Hoffnung aufgesteckt und das
Selbstvertrauen in ihnen gestärkt werden kann, so ist das Ziel erreicht, das
sich diejenigen gesteckt haben, welche trotz mancher nicht unberechtigter
Warnungen für diese Randsiedlungen eintraten1^
Unzweideutig bestimmt in diesem Fall der einzelne Mensch Maß und Ziel der
Verwaltung. Menschliche "Elemente" und ähnlich inhumane Begriffe konstruier-
te Heimerich zu keiner Zeit.
Weitaus markanter noch als die Sprache grenzen Symbole die Politischen Kul-
turen gegeneinander ab. Der Streit um politische Gedenkfeiern, Straßennamen,
Denkmäler und Flaggen kam zwischen 1918 und 1933 sowohl in Düsseldorf wie
in Mannheim nie recht zur Ruhe. Hatten gleich zu Beginn der Republik Arbeiter
Bürger und Offiziere verprügelt, die bei der Heimkehr der Fronttruppen die alten
Reichsfahnen schwenkten, und waren monarchische Hoheits- und Erinnerungs-
zeichen - Schilder, Bilder, Büsten und Statuen - teilweise entfernt oder beschädigt
worden, so setzte schließlich die feierliche Hissung von Hakenkreuz und
Schwarz-Weiß-Rot, die Rück- oder Neubennenung von Straßen und Plätzen und
auch die Rehabilitierung von Kaiserbildern und -büsten den Schlußpunkt.215 Die
spätere, weitgehende Verdrängung der kaiserzeitlichen Symbole durch die natio-
nalsozialistischen unterstrich dann, daß der NS-Staat den Altkonservativen kei-
neswegs die ersehnte politische Heimat zurückgab, sondern einen ganz neuen, in
sich höchst zwiespältigen Typus aus Modernem und Reaktionärem bildete. In den
H. HEIMERICH, Siedlung am Stadtrande. Vortrag vor der kommunalpolitisehen Tagung
des Deutschen Staatsbürgennnenverbandes in Stuttgart v. 6.10. 1932 (nach: StAM, Nl. Heime-
rich, Nr.125). Vgl. außerdem RGB1 1931/1, S.551-553 (Notverordnung v. 6.10.1931); NMZ
541 v. 21.11.1931; ebd. 584 v. 16.12. 1931 ("Hundert Siedler an der Arbeit"); EBD. 5 v.
5.1.1932 ("Bei den Mannheimer Randsiedlem"); J. ZlZLER, Vorbildliche Kleinsiedlung in
Mannheim, in: Bauwelt v. 28.1.1932 (aus: StAM, ZgS 2/327-1); H. HEIMERICH, Die Randsied-
lung. Erfolge und Erfahrungen in einer westlichen Großstadt, in: Der Städtetag 26 (1932),
S.319f; H. LUPPE, Die Randsiedlung, Bemerkungen und Bedenken, in: ebd., S.320-322 (mit
wichligen Gegenargumenten). Die Düsseldorfer Verwaltung verhielt sich in der Frage der
Randsiedlung sehr zurückhaltend vgl. z.B. STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 162 (Beigeordneten-
Konferenzen v. 1.2.1932 u. 17.2.1933).
Zum letzten Punkt vgl. z.B. den Erlaß des preußischen Innenministeriums v. 12.7.1933
("Aufhebung der Runderlasse über die Entfernung der Bilder und Büsten der früheren Kaiser-
und Königsfamihe Hohenzollem in staatlichen Gebäuden und denen der Selbsrverwalrungskör-
per") u. die entsprechende Dienstanweisung des kommissarischen Düsseldorfer Oberbürger-
meisters v. 25.7.1933, in: ASTD 23 (1933), S.105.
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Jahren der Republik hatte von den Mannheimer und Düsseldorfer Oberbürger-
meistern bekanntlich nur Heimerich die neue Staatsflagge konsequent gefördert.
Die übrigen verhielten sich deutlich ablehnend (Lehr) bzw. bewiesen zumindest
kein tieferes persönliches Interesse. Für die Gesamtheit der kommunalen Spit-
zenbeamten war offenbar vor allem die letzte Haltung charakteristisch. In Ober-
bürgermeister Köttgens Fall bewirkte sie z.B., daß die Stadt Düsseldorf selbst
drei Jahre nach Verabschiedung der Weimarer Verfassung noch viel zu wenig
Reichsflaggen besaß. Von den Sozialdemokraten deshalb öffentlich gerügt, ent-
gegnete Köttgen, die Stadt habe das gelbe Tuch zur Umarbeitung der alten Fah-
nen bisher nirgends beschaffen können. Die Alternative, das Einfärben des wei-
ßen Teils der alten Trikoloren, sei wegen zu starker Abnutzung der Stücke längst
nicht immer möglich gewesen.216 Da eine vorgenommene Umfärbung von
Schwarz-Weiß-Rot in Schwarz-Rot-Gold anscheinend noch sehr lange erkennbar
blieb, hätte diese Lösung allerdings ohnehin auch nur eine vorübergehende sein
dürfen. Wenigstens eine umgefärbte Fahne wehte in Düsseldorf jedoch noch im
Mai 1925. Sie versinnbildlichte so mit rücksichtsloser Direktheit den ebenfalls
nur als provisorisch behandelten Weimarer Staat.2" Eine kategorische Absage an
die Fahne des Kaiserreiches, wie sie Oberbürgermeister Heimerich unterstützte,
bedeutete den ausdrücklichen Bruch mit dem alten System, seinen politischen
Regeln, Gebräuchen und Traditionen. Eben dazu waren die wenigsten kommuna-
len Spitzenbeamten bereit.
5.2 Alte und neue Kräfte oder
die Spannung zwischen Ordnung und Freiheit
Wie eingangs bereits festgestellt, hatte die Revolution von 1918/19 gerade in
den Gemeinden eine einschneidende Demokratisierung des bisherigen Wahl-
rechts erzwungen. Daraus folgten eine überaus schillernde politische Öffentlich-
216 Vgl. V S T V D 1922, S.199 (Sitzung v. 10.7.1922, Vorwürfe der Sozialdemokraten);
STAD, Abt. III, Nr.3883 (Besprechung mit Fraktionsführem v. 1.8.1922, Verteidigung des
Oberbürgermeisters). Köttgen sagte in der Fraktionsführersitzung zu, daß von den 137
schwarz-weiß-roten Fahnen der Stadt bis zum 10. August [dem Vorabend des Verfassungsta-
ges] 49 geändert sein würden. Solange keine weiteren zur Verfugung stünden, müsse man sich
bei der Beflaggung auf die wichtigsten Gebäude beschränken.
217 Vgl. das Schreiben des Bürgers Wilhelm Greub an Oberbürgermeister Lehr v. 3.6.1925,
in: S T A D , Abt.III, Nr .3883. Greub beklagt dann verschiedene Versäumnisse bei der Beflag-
gung zu den Düsseldorfer Jahrtausendfeiern. Unter anderem plädiert er für den Austausch der
Fahne des 7. Polizeibezirks in Derendorf, da diese "eine alte gefärbte" und dazu noch sehr
verschlissene sei. Der zuständige Polizeikommissar, dem Lehr die Beschwerde zuleitete, sah
dagegen keinen Anlaß zum Handeln (s. Schreiben v. 15.6.1925 an Lehr: "Die Fahne ist erheb-
lich abgenützt aber noch benutzbar und kann von einer Neubeschaffung einstweilen abgesehen
werden."). Greub erhielt anscheinend keine Antwort.
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keit sowie die schlagartige Pluralisierung der Ortsparlamente: Während etwa in
Düsseldorf bis dahin ja nur zwei bürgerliche Fraktionen verhandelt hatten, erran-
gen 1919 sechs, 1924 gar acht Parteien Stadtverordnetenmandate.2'8 Erstmals
war so allen Bevölkerungsgruppen politische Mitsprache eingeräumt. Wie nie-
mals zuvor belasteten seither freilich auch schwierige, leidenschaftlich debattierte
Interessenkonflikte die kommunalpolitische Willensbildung. Aus der Sicht der-
jenigen Kreise, die die Gemeindeverwaltung traditionell beherrscht hatten, zer-
störte der freiheitliche Neubeginn die vielgeschätzte Entschlußkraft und Ziel-
strebigkeit der lokalen Leistungsverwaltung, die die relative soziale Homogenität
und Interessenkongruenz der Entscheidungsträger ehedem unschwer gewährlei-
sten konnten. Aber nicht allein die Verteidiger der alten Herrschaftsordnung wa-
ren der Ansicht, daß der politische Umbruch einer Regulierung bedurfte. So
heillos, wie er sich augenblicklich darbiete - hatte z.B. ja auch der demokratische
Kommunalpolitiker Elsas 1919 erkannt - werde er wohl nur allzubald wieder ein
Opfer der Reaktion. Wahre Demokratie bedeute keineswegs grenzenlose Selbst-
sucht und Grundsatzlosigkeit, sondern verlange vielmehr durchaus eine bestimm-
te "politische Moral".219
Dem unverkennbaren Konflikt zwischen Freiheit und Ordnung, zwischen dem
entfesselten Pluralismus und der notwendigen Integration der Gesellschaft suchte
der Mannheimer Oberbürgermeister Heimerich durch seine engagierte politische
Bildungsarbeit zu begegnen. Mit ihr sollten gemeinschaftliche Werte und Ziele
vermehrt, die soziale Solidarität gestärkt und für Streitfragen ein fairer, sachlicher
Gesprächsstil durchgesetzt werden. Daß es für jedes Problem tatsächlich eine
vernünftige Lösung gab und der schwächere Teil sich dem Zwang des besseren
Arguments letztlich auch beugen würde, betrachtete Heimerich dabei als selbst-
verständlich. Düsseldorfs Oberbürgermeister Lehr dachte das gefürchtete Chaos
dagegen mit einem Rückgriff auf das alte Regierungsmodell zu vermeiden. Eine
autoritäre, auf Bildung und Besitz gegründete Oligarchie war sein Ideal - in den
zivilisatorischen Leistungen großzügig und fortschrittlich, hinsichtlich des Ent-
scheidungsverfahrens jedoch straffund verschlossen. Im Gegensatz zu Heimerich
und Lehr blieben die Oberbürgermeister Köttgen und Kutzer immer ohne klares
Konzept. Weder tendierten sie ähnlich zielbewußt zurück wie das deutschnationa-
le, noch unternahmen sie einen vergleichbar konsequenten normativen Reform-
versuch wie das sozialdemokratische Stadtoberhaupt. Ihr Verhalten kennzeichne-
ten Verlustgefühle, linkische Friedensappelle, Ratlosigkeit.
Vgl. oben, S.26, Anm. 6.
Vgl. das Zitat oben, S.25.
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Die politisch aufgerüttelte breite Öffentlichkeit - im zeitgenössischen Sprach-
gebrauch: die "Masse" - und das demokratisch gewählte Parteienparlament bilde-
ten 1919 im Grunde die neuen, die leitenden Beamten und ihr Apparat die über-
lieferten Teilhaber der kommunalen Verwaltung. Erstere verkörperten mehr die
neugewonnene politische Freiheit, letztere standen vor allem für Ordnung und
Bündigkeit. Insbesondere Heimerich und Lehr wiesen den nun an der Willensbil-
dung beteiligten Kräften differierende Plätze zu. Freiheit und Ordnung wie Par-
lament, "Masse" und Verwaltung genossen in ihren politischen Ideenwelten je-
weils erkennbar unterschiedliches Ansehen.220
5.2.1 Elite und "Masse"
In einem beachtenswerten Essay erörterte der sozialdemokratische Staatsrecht-
ler Hermann Heller (1891-1933) Ende 1930 die drei wesentlichsten konkurrie-
renden Herrschaftsmodelle seiner Zeit: das plebiszitär-demokratische, das einzig
der Gesamtheit des Volkes politisches Entscheidungsrecht zusprach, das autokra-
tische, das ganz auf überragende Einzelfiguren vertraute, und schließlich das
repräsentativ-demokratische, also Herrschaft von Führungsgruppen im Auftrag
und unter Kontrolle des Volkes.221 Die Idee der gesellschaftlichen Selbstregie-
rung, basierend auf Rousseau und von Hans Kelsen (1881-1973) und anderen
zeitgenössischen Verfassungstheoretikern beharrlich unterstützt, schien Heller
angesichts der inneren Zerrissenheit der deutschen Gesellschaft und der Kompli-
ziertheit vieler anstehender Fragen schlechthin utopisch. Regieren als ungeglie-
derter Prozeß, als "massenautomatisches Funktionieren", konnte unter solchen
Umständen keinesfalls gelingen, jede Exekutivgewalt - nach plebiszitär-
demokratischer Auffassung stets nur "Verrechnungsstelle" des Volkswillens -
mußte zwangsläufig Schiffbruch erleiden. Das populäre Gegenmodell des autori-
tären Führerstaates verwarf Heller andererseits aber ebenso klar. Während der
"massenautomatische Aberglaube" suggeriere, die gemeinschaftliche Vernunft
werde die notwendigen Beschlüsse jeweils problemlos herbeiführen, behaupte die
"Geniereligion", "irgendein starker Mann" sei in der Lage, "losgelöst von allen
Zum Begriff der "Masse" vgl. z.B. BAUER, Die öffentliche Meinung in der Weltge-
schichte, S.7-16; G. COLM, Masse, in: Handwörterbuch der Soziologie, hg. v. A. Vierkandt
(Stuttgart 1931, ND 1959), S.353-360. Gemeint sind hier die breiten Schichten der modernen
Gesellschaft. Zur damals häufigen Begnffsverengung auf eine "bestimmte Gruppenart" (die
teilnahmslose und inkompetente bzw. aggressiv-zerstörerische Menschenansammlung) vgl.
COLM.
221 Vgl. H. HELLER, Genie und Funktionär in der Politik, in: Die Neue Rundschau 41
(1930), S.721-731. Zitiert nach: Ders., Gesammelte Schriften, Bd.2, hg. v. C. Mohr (Tübingen
2I992), S.613-623.
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gesellschaftlichen Gegensätzen und Bindungen die Neuschöpfung der politischen
Einheit in sieben Tagen zu vollbringen." Abgesehen davon, daß das "deutsche
Angebot an starken Männern" gegenwärtig zwar quantitativ, nicht jedoch quali-
tativ beeindrucke - so der Verfasser - könne auch ein Diktator die sozialen Front-
linien schwerlich beseitigen. Solle seine Herrschaft nicht in blankem Terror en-
den, müsse er daher alle entscheidenden politischen Fragen neutralisieren bzw.
vertagen.
Wenn gewisse deutsche Staatstheoretiker ironisch auf die Formelkom-
promisse der Weimarer Verfassung hinweisen und dabei namentlich das
Verhältnis von Kirche zu Staat und Schule bezeichnen,
polemisierte Heller in diesem Zusammenhang auch gegen den gefeierten Carl
Schmitt (1888-1985),
so hätten sie die Verpflichtung zu sagen, ob der 'höhere Dritte' im Deut-
schen Reiche katholisch, protestantisch, freidenkerisch oder wie er sonst
diktieren könnte. Genau das gleiche gilt für die andern, im zweiten
Hauptteil der Verfassung zweifellos vorhandenen dilatorischen Kompro-
Anstelle von "Massenautomatismus" oder "Geniereligion" propagierte Heller die
durch die Weimarer Verfassung begründete repräsentative Demokratie, wobei er
infolge der zahlreichen Regierungskrisen der zwanziger Jahre auf die politische
Bewegungsfreiheit der Exekutive besonderen Nachdruck legte. Solange die Ka-
binettsmitglieder von ihrer Fraktion jeweils rigoros bevormundet wurden, schien
es ihm aussichtslos, eine starke, stabile Regierung zu schaffen. Die mangelnde
Dauerhaftigkeit der Weimarer Koalitionsregierungen aber mußte die parlamenta-
rische Demokratie grundlegend diskreditieren. Hellers abschließendes Gesamtur-
teil verdient, wörtlich zitiert zu werden:
Weder Massenautomatismus noch Geniereligion sind mögliche politische
Denkweisen. Die Geniereligion mutet der Regierung zu viel und dem Volk
zu wenig, der Massenautomatismus mutet dem Volk zu viel und der Regie-
rung zu wenig zu. Das unsrer deutschen Situation entsprechende Ideal
kann allein sein: ein lebendiges politisches Wollen des Volkes, formuliert
und geführt durch den energischen Willen magistratischer Repräsentan-
tenm
HELLER, Genie und Funktionär, S.621.
3 EBD., S.622.
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Die politische Rolle der breiten Bevölkerung - der "Masse" - hatte Heller mit-
hin richtig gesehen. Einerseits benötigte sie unbedingt tatkräftiges Führungsper-
sonal, das die diffizilen politischen Probleme erläuterte und verantwortlich bear-
beitete, andererseits gebührte ihr das Recht der Auswahl und Kontrolle dieses
Personals. Daß das Volk auch imstande sein würde, seinen Teil umsichtig zu
erfüllen, stand für den Sozialdemokraten nicht grundsätzlich in Frage. Bei vielen
zeitgenössischen Intellektuellen und Politikern erschien die "Masse" dagegen in
einem wesentlich anderen Licht. Von den klassischen Elitetheorien eines Gustave
Le Bon (1841-1931) oder Vilfredo Pareto (1848-1923) geprägt, erkannte man
dort einen bloß triebhaft handelnden, verantwortungslosen Pöbel - unfähig, das
eigene Dasein oder gar das Schicksal des Gemeinwesens vernünftig zu gestalten.
Ein nachhaltigerer Einfluß der "Masse" auf den politischen Entscheidungsprozeß
war demnach keineswegs ratsam. "Wer [..] den Kulturstaat will, wer etwas Gei-
stiges vom Staate verlangt", verkündete stattdessen z.B. der prominente Demo-
kratiekritiker Othmar Spann (1878-1950), "kann nicht mehr Demokrat sein. Es
kann ihm nicht [..] gleichgültig sein, ob die Masse ihre Stimme erhebt oder
nicht."224 Als Ausfluß solchen Denkens kursierten die vielfältigen autoritären
Herrschaftsideen der Zeit, teils in Form des von Heller beschriebenen Führerstaa-
tes, teils mehr aufständischer Grundlage bzw. als Verbindung von demokratisch-
liberalem und elitärem Prinzip, wie sie das kommunale Honoratiorenregiment bis
1918 verkörpert hatte. Allen Ideen gemeinsam war ein fundamentales Mißtrauen
gegenüber politischen Massenbewegungen und die feste Überzeugung, daß im-
mer nur ein begrenzter Kreis von ausgewählten Persönlichkeiten zu fruchtbarer
politischer Mitwirkung befähigt sei.
Die Oberbürgermeister Köttgen, Kutzer und Lehr folgten dieser Auffassung
uneingeschränkt. Ungeachtet aller öffentlichen Einmischungsversuche werde die
städtische Verwaltungsspitze stets konsequent "das als richtig Erkannte" betrei-
ben, bekräftigte etwa Theodor Kutzer anläßlich einer Brückeneinweihung 1926.
Und weiter rheinaufwärts forderte der Kollege Lehr just zur selben Zeit, das
"unwürdige und falsche Regieren der "Wählerschaft"' müsse wieder "vernünftige
Grenzen" bekommen. Wichtig sei heute, nicht "dem Geschrei der Masse" zu
opfern, sondern sich "in richtiger Führereigenschaft dem Strom entgegenzu-
stellen, wenn er in falsche Bahnen gelenkt wird." Weniger derb, doch in gleichem
Sinne, hatte auch schon Lehrs Amtsvorgänger gesprochen. Unfreundliche Pres-
224 O. Spann, Der wahre Staat (Leipzig 1921), S. 118, zitiert nach: K. SONTHEIMER, Antide-
mokratisches Denken in der Weimarer Republik (München 1968, ND 1983), S.169. Entspre-
chende Zeugnisse z.B. auch bei SCHIRMER, Politisch-kulturelle Deutungsmuster, in: Politische
Identität und nationale Gedenktage, bes. S.57f. Zu den klassischen Elitetheonen vgl. z.B. O.
STAMMER, Das Elitenproblem in der Demokratie (1951), nach: Ders., Politische Soziologie und
Demokratieforschung. Ausgewählte Reden und Aufsätze (Berlin 1965), S.63-90.
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sekritik werde ihn "nicht im geringsten" beeinflussen, gab Köttgen vor den Etat-
beratungen 1921 zu verstehen. Als beste Verwaltung betrachte er die, die "ohne
Aufsehen ihre Pflicht und Schuldigkeit" tue.225 Hinter der betonten Absage an die
"Masse" stand jeweils ein beträchtliches Maß an Selbstgerechtigkeit. Offenkun-
dig begriffen sich Köttgen, Kutzer und Lehr viel weniger als befristet gewählte
und rechenschaftspflichtige Sachwalter denn als Teil einer gleichbleibenden,
aufgrund geistig-fachlicher wie moralischer Überlegenheit gleichsam natürlichen
Elite. Ihre Legitimation bezogen sie entsprechend kaum aus der Delegation durch
die Mehrheit der Bürger bzw. Bürgervertreter, sondern aus ihrem apodiktisch
behaupteten Sachverstand und ihrer angeblich unübertrefflichen Objektivität. Im
Alltagsgeschäft der Weimarer Demokratie mußte dieser Anspruch allerdings
häufig auch auf Widerstand treffen. Besonders brisant wurde die Lage, wenn
selbst enge Gesinnungsgenossen die überlegene Weitsicht und moralische Inte-
grität der regierenden Elite in Zweifel zogen. So kritisierte etwa der Düsseldorfer
DNVP-Stadtverordnete Ellenbeck während der Beratungen zum Nachtragshaus-
halt 1927, die Verwaltung habe während ihrer ambitionierten Großprojekte das
Gefühl für die Lebenswirklichkeit der Bürger verloren. Die Düsseldorfer seien
zwar prinzipiell gerne bereit, zukunftsweisende Pläne mitzutragen, wollten ange-
sichts ihrer zwischenzeitlichen Verarmung indes nicht weiter hinnehmen, daß
sich die Stadt in Bau- und Repräsentationsangelegenheiten "immer mehr dem
Tempo von 1913 nähert, statt sich dem Jahr 1927 anzugleichen."226 Infolge sei-
nes Anspruchs, stets unfehlbarer Führer zu sein, konnte Oberbürgermeister Lehr
derartige Kritik nur als Kriegserklärung behandeln. Aussprache und Verständi-
gung, wie sie die Demokratie vorsah, kamen nicht in Frage. Auf irgendwelche
Stimmungen zu hören, wo es um nüchterne Zahlen gehe, liege ihm nicht, konterte
Lehr folglich scharf:
Ich weiß, daß ich einen sehr schweren Weg zu gehen habe, aber nicht in
dem Sinne: Da wird er weich und läßt mit sich reden!' Sie können sicher
sein, daß die jetzige Stunde auch die Verwaltung hart und entschlossen
findet, wenn es darauf ankommt. Die Verwaltung ist nicht bereit, sich von
dem, was sie fiir notwendig erkannt hat, etwas abstreichen zu lassen, zu
welcher Stunde es auch sein wird. Sie wird mit ihrer Meinung stehen und
mit ihr falten!221
Vgl. VSTVD 1921, S.75 (Einleitung zur Haushaltsdebatte, 9.5.1921). Zum Vorigen vgl.
STAD, Abt. III, Nr.18093 (Schreiben Lehrs an Ellenbeck v. 24.12. 1926); NMZ 596 v.
24.12.1926 (Rede Kutzers anläßlich der Einweihung der Friedrich-Ebert-Brücke v. 23.12.).
226 Vgl. VSTVD 1924, S.291f., 291.
227EBD.,S.293.
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Oberbürgermeister Heimerich bewertete das Aufleben der "Masse" seit 1918
bekanntlich anders. Die weitreichende Liberalisierung des politischen Lebens
empfand er grundsätzlich als erfreulichen Fortschritt, ebenso die vermehrten
Impulse für soziale und kulturelle Reformen, die er in erster Linie den bis dahin
unterdrückten Arbeiterschichten zuschrieb. Freilich bemühte sich Heimerich
zugleich auch, den Kurs der neuen Entwicklung entscheidend zu beeinflussen. Es
sei die Aufgabe wahrhaft "schöpferischer Persönlichkeiten", "der Besten der
Stadt aus allen Lagern" - ließ er wissen -, der nun mündigen, jedoch noch orien-
tierungsschwachen "Masse" die "voranleuchtenden Ideen" zu geben. Ohne sol-
ches Engagement drohe das schon Errungene wieder verlorenzugehen, die neu-
gewonnene Freiheit im Chaos zu enden. Nur wenn es gelinge, die im Kern zwei-
fellos vorhandene demokratische Gesellschaft zu festigen, bekräftigte Heimerich
z.B. im Februar 1930, "werden wir aus dem Dilemma der Gegenwart [...] heraus-
kommen." Dazu aber brauche es "Führerschaft".228 Das ausgeprägte Sendungs-
bewußtsein des Mannheimer Stadtoberhaupts macht seinen beachtlichen Einsatz
auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit verständlich, die dauernde Suche nach
unternehmenden "Menschenpersönlichkeiten" erklärt seine oft eigenwillige Per-
sonalpolitik: Wer den gleichen Ideen verpflichtet schien, den trachtete Heimerich
gegen alle Widerstände zu fördern. Die Zugehörigkeit zur Führungsgruppe ent-
schied sich für ihn demnach weit mehr psychologisch als soziologisch. Zur Elite
zählte, wer die geistig-moralischen Voraussetzungen besaß. Daß Heimerich in
der Praxis eine recht eindrucksvolle Führungsmannschaft versammelte, zeigt die
schon besprochene kommunalpolitische Arbeit der Mannheimer Stadtverwaltung.
Und noch die Erinnerungen der unmittelbaren Zeitzeugen betonen die bemer-
kenswerte Übereinstimmung unter dieser lokalen Elite. So lobt z.B. der damalige
Theaterintendant Herbert Maisch (1930-1933), in Nationaltheater, Kunsthalle,
Schloßbibliothek, Volkshochschule und den anderen bedeutenden Mannheimer
Kultureinrichtungen sei eine "geschlossene Phalanx gegen den kommenden Un-
geist" erwachsen:
Alle diese von durchaus eigenwilligen Männern geleiteten Institute stan-
den unter der souveränen Inspiration des Oberbürgermeisters, der sie wie
in einer Personalunion zu verbinden wußte. Mir ist ein solches Zusam-
menklingen der kulturellen Instrumente einer Stadt vorher und nachher
nicht begegnet119
Heimerichs These, wonach der "Aufstieg der Massen zur vollen gesellschaftli-
chen Macht" durch Individuen und Individuengruppen von besonderer geistiger
228 H E I M E R I C H , Neue Wege der Stadtgestaltung. Vortrag nach: StAD, Nl. Heimench, Nr.
289. Die vorigen Kurzzitate aus anderen Aufsätzen Heimenchs (Vgl. Kap. IV 4.4).
229 H. M A I S C H , Das Nationaltheater in Mannheim, m: Fs. Heimench, S.55-58, 56.
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Qualifikation zu begleiten war, erinnert stark an Ortega y Gassets kulturphiloso-
phischen Essay "La rebeliön de las masas", eine der bedeutendsten Zeitdiagnosen
der dreißiger Jahre. Ob er das Werk des Spaniers damals schon kannte, läßt sich
allerdings nicht mit Gewißheit sagen. Erst nach 1945, als er sein pädagogisches
Wirken wieder intensiv fortsetzte, knüpfte er direkt daran an.230 Während Beamte
vom Typ Robert Lehrs einen entschlossenen Abwehrkampf führten, suchte sich
Hermann Heimerich mit seiner Umgebung also gewissermaßen an die Spitze des
Massenvormarsches zu setzen. Die "Masse" sollte im Grunde frei, durch das
bezwingende Vorbild einer richtunggebenden, klassenübergreifenden Wertelite
aber faktisch doch auch wieder gebunden sein. Unter diesem Aspekt war Heime-
rich nun gar nicht so weit vom Düsseldorfer Kollegen entfernt. Er wählte eine
fühlbar elastischere Vorgehensweise und einen verbindlicheren Ton als Lehr,
wollte sich jedoch ebenfalls keineswegs nur der Spontaneität und dem Instinkt
des Volkes ausliefern. Hierin stimmte Heimerichs Herrschaftsentwurf freilich
auch genauso mit Hermann Hellers Demokratiemodell überein. In der jungen,
gefährdeten Weimarer Demokratie war für beide eine zielklare geistige und poli-
tische Führung schlechthin unabdingbar. Hinsichtlich der konkreten Realisation
der propagierten Elite kann Heimerichs Weg dagegen nicht überzeugen. Zwar
präsentierte der Oberbürgermeister seinen bedeutendsten Brain-Trust - die Grup-
pe der "Lebendigen Stadt" - gern als ein freies, aus unterschiedlichen sozialen
Schichten und weltanschaulichen Lagern beschicktes Kollektiv, doch bot sich in
Wahrheit ein ziemlich homogenes Bild aus bürgerlichen, akademisch gebildeten
Republikanern. Genau wie bei Lehr war zudem weder das Problem der Recht-
mäßigkeit dieser Elite gelöst noch das der Resonanz der Nichteliten. Für eine
organisierte Massengesellschaft verfuhr der Kreis zu patriarchalisch und selbst-
gewiß und behandelte die Masse der "Mittelmäßigen" trotz aller anderslautenden
Bekundungen eigentlich nur als Objekt. Ein echter Dialog zwischen Elite und
"Masse" fand kaum jemals statt. Der autistische Zug der Mannheimer Elite zeigt
sich nicht zuletzt in der Zeitschrift "Lebendige Stadt", die eine deutlich fort-
schrittliche, zugleich aber auch sehr geschlossene Form aufwies, nie ihren Auto-
renkreis nennenswert ausweitete, nie Leserzuschriften enthielt. Bei dem aufrich-
tigen Versuch, dem Weimarer System die dringend erforderliche neue "politische
Moral" beizugeben, war man der "Masse" so zu sehr entrückt. Den republik-
Vgl. J. ORTEGA Y GASSET, Der Aufstand der Massen, nach: Ders., Gesammelte Werke,
Bd.3 (Stuttgart 1978). Die Arbeit wurde ab 1926 zunächst in einer Madrider Zeitung veröffent-
licht. Die erste deutsche Ausgabe erschien 1931. Zu Heimerichs Standpunkt nach 1945 vgl.
z.B. H. HEIMERJCH, Demokratie?, in: Stuttgarter Zeitung 11 v. 6.2.1946; DERS., Mission zur
staatsbürgerlichen Erziehung, in: Recht und Freiheit 2 (1951), S.16U.; DERS., Die Pflege der
Persönlichkeit in einer Stadt, in: MH, H.l (1955), S. 17-20; DERS., Die Gefährdung der frei-
heitlichen Demokratie (1959), in: StAM, Nl. Heimerich, Nr. 309; DERS.. Der sozialistische
Mensch, in: MH, H.l (1962), S.l-13.
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feindlichen Kräften fiel es entsprechend nicht schwer, Heimerich und seine Um-
gebung als volksfremde Außenseiter zu schmähen. Besonders in den letzten Jah-
ren der Republik häuften sich die Invektiven gegen den "arroganten Offizierston"
des Oberbürgermeisters, seinen persönlichen Umgang und Lebensstil.231 Heime-
rich wiederum mußte zunehmend einsehen, daß sein Konzept einer von zupak-
kenden politischen Entwicklungshelfern geförderten und zugleich maßgeblich
gesteuerten Demokratie nicht aufging. Seine Gedanken zur "Erneuerung der
Selbstverwaltung" vom März 1933, die die Gemeindedemokratie ausdrücklich
hinter sich ließen, zogen daraus schließlich die letzte Konsequenz.232
5.2.2 Stadtverwaltung, Parteien und Parteienparlament
Wie die vier Düsseldorfer bzw. Mannheimer Oberbürgermeister die Pluralisie-
rung der Stadtparlamente und das merkliche Vordringen der Parteien in den
kommunalpolitischen Raum jeweils beurteilten, ist bereits eingehend dargelegt
worden. Die beiden ältesten Verwaltungschefs, Theodor Kutzer (*1864) und
Emil Köttgen (*1875), kamen mit dem politischen Wandel demnach sehr schwer
zurecht, beklagten auch nicht selten den Verlust der vermeintlich wohleingerich-
teten Vorkriegsverhältnisse, ohne jedoch die neue Ordnung entschieden zurück-
zuweisen. Robert Lehr (* 1883) wußte demgegenüber mit den realen Gegebenhei-
ten leichter umzugehen und konstruierte zwischen Staats- und Gemeindepolitik
auch keinen grundsätzlichen Wesensunterschied mehr. Gleichzeitig stritt er aber
unübersehbar gegen die Demokratie. Die früher vertretene Ansicht, Lehr habe "es
zu keiner Stunde an Loyalität gegenüber den Einrichtungen der Verfassung, ge-
genüber den Institutionen des staatlichen Lebens fehlen lassen"233, ist deshalb
nicht aufrechtzuerhalten.
Die Unmutsbekundungen der genannten drei Oberbürgermeister enthüllen aber-
mals Vorstellungen, die Staat und Gesellschaft als "ein nicht hinterfragbares
'natürliches Ganzes'", als Organismus auffassen. Dieser Organismus oder
"Volkskörper" besitzt Haupt und Glieder (Führer und Geführte), jedes an seinem
Platz. Interessenkonflikte und Kämpfe zwischen den Teilen fallen normalerweise
nicht an und müssen folglich als krankhaft gelten.234 Zweifellos ein Produkt die-
Vgl. z.B. HB 21 v. 13.5.1931 (scharfe Angriffe seitens KPD und NSDAP während einer
Stadtverordnetensitzung); EBD. 263 v. 21.11.1932 (Bericht über die Rheinbrückeneinweihung).
232 Vgl. dazu oben, S.265f..
233 FORST, Robert Lehr, S.240.
234 Vgl. etwa SCHIRMER, Politisch-kulturelle Deutungsmuster, in: Politische Identität und
nationale Gedenktage, S.56-58, 56 ("Die Sehnsucht nach Ganzheit und ihre autoritäre Erfül-
lung").
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ser Lesart ist z.B. der Trinkspruch Oberbürgermeister Kutzers zur Brückenein-
weihung 1926. Man dürfe hoffen, daß "unser Volk" aufgrund seiner angestamm-
ten Tüchtigkeit wieder emporsteigen werde, heißt es da. Eine Hauprvorbedingung
dafür sei allerdings "die Überwindung aller inneren Zwistigkeiten zur Erreichung
einer Sachlichkeit, die von der Liebe zu Volk und Vaterland diktiert" sei.235
Ähnliches konnte man auch immer wieder aus Düsseldorf hören. Eine originelle
Alternative zum Volkskörper-Sinnbild bildete dabei das schon zitierte Dampfer-
Symbol Robert Lehrs. "Aussichtsvoll erscheint die Fahrt für Kapitän und Steu-
ermann nur dann" - hatte Lehr im Frühjahr 1920 die Stadtverordneten gemahnt,
wenn im Schiff Ruhe herrscht, mag die Kabine in der Goltsteinstraße [eine
vornehme Adresse am Hofgarten, A.B.] oder in Oberbilk [Arbeiterbezirk
und Hochburg der KPD, A.B.] liegen"6
Damit verglichen repräsentierte Hermann Heimerich (* 1885) eindeutig eine
andere Politische Kultur. Politischer Streit in der Gemeinde schien ihm ebenso
selbstverständlich und legitim wie die Beteiligung von Parteien an der politischen
Willensbildung. Wichtig war nur, für beides sinnvolle Formen zu finden.237 Eine
verfassungsrechtliche Stärkung der kommunalen Exekutive, wie sie manche
Kollegen anstrebten und wie er sie 1933 dann ebenfalls empfahl, schien Heime-
rich dazu in den zwanziger Jahren noch keineswegs nötig. Entsprechend zog der
Sozialdemokrat in einem Expertengespräch seiner Partei zur Reform der badi-
schen Gemeindeordnung auch die bayerische Stadtratsverfassung der rheinischen
Bürgermeisterverfassung vor. Die rheinische Verfassung sei zweifellos fort-
schrittlicher als das schwerfällige badische Zweikammersystem, konzedierte
Heimerich dort. Indes bedeute sie keine Ideallösung, da "die Gewalt der rheini-
schen Bürgermeister viel zu groß und unumschränkt" sei. Den einzigen Versuch,
"den Verfassungsgrundsatz 'Alle Gewalt geht vom Volke aus' zu verwirklichen",
bilde die Stadtratsverfassung. Der Oberbürgermeister behalte hier "ungefähr die
gleiche Stellung wie heute in Baden."238
Wenn gerade Oberbürgermeister Kutzer die Anpassung an die neue Zeit ganz
besonders schwerfiel, so beruhte dies auch auf seiner persönlichen Wesensart.
Lehr).
237
Nach: NMZ 596 v. 24.12.1926.
'VSTVD 1920, S.93 (Stadtverordnetensitzung v. 20.4.1920, Rede des Stadtkämmerers
Vgl. z.B. MT 108 v. 20.4.1928 (Heimerichs Mannheimer Antrittsrede); VST 308 v.
14.11.1930 (Rede zur Kommunalwahl).
Aus einem Vortrag Heimerichs auf einer Tagung des Kommunalpolitischen Ausschusses
der badischen Sozialdemokratie (Baden-Baden, 3.2.1929), nach: NMZ 59 v. 5.2.1929. Vgl.
außerdem HEIMERICH, Lebensennnerungen, S.63. Zu den genannten Kommunalverfassungsty-
pen vgl. z.B. VOß, Die Stellung des Bürgermeisters, S.164-180.
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Verlangte das städtische Spitzenamt nach 1918 doch sicher mehr Redner- und
Vermittlertalent als vor der Revolution. "Aus dem Bürgerausschuß strahlt heute
eine Kälte aus, die er früher nicht aufwies", bemängelte hierzu ein führender
Mannheimer Kommunalpolitikernach den Etatberatungen des Jahres 1924:
Wie war's doch früher unter Oberbürgermeister Beck? Vor dem Beginn
der Sitzung war das Stadtoberhaupt meist unten bei den Stadtverordneten,
mit dem oder jenem wurde geplaudert und mit manchem Gegner wurde
nochmals um die Entscheidung gerungen. [...] Die persönliche Fühlung
mit den Stadtverordneten würde die Budgetberatung von vielen, vielen
Einzelanregungen und Wünschen befreien, die im Laufe des Jahres vorge-
bracht und erledigt werden können239
Diese Forderung traf den kontaktschwachen Mannheimer Oberbürgermeister
zwar in jedem Fall zu Recht, unterschlug aber, daß sich ja auch Kutzers Visavis
empfindlich verändert hatte. Gesprächspartner des Stadtoberhaupts waren nun
nicht mehr in erster Linie gesinnungsnahe Besitzbürger, sondern Parteipolitiker
unterschiedlichster Richtung, die sich von vornherein nur zum Teil bzw. lediglich
zeitweise verhandlungsbereit gaben. Die kommunalpolitische Willensbildung
mußte unter diesen Umständen selbst für kommunikationsfreudigere Charaktere
mühevoller sein. Wie tief die Gräben zwischen den einzelnen Fraktionen biswei-
len waren, illustriert eine Wahlkampfrede des Mannheimer Zentrums-Fraktions-
vorsitzenden Gulden vom Herbst 1926, die sich ausführlich mit den beiden gro-
ßen Arbeiterparteien befaßte. Mit der Mannheimer SPD habe sich das Zentrum
einst durchaus verständigen können, beteuerte Gulden hier. Da die Sozialdemo-
kraten neuerdings jedoch arrogant und unaufrichtig agierten, erfordere die
"Parteiehre" einen schärferen Kurs. Was die KPD betreffe, sei die Marschroute
ohnedies klar. Die Kommunisten predigten nicht nur den Klassenkampf, sondern
zielten auf die "Vernichtung der bestehenden Ordnung":
Ein Katholik und Christ mit Verantwortung kann diesen Sirenen niemals
Gehör schenken, viel weniger folgen. Dazu darf er sich nie hinreißen las-
sen, auch nicht, wenn Not und Elend in der Familie infolge Arbeitslosig-
keit eingezogen wären. Er versündigt sich dadurch an sich selbst, aber
auch an seiner Familie, an Volk und Vaterland. Von dieser Verantwortung
kann ihn niemand entbinden, keine Notlage kann und darf ihm dazu ein
scheinbares Recht geben2*0
J. WOLFHARD [DDP], Die Mannheimer Budgetberatung. Ein Epilog, in: NBL o.J. (aus:
StAM, ZgS 2/641-7). Zu Oberbürgermeister Beck und dessen Glorifizierung vgl. schon oben,
S.213f.
240 E. GULDEN, Die Politik auf dem Mannheimer Rathaus, in: NMV 290 v. 26.10.1926 (aus:
StAM, ZgS 2/1879).
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Während sich Oberbürgermeister Heimerich bekanntlich zugänglicher zeigte
und zumindest bis 1929 auch mit den kommunistischen Stadtverordneten den
fairen politischen Diskurs suchte, handelte der Düsseldorfer Kollege Lehr stets
gemäß der zitierten Zentrumsposition. Mißbilligte er im Grunde jedes parteipoli-
tische Engagement, erhielt dieser Zug im Falle der KPD noch eine sichtliche
Zuspitzung. So schloß er die kommunistischen Bürgervertreter so weit wie mög-
lich von den politischen Beratungen aus, unterband die Vermietung städtischer
Räume an kommunistische Parteigliederungen und Vereine und versäumte dar-
über hinaus kaum eine Gelegenheit, die Stadtverordneten und ihre Partei öffent-
lich bloßzustellen.241 Die demonstrative Ausgrenzung der radikalen Linken setzte
Lehrs Repressionen aus den Kriegsjahren folgerichtig fort und stützte das Zerr-
bild von der akuten kommunistischen Bedrohung. Die KPD und ihre Anhänger
erschienen hierbei weniger als politische Gegner denn als dämonische Erzfeinde,
die es zu beseitigen galt. Dies belastete die Arbeit der gemäßigteren Stimmen
innerhalb der kommunistischen Fraktion, schweißte das kommunistische Lager
zusammen und nährte zugleich noch in den dreißiger Jahren den Eindruck, daß
der Kommunismus, nicht etwa der Nationalsozialismus die Hauptgefahr war.242
5.3 Geschichtsdeutungen und Zukunftsvisionen
5.3.1 Der Weltkrieg
Wie neuere Forschungen reichlich belegen, dominierte in Deutschland bis etwa
zur Mitte der zwanziger Jahre die Tendenz, die Erinnerung an den traumatischen
Weltkrieg möglichst zu verdrängen. Entsprechend mußte man auch in der Düs-
seldorfer Stadtverwaltung noch im Sommer 1925 konstatieren, "daß Kriegswerke
und Werke, die sich mit Kriegsmaßnahmen befassen, sehr geringen Absatz fin-
Vgl. bes. STAD, Ausschußprotokolle 1924ff. (Besprechungen mit den FraktionsfTihrem,
jeweils ohne KPD-Vertreter); VSTVD 1924ff., passim. Zu Heimerichs Haltung gegenüber der
KPD-Fraktion vgl. schon oben, S.236, Anm.152.
Entsprechend mußten SPD und DDP z.B. im Frühjahr 1930 bei Lehr die unausgewogene
Praxis bei der Vergabe von städtischen Räumen beanstanden. Während die KPD erfolglos
blieb, war die NSDAP bereitwillig berücksichtigt worden. Vgl. VSTVD 1930, S.66f. (Sitzung
v. 12.3.1930. Beitrag des jüdischen Stadtverordneten Elkan (DDP): "Was dem einen recht ist,
ist dem andern billig! Herr Schotte [SPD] hat schon ausgeführt, daß die Stadt der Nationalso-
zialistischen Partei den Kaisersaal in einer Woche mehrere Male zur Verfügung stellt, einer
Partei, die gewiß nicht staatsbejahend ist und die Vertreter des Staates auf das gröblichste
beschimpft, einer Partei, die sich angelegen sein läßt, einzelne Volksschichten auf unerhörte
Weise zu beschimpfen [...]. Wenn die Stadtverwaltung einer derartigen Partei ihre Säle zur
Verfügung stellt, dann muß sie mit gleichem Maße messen und auch der Kommunistischen
Partei die Säle zur Verfügung stellen.")
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den."243 Direkt nach Kriegsende fand außerdem die Verklärung des Kriegserleb-
nisses kaum Widerhall. Unter der Bevölkerung kursierten vornehmlich pazifisti-
sche Einstellungen, ohne daß diese freilich je zu einer starken organisierten Frie-
densbewegung gefuhrt hätten. Erst mit zunehmendem Abstand von den histori-
schen Tatsachen konnten sich kriegsverherrlichende Interpretationen breit eta-
blieren. In der mächtig anschwellenden Kriegsliteratur der späten zwanziger Jah-
re geriet das Leben an der Front nun vielfach vom grauenvollen, sinnlosen
Schlachten, das es insbesondere in den letzten Jahres des Stellungskampfes ge-
wesen war, zum kostbaren Schlüsselerlebnis, zum Inbegriff von beispielloser
Gemeinschaft, Opfermut und Nationalbewußtsein.244
Wenn sich die öffentliche Beschäftigung mit der Geschichte des Weltkriegs
auch schon in der frühen Republik nie ganz vermeiden ließ, so resultierte das
nicht zuletzt aus dem Versailler Vertrag. Daß dieser Friedensvertrag auf Dauer
nicht hinnehmbar war, fand unter den Deutschen breitesten Konsens. Weitaus
umstrittener blieben hingegen die Mittel und Ziele der Vertragsrevision sowie das
Problem der deutschen Kriegsschuld - also die Frage nach der eigenen Mitver-
antwortung für den inkriminierten Vertrag. "Das Recht, die Gegner anzuklagen,
hat nur derjenige, der zunächst mit sich selber im reinen ist", gab dazu der USPD-
Abgeordnete Erdmann im Mai 1919 anläßlich einer Protestkundgebung des Düs-
seldorfer Stadtparlaments zu bedenken. "Die Hauptschuld an der Entstehung
dieses Krieges tragen die österreichische und die deutsche Regierung, die den
Krieg gewollt haben." Der erbitterte Protest der meisten übrigen Stadtverordneten
zeigte, daß Erdmanns Auffassung kaum Unterstützung besaß. Selbst der Ver-
sammlungsleiter, der Beigeordnete Geusen - sonst sichtlich um Neutralität be-
müht, wies Erdmanns Deutung entschieden zurück. "Wir stehen den Dingen doch
viel zu nahe, um ein Urteil darüber abgeben zu können, wer an dem Kriege
schuld ist", entgegnete Geusen. "Aber ich glaube, daß die Geschichte lehren wird,
daß die deutsche und die österreichische Regierung jedenfalls den kleinsten Teil
" Schreiben des Presseamtsleiters Lux an den Beigeordneten Thelemann v. 24.7.1925, in:
STAD, Abt. III, Nr.94I. Ebd. die übereinstimmende Ansicht des Stadtarchivars Wentzcke
(Brief v. 3.7.1925).
244 Vgl. R. BESSEL, The Great War in German memory: the soldiers of the First World War,
Demobilization and Weimar Pohtical Culture, in: German History 6 (1988), S.20-43. Zur lite-
rarischen Verarbeitung vgl. M. GOLLBACH, Die Wiederkehr des Weltkrieges in der Literatur.
Zu den Frontromanen der späten zwanziger Jahre (Kronberg 1978); KRIEGSERLEBNIS. DER
ERSTE WELTKRIEG IN DER LITERARISCHEN GESTALTUNG UND SYMBOLISCHEN DEUTUNG DER
NATIONEN, hg. v. K. Vondung (Göttingen 1980). Zum unmittelbaren Knegserlebnis vgl. dage-
gen "KEINER FÜHLT SICH HIER MEHR ALS MENSCH". ERLEBNIS UND WIRKEN DES ERSTEN
WELTKRIEGES, hg. v. G. Hirschfeld u. G. Krumeich (Essen 1993). Zur Friedensbewegung vgl.
G. GRUNEWALD/D. RlESENBERGER, Die Friedensbewegung nach den Weltkriegen, m: Lernen
aus dem Krieg? Deutsche Nachkriegszeiten 1918 und 1945, hg. v. G. Niedhart u. D. Riesenber-
ger (München 1992), S.96-120.
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der Schuld am Kriege zu tragen haben werden."245 Geusens Argumentationsgang
war für die Mehrheit der Deutschen typisch. Aus der Abwehr der harten Frie-
densbedingungen und des unwahren Kriegsschuldartikels des Versailler Vertra-
ges, der Deutschland und seinen Verbündeten die Alleinschuld anlastete, erwuchs
hier nur allzubald eine "Kriegsunschuldlegende". Sie trug erheblich dazu bei,
"jenes nationalistische Klima zu erzeugen, in dem sich das politische Leben der
Weimarer Republik entwickelte."246
Oberbürgermeister Robert Lehr war in seinen öffentlichen Äußerungen gleich-
falls weit davon entfernt, die jüngste deutsche Geschichte zu kritisieren. Die Zeit
seit 1914 zeichnete er vielmehr beharrlich als einen jäh hereingebrochenen Ab-
schnitt des "Unglücks" und der "Schicksalsschläge", den gerade das deutsche
Volk noch in der Gegenwart schwer zu erdulden habe. "Das Jahr 1915, das die
Hundertjahrfeier der Zugehörigkeit zu Preußen bringt, soll mit einer großen und
umfassenden Ausstellung [...] gefeiert werden", formulierte Lehr z.B. in einem
1926 erschienenen Rückblick:
Das Schicksal hat es anders bestimmt. Der Krieg wirft Pläne und Hoff-
nungen über den Haufen und im Jahre 1915 führt Düsseldorf nicht die
Friedenswerke zu schönem Triumph, sondern schmiedet als eine riesige
Kriegswerkstätte Waffen. In diesem Arsenal, das eine jahrelang belagerte
und ausgehungerte Festung darstellt, gären unterdrückte Leidenschaften
und ballen sich in der gepreßten Masse zu vulkanischer Glut zusammen.
Der Ausbruch [die Revolution, A.B.] trifft Düsseldorf mit furchtbarer Ge-
walt2*1
Mit solcher Zuflucht zum Schicksal als geschichtswirkender Macht entzog sich
der Düsseldorfer Oberbürgermeister nicht nur dem Problem der deutschen
VSTVD 1919 (Sitzung v. 13.5.1919), S.124 (Erdmann), 125f. (förmliche Proteste seitens
DDP, DVP, DNVP), S.126 (Geusen). Nach Abschluß der offiziellen Untersuchungen Karl
Kautskys verfügte die Reichsregierung bereits im April 1919 über eine Aktendokumentation,
die den deutschen Anteil am Kriegsausbruch stichhaltig belegte. Vor einer schonungslosen
Verbreitung der Forschungsergebnisse scheute sie jedoch zurück. Als Ende 1919 die auf
Kautskys Aktensammlung basierenden "Deutschen Dokumente zum Kriegsausbruch" erschie-
nen, hatte sich das öffentliche Urteil über Kriegsschuld und Friedensbedingungen längst ver-
festigt. Vgl. dazu WINKLER, Weimar, S.87-89.
WrNKLER, Weimar, S.98.
247 R. LEHR, Düsseldorf wieder dem Licht entgegen, in: Gesolei, Bd.l, S. 18-22, 18. Hervor-
hebungen von mir. Das gleiche Deutungsmuster unter anderem auch in: VSTVD 1924, S.204-
206 (Antrittsrede Lehrs); EBD. 1925, S.2-4 (Einleitung zur Haushaltsdebatte); Rede Lehrs
anläßlich einer Pressekonferenz 1926 (nach: GESOLEI, Bd.l, S.196). Die markierten Wörter
verfolgen Lehrs findige Argumentation, die jede klare Kausalität vermeidet (das Schicksal
entfesselt den Krieg, der Krieg macht Düsseldorf zur "riesigen Kriegswerkstätte", langjähriger
äußerer Druck bringt diese Werkstätte zur Explosion).
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Kriegsschuld, sondern auch der Frage nach möglichen Lehren aus der jüngsten
Vergangenheit. Wo das Schicksal regierte, mußte jeder Versuch, auf der histori-
schen Erfahrung aufzubauen, vergeblich scheinen. Als eigenes Fazit bot Lehr
entsprechend oft nur das inhaltslose Ziel, durch zuversichtliche, rastlose Arbeit
"besserer Zukunft den Weg zu ebnen." Daß die "bessere Zukunft" für ihn dann im
Grunde wieder die verlorene Vorkriegsordnung war, wurde früher bereits de-
monstriert.248
Seiner Geschichtsauffassung gemäß stritt Lehr sehr energisch für die Korrektur
des "Versailler Diktats". So plante er zum zehnten Jahrestag der Unterzeichnung
des Friedensvertrages eine große städtische "Kundgebung gegen die Kriegs-
schuldlüge", die aber schließlich am Einspruch der Reichsregierung, des Städte-
tagspräsidiums und der Düsseldorfer Sozialdemokraten scheiterte. Daneben un-
terstützte er stets bereitwillig revisionistische Verbände und Publikationen und
setzte sich sogar prononciert für die Stärkung des Wehrgedankens ein. Nachdem
z.B. im September 1932 ein Offizier des Reichswehrministeriums auf Einladung
der Stadt über "Militärische Jugendausbildung im Ausland" referiert hatte, ließ
ihm der Oberbürgermeister mitteilen, er gedenke im Düsseldorfer Reichsmuseum
für Gesellschafts- und Wirtschaftskunde eine Ausstellung zu organisieren, "die
sowohl die historische Entwicklung des Wehrgedankens und des Wehrwesens
wie auch die Organisation, die Bewaffnung und den Aufbau der Reichswehr
behandeln soll." In diesem Zusammenhang werde auch das Mißverhältnis zwi-
schen "unserer kleinen Wehrmacht" und "den stark ausgerüsteten Angriffsheeren
der übrigen Staaten" gezeigt. Daß die militärische Auseinandersetzung nach dem
industrialisierten Massenschlachten des Weltkriegs grundsätzlich kein zulässiges
Konfliktlösungsmittel mehr sein könnte, schien Lehr nicht nur in diesem Beispiel
offenbar eine ganz unrealistische Idee.249
' Das Zitat aus: LEHR, Düsseldorf wieder dem Licht entgegen, S.21. EBD. ein weiteres
schlagendes Beispiel für Lehrs Geschichtsbild. Der Mitarbeiterstab der Gesolei meide den
Vergleich mit der Vätergeneration, heißt es hier, "weil wir wissen, daß wir unter anderen Ver-
hältnissen wirtschaftlich und politisch leben als jenes Geschlecht, das die Ausstellung von 1902
schuf. Nicht klüger oder dümmer, nicht schlechter oder besser, aber ärmer, zerschlagen, ge-
hetzt, angefeindet, auf Tod und Leben herausgefordert von einem Schicksal, wie es den Schaf-
fenden von 1902 erspart blieb, wie es höchstens vor mehr als einem Jahrhundert in gleicher
Furchtbarkeit über Deutschland stand."
Zur geplanten Kundgebung gegen den Versailler Vertrag vgl. STAD, Ausschußprotokol-
le, Bd.213 (Besprechungen mit den Fraktionsvorsitzenden v. 14.5. u. 19.6.1929). Zum Folgen-
den vgl. z.B. die Sitzung des Finanz- und Verfassungsausschusses v. 1.10.1926, auf der die
Anschaffung von "Deutsch-Südtirol-Kalendem" beschlossen wurde. Ein weiterer Verwaltungs-
antrag, dem "Deutschen Ostbund" als Mitglied beizutreten, erhielt an diesem Tag keine Mehr-
heit (STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 195). Zur beabsichtigten Wehrausstellung vgl. das
Schreiben des Düsseldorfer Pressechefs Klute an Dr. Speidel (Hauptmann im Reichswehrmi-
nistenum) v. 15.9.1932, in: STAD, Abt. IV, Nr.834.
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Während der Oberbürgermeister selbst schon nichts aussprach, was die ehema-
lige Reichsleitung belastet hätte, bot er in der offiziellen Darstellung der Ge-
schichte Düsseldorfs im Weltkrieg sogar der Dolchstoßlegende Raum. Bereits die
Tatsache, daß die Stadtverwaltung gerade den 1919 geflohenen Alt-Oberbürger-
meister Oehler mit der Anfertigung des Werkes betraut hatte, mußte auf viele
Düsseldorfer provozierend wirken. Ebenso herausfordernd waren dann z.B.
Oehlers Beschreibung der verdienstvollen Arbeit der alten "politischen Polizei"
oder die herablassenden Bemerkungen über Bildungsstand und Organisations-
vermögen der Düsseldorfer Revolutionäre. Die Dolchstoßlegende brachte Oehler
gleich an mehreren Stellen des Buches ins Spiel. "Nun kamen die in die Heimat
zurückkehrenden Truppen", hieß es etwa am Schluß:
Was für Gerüchte wurden damals über den Zustand der Truppen [...] ver-
breitet! Es habe sich alles aufgelöst, wilde Horden ohne Zucht und Ord-
nung seien zu erwarten [...]. Die zunächst aus der Etappe kommenden
Truppen sahen zuweilen allerdings nicht übermäßig kriegerisch aus. Das
lag aber daran, daß sie vorsorglich alles Mögliche bei sich föhrten: Wa-
gen, Pferde, Kühe, Vorräte, Geräte, die sie nicht in Feindesland lassen,
sondern der Heimat zuführen wollten. [...] Unordnung und Mangel an
Disziplin waren nicht zu bemerken. Und als nun erst die Kampftruppen
aus der Front kamen, gewahrte man Truppenkörper in musterhafter Ord-
nung. Die ersten marschierenden Infanteriekolonnen mit klingendem Spiel
kamen am 18. November.
Eine solch mustergültige Truppe - mußte der Leser hier folgern -konnte auf eh-
renhafte, militärische Weise nicht bezwungen worden sein.250
Die Oberbürgermeister Köttgen und Kutzer gingen in ihrer Öffentlichkeitsar-
beit auf Krieg, Friedensvertrag und Kriegsschuld nicht näher ein. Hermann Hei-
merich unterschied sich dagegen von Robert Lehr vor allem durch seine sachli-
chere Grundperspektive sowie durch die ernste Absicht, aus der leidvollen jüng-
sten Vergangenheit zu lernen. Zu der von Lehr repräsentierten Politischen Kultur
des säbelrasselnden Nationalismus, der Kriegsunschuld- und Dolchstoßlegende,
verkörperte das sozialdemokratische Stadtoberhaupt die zuletzt unterlegene re-
OEHLER, Düsseldorf im Weltkrieg, S.639f. Vgl. auch die in Kap. IV 1 (S.159) zitierte
Textstelle ("Immer mehr wurden die Anzeichen bemerkbar, daß das vorbereitet wurde, was
später als der "Dolchstoß in den Rücken des Heeres' bezeichnet wurde ..."). Vgl. ferner den
Werkvertrag "zwischen der Stadt Düsseldorf und Herrn Oberbürgermeister Professor Dr. Oeh-
ler betr. "Düsseldorf im Weltkriege' v. 24.12.1924, der einen Abgabetermin nannte, die äußere
Textgestalt vorschrieb und das Honorar festlegte (STAD, Abt. III, Nr. 941). Zur weit weniger
idyllischen Realität vgl. z.B. BESSEL, The Great War in German memory, S.24f.
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publikanische Gegenkultur. Anders als Lehr mied Heimerich alle deterministi-
schen Geschichtsdeutungen. Die deutschen Hauptakteure im entsagungsvollen
Prozeß der "Liquidation des Krieges" zählte er in seiner Rede zum 30. Juni 1930
(vollständige Rheinland-Räumung) namentlich auf. In derselben Ansprache leite-
te Heimerich aus dem "verlorenen Krieg" auch klare Zukunftsvorgaben ab. Die
friedliche schrittweise Verständigung mit seinen einstigen Feinden habe den
Deutschen bereits große politische Erfolge beschert, erinnerte der Mannheimer
Oberbürgermeister da. Für die noch offenen Probleme müsse das deutsche Volk
ebenfalls "Lösungen finden, die seine Kinder nicht wieder in ein neues Chaos
hineinfuhren, sondern in ein besseres und glücklicheres Dasein in einem befriede-
ten und geeinten Europa."251 Zur Lehre aus dem Krieg gehörte für Heimerich
somit neben der definitiven Ablehnung des Krieges als Mittel der Politik das
Streben nach gründlicher Stabilisierung der europäischen Verhältnisse. Die über-
aus schwierige Aussöhnung mit dem deutschen "Erbfeind" Frankreich mußte in
diesem Konzept naturgemäß einen vorderen Platz einnehmen.
5.3.2 Die deutsch-französischen Beziehungen
Die deutsche Frankreichpolitik und die deutsch-französischen Beziehungen der
zwanziger Jahre litten schwer unter der Last der Geschichte. Alte Feindbilder und
Vorurteile, von den Historikern teils über Jahrhunderte zurückverfolgt, hatten
sich im Weltkrieg neu aufgeladen und waren im erbitterten Ringen um eine ak-
zeptable Friedensordnung nach 1918 zunächst weiter genährt worden. Den Hö-
hepunkt der deutsch-französischen Konfrontation in der Weimarer Republik be-
zeichnete der verbissen geführte Ruhrkampf des Jahres 1923, der bekanntlich
auch Düsseldorf und Mannheim unmittelbar erfaßte. Danach erst setzte sich unter
dem Einfluß der angelsächsischen Siegermächte sowie beiderseitiger innenpoliti-
scher Veränderungen ein Entspannungskurs durch, der bald eine vorläufige Rege-
lung des Reparationskonflikts (Dawes-Plan, August 1924) und die Lösung ent-
scheidender Sicherheitsfragen (Locarno-Verträge, Oktober 1925) erzielte.252
Rede Heimerichs anläßlich der Einweihung der Rhein-Neckar-Hallen, m: NMV 174 v.
1.7.1930. Vgl. dazu schon oben, S.123f.
252 Zum deutsch-französischen Konflikt in der frühen Republik vgl. z.B. H. KÖHLER, Fran-
zösische Besatzungspolitik 1918-1923, in: Franzosen und Deutsche am Rhein 1789-1918-1945.
hg. v. P. Hüttenberger u. H. Molitor (Essen 1989), S. 113-126; H.SPETHMANN, Der Ruhrkampf
in Bildern 1923 bis 1925 (Berlin 1931), bes. S.500-504 (Sammlung deutscher Ruhrkampf-
Lieder). Zur Locamo-Ära vgl. C. WURM, Deutsche Frankreichpolitik und deutsch-französische
Beziehungen in der Weimarer Republik 1923/24-1929: Politik, Kultur, Wirtschaft, in:
Deutschland und der Westen im 19. und 20. Jahrhundert, Teil 2, hg. v. K. Schwabe u. F.
Schinzinger (Stuttgart 1994), S. 137-157. Zum Frankreichbild zeitgenössischer deutscher Hi-
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Dieser spektakuläre Wechsel zu einer kooperativen Außenpolitik erlaubte nun
endlich, auch die geistige Aussöhnung zwischen beiden Völkern intensiv anzu-
packen. Tatsächlich regten sich nach dem Erfolg von Locarno vielfältige private
und offiziöse Vermittlungsinitiativen. Dazu gehörten auf deutscher Seite ver-
schiedene Begegnungs- und Austauschprogramme für Schüler und Studenten, die
Monatsschrift "Deutsch-Französische Rundschau" (1928-1933) sowie zwei Ver-
ständigungsorganisationen: das "Deutsch-Französische Studienkomitee" (1926-
1939) und die "Deutsch-Französische Gesellschaft" (DFG, 1926-1934). Während
das kleinere Studienkomitee einen stark aristokratischen Charakter besaß, wurde
die DFG hauptsächlich von gutsituierten Bildungsbürgern bestimmt. Außenpoli-
tisch bewegte sich die DFG auf der Linie von Stresemanns vernünftiger Verhand-
lungspolitik. Ihr Satzungsziel lautete, durch tiefgreifende Kenntnisvermittlung
"an einer Entspannung zwischen den Ländern mit[zu]wirken und unter Wahrung
des eigenen Staatsgefiihls der beiden Nationen zwischen Frankreich und
Deutschland Brücken [zu] schlagen." Ende 1930, im Zenit ihrer Wirksamkeit,
verfügte die Gesellschaft über neun Ortsgruppen, unter anderem in Düsseldorf
und Mannheim. Insgesamt waren in der DFG jedoch nie mehr als ca. 2.500
Mitglieder organisiert (davon allein 60% in Berlin). Dies spiegelt den relativ
schwachen gesellschaftlichen Rückhalt des Aussöhnungsgedankens selbst noch
zur besten Zeit des deutsch-französischen Verhältnisses. Als die politischen Dif-
ferenzen Ende der zwanziger Jahre wieder merklich aufbrachen, vermochten die
Verständigungsorganisationen die neuerliche Verhärtung der deutschen Außen-
politik daher auch keineswegs zu hemmen.253
Der Mannheimer Oberbürgermeister Heimerich war wie wohl nur wenige ande-
re Kommunalpolitiker seiner Zeit an den Versöhnungsbemühungen beteiligt. Seit
1929 saß er im Präsidium der DFG, bei der Einrichtung der Mannheimer Orts-
gruppe im selben Jahr dürfte er entscheidend mitgewirkt haben. Ganz seinem
Sinne entsprach auch das erste deutsch-französische Studententreffen der repu-
blikanischen Studentenverbände, das im September 1930 in Mannheim stattfand,
sowie das bereits erwähnte Frankreich-Heft der "Lebendigen Stadt" - die einzige
Ausgabe der Mannheimer Zeitschrift, die den örtlichen Rahmen klar über-
storiker vgl. E. SCHULIN, Das Frankreichbild deutscher Historiker in der Weimarer Republik,
in: Francia 4 (1976), S.660-673.
'" Zur DFG und zu den übrigen Verständigungsinitiativen vgl. H. M. BOCK, Die Deutsch-
Französische Gesellschaft 1926 bis 1934, in: Francia 17,3 (1990), S.57-101 (das Zitat aus § 3
der DFG-Satzung ebd., S.77). Vgl. daneben WURM, Deutsche Frankreichpolitik, S. 145-150. Zu
den deutsch-französischen Beziehungen in der ausgehenden Republik vgl. F. K.NIPPING,
Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-Ära 1928-1931 (München 1987).
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schritt. J Das Heft enthielt einen engagierten Leitartikel des Historikers Franz
Schnabel (1887-1966), einen deutsch-französischen Gemeinschaftsaufsatz über
"Kulturelle Wechselwirkungen" zwischen Südwestdeutschland und Frankreich,
eine Darstellung der "deutsch-französischen Wirtschaftsbeziehungen am Ober-
rhein" und schließlich eine kurze Beschreibung des neuen Dolmetscher-Instituts
an der Mannheimer Handelshochschule. In seinem Aufsatz formulierte Schnabel
das unabdingbare, aber faktisch nie auch nur annähernd erreichte Ziel aller Ver-
ständigungsinitiativen:
Die Brücken zu bauen ist die Aufgabe der Stunde. Viele Politiker in
Frankreich und in Deutschland sind bereit, aber die Arbeit kann nicht ge-
leistet werden in großstädtischen Salons: da treffen sich Intellektuelle, be-
grüßen sich in den Formen gepflegter Geselligkeit und gehen wieder aus-
einander. Unentbehrlich ist die Arbeit des ganzen, schaffenden Volkes155
Die von Oberbürgermeister Heimerich maßgeblich geforderte Gründung eines
Dolmetscher-Instituts für Englisch und Französisch im April 1930 galt offen-
sichtlich als Beitrag, die Versöhnungsidee zu kräftigen. Das neue Mannheimer
Institut wolle der deutschen Wirtschaft Arbeitskräfte bieten, die sich im Ausland
"auskennen und die Sprache wirklich beherrschen", erläuterte ein Mitglied des
Lehrkörpers. Mit solchen Absolventen sei indes auch der Völkerfreundschaft
gedient. Bilde man doch Menschen aus, "die aus der Kenntnis fremdländischen
Wesens heraus Brücken schlagen" sollten: "Sie sollen [...] Vertrauen wecken,
ohne das eine Verständigung der Völker nicht möglich ist."256
Die Beweggründe seines regen Wirkens für die deutsch-französische Aussöh-
nung nannte Heimerich selbst schon während der konstituierenden Versammlung
der Mannheimer DFG-Ortsgruppe. Den Städten stehe es nicht zu, Außenpolitik
zu betreiben, räumte er dort ein. Wohl aber könnten sie mithelfen, "die politische
Atmosphäre zu verbessern." Grenznahen Orten wie Mannheim müsse an der
Verständigung mit dem Nachbarn sogar ganz besonders gelegen sein. Die erheb-
lichen Vorbehalte, die Heimerichs Ansicht immer entgegenschlugen, ließen sich
bereits wieder dem Pressebericht entnehmen, dem wir die eben zitierte Worte des
Oberbürgermeisters verdanken. "Es soll der Zielsetzung der Arbeit der Deutsch-
Neben Heimench zählten die Oberbürgermeister Landmann (Frankfurt/M.) und Adenau-
er zum Präsidium der DFG. Oberbürgermeister Luppe (Nürnberg) war Vorsitzender der Nürn-
berger Ortsgruppe. Zum Mannheimer Studententreffen vgl. 16.-21.9.1930 MANNHEIM.
DEUTSCH-FRANZÖSISCHES STUDENTENTREFFEN, VERANSTALTET VOM DEUTSCHEN STUDEN-
TENVERBAND (Mannheim O.J.).
255F. SCHNABEL, Frankreich und der deutsche Südwesten, in: DLS 3,4 (1931/32), S.79-82,
81.
236 C. S. GUTKIND, Das Dolmetscher-Institut, in: ebd., S.94.
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Französischen Gesellschaft durchaus kein Abbruch getan werden", ergänzte der
Redakteur in seinem Artikel,
wenn wir glauben feststellen zu müssen, daß die Gründung einer Mann-
heimer Ortsgruppe [..] noch etwas verfrüht erscheint. Ging doch selbst
das Mitglied des Zentralvorstandes der Gesellschaft, Dr. Otto Grautoff, in
seinem Einführungsreferat von der Frage aus, ob hier in Mannheim, das
in den letzten drei Jahrhunderten [...] wiederholt und schwer unter der
französischen Politik zu leiden hatte, nicht eine grundsätzliche Abneigung
gegen alles Französische herrscht?51
Der Mannheimer Ortsverein der DFG besaß etwa 75 ordentliche Mitglieder und
zählte damit schon zu den größeren Gruppen. Recht stattlich war auch sein Ver-
anstaltungsprogramm. Im Vergleich zu anderen Sektionen, die "vor allem auf
dem Papier" existierten, konnten sich die Mannheimer sehen lassen. Zu Vorträ-
gen kamen unter anderem Henri Lichtenberger, Gründer des "Institut d'Erudes
Germaniques" an der Sorbonne, Jacques Kayser, Pariser Chefredakteur und so-
zialistischer Politiker, ferner der junge Arnold Bergsträsser, seit 1928 Professor
in Heidelberg. Als besondere Attraktion war im Herbst 1931 eine Hörfunksen-
dung geplant, die auch vom Eiffelturm übertragen werden sollte.258
Hermann Heimerich hatte in seiner Jugend unter anderem in Genf studiert, dort
die französische Kultur näher kennengelernt und "viele französische Unterrichts-
stunden" genossen259; und als die Pfalz und das Rheinland in den frühen zwanzi-
ger Jahren Opfer der französischen Machtpolitik wurden, lebte er noch in Nürn-
berg. Beides wird ihm die Freundschaftsgesten gegenüber dem westlichen Nach-
barn erleichtert haben. Robert Lehrs persönliche Voraussetzungen waren hierge-
gen deutlich schlechter. Die Zeit "der Bedrückung und des Leidens", die Phase
von Besatzung, Separatistenbewegung und Ruhrkampf hatte er direkt miterfah-
ren. In seinen öffentlichen Äußerungen kam er immer wieder darauf zurück.
Gleichwohl versicherte auch der Düsseldorfer Oberbürgermeister im Sommer
1930, den Weg der Aussöhnung gehen zu wollen. Das konkrete Angebot an die
Gegenseite erging allerdings nicht ohne feste Bedingungen. Es geschehe im Geist
Gustav Stresemanns, verkündete Lehr im Stadtparlament,
Vgl. NMZ 505 v. 30.10.1929 (daraus auch das vorige Zitat). Grautoff hatte seine Aus-
gangsfrage natürlich verneint.
258 D ie Verans t a l t ungsh inwe i se aus : DEUTSCH-FRANZÖSISCHE RUNDSCHAU 3 (1930) ,
S.160f.; 4 (1931), S.542; 5 (1932), S.230f. Das wörtliche Zitat aus: BOCK, Deutsch-Französi-
sche Gesellschaft, S.72. Bock bezieht sich konkret auf die Ortsgruppe Köln, die lediglich 25
Mitglieder besaß.
259 HEIMERICH, Lebenserinnerungen, S.30.
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wenn wir heute Frankreichs gedenken in dem Sinne, daß wir bereit sind,
[..] ein Frankreich zu ehren, das auf die Gewalt der Waffen verzichtet, das
bereit ist, sich abzukehren von einem dornenerfüllten und zorngeborenen
Friedensvertrag, das sich abkehren will von den Zwangsmaßregeln einer
herrschsüchtigen Politik und mit uns als gleichberechtigter Nachbar ver-
kehren will in einem befriedeten Europa. "26°
Daß selbst diese anmaßende Offerte manchem Düsseldorfer schon nicht mehr
behagte, brachte wenig später Lehrs Parteifreund Ellenbeck zum Ausdruck.
Nachdem die Verwaltung von Ausgleichsbereitschaft gesprochen habe, müsse er
doch betonen, daß die gegenwärtigen Erwerbslosenzahlen jede Verständigung
ausschlössen, erklärte der Deutschnationale. Solange diese Zahlen nicht auf den
"normalen Stand" gesunken seien, "wollen unsere Freunde von Verständigung
nichts wissen. Denn es ist keine Verständigung, wenn mit unserm Volk Schind-
luder getrieben wird, wie es heute der Fall ist."261
Ellenbecks Protest erwies sich bei näherer Betrachtung als reichlich unnötig.
Tat doch der Oberbürgermeister in der Praxis eigentlich nichts, um die deutsch-
französische Versöhnung wirklich voranzubringen. Als bald nach seiner oben
zitierten Rede z.B. die DFG auch in Düsseldorf Fuß zu fassen suchte, traf die
städtische Verwaltungskonferenz bezeichnenderweise den einmütigen Beschluß,
daß seitens der Stadt "hierin nichts getan werden soll und die Beigeordneten
Vorträge nicht besuchen." Die Düsseldorfer Sektion blieb mit nur 21 Mitgliedern
denn auch die kleinste aller DFG-Ortsgruppen.262
Zu Lehrs persönlicher Reserviertheit trat erschwerend hinzu, daß er wie bei der
Debatte um die deutsche Kriegsniederlage zugleich radikalere Stimmen begün-
stigte. So verbreiteten Anfang 1932 der offizielle "Pressedienst der Stadt Düssel-
VSTVD 1930, S.249 (Sitzung v. 1.7.1930, Rede anläßlich der Rheinlandräumung). Zur
fatalen außenpolitischen Wirkung der meisten damaligen Kundgebungen vgl. F. KNIPPrNG,
Deutschland, Frankreich und das Ende der Locamo-Ära, S. 143-148 (darunter S.146, Anm.22
(aus einem Schreiben des Ministenaldirektors im Auswärtigen Amt Köpke an den deutschen
Botschafter in Paris v. 15.7.1930): "Die Befreiung des Rheinlandes hat hier trotz Glockenklang
und Festgetnebe bisher eigentlich nur eine Versteifung unserer Beziehungen zu Frankreich zur
Folge gehabt. [...] Ich finde überhaupt diese [..] Feiem nach Ausmaß und sonstigem Arrange-
ment recht wenig glücklich; aber gegen befreite Bürgermeister kämpfen die Götter selbst ver-
gebens.").
261 Vgl . V S T V D 1930, S.282 (Si tzung v. 7.7.1930). Automat i sch konstruiert El lenbeck hier
e ine unmit te lbare Bez i ehung zwischen der Arbei ts losigkei t und den verhaßten Reparat ionsla-
sten.
262 Der Beschluß der Verwaltungskonferenz in: STAD, Ausschußprotokolle, Bd. 162
(Sitzung v, 15.7.1930). Die Beigeordneten Jäker (SPD) und Torhorst (KPD), die die "Überein-
st immung" eventuell durchbrochen hätten, waren nicht anwesend. Der Mitgliederstand der
Düsseldorfer Gruppe nach: BOCK, Deutsch-Französische Gesellschaft, S.81.
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dorf und das Düsseldorfer Amtsblatt einen aufreizenden Artikel Paul Wentz-
ckes, des auffallend nationalistischen Düsseldorfer Stadtarchivars. Wentzckes
Aufsatz, ausgelöst durch die altbekannte Kritik einer französischen Illustrierten
am Finanzgebaren deutscher Großstädte, enthielt nicht nur die üblichen Ge-
schichtslegenden des deutschnationalen Lagers, sondern auch schlimme morali-
sche Disqualifizierungen des französischen Volkes. "Anders als ein Rentnervolk
werden die Deutschen stets mit allen Kräften aus Trümmern zum Aufbau schrei-
ten", hieß es da etwa:
In diesem inneren Drange, nicht in Genuß- und Verschwendungssucht ist
der Antrieb zu der gewaltigen Aufwärtsbewegung zu suchen, die in den
von der französischen Propaganda angefochtenen Düsseldorfer Bauten
ihren Ausdruck findet. Eine Stadt, in der das Deutsche Reich allein nach
dem [..] Okkupationsleistungsgesetz für mehr als 25 Millionen Goldmark
Besatzungsschäden abzugelten und auszuzahlen hatte, in der die Quartier-
vergütung für die Einlagerung fremder Truppen 12 Millionen Goldmark
überstieg, mußte nach jahrelangem Stillhalten ein neues Betätigungsfeld
finden261
Die französischen Nachbarn figurierten hier so, wie sie mutmaßlich immer schon
waren: arbeitsscheu, schmarotzerhaft, zerstörerisch. Ein Ausgleich mit solchen
Antipoden schien weder möglich noch erwünscht.264
P. WENTZCKE, Französische Propaganda gegen rheinische Städte, in: AStD 22 (1932),
S.35f. bzw. in: Pressedienst der Stadt Düsseldorf 78 v. 12.2.1932 (StAD, Abt. XXIV, Nr.958).
Zu Wentzkes politischer Einstellung vgl. z.B. P. WENTZCKE, Rheinkampf, 2 Bde. (Berlin
1925); DERS., Die deutschen Farben. Ihre Entwicklung und Deutung sowie ihre Stellung in der
deutschen Geschichte (Heidelberg 1927); DERS., Ruhrkampf. Einbruch und Abwehr im rhei-
nisch-westfälischen Industriegebiet, 2 Bde. (Berlin 1930/32).
Während Oberbürgermeister Kutzer auch in der Frage der deutsch-französischen Bezie-
hungen ganz seine typische politische Farblosigkeit behielt, versuchte Emil Köttgen vor allem
in der aufgeputschten Atmosphäre des Ruhrkampfes auf die Düsseldorfer Bevölkerung mäßi-
gend zu wirken. Belege, daß die ihm von der Rechten öffentlich vorgeworfene "Franzosen-
freundlichkeit" weitere, triftigere Ursachen gehabt hätte, ließen sich nicht ermitteln. Zu be-
rücksichtigen ist grundsätzlich, daß die klare Ablehnung von Gewaltaktionen im Stile Schlage-




Die politische Entwicklung nach 1918 verursachte im Düsseldorfer wie im
Mannheimer Rathaus zunächst hauptsächlich Verwirrung und Ratlosigkeit. Die
Oberbürgermeister Köttgen und Kutzer versahen zu Beginn der Republik bereits
seit mehr als fünfzehn Jahren städtische Führungsämter und hatten somit die
wohl befriedigendste Phase der kommunalen Selbstverwaltung noch voll genos-
sen. Damals, im letzten Friedensjahrzehnt des Kaiserreiches, hatten sie über be-
deutende selbständige Einnahmequellen verfügt, einen beeindruckenden Zuwachs
an öffentlichen Bauten und Versorgungseinrichtungen erreicht und mit der von
einer schmalen Besitzbürgerschicht beherrschten Gemeindevertretung relativ
harmonisch zusammengewirkt.265 Nun, nach Revolution, Wahlrechtsänderung
und Reichsfinanzreform, mußten die labilen Gemeindefinanzen in ständiger Dis-
kussion gesichert und die gesamten Verwaltungsmaßnahmen mit einer aufge-
wühlten Öffentlichkeit und einem pluralistischen, von Parteienkämpfen gepräg-
ten Stadtparlament mühsam verhandelt werden. Dem zeigten sich beide Stadto-
berhäupter nicht gut gewachsen. Besonders Theodor Kutzer gab vielmehr sogar
deutlich zu verstehen, daß er die scharfe Interessenkonkurrenz unter den
Ratsparteien sowie den machtvollen Einfluß von Presse und Laien auf den städti-
schen Verwaltungsprozeß schlicht als Entgleisungen auffaßte.
Die Amtsnachfolger Köttgens und Kutzers, 1919 35 und 33 Jahre alt, hatten
erst 1912 bzw. 1916 ihre Beamtenlaufbahn begonnen. Die klare Präsenz von
politischen Parteien im Bereich der Kommunalverwaltung und die starke Beteili-
gung einer breiten, differenzierten Öffentlichkeit zählten daher quasi zu ihren
Anfangserfahrungen. Daneben konnten sie die Aussichtslosigkeit eines voll-
kommen unangepaßten Führungsstils lange genug studieren. Als Lehr und Hei-
merich Mitte der zwanziger Jahre in das städtische Spitzenamt gewählt worden
waren, schlug sich dies positiv nieder. Gegenüber dem Parteienparlament fanden
beide einen geschmeidigeren Geschäftston und die Organisation einer kontinu-
ierlichen und aktiven städtischen Öffentlichkeitsarbeit machte jeweils entschei-
dende Fortschritte. Die Presseämter erhielten qualifiziertes Personal und die nöti-
gen Informationsbefugnisse, die Oberbürgermeister unterstützten ihr Wirken
rückhaltlos und schalteten sich häufig auch unmittelbar in den öffentlichen Dis-
Vgl. z.B. die Leistungsbilanz von Theodor Kutzers Fürther Oberbürgermeisterzeit, in: E.
Ammon, Kutzer, in: H. Mauersberg, Wirtschaft und Gesellschaft Fürths in neuerer und neuester
Zeit, S.168-170. Zwischen 1901 und 1913 entstanden in Fürth unter anderem ein neues städti-
sches Gaswerk, die erste Kläranlage, ein großes Verwaltungsgebäude, sechs neue Schulen (2
Volks-, 1 Real-, 1 höhere Mädchen-, 2 Berufsschulen), ein neues Stadttheater sowie ein großes
Voltebildungsinstitut mit Bücherei, Lese- und Vortragssaal. Zugleich wuchs die Einwohner-
zahl um ca. 23% (von 55.000 auf 67.000 Einwohner).
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kurs ein. Zudem erreichten die städtischen Kommunikationsmittel vor allem in
Mannheim eine beachtliche Qualität. Dieses entschlossene Reagieren von deut-
schen Großstadtverwaltungen auf die ungebremste Entfaltung der modernen
Massenkommunikation nach 1918 ist bislang nicht gesehen worden.
Wie das Beispiel Robert Lehrs belegt, gewährleisteten technische Verbesserun-
gen allein allerdings noch keinen vermittelnden Dialog. Dazu bedurfte es zusätz-
lich der Anerkennung einer echten Zwei-Wege-Kommunikation, die auch der
Gegenseite das Rederecht ließ und - selbstverständlich innerhalb gewisser Gren-
zen - in einen offenen Ideenstreit eintrat. Während Lehr den Kommunikations-
vorgang bevorzugt als Einbahnstraße verstand und mißliebige Vervvaltungskritik
teils durch groben Zwang abzustellen versuchte, bemühte sich Heimerich er-
kennbar um ein solches Gespräch. Die geplante freie Aussprache gelang ihm
jedoch im allgemeinen nur innerhalb einer ausgesuchten Teilöffentlichkeit, die
das Ergebnis ihrer Beratung der Allgemeinheit ebenfalls wieder vorwiegend
proklamierte. Eine potentiell jeden Bürger einschließende, freie und zugleich
konstruktive politische Diskussion blieb selbst in den stabilsten Jahren der ersten
Republik ein uneingelöstes Ziel.
Hinsichtlich des konkreten Verwaltungsalltags der Nachkriegsjahre waren sich
die vier behandelten Oberbürgermeister in einem Punkt einig: So wie er sich
augenblicklich darbot, sollte er nicht bleiben. Köttgen und Kutzer rekurrierten in
ihren Mahnrufen ganz auf das althergebrachte Selbstverwaltungsmodell und ver-
suchten, mit hohlen Appellen an Gemeinsinn und Opferwille die konfliktträchtige
"Politisierung" der Kommunalverwaltung zu stoppen und die Bürgerschaft auf
die vermeintlich sachlichere Linie der Vergangenheit zurückzufuhren. Die be-
klagte "Politisierung" war grundsätzlich aber keineswegs ein Betriebsschaden,
sondern Ausdruck der längst überfälligen Demokratisierung der Gemeindever-
waltung, an der erstmals alle Bevölkerungsschichten direkt partizipierten. Und
die notwendige Abstimmung der verschiedenen materiellen und ideellen Interes-
sen unter den Bürgern konnte jetzt gewiß nicht mehr darin bestehen, daß vorhan-
dene Interessenkonflikte einfach verdrängt und politische Auseinandersetzungen
generell verketzert wurden. Wer allein mit Harmonieappellen regieren wollte,
geriet in der Praxis schnell zwischen sämtliche Fronten.
Oberbürgermeister Lehr teilte letztlich den Widerwillen gegen den neuen "Par-
teibetrieb" und sparte auch nie mit leidenschaftlicher Kritik, ging zur Sicherung
seines Einflusses auf die gegebenen Tatsachen aber stärker ein. Durch eine ener-
gische Sozialpolitik sowie eine Wirtschafts- und Steuerpolitik, die vor allem den
Nutznießern der alten Honoratiorenverwaltung entgegenkam, zielte er darauf ab,
sowohl zentrale Forderungen des gemäßigten linken wie des rechten politischen
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Lagers zufriedenzustellen und so unter den zerstrittenen Blöcken eine hinrei-
chende Integrationsklammer aufzubauen. Die relativ schwache Düsseldorfer
Sozialdemokratie - die weitaus engagierteste Reformpartei - sollte die sozialen
Fortschritte freilich mit dem Verzicht auf eine grundlegende politische Neuord-
nung bezahlen. Lehre Modernisierungsentwurf schloß das politische System nicht
ein. Diese Neuauflage der schon aus dem Kaiserreich weidlich vertrauten Ver-
bindung von sozialer Fürsorge und autoritärer Regierung glückte in Düsseldorf,
solange es genügend zu verteilen gab. Als die Finanzmasse schwand, die Interes-
sendivergenzen aber blieben, mußte das Konzept scheitern.
Hermann Heimerich verließ sich dagegen nicht auf allseitige loyalitätssichernde
Zugeständnisse, sondern bemühte sich um eine geordnete Austragung von politi-
schem Streit. Damit förderte er als einziger die dauerhafte Verankerung der
kommunalen Demokratie. Erfolgreiche demokratische Konfliktregulierung setzte
die Bereitschaft zu fairem Meinungsaustausch und zum politischen Kompromiß
voraus. Beides war im Mannheimer Bürgerausschuß der mittleren zwanziger
Jahre sichtlich in reicherem Maße gegeben als in der Düsseldorfer Stadtverordne-
tenversammlung. Bis 1930 arbeiteten die Mannheimer Sozialdemokraten und die
gemäßigten bürgerlichen Kräfte bis hin zur DVP vergleichsweise unproblema-
tisch zusammen.
Daß die geistigen Grundlagen für das neue politische System in Mannheim
auffallend stark vorhanden waren, erklärte bereits Oberbürgermeister Heimerich
mit der ausgeprägten freiheitlich-demokratischen Tradition in der badischen Me-
tropole. Die Revolution von 1848/49 hatte hier bleibende positive Spuren hinter-
lassen und unter anderem schon in den Jahren des Sozialistengesetzes die aktive
Teilnahme der Sozialdemokratie an der Kommunalpolitik ermöglicht. Durch die
langjährigen politischen Beziehungen zwischen Sozialdemokraten und Bürgerli-
chen waren Berührungsängste abgebaut und Verständigungswege geebnet wor-
den. Diesen geschichtlichen Überlieferungsstrang suchte der sozialdemokratische
Oberbürgermeister nun nachdrücklich zu unterstützen.
Aufgrund einer wesentlich anderen Vorgeschichte hätte Heimerich in Düssel-
dorf viel höhere Dämme abtragen müssen. Bis zur Revolution von 1918 hatte
sich die Düsseldorfer Oberschicht Demokratisierungsforderungen hartnäckig
verweigert und die zunehmend radikalere Arbeiterbewegung konsequent unter-
drückt. Nachdem die Revolutionsereignisse weitere schwere Wunden gerissen
hatten, standen sich in Düsseldorf mit einer starken revolutionären Linken und
den traditionellen Führungsgruppen zwei tief verfeindete Blöcke gegenüber. Die
verständigungsbereiten politischen Stimmen fielen hiergegen kaum ins Gewicht.
Oberbürgermeister Lehr, bis zum Zusammenbruch des Kaiserreiches selbst kom-
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promißloser Kämpfer gegen systemgefährdende Umtriebe, tat wenig, um deren
Ausgleichsimpulse zu ermutigen.
Die Fälle Mannheim und Düsseldorf unterstreichen, daß jeder Versuch, die
Erfolgsaussichten für eine stabile Gemeindedemokratie pauschal zu bewerten,
fehlschlagen muß. In Mannheim war der Ausgang lange durchaus offen, in Düs-
seldorf bot sich von Beginn an ein viel ungünstigeres Bild. Die beiden Städte
demonstrieren ferner den mächtigen Einfluß der Vergangenheit auf die politische
Entwicklung. Wäre eine allmähliche Liberalisierung der lokalen Herrschaftsver-
fassung im Kaiserreich nicht eher eine Ausnahme, sondern die Regel gewesen,
hätte das der Weimarer Demokratie zweifellos genutzt.
In Fortsetzung des traditionellen Dualismus von Staat und Gemeinde bezogen
die Oberbürgermeister Köttgen und Kutzer zur Neuorganisation des Staates kaum
Stellung. Sie wandten sich einerseits nie dezidiert gegen die Republik, gingen
andererseits aber auch nicht über formelhafte Loyalitätsbekenntnisse hinaus.
Angesichts des schwachen gesellschaftlichen Rückhalts der neuen Staatsform
konnte solcher Neutralismus nur den Systemgegnem nützen. Lehr und Heimerich
konstruierten dann zwischen Gemeinde- und Staatsverwaltung zu Recht keine
prinzipielle Trennung mehr und nahmen unmißverständlich Partei. Ihr Engage-
ment im Streit um die Weimarer Staatsverfassung setzte ihre kommunalpoliti-
schen Ordnungsideen jeweils logisch fort. Während Heimerich beherzt für die
Republik eintrat, bekundete Lehr, daß er Weimar-Deutschland nicht als politische
Heimat akzeptieren konnte. Seine Welt blieb der verlorene Obrigkeitsstaat. Lehrs
dauerndes Manövrieren gegen die rechtmäßige Fahne der Republik und sein
Desinteresse gegenüber den vorgeschriebenen Verfassungsfeiem wurden ver-
mutlich von wenigen großstädtischen Verwaltungsleitern noch übertroffen.
Die vorliegende Untersuchung sollte mit dem Interesse für politische Auffas-
sungen und Werte der großstädtischen Spitzenbeamten nicht zuletzt einen Beitrag
zur Politischen Kultur-Forschung leisten. Die abschließende Prüfung einzelner
Bestandteile von Politischer Kultur untermauert die tiefe weltanschauliche Zer-
rissenheit der wichtigsten kommunalen Führungsgruppe. Im Fall Düsseldorfs und
Mannheims besetzten gewöhnlich Lehr und Heimerich die gegensätzlichsten
Punkte. Beurteilte Lehr das demokratisch legitimierte Stadtparlament offen als
ärgerliche Fessel, so erkannte Heimerich das Mitspracherecht der Volksvertre-
tung generell an und warb für die unerläßlichen Verfahrensregeln der parlamen-
tarischen Auseinandersetzung. Wertete Lehr die jüngste deutsche Geschichte in
erster Linie als unverdiente Kette von Schicksalsschlägen, vermied Heimench
derart simple Entlastungen und riet zu gründlicher Lernbereitschaft. Betrachtete
der Düsseldorfer Oberbürgermeister den französischen "Erbfeind" weiterhin
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reserviert, arbeitete das Mannheimer Stadtoberhaupt für eine neue Ära der
deutsch-französischen Aussöhnung.
Die Geschichte der Weimarer Republik enthält mithin eine Vielzahl an wider-
sprüchlichen politischen Annahmen und Entwürfen, ein dichtes Nebeneinander
von teils bemerkenswert modernen und fortschrittsfeindlichen Entwicklungszü-
gen. Dies begründet einerseits ein gutes Stück ihrer anhaltenden Faszination,
dürfte aber auch die Debatte über den historischen Rang der ersten deutschen
Republik noch lange wachhalten. Die fortschreitende Berücksichtigung der kon-
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Nm. 10738f. (Robert Lehr) u. 16285 (Heinrich Weinand/Johannes Höber)
- Stadtarchiv Mannheim (StAM)
- Rats(beschluß)protokolle 1918-1933
- Bestand Oberbürgermeister und Beigeordnete
- Bestand Hauptverwaltung, Zug. -/1955-1964 u. 21/1969
- Bestand Hochbauamt, Zug. -/1952
- Bestand Tiefbauamt, Zug. 3/1968
- Bestand Maschinenamt, Zug. 4/1966
- Bestand Wasser, Gas- und Elektrizitätswerke, Zug. -/1964
- Bestand Verkehrsbetriebe, Zug. 18/1971 u. 19/1971
• Nl. Richard Böttger
- Nl. Hermann Heimerich
- Nl. Emil Hofmann
- Nl. Theodor Kutzer
- Nl. Robert Ritter
- Nl. Friedrich Walter
- Zeitgeschichtliche Sammlung (ZgS)
51 Personen
52 Orte und Sachen
- M. Johannes Höber
(verwaltet von Francis W. Hoeber, Philadelphia/USA)
II. Befragungen und Auskünfte
- Francis W. Hoeber, Philadelphia, 6.7. und 30.10.1992, 5.2. und 2.3.1993
- Elfriede Hoeber, Philadelphia, 18.10.1992
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